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Uorbemerkung. 


Nacli  starken  inneren  Bedenken  ist  der  Entschluß  ge- 
reift, dieses  Buch  in  seiner  jetzigen  Form  herauszugeben. 
Seine  Schwächen  und  Unziilänglichkeite7i  sind  wohl  keinem 
mehr  bewußt  als  dem  Verfasser,  der  den  Stoff  lahrelang 
mit  sich  herumgetragen  hat. 

Ich  bin  zur  VeröffentKchung  geschritten  aus  Pflicht- 
gefülü  gegenüber  dem  jüdischen  Kolon  isationswerÜ. 

Es  ist  gewiß,  daß  die  Entwicklung  der  politischen  Öe» 
schehnisse  dem  Zionismus  Aufgaben  gestellt  hat,  in  die  er 
erst  hineinwachsen  muß. 

In  diesem  Augenblicke  ist  es  Pflicht  für  jeden',  der 
etwas  zu  sagen  hat,  dies  auszusprechen,  auch  wenn  per- 
sönliche Wünsche  bei  der  Gestaltung  des  Stoffes,  die  eine 
weitere  jahrelange  Versenkung  erfordert  hätten,  zurück- 
traten müssen. 

Der  erste  Teil  dieses  Buches  war  im  Wesentlichen    im 
August    1917    abgeschlossen;     einzelne    Teile    wurden    im 
„Juden"  publiziert.    Im    März    1921»  war    die   ganze  Arbeit 
beendet.    Infolge     technischer    Schwierigkeiten    ^vurd0     der 
Druck  anderthalb  Jahre  hinausgeschoben. 

In  der  Grundanschauung  wie  in  der  Problemst^ung 
weiß  ich  mich  eins  mit  der  Poale-Zion.  Doch  sei  n  a  o  h- 
drücklichst  betont,  daß  ich  bei  Behandlung  der  ein- 
zelnen Fragen  meinen  eigenen  Weg  gegangen  bin,  und 
daher  die  Verantwortung  für  das  hier  vorgetragene  n  u  r 
mich  ti'ifft. 

Wien,  im  Sommer  1921. 

Fritz  Stern berg. 
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I.  Teil. 


Kapitel  1. 

» 

Geographische  unö  rechtliche  Uerhältnisse 
Palästinas. 

Die  Grenzen  iPalästinas  lassen  sich  nach  drei  Seiten 
hin  eindeutig  bestimmen.  Im  Westen  ist  es  das  Mittehneer, 
das  in  kurzer  Zeit  eine  überragende  Bedeutung  für  die 
Entwicklung  Palästinas  erhalten  dürfte.  Im  Osten  wird  es 
begrenzt  von  der  syiisch-arabischen  Wüste,  die  es  von 
seinem  Hinterlande  Mesopotamien  völlig  scheidet.  Auch  die 
Südgrenze  ist  wieder  durch  die  Wüste  gegeben,  wie  sie 
etwa  unterhalb  der  Linie  vorhanden  ^t,  die  man  von  Gaza 
nach  Berseba  und  von  dort  über  das  Südende  des  Toten 
Meeres  hinaus  ziehen  kann.,. 

Nur  nach  Norden  hin  weist  das  Land  keine  natür- 
Uchen  Grenzen  auf.  liier  bildet  das  christÜohe  autonome 
Gebiet  des  Libanon  die  gegebene  poütisohe  Grenze.  Duicti 
den  Völlierbund  ist  sie  vorläufig  wie  folgt  festgelegt:  Sie 
zieht  voa  Ras  Naskura,  zwischen  Akko  und  Tyrus  bis 
nördlich  Safed,  dann  längs  der  Wasserscheide  zwischen 
Leontes  und  Jordan  bis  nördUoh  MetuUah,  dann  nach' 
Westen  bis  einschließlich  Banias  und  dann  naoh  Südaa 
durch  den  G^nezargthsee  bis  Semaoh  und  von  da  nach 
Westen.  In  der  Provinzialeinteilung  der  .Türkei  spielte  Pa» 
lästina  keine  besondere  Rolle,  sondern  büdete  einen  Teü 
Syriens,  der  sich  aus  folgenden  drei  Unterteilen  zusammeii- 
setzte : 

1.  dem  direkt  der  Zentrali'egierung  unterstehenden  Regier 
rungsbezirk  (dem  Mutessarifhk)  Jerusalem,   9000  km,% 

2.  den  südlichen  Sandschaks  (Bezirke)  des  Villaiets  (Pro- 
vinz) Beirut,  und  zw:ar  den  Sandschaks  Akka  und 
Nablus,  ca.  9000  km', 

3.  auf  der  Ostjordanseite  dem  Sandsohat  el  Kerak  nnd  iicni 
südlichen  Teil  des  Hauran.  Beide  Gebiete  gehörea  ad- 
ministrativ zum  Villajet  Suria,  ca.  9000  km^ 
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Dies  würde  zusammen .  27.000  km'  ergeben,  somit,  da 
die  Bevölkerung  ca.  7—900.000  Seelen  ausmacht,  eine  Be- 
völkerungsdichte von  ca.  26—30  pro  km^  während  z.  B. 
Deutschland  auf  demselben  Gebiet  3,500.000  ernährt.  Pa- 
lästina ist  jedoch  kein  so  fester  politischer  Begriff  wie  z.  B.  "'^ 
Holland  oder  Schweden.  Ein  weiter  Spielraum  ist  für 
seine  definitive  Grenzregulierung  gelassen,  die  späterhin 
vor  allem  durch  wirtschaftliche  Faktoren  bestimmt  sein 
wird.  Wenn  man  daher  von  Palästina  im  weiteste a  Um- 
fange spricht,  so  kann  man  noch  hinzunehmen: 

4.  die  Fläche  des  Toten  Meeres,  915  km^ 

5.  den  neugeschaffenen  südlichen  Bezirk  Berseba,  ca. 
ca.  3500  km^,  und 

6.  den  Distrikt  südlich  von  Berseba  bis  Akaba,  innerhalb 
dessen  1908  ein  neuör  Verwaltungsdistrikt  mit  dem  Sitz 
in  El-Audje  errichtet  wurde,  ca.  6000  km^, 

7.  die  restlichen  Gebiete  von  Ostjordanien  bis  zur  Wüste, 
ca.  20.000  km^. 

Palästina  wäre  dann  knapp  60.000  km^  groß,  d.  h.;  ca. 
der  zehnte  Teü  des  Deutschen  Reiches  vor  dem  Weltkrieg. 

Es  Hegt  weiter  im  Bereich  der  Möglichkeit,  daß  die 
englische  Regierung  den  Nordrand  der  Sinai-Halbinsel  der 
jüdischen  Kolonisation  zur  Verfügung  stellen  wird,  da  keine 
politischen  Gründe  das  Fortbestehen  einer  Wüste  zwisoLen 
Aegypten  und  Palästina  für  England  erfordern. 

Zu  den  charakteristischsten  Erscheinungen  in  der 
Bodengestalt  des  Landes  gehört  der  tiefe  Graben,  den  man 
das  Jordantal  nennt.  Er  trennt  das  Land  zunächst  in  zwei 
große  Gebiete,  das  West-  und  Ostjordanland.  Westjordacien 
zerfäUt  in  die  Küstenebene  und  das  westjordanische  Ge- 
birge, sodaß  sich  unter  Berücksichtigung  des  Jordantales 
vier  ebene  Abschnitte  ergeben: 

'die  Küstenebene, 

das  westjordanische   Gebirge, 

das  Jordantal  und 

das  Ostjordanland. 

Die  westjordanische  Landschaft  umfaßt  in  ihrem 
größeren  südlichen  Teüe  Samaria  und  Judäa,  in  ihrem 
nördlichen  Galiläa.    In  dem  ersteren    sowie  in  den  Küsten- 


landschaften  ist  das  Land  vorzugsweise  für  den  PEan- 
zungsbau  geeignet,  in  Galiläa  -und  im  Ostjordanlande  für 
Gretreidebau.  Auf  jede  dieser  Kulturen  entfällt  ungefähr  die 
Hälfte  des  Bodens.  Es  ist  für  die  weitere  Beti'achtungsweise 
von  größter  Wichtigkeit,  daß  der  Pflanzungsboden  von  den 
Arabern  aus  Mangel  an  Kapital  und  Kenntnissen  zumeist 
nicht  bestellt  oder  nur  höchst  linvollkommen  ausgenutzt 
^\nirde.~(Eine  kleine  Ausnahme  bilden  nur  reiche  Araber 
in  der  Nähe  der  großen  Städte.)  ' 

Palästina  ist  also  keineswegs  ein  in  sicli  einheitliches 
Gebiet,  im  Gegenteil,  es  weist  geographisch"  sclion  in  kurzen 
Entfernungen  eine  söHr  starke  Differenzierung  auf.  Auf 
verhältnismäßig  kleinen  Raum  umfaßt  das  Land'  alpine 
Gebirgssysteme  neben  großartigen  Furchen,  die  tief  Tiriter 
dem  Niveau  des  Meeres  liefen,  daneben  ausgedehnte 
Plateauländer.  Jerusalem  und  das  Tote  Meer  —  in  der 
Luftlinie  23  fcn  voneinander  entfernt  —  Haben  einen  Höhen- 
unterschied voin  beinahe  1200  m.  Bei  dieser  Differenzie- 
rung der  geographischen  Bedingungen  ist  es  natürlich, 
daß  aucH  das  Küma  des  Uandes  erheblicHe  Verscliieden- 
heiten  zeigt.  In  Paranthese  sei  bemerkt,  daß  neuere  Unter- 
suchungen '  (ich'  verweise  insbesondere  auf  Dr.  HeinricK 
Hüderscheid,  ,,Die  Niedersclüagsverliältnisse  Palästinas  in 
alter  und  neuer  Zeit**,  L'eipzig  1902')  ergeben  Haben,  daß  sicli 
das  Klima  im  Vergleich  zu  den  Verhältnissen  im  Altertum 
keinesfalls  wesentlich  geändert  Hat,  somit  alle  Folgerungen 
aus  dieser  KHmaveränderung  —  &  B.  der  daraus  resul- 
tierende wii-tschaftliche  Verfall  des  L'andes  —  von  vorn- 
herein als  irrig  abzulehnen  sind.  Man  kann  das  Klima  im 
allgemeinen  als  Mittelmeerklima  bezeichnen.  Es  lassen  sicH 
—  nach  Schulmann*)'—  (irei  Klimazonen  unterscheiden: 

i.  die  subtropische  Küsteneb'ene  mit  einem  warmen, 
gleichmäßigen  MittelmeerkUma  und  einer  "Mittelmeertenipe- 
ratur  von  l7.5^  bei  der  die  Dattelpalmen,  Orangen  und 
Bauiöwolle  gut  gedeihen, 

2.  das  Bergland,  wo  der  Weinstoclf,  die  Olive  und  der 
Feigenbaum  überall  wachsen  oder  vielmehr  wachsen 
können, 

>)  „Zur  türkischen  Agrarfrage",  Weimar  1916. 
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3.  die  Tiefen  des  Jordantales,  in  denen  alle  Süd- 
früchte üppig  wachsen,  wo  eine  Hitze  von  22,5"  wie  in  Nu- 
bien  herrscht. 

Eine  genaue  Vorstellung  erhält  man  von  den  klimati- 
schen Verhältnissen,  wenn  man  z.  B.  die  Durohsohnitts- 
temperatur  von  Jerusalem  und  die  Regentage  in  den  ein- 
zelnen Monaten  feststellt. 

Mittel  0  C.       Regentage 

Januar 8*5  11 

Februar  ....    9-2  10 

März 11-8  8 

April 16-4  5 

Mai 20-0  1    '^ 

Juni 22-8  0 

Juli 241  0 

August    ....  24-4  0 

September  ...  23  3  0 

Oktober  ....  20-3  1 

November  .   .  .  158  6 

Dezember  ...  110  9 

Die  Regenzeit  ist  von  November  bis  März,  die  Niederschläge 
betragen  (die  Zahlen  sind  nicht  ganz  feststehend): 
an  der  Küste  610  mm  an  61  6  Tagen 
in  dem  Bergland  620  mm  an  633 Tagen 
in  dem  Jordanland  460  mm  an  53  3  Tagen. 

Die  Niederschlagsmenge  entspricht  ungefähr  der  deut- 
schen: für  Palästina  ist  es  besonders  günstig  im  Vergleich 
zu  den  europäischen  Ländern,  daß  der  Regen  nur  in  we- 
nigen Monaten  fällt,  nicht  im  Laufe  des  ganzQn  Jahres,  so 
daß  sich  bei  systematischer  Durchführung  der  künstlichen 
Bewässerung  für  die  Ausnützung  des  Wassers  seHr  reiche 
Möglichkeiten  ergeben. 

Das  Problem  der  kunstlichen  Bewässerung  spielt  in 
Palästina  —  wie  überhaupt  im  Orient  —  eine  große  Rolle. 
Ist  bislang  aber  nicht  im  entferntesten  gelöst.  Im  Altertum 
war,  wie  verschiedene  Ausgrabungen  bewiesen  haben;  die 
künstliche  Bewässerung  weit  besser  ausgebildet,  somit  der 
Boden  weit  mehr  ausgenutzt.  Auch  einer  der  Gründe,  die 
die  Behauptung  bestätigen,  daß  die  Bevölkerung  zur  Zeit 
der  Bibel  die  jetzige  bei  weitem  übertraf. 
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Das  Klima  Palästinas  ist  für  den  Europäer  geeignetel? 
als  das  anderer  orientalischer  Länder.  Dazu  kommt  aber 
in  unserem  besonderen  Falle,  daß  die  Juden  in  ihrer  An- 
passungsfähigkeit an  klimatische  Bedingungen  mit  Euro- 
päern nicht  zn  identifizieren  sind.  Es  gibt  für  die  iüdische 
Rasse  schlechthin  keine  Ellimagrenze.  Weder  nach  dem 
Westen  noch  nach  dem  Osten,  nach  dem  Norden  noch  nach 
dem  Süden.  Dies  beweisen  die  verschiedenen  Typen  wie  die 
jemenitischen  oder  die  bucharischen  Juden,  die  marokkani- 
schen wie  die  chinesischen,  die  deutschen  wie  die  italieni- 
schen, die  russischen  wie  die  englischen,  die  nordischen 
wie  die  französischen. 

Daher  stehen  klimatisch  einer  starken  jüdischen  Ein- 
wanderung in  Palästina  nicht  die  mindesten  Hindernisse 
entgegen.  Wenn  —  so  im  Beginn  der  jüdischen  Einwande- 
rung —  nicht  unbedeutende  Bevölkerungsbestandteile  schon 
nach  kurzer  Zeit  starben,  so  waren  die  Gründe  nicht  im 
ungewohnten  EHima,  sondern  vor  allem  in  den  ganz  er- 
schreckenden hygienischen  Mißständen  zu  suchen.  Wir 
kommen  darauf  noch  zurück. 

Soweit  die  Fauna  und  Flora  für  die  Behandlung  an- 
seres  Themas  von  Wichtigkeit  ist,  werden  wir  sie  in  an- 
deren Zusammenhängen  berühren ;  wir  verweisen  auf  die 
geographische  Palästinaliteratur,  insbesondere  auf  G  u  t  h  e, 
Palästina. 

Dies  über  die  geographischen  Bedingungen.  Bei  der 
Darstellung  der  rechtlichen  Verhältnisse  im  weitesten  Sinne 
werden  wir  uns  ganz  kurz  fassen,  da  die  bisherigen  be- 
reits jetzt  historisch  sind,  und  noch  keine  Gewißheit  über 
das  in  Zukunft  in  Palästina  herrschende  Recht  besteht.  Es 
gab  nach  dem  türkischen  Gesetz  fünf  Arten  Grundeigentum ; 

1.  Mirieland, 

2.  Mülkland, 

3.  Wagfland, 

4.  Metrukeland, 

5.  Mevatland. 

In  Palästina  war  der  größte  Teü  des  Landes  Mirie- 
land. In  früheren  Zeiten  wurde  Mirieland  von  ganzen 
Dörfern  gemeinschafüioh  gepachtet,  daher  herrscht  —    dies 
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ist  für  spätere  Betrachtungen  wichtig  —  auch  heute  noch 
in  Palästina  in  sehr  vielen  Dörfern  der  gemeinsame  Besitz 
an  Grund  und  Boden  (muscha).  Derjenige,  der  Mirieland 
bewirtschaftet,  ist  nicht  Besitzer  seines  Grundstückes,  son- 
dern hat  es  in  Erbpacht.  Mirieland  ist  ursprünglich  Acker- 
land und  da  Idie  ganze  türkische  Steuerpolitil?:  auf  den  land- 
wirtschaftlichen Erträgen  beruhte,  so  durfte  sein  Herr  nicht 
darauf  beliebig  schalten,  sondern  bedurfte,  wenn  er  z.  B. 
Bauten  aufführen  oder  Pflanzungen  anlegen  wollte,  .der 
vorherigen  Genehmigung  des  Staates:  ebenso  —  das  ist 
nach  dem  Vorausgehenden  selbstverständlich  —  bei  seinem 
Verkauf.  Wenn  das  Land  drei  Jahre  nicht  bestellt  wurde, 
so  wurde  es  wieder  Eigentum  des  Staates» 

Die  Ausdehnung  des  Mülklandes  ist  weit  geringer  als 
die  des  Mirielandes.  Sein  Herr  ist  sein  Besitzer  und  hat 
darüber  freie  Verfügungsgewalt  wie  in  Europa«  Jedoch  ist 
der  Boden,  der  landwirtschaftlich  ausgenutzt  wird,  nur  in 
den  seltensten  FäUen  Mülldand.  Dieses  beschränkt  sich  im 
allgemeinen  auf  die  Wohnhäuser  und  in  landwirtschaftlichen 
Gebieten  auf  die  PÜanzungen.  Die  Fellachenb'evölkerung 
hat  es  also  fast  immer  mit  Mirieland  zu  tun. 

Das  Wagüand  bildete  die  Güter  der  toten  Hand.  Es 
hatte  während  der  letzten  Jahrhunderte  eine  größere  Aus- 
dehnung erfahren  und  war  nach  türkischem  Rechte  für  alle 
Zeiten  unabänderlich  festgelegt,  daher  wakuf  (stehend). 
Ebenso  wie  die  Krongüter  begünstigte  es  natürlich  den 
Latifundienbesitz  ganz   außerordenthch. 

Neben  diesen  drei  Hauptarten  des  Bodens  haben  die 
beiden  zuletzt  genannten    wenig    wirtschaftliche  Bedeutung. 

Das  Metrukeland  hatte  überhaupt  keinen  einzelnen  Be- 
sitzer, daher  durfte  es  nicht  veräußert  werden.  Es  gehörte 
im  allgemeinen  einer  größeren  Gemeinschaft  und  wurde 
zur  Anlage  von  Wegen,  Märkten  benutzt  oder  diente  als 
Weideplatz. 

Das  Mevatland  war  bislang  ungenutzter  herrenloser 
Boden.  Wer  die  Erlaubnis  der  türkischen  Behörden  hatte 
es  zu  bewirtschaften,  war  sein  Herr,  das  Land  Mirieland. 

Das  herrenlose  Land  und  die  Kron-'Domähen  bedecken 
Lm  türkischen  Palästina  ein  Areal  von  ca.  200—300.000  ha. 
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Die  Gnundbesitzverteilung  war  nicht  geeignet,  das 
wirtschaftliche  Niveau  des  Landes  zu  heben.  Wii*  besitzen 
auch  über  diesen  Punkt  keine  völlig  zuverlässigen  Angaben 
(ebensowenig  wie  über  die  Wirtschaftsführung  der  Fella- 
ohenbevölkerung).  Die  Angaben  Auhagens,^)  daß:  in,  Judäa 
noch  30  %„  in  Galiläa  noch  20  %,  im  Ostjordanlande  noch  15  % 
in  den  Händen  von  Bauern  sind,  scheinen  uns  jedoch  noch 
am  meisten  der  Wirklichkeit  zu  entsprechen,  "^ir  Kalten 
diese  Grundbesitzverteilung  für  sehr  ungünstig ;  ohne  hier 
auf  die  Streitfrage :  Großbetrieb  oder  Kleinbetrieb  einzu- 
gehen, wird  wohl  die  Behauptung  keinem  Widerspruch  be- 
gegnen, daß  eine  derartig  große  Ausdehnung  des  Groß- 
grundbesitzes nur  schädlich  sein  kann,  ganz  besonders  in 
Palästina,  denn  hier  ist  keineswegs  Großg  rundbesitz 
und  Großbetrieb  identisch:  im  Gegenteil,  die  Groß- 
grundbesitzer sind  zumeist  reiche  städtische  Araber,  die 
das  Land  weiter  verpachten  und  mit  seiner  Bestellung  nicht 
das  mindeste-  zu  tun  haben. 

Die  Gründe,  für,  diese  ujnerquickliche  Entwicklung  waren 
mannigfacher  Art.  Sie  waren  einmal  in  der  außerordentlich 
drückenden  Steuerpolitik  zu  suchen  (siehe  S.  14),  die  den 
Fellachen  häufig  veranlaßt,  das  Land  an  den  reichen 
Effendi  in  der  Stadt  zu  verkaufen  und  von  diesem;  in  Pacht 
zw  nehmen,  um  nur  ja  nichts  mit  dem  Steuerpächter  zu  tun 
zu  haben.  Sie  waren  weiter  darin  begründet,  daß,  das 
Kleinkreditwesen  vorläufig  ohne  jede  Regelung  war  und  so 
dem  Wucher  völlig  freie  Hand  gelassen  wurde.  Wenn  man 
ein  arabisches  Dorf  betrat,  so  konnte  man  häufig  schon 
von  weitem  die  Stimme  des  Geldverleüier»  hören:  „Wer 
braucht  Geld?<  Es  ^vurde  meistens  ohne  Sicherheit  ge- 
geben, gewöhnlich  am  Anfang  des  Jahres.  Nach  der  Brnie, 
also  nach  8—9  Monaten,  hatte  der  FeRache  für  10  bereits 
15  zu  zahlen,  es  war  also  eine  Verzinsung  von  75  %  ganz 
an  der  Tagesordnung.  War  er  dazu  nicht  imstande  —  man 
denke  nur  an  Mißernten,  an  Seuchen,  an  die  harte  lange 
Müitärzeit,   an  die  vielen  Kriege  — ,  dann  fiel  sein  Gütchen 


»)  Beiträge  1907  zur  Kenntnis  der  Landesnatur  u.  der  Landwirt- 
schaft Syriens. 
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unrettbar  dem  Wucherer  anheim  und  er  konnte    Iroh    sein, 
wenn  er  als  Pächter  darauf  belassen  wurde. 

Diese  Veriiältnisse  bildeten  einen  der  Krebsschäden 
der  landwirtschaftlichen  Entwicldung. 

Dieselbe  wurde  weiter  gehemmt  durch  die  bisherige 
Zoll-  und  Steuerpolitik.  Im  Budget  des  türkischen  Staates 
für  das  Jahr  1912/13  waren  folgende  Einnahmen  (Werte  in 
türkischen  Pfuad  zu  18.44  ^Z)  vorgesehen: 

aus  den  direkten  Steuern Ltq.  14,870.381 

Zehnt 7,698.243 

Grundsteuer - 2,938.110 

Viehsteuer 2,043.840 

Forst-  und  Bergwerkssteuer 107.420 

Gewerbesteuer 397.400 

Naturalleistungen 553.938 

Steuerquittungen 55.000 

Militärbefreiungstaxe 1,076.430 

aus  den  indirekten  Steuern Ltq.  5,692.728 

Zölle 5,000.000 

Spirituosen 318.300 

Andere 374.428 

Stempelsteuer  und  Eintragungen,  Pässe 1,361.886 

JVlonopole  (Salz,  Pulver,  Tabak) 3,621.373 

Staatsbetriebe 301.867 

Ertrag  von  Domänen 868.764 

Tribut  von  Ägypten,  Cypern,  Athos,  Sa  mos 893.877 

Pensionskasse  .       1,178.513 

Verschiedene  Einnahmen 1,724.770 

Ltq.  30,514.159 
Hieraus  geht  hervor,  daß  die  Landwirtschaft  —  dies 
ist  in  den  historischen  Verhältnissen  begründet  —  den  weit- 
aus größten  TeÄ  aller  Steuern  aufzubringen  Hat.  Vor  allem 
lastet  auf  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  der  „Zehnte" 
stark,  der  besser  der  „Achte"  heißen  sollte,  da  er  nach 
viermaUgon  Erhöhungen  12.63  %  betrug.  Die  Regieromg  er- 
hob ihn  nicht  direkt,  sondern  verpachtete  ihn  zumeist  und 
wir  können  uns  vorstellen  —  die  Zustände  erinnern  an  die 
des  alten  Roms  -^  wie  schikanös  die  Steuerpächter  im  all- 
gemeinen vorgingen.  Bei  den  Aufständen  in  der  .Türkei 
waren  sie  es  gewöhnlich,  die  zuerst  erschlagen  wurden. 

Diese  Verhältnisse  sind  durch  die  englische  Besitz- 
ergreifung naturgemäß  grundlegend  geändert  worden;  eine 
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nähere  Darstellung  muß  der  Zulninft  vorbeHalten  bleiben, 
In  jedem  Falle  ist  es  ausgeschlossen,  daß  augh  weiterhin 
durch  die  Art  (Jör  Steuereintreibung  die  wirtschaftiiche  Ent- 
wicklung des  Landes  gehemmt  werden  kann. 

Die  VerKeKrsverliältnisse  Palästinas,  wie 
Jedes  Landes,  sind  völlig  abhängig  von  seiner  wirtschaft- 
lichen Sti'uktur.  Eine  stärkere  Industrialisierung  Kat  zur 
Folge,  *daß  das  Eisenbahnnetz  dichter  wird,  die  Straßea 
und  sonstigen  VerkeHrsverhältnisse  sicK  vervollkommnen. 
Das  wirtschaftliche  Niveau  des  Eandes  war  Jedoch  sehr 
niedrig,  und  so  Irann  es  uns  nicht  Wunder  nehmen,  daß' 
die  Straßen  Palästinas  —  wie  ganz  Syriens  —  denkbar 
schlecht  sind,  sodaß,  wie  z.  B.  Pierre  Loti  gelegentlich  be- 
richtet, Reisende  es  vorzogen,  neben  den  Straßen  zu 
fahren  und  diese  nur  als  "Wegweiser  zu  benutzen.  Dies  war 
nur  zu  natürlich.  Die  türkische  Regierung  hatte  bei  iKien 
finanziellen  Kalamitäten  für  Ausbesserungen,  b^ezw.  Neu- 
schaffung von  Wegen  ebensowenig  Geld  wie  für  Errichtung 
irgendwelcher  Irultureller  Anstalten.  Die  Fellachen,  deren 
Wirtschaftsweise  fast  alle  ihre  Bedürfnisse  befriedigte,  Katten 
Kein  brennendes  Interesse  an  der  Verbesserung  der  Woge- 
verhältnisse und  so  sind  nur  im  Bereiche  der  iüdlschen 
und  deutschen  Kolonien  Chausseen,  die  bescheidene  'An- 
sprüche  einigermaßen  befriedigen  können,   gebaut  worden. 

Es  entfallen  nach  Ruppin:*) 

Kilometer  Eisenbahnlinie  in: 


Auf  |e 
100 
km2 

Auf  ie 

10000 

Einwohner 

1 ,  Syrien 

2,  Kleinasien  .... 

3,  AsiatischeTürkei  . 
"4.  Qriechenland(19I2) 

5.  Rumänien  (1912)    . 

6.  Frankreich  (1912)  . 
T.Deutschland  (1912) 
8.  Belgien  (1912)   .   . 

1-0 
0-6 
03 
2-5 
2-7 
9-4 
11-66 
29-3 

51 
3-2 
3-2 
61 
5-3 

12-8 
9-5 

11-7 

•)  Syrien  als  Wirtschaftsgebiet,  Berlin  .1917. 
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Im  Verhältnis  zur  Gesamttürkei  steht  Palästina  gleich 
wie  Syrien,  •sowohl  wenn  man  seine  Ausdehnung,  wie  wenn 
man  seltne  Bevölkerung  als  Vergleichsbasis  annimmt,  sehr 
^nstig  da ;  ungünstig  im  Vergleich  zu  europäischen  Ver- 
hältnissen. Die  Entwicklung  des  Eisenbahnwesens  Palästi- 
nas —  die  in  die  letzten  JahrzehJnte  fällt  —  hat  natürlich 
das  Wirtschaftsleben  günstig  beeinflußt,  aber  weitreichende 
Wirkungen  haben  sich  in  Palästina  durch  die  Eisenbahnen 
bisher  nicht  gezeigt.  Man  kann  wohl  kaum  behaupten,  daß 
irgendwelche  Kulturen  durch  die  Eisenbahn  unrentabel,  ir- 
gendwelche durch  sie  erst  möglich  gemacht  werden  (jedoch" 
fehlen  auch  in  diesem  Punkte  exakte  Vorarbeiten)'.  Dies 
kann  man  wohl  erst  für  die  Folgezeit  annehmen,  wenn  die 
Verbindung  der  AnatoUsohen  mit  der  Hedschas-Bahn  und 
die  der  ägyptischen  Linien  mit  'den  palästinensischen  ihre 
Wirkung  zeigen  wird,  wenn  das  Ostjordanland  völlig  an 
den  Verkehr  angeschlossen  und  die  Häfen  von  Jaffa  und 
Haifa  neu  ausgebaut  und  modernisiert  sein  werden.  Erst 
dann  sind  tiefgreifende  Aenderungen  zu  erwarten  und  dann 
wird  Palästina  vielleicht  ein  wichtiges  Verbindungsland 
dreier  Weltteile  werden. 

Naturgemäß  steht  eine  Erweiterung  des  Eisenbahn- 
wesens mit  einer  Entwicklung  des  gesamten  Wirtschafts- 
s:^'stems  im  engsten  Konnex,  und  die  Fortschritte  auf  dem 
pinen  Gebiete  werden  nicht  ohne  weittragende  Wirkung  auf 
das  andere  bleiben. 


Kapitel  2. 

Uüirtschaftlicher   Stanö    öer    einheimischen 
Beuölkerung. 

Eine  genaue  Statistik  gibt  es  für  die  Bevölkerung  Pa- 
lästinas ebensowenig  wie  für  die  der  gesamten  Türkei.  Ein 
weiterer  Ausbau  der  Statistilc  gehört  zu  den  unumgäng- 
lichen Voraussetzungen  aller  wissenschaftlichen  Arbeit,  die 
•  sich  mit  wirtschaftlichen  Problemen  des  Orients  befaßt.  Die 
Schätzungen  über  die  Bevölkerung  schwanken  zwischen 
700.000  und  1,000.000.  Dies  entspricht  einer  Dichte  von  28 
bis  30  pro  km^ 

Zum  Vergleiche  führen  wir  die  Volks  dichte  der  an- 
deren Teüe  des  bisherigen  türkischen  Reiches  an: 

Europäische  Türkei  .    28.000  km2  19  Mill.  Einwohner  67  E.  a.  d.  km2 
Nord-  u.  West-Klein- 
asien    ......  220.000   ,  6-5    „            „  29   „    „   ,     , 

Inner-  u.   Süd -Klein- 
asien      275.000    „  4-1     „  „  15   „    „    „    „ 

Armenien 186.000    „  2-4    „  „  13   „    „   „    , 

West- U.Nord-Syrien  123.000    „  25    „  „  28  „    ,  „    , 

Ost-Syrien 96  000    -  0*9    „  „  9   „    „   „    „ 

Mesopotamien    .   .  .  441.900  T  1*9    »  r,  45  „    „   ,    „ 

Arabien .441.000    „  10    „  „  23  „    ,  ,    , 

1,788.000  km2  21-2  Mill.  Einwohner  12   E.  a.  d.  km' 

Palästina  gehört  demnach  zu  den 'dichtbesiedelten  Ge- 
bieten der  Türkei  (von  Konstantinopel  müssen  wir  dabei 
natürlich  absehen). 

Trotz  dessen  ist  es  im  Vergleich  mit  den  europäischen 
Verhältnissen  (z.  B.  Deutschland  120  auf  den  km^)  noch 
sehr  dünn  bevölkert.  Im  Altertum  scheint  es  eine  größere 
Bevölkerung  ernährt  zu  haben,  wie  heute  allseits  angenom- 
men wird,  wenn  auch  die  x\.ngaben  der  Bibel ,^)  wonach  es 

zu   jenör  Zeit  5—6  Mülioneii    ernährt  haben  soll,    vielleicht 

« 

*)  Samuel  II,  Kap.  24,  Chronik  Kap.  21. 


etwas  zu  hoch  gegriffen  sind.  Die  Bevölkerung  setzte  sicH 
vor  dem  Kriege  nach  einer  Statistik  der  Erez-Israel-Kom* 
mission^)  aus  folgenden  Bestandteilen  zusammen: 


Arabisch  sprechende 

V                                  » 

»                         n 

Moslem  .  .   . 
Juden  .... 
Drusen    .   .  . 

.  650.000 
.  95  000 
.    45  000 

w 

r> 

Mutwelier  .   . 

.    40.000 

n 

n 

Griechen    .  . 

.    40.000 

w 

II 

Lateiner  .  .  . 

.    35.000 

n 

» 

Tscherkessen 

.    15  000 

n 

1» 

Turkmenen    . 

.     5.000 

» 

» 

Maroniten  .   . 

.     5.000 

n 

Protestanten  . 

.      5.000 

n 

» 

Perser 

n 
n 
n 

n 

» 

Zigeuner  ? .   . 
Neger      J 
Armenier    .  . 

.  5.000 
.      1.000 

n 
n 

n 
n 

Kopten        1 
Abessinier  i 

.     1.000 

» 

n 

Ausländer  .  . 

.     8000 

950000 
Die  Araber  sind  l5is  auf  die  80.000  Christen  Moslems. 
Die  Mohammedaner  leben  zu  etwa  60  "/o  von  der  Landwirir 
Schaft,  die  übrigen,  der  größte  Teil  der  Christen  imd  die 
Juden  bis  auf  die  12.000  Bewohner  der  Kolonien,  leben  in 
Städten.  Allerdings  darf  «man,  wenn  man  voa  „Städten" 
spricht,  nicht  an  den  europäischen  Begriff  denken.  Die 
palästinensischen  Städte  sind  bis  auf  Jerusalem,  das 
seine  Größe  außerökonomischen^aktoren  verdankt,  Land- 
städte, die  ihren  dörflichen  Charakter  ebensowenig  wie  die 
deutschen  mittelalterlichen  verleugnen  können.  Ein  großer 
Teil  der  palästinensischen  Städter  lebt  noch  heute  neben- 
beruflich von  der  Landwirtschaft. 

Im  Ostjordanlande  haben  sich  noch  Beduinen-(Hirten)- 
Stämme  erhalten  und  die  geringe  Bodenausnutzung  dieses 
Gebietes  ist  hauptsächlich  auf  ihr  Konto  zu  setzen,  da  bei 
dem  Mangel  an  Schutz  durch  die  türkische  Regierung  eine 
Bebauung  des  Landes  in  "unmittelbarer  Nähe  von 
Beduinenstämmen  ein  nutzloses  Bemühen  war.  Jeder  weitere 
Ausbau    des   Eisenbahnnetzes    vermindert    jedoch    die    Be- 

*)  Die  Erez-Israel-Arbeit.  Herausgegebeji  vom  Arbeilssekretariat 
0^9  Weltyerbandes  der  Poale-Zion.   Jaffa  19?0,  in  jüdischer  Sprache, 
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diimengefahr,  und  so  wird  die  antiwirtschaftliohe  Bedeu- 
tung der  „Söhne  der  "Wüste"  in  Kürze  nur  noch  für  den 
palästinensischen  Märchenerzähler  eine  Rolle  spielen. 

Von  der  Bevölkerung  entfallen  nach  Trietsch^)  aui  das 
Liwa  Jerusalem  die  reicliliche  Hallte  der  BevöU^erung,  ca. 
375.000,    auf    den  Teil    des  Landes,    der  zum  Vilajet  Beirut 

gehört  225.000,  auf  das  Gebiet  jenseits  des  Jordan  100.000. 
Im  folgenden  bringen  wir  nach  Trietsch  die  Bevölkerungs- 
zahl der  palästinensischen  Städte: 

Bevölkerungsziffern  der  Städte  von  Palästina  u.  seinen  nächsten 
Nachbarländern. 
I.  Palästina. 

a>  Liwa  Jerusalem:            Einw.        Moslems        Juden  Christen 

Jerusalem 100.000          15.000         65.000  20.000 

Jaffa 50.000         30.000          10.000  10.000 

Gaza 40.000         39  000              160  800 

Hebron 20.000          19.000           1.000  — 

Bethlehem 16.000             500            —  15.500 

Ramleh 9.000           6.000              100  2.900 

Lydda 9.00QI             _               _  _ 

Medschdel  bei  Gaza  .   .        5.000           5.000             —  — 

Bet-Dschalab.  Bethlehem        4.500             —               —  4.500 

Esdud  (Asdod) 3.000           3.000              —  — 

Jebna  (Jahne) 2.500           2.500             —  — 

Jericho 2.000           2.000              —  — 

Berseba 1.000           1.000               20  —    ' 

Bet-Dschibrin 1.000  1.000  — 

Ramallah —               —               —  — 

El  Bire(n.  von  Jerusalem)        1.000             —               —  _      — 
b)  zur   Provinz   Beirut 
gehörig: 

Nablus(n.d.altenSichem)      28.000         27.000             — '  800 

Safed 18.000           7.000          10.000  1.000 

Haifa 20.000           7.000           2.000  11.000 

Saida  (Sidon) 20.000         14  000             800  5.000 

Nazareth 15.000           4.000             —  11.000 

Akka 10.000           7.500               50  2.400 

Tiberias 10.000           1.700           8.000  300 

Sur  (Tyrus) 6.000           3.200              —  2.800 

Dschedeide 6.000             500             —  5.500 

Schefa  Amr     ......        3.000           l.GOO               20  2.000 

Beisan  (Beth  Sche'an)     .        3.000           3.000             —  — 

Dachenin 2.500           2.500             —  — 

»)  Palästina-Handbuch,  4.  Auflage,  Berlin  1919. 
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Einw. 

Moslemi 

1.300 

1.300 

1.200 

1.200 

21.000 

18.000 

12.000 

8.500 

9.000 

9,000 

8.000 

8.000 

5.000 

— 

3.000 

— 

2.500 

2500 

-3.000 

2-3.000 

2.000 

— 

2.000 

— 

1.500 

— 

1.500 

— 

1.000 

— 
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Juden         Christen 

Tantura  (Dorf) 

Kaisarie  (Caesarea)     .  . 
c)  Tran  8 Jordanien  (ad- 
ministrativ   zu    Da- 
maskus) :  « 

Kerak 21.000         18.000  —  3.000 

Es-Salt 12.000  8.500  —  3.500 

Tafile 
Ma'an 
Der'at 

Madeba 3.000  —  —  3.000 

M'zerib 

Akaba 2- 

rbid 

El  Kunetra 

Dscherasch 

Amman 

Bosra 

Schobeck —  —  —  — 

Ruppin^)  gibt  demgegenüber  folgende  Zahlen  an: 

„Die  Bevölkerung  betrug  nach'  den  offiziellen  Angaben, 

die  ich  von  den  türkischen  Behörden  im  Jahire  1915  erÜielt, 

in     den     einzelnen     zu      dem     Gebiete     gehörigen     Kazas 

(Kreisen) :  * 

M  u  t  e  s  s  a  r  i  f  1  i  k    Jerusalem: 

Kaza  Jerusalem 123.017 

„     Gaza 82.614 

„     Jaffa 81.490 

„     Hebron 56.241 

„     Berseba 55.000 

398.362 

M  u  t  e  s  s  a  r  i  f  1  i  k    Nablus: 

Kaza  Nablus 76  426 

„      Djenin 41.422 

„     Benl  Saab  (Pulekerem)  .    3^901 

153.749 
M  u  t  e  s  s  a  r  i  f  li  k    Akko: 

Kaza  Akko 40.897 

„      Haifa 30629 

„      Nazareth 20.801 

„      Tiberias 13,102 

„     Safed  . 31.735 

137.164 
*)  Der  Aufbau  des  Landes  Israel,  Berlin  1919. 
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M  u  t  e  s  s  a  r  i  f  1  i  k  Beirut: 
Kaza  Sur  (Tyrus) 39.274 

M  u  t  es  s  a  r  i  f  I  i  k  Kerak: 
Kaza  Kerak 19.551 

„     Es-Salt 37.236 

56.787 
M  u  t  e  s  s  a  r  i  f  1  i  k    Hauran: 
Kaza  Adschlun 61.500 

M  u  t  e  s  s  a  r  i  f  1  i  k    Damaskus: 
Kaza  Kunetra 35.267 

Es  ergibt  sich  liiernach  eine  Gesamtbevölkerung  von 
etwa  880.000  Seelen.  Hierbei  ist  zu  berücksichtigen,  d&ß  die 
amtKchen  Angaben  nur  die  wirklich  in  den  Registern  der 
Behörden  eingetragenen  Bewohner  umfassen,  daß  aber 
nach  allgemeiner  Meinung  die  registrierten  Einwohner  nur 
etwa  80  %  der  wirklichen  Bewohner  betragen.  Andererseits 
hat  sich  /die  Bevölkerung  im  Laufe  des  Krieges  durch  Aus- 
wanderung und  Tod  sicherlich  um  mindestens  20  ^/o  ver- 
ringert, so  daß  die  oben  angegebene  Zahl  von  880.000 
Seelen  über  die  wirkliche  heutige  Bevölkerungsziffer  wahr- 
scheinlich noch  etwas  hinausgeht.  Bei  Zugrundelegung  die- 
ser Zahl  ergibt  sich  eine  durchschnittliche  Bevölkerungs- 
dichte von  etwa  30  Menschen  auf  den  Quadratkilometer. 

Der  Religion  nach  waren  unter  dieser  Bevölkerung 
bei  Beginn  des  Weltkrieges  etwa  90.000  Juden,  80.000 
Christen  und  710.000  Mohammedaner." 

Hinsichtlich  Juden  und  Christen  stimmen  die  Zahlen 
von  Trietsch  und  Ruppin  ziemlich  überein.  Nur  nimmt 
Ruppin  die  Zahl  ider  Mohammedaner  um  200.000  höher  an. 
Der  Bericht  der  Erez-Israel-Kommission  geht  in  den  ein- 
zelnen Zahlen  mit  Ruppin  conform,  nur  ergänzt  er  sie 
durch  einige  Ideine  Bezirke  und  kommt  damit  auf  eine  Ge- 
samtzahl von  1,063.524. 

Das  Palästina  der  englischen  Verwaltung  rechnet  mit 
560.000  Moslems,  70.000  Christen  und  63.000  Juden. 

Dies  ist  so  ziemlich  alles,  was  :wir  über  die  Bevölke- 
rung wissen.  Die  für  jede  gründliche  Kenntnis  des  Landes 
unbedingt    notwendigen    Vorarbeite»   fehlen    gänzlich.    Die 
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Schätzungen  über  die  Anzahl  der  städtischen  Bevölkerung 
in  Palästina  gehen  weit  auseinander,  und  was  wir  beson- 
ders brauchen :  eine  exakte  methodische  Untersuchung  über 
die  Lebensweise  der  palästinensischen  Städter,  über  die  Be- 
rufsverteilung innerhalb  der  verschiedenen  Rassen, 
und  wieder  der  Rassen  im  V  e  rh  ä  Itnis  .zueinander, 
fehlt  vollständig. 

Bei  unseren  Angaben  über  die  Bevölkerungszahl 
konnten  wir  feststellen,  daß  von  den  Arabern  '  300.000  in 
Städten  wohnen.  In  keinöm  Werke  ist  genaueres  Material 
•  über  die  palästinensische  städtische  Bevölkerung  und  ihre 
Wirtschaftsverhältnisse  zu  finden.  Nach  Ruppin  leben  in 
Syrien'  60—70  %  der  Bevölkerung  von  der  Landwirtschaft, 
10—15  %  von  Industrie  und  Handwerk,  ebensoviel  vom 
Handel  und  10  %  von  sonstigen  Berufen. 

Palästinas  wirtschaftliche  Struktur  gleicht  der  syrischen, 
nur  ist  zu  bemerken,  daß  die  Textilindustrie  in  Palästina 
nicht  so  weit  entwickelt  war,  wie  in  Syrien  (wie  aber  auch 
in  vielen  anderen  Gebieten  der  '^Eürkei),  dagegen  der  Han- 
del, und  damit  die  handeltreibende  Bevölkerung,  bereits 
jetzt  eine  im  Verhältnis  zu  anderen  türkischen  Gebieten 
größere  Rolle  spielt.  (Siehe  S.  23  f.)  Die  palästinensische  In- 
dustrie ist  noch  in  den  bescheidensten  Anfängen;  wir  gehen 
auf  sie  an  anderer  Stelle  ein,  wo  wir  über  ihre  Bntwick- 
lungsmöghchkeiten  berichten.  Nur  dies  sei  bemerkt,  daß  sie 
in  den  meisten  Fällen  handwerksmäßig  oder  als  Heimarbeit 
betrieben  ^\^lrde  und  daß  es  in  ganz  Palästina  ca.  10  Be- 
triebe gibt,  die  mehr  ak  10  Arbeiter  beschäftigen  (im  gan- 
zen 500).  Berufliche  Organisationen  finden  sich  höchst 
selten.  Fachlich  schulmäßige  Ausbildung,  Arbeiterschutz 
Bind  unbekannt.  Wir  können  jedoch  der  industriellen  Ent- 
uäcklung  eine  günstige  Prognose  stellen,  zumal  auch  der 
Araber  weit  weniger  schwerfällig  ist  als  der  Osmane  und 
bereits  bewiesen  hat,  daß  er  auch  für  größere  industrielle 
und  Handelstätigkeit  geeigneter  ist  als  dieser. 

Der  bisherige  Stillstand  der  industriellen  Entwicklung 
war  nicht  in  den  spezifischen  Verhältnissen  Palästinas,  son- 
dern in  den  allgemeinen  türkischen  begründet,  die  wir  hier 
nicht  ausführlich  darlegen  können.  Für  die  üalästinensische 
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Industrie  kommt  nooh"  hinzu,  daß  siö  infolge  des  Zoll- 
systems fast  ausschließlich  auf  den  sehr  unbedeutenden 
Inlandsmarkt  angewiesen  war. 

Im  Verhältnis  zur  Industrie  ent^vickelte  sich  der  Handel 
ungleich  schneller.  Die  Ein-  und  Ausfuhr,  soweit  sie  das 
Ausland  betrifft,  geht  fast  ausschließlich  über  die  Seehäfen 
und  der  Schiffsverkehr  nach  Palästina  wies  in  den  letzten 
Jahrzehnten,  wenn  wir  von  den  Kriegern  absehen,  eine 
ständige  Steigerung  auf.  Es  kommen  vor  allem  die  Häfen 
Jaffa  und  Haifa  in  Frage. 

Der  Schiffsverkehr  von  Jaffa  betnug: 

Anzahl  d.  Dampfer     Tonneninhalt 


1903 

425 

577.000 

1904 

482 

705.000 

1905 

545 

803.000 

1906 

602 

907.000 

1907 

611 

912.000 

1908 

672 

1,014.000 

1909 

744 

1,154.000 

1910 

707 

1,115  000 

1911 

633 

1,025.000  (Tripoliskrieg) 

Außerdem  noch  Segelschiffe,  deren  Anzahl  in  den 
Jahren  1903/11  von  340  auf  756,  und  deren  Tonneninhalt  in 
der  gleichen  Periode  von  12.000  auf  24.000  gestiegea  ist. 

Der  Schiffsverkehr  von  Haifa  betrug: 


Dampfer 

« 

Segler 

Jahr 

Zahl 

Reg.-Tons 

Zahl 

Reg.-Tons 

1905 

221 

241.669 

371 

4.575 

1906 

407 

487.615 

582 

6.093 

1907 

491 

699.564 

775 

6.750 

1908 

506 

775  936 

725 

9-527 

1909 

626 

810.998 

720 

12.178 

1910 

555 

771.444 

759 

6.664 

1911 

516 

750.260 

778 

13.908 

Diö  Steigerung  war  weit  größer  als  die  des  dritten 
Hafens  an  der  syrischen  Küste,  Beirut,  obwohl  die  türkische 
Regierung  für  'den  Ausbau  der  Häfen  nichts  getan  hat. 
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Der  Handel  Palästinas  —  dies  geht  ja  scHon  aus  der 
Steigerung  des  SchiHsverlrehrs  Hervor  —  Hatte  in  den  letzten 
Jahren  große  Fortschritte  gemacht.  Den  Hauptgrund  dafür 
bildete  die  jüdiscKe  Einwanderung,  einerseits  deswegen, 
wen  sich  die  jüdiscHen  Ttolonisten  besonders  den  Pflan- 
zungslrulturen  zuwandten,  also  KauptsächllcH  Exportarti- 
keln, und  andererseits  weil  die  jüdischen  Einwanderer 
europäiscHe  Bedürfnisse  mitbrachten,  somit  das  Absatz- 
gebiet für  den  Import  stark  vergrößerten. 

"Wenn  wir  vom  Handel  Palästinas  sprecKen,  so  ist 
Palästina  nicht  ganz  identisch  mit  dem  geographischen.  Be- 
griff "(siehe  S.  7  f.),  sondern  es  umfaßt  einen  Teil  des  Ge- 
bietes von  Damaskus  wie  des  Haurans  und  HedscHas,  so- 
weit Heute  die  MekKapilgerb'aKn  bereits  gebaut  ist. 

Bis  zum  JaHre  '1890  betrug  der  Halndel  Jaffas,  des 
Haupthafens  des  Landes,  r4  Millio/nen  Mark.  Von  diesem 
Jahre  an  ist  ein  gleioHmäßiger  starker  Aufschwung  sowohl 
der  Ein-  wie  Ausfuhr  zu  konstatieren.  Im  JaHre  1904  be- 
trug der  GesamtHandel  Jaffas  19.2  Millionen  Pres.,  1908 
32.3,  MO  40.9,  1911  45,  1912  ca.  52  Millionen  Frcs.  Man 
schätzt,  daß  40  "/o  des  palästinensischen  Handels  über  Jaffa 
gcEen,  'danach  würde  der  gesamte  palästinensische  Handel 
ca.  100  Millionen  Goldmark  beti'agen  Haben. 

Da  im  Jahre  1913  der  gesamte  Handel  der  Türkei  l'?00 
Millionen  ausmachte"  (800  Millionen  EinfuHr,  400  Millionen 
Ausfuhr),  so  ^vürde  der  Handel  Palästinas  ungefähr  ein 
Zwölftel  des  türkischen  betragen  haben,  also  fast  dreimal 
so  groß  sein,  wie  es  dem  Verhältnis  der  Bevölkerung  Pa- 
lästinas zu  dem  'der  Gesamttürkei  entspräche.  Aller.dings 
muß  man  dabei  berücksichtigen,  öaß  aucH  die  eingangs  er- 
wähnten außerpalästinensischen  Gebiete  in 
seinen  Handelsbereich  fallen,  wogegen  allerdings  auch  ein 
Teil  Palästinas  via  Beirut  versorgt  wird.  Ebenso  wie  beim 
türkisoHen  Handel  überwog  beim  palästinensischen  der  Im- 
port den  Export.  Aber  wäHrend  in  'den  Jahren  vor  idem 
Kriege  der  Import  niemals  mehr  als  das  Doppelte  des 
Exports  betrage>n  hatte,  machte  er  1918  'das  achtfache    aus. 

Eingeführt  wurden  insbesondere  eurpäische  Industrie- 
produkte,  Metalle,  Eisenwaren,    landwirtschaftliche  Haschi- 
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nen,  künstlicher  Dünger,  BaumwoUwaren  (ca.  25  7o  der  Ge- 
samteinfuhr), ausgeführt  Orangen,  Wein,   Oel,   Seife. 

Der  Binnenhandel  war  nicht  allzu  bedeutend,  da  die 
arabische  FeUachenbevölkerung  fast  alles  selbst  herstellt, 
was  sie  benötigt.  Er  umfaßte  einmal  den  Austausch  -der 
Produkte  der  Beduinen  und  übernahm  weiterhin  die  Ver- 
sorgung der  Städte  mit  Lebensmitteln;  er  ist  kaufmännisch 
außerordentlich  wenig  entwickelt,  was  schon  daraus  her- 
vorgeht, daß  die  iingeheiu'e  Mehrzahl  der  einheimischen 
Kaufleute  keine  Bucliführung  kennt.  Jedes  genaue  Zahlen- 
material felilt  uns,  im  einzelnen  sei  auf  Ruppin  verwiesen, 
da  sich  der  palästinensische  Binnenhandel  von  dem  syri- 
schen nur  in  geringen  Einzelheiten  unterscheidet. 

Ich  erw:ähnte  bereits  das  ziomüch  autarkische  Wirt- 
schaftssystem des  FeUaohen.  Die  Landwirtschaft  des  Fella- 
chen bildete,  wie  Auhagen  einmal  scherzhaft  bemerkt,  eiu 
lebendes  Altertumsmuseum.  Ruppin^) _berichtel  darüber: 

„Die  Arbeitsweise  des  Fellachen  von  heute  ist  das  Re- 
sultat einer  Jahrtausende  alten  Tradition.,  Die  Arbeits- 
geräte, der  Pflug  mit  der  Eisenspitzo  und  der.  Dresoh- 
sciiUtten  sind  noch  dieselben,  die  wir  aus  der  Bibel  kennen, 
und  auch  die  Art  der  Kulturen  und  die  Fruchtfolge  hat 
sich  kaum  geändert." 

Die  Gründe  für  diese  Stagnation,  die  sich  u.  a.  auch 
in  den  minimalen  Erträgnissen  zeigt  (siehe  S.  43),  sind  na- 
türlich einmal  in  der  völlig  verfehlten  Zoll-  und.  Steuer- 
politik, sowie  in  den  Gnindeigentmnsverhältnissen  zu 
suchen,  die  wir  oben  bereits  skizziert  haben.  Jedoch  nicht 
ausschließlich,  denn  diese  haben  deji  Aufschwung  der  deut- 
schen und  jüdischen  Kolonien  wohl  zu  hemmen  vermocht, 
aber  nicht  verhindert.  Der  Hauptgrund  ist  unserer 
Ansicht  nach,  daß  die  Wirtschaftsweise  des  FeUachen 
den  gegenwärtigen  Verhältnissen  angepaßt  ist  und 
eine  Aenderung  in  allen  ihren  Zweigen  erfolgen 
muß,  wenn  seine  Wirtschaft  auf  ein  anderes  Niveau  kom- 
men soll.  Zu  diesem  völligen  Umschwung  seiner  Lebens- 
weise war  er  selbst  bislang  nicht  fähig. 
»)  a.  a.  0.  S.  65.  ff. 
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Wir  werden  später  —  wenn  wir  die  BezieKungen  der 
jüdischen  zur  arabischen  Wirtschaft  darzustellen  haben  — 
nachweisen,  daß  in  Palästina  durch  die  jüdische  Ein- 
wanderung die  Entwicklung  der  einheimischen  arabi- 
schen Landwirtschaft  sehr  gesteigert  wird,  daß  die  Vor- 
aussetzungen für  eine  völlige  Umformung  der  Landwirt- 
schaft in  Palästina  günstiger  sind  als  in  irgendeinem  an- 
'  deren  Teile  des  Orients. 


•    Kapitel  3. 

Die  jüöische  Einuüanöerung  unä  der  wirt- 
schaftliche Stanö  öer  jüöischen  Beuölkerung 
üor  öem  Kriege. 

Palästina  miterschied  sich  vor  dem  Kriege  deutlich  von 
den  übrigen  Teilen  der  Türkei  dadurch,  daß  es  das  ein- 
zige türkische  Land  war,  das  eine  beträchtliche  Bevölke- 
rungsvermehrung aufzuweisen  liatte,  veranlaßt  durch  die 
Zuwanderung  der  Juden. 

Zunächst  möge  hier  eine  Statistik  der  Juden  in  Pa- 
lästina und  ihrer  Zunahme  folgen/) 


* 

Sephardim 

Alte 
aschkenas. 
Einwan- 
derungs- 
schicht 

Junge 

aschkenas. 

Einwan- 

derungs- 

scbicht 

Ein- 
wanderer 
aus  Afrika 
u.  Asien 

insgesamt 

• 

Zahl  inj  Jahre  1880 

20.000 

ISr.OOO 

_^ 



35.000 

Jahrzehnt  1881-1890 
natürl,  Zunahme** 

2.000 

1.000 

_ 

_ 

3.000 

Einwaaderung    .  . 

— 

5.000 

3.000 

1.500 

9.500 

Jahrzehnt  1891-1900 
natürl.  Zunahme 

2.000 

•  1.000 

1.000 

200 

4.200 

Einwanderung  .   . 

— 

4.000 

7.000 

2.000 

13.000 

Jahrzehntl901-1910 
natürl.  Zunahme 

2.000 

1.000 

2.000 

300 

5.300 

Einwanderung    .   . 

— 

4.000 

10.000 

2.000 

16.000 

Zahl  im  Jahre  1910 

26.000 

31.000 

23.000 

6.C00 

86.000 

Davon  wohnen  in : 

Jerusalem    .... 

15.000 

20.000 

10.000 

5.000 

50.000 

Jaffa 

3.000 

— 

4.500 

500 

8.000 

Safed 

3.000 

7.000 

— 

— 

10.000 

Tiberias 

2.500 

3.500 

— 

— 

6.000 

Haifa 

2.000 

— 

1.000 

— 

3.000 

Hebron 

500 

500 

— 

— 

1.000 

Kolonien 

— 

— 

7.500 

500 

8.000 

Summa  .  . 

26.000 
ie  Juden  d 

31.000 
er  Gegen^ 

23.000 
vart,  Seite 

6.000 
283. 

86.000 

»)  Ruppin:  D 

28 

Aus  den  erwähnten  Zahlen  geht  hervor,  daß  die  Zahl 
•der  einwandernden  Juden  von  Jahrzehnt  zu  JaHrzeHnt  ge- 
stiegen ist.  Sie  betrug: 

in  den  Jahren  1881—1890:    9.500  Seelen 
'  „     „        „       1891—1900:  13.000       „ 
„     „         „       1901-1910:  16.000       , 

In  Paranthese  sei  bemerkt,  daß  die  Einwanderer  sich 
rekrutieren  nach  einer  anderen  Statistik  Ruppins,^)  die^ 
allerdings  nur  bis  zum  JaHre  1908  reicht,  aus: 

Rußland       Rumänien       Österreich       anderen  Ländern,  insbesondere 

Afrika  und  Jemen 

20.000  10.000  5.000  10.000 

Es  ist  bemerkenswert,  daß  bei  'der  Einwanderung 
nach  Palästina  die  Russen  nicht  dieselbe  RoUe  spielen  wie 
bei  den  sonstigen  Auswanderungsgebieten,  insbesondere 
Amerika,  denn  von  den  36.000  Einwanderern  nach  Pa- 
lästina stammen  nur  20.000,  d.  h.  55  %  aus  Rußland,  wäh- 
rend z.  B.  im  gleiche*!!  Zeitraum  von  den  1,700.000  Einwan- 
derern nach  Nordamerika  1,300.000,  d.  h.  76  %  aus  Ruß- 
land stammen.  Die  Steigerung  der  Einwanderung  betrifft 
nicht  die  alten  aschkenasisohen  Schichten,  denn  die  Ein- 
wanderung dieser  bleibt  ungefähr  stabil: 

5000  im  i.  JaErzehnt, 
4000  im  2.  Jahrzehnt, 
4000  im  3.  Jahrzehnt, 

sondern  die  jungen  produktiven  Schichten.  Wenn  wir  ein- 
mal von  der  Einwanderung  aus  Asien  und  Afrika  absehen 
(vollen  (auch  sie  ist  in  letzter  Zeit  —  wir  denken  insbeson- 
dere an  .die  Juden  aus  Jemen  —  immer  mehr  aus  produk- 
tiven Elementen  zusammengesetzt),  so  überwogen  im  ersten 
Jahrzehnt  1880—1890  noch  die  auf  Chalukka-Spenden  ange- 
wiesenen Einwanderer.  Diese  machten  bis  zu  Beginn  des 
Jahrhundorts  noch  ein  reichliches  Drittel  aus  und  im  Jahr- 
zehnt bis  1910  nur  noch  zwei  Siebentel  der  gesamten  jüdi- 
schen  Einwanderer. 

0  a.  a.  0.  S.  91. 
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Noch  ein  anderer  Umstand  verbessert  das  Zahlenver- 
hältnis  der  produktiven  Elemente  zu  dem  der  von  Spenden 
abhängigen  in  der  jiidischen  Bevölkerung.  Man  ist  —  aller- 
dings erst  in  der  letzten  Zeit  —  bestrebt  gewesen,  die  Cha- 
lukka  zu  reformierein  und  ihre  Empfänger  wirtschaftlich 
möglichst  unabhängig  zu  machen.  So  ist  der  Bczalel,  eine 
jüdische  Kunstgewerbeanstalt  in  Jerusalem,  entstanden,  die 
vor  dem  Kriege  436  Arbeiter  beschäftigte.  So  ist  eine 
Spitzenindustiie  ausgebildet  worden,  die  bereits  etwa  400 
Mädchen  und  Frauen  Arbeit  gab.  So  wurde  von  ortho- 
doxen Kreisen  die  Handwerkerschule  Beth-Melachah  ge- 
gründet, deren  Tendenz  es  ist,  denienigen  Kindern,  von 
denen  keine  allzu  große  bibliohe  Gelehrsamkeit  in  Zufeonft 
zu  erwarten  ist,  eine  gute  handwerksmäßige  Ausbildung  zu 
geben.  Die  Erfolge  waren  nicht  bedeutend,  aber  sie  er- 
mutigen durchaus  zur  Weiterarbeit;  und  wir  glauben,  daß 
die  Zeit  nicht  fern  ist,  in  der  die  gesamte  jüdische  Bevölke- 
rung Palästinas  am  wirtschaftlichen  Leben  tatkräftigen  An- 
teil nimmt.  Die  zunehmende  Industrialisierung  Palästinas 
wird  diese  Entwicklung  nur  begünstigen,  sodaß  in  abseh- 
barer Zeit  die  wirtschaftliche  Zusammensetzung  der  .Teru- 
salemer  Bevölkerung  sich  kaum  mehr  allzu  sehr  von  der 
von  Jaffa  unterscheiden  wird. 

In  unserem  Kapitel  über  die  Bevölkerung  haben  wir 
die  Zahl  der  jüdischen  Bevölkerung  in  den  Städten  ange- 
geben und  verweisen  hier  darauf  (siehe  S.  19  f.).  Eine  große 
Zahl  von  Juden  findet  sieh  einerseits  in  Jeinisalem,  Safed, 
Tiberias,  Hebron,  andererseits  in  Jaffa  und  Haifa. 

Wir  unterscheiden  diese  Städtegruppen,  weU  die  Be- 
völkerung der  ersten  vier  Städte  eine  wesentlich  verschie- 
dene wirtschafthche  Zusammensetzung  aufweist  als  die  der 
beiden  letzteren.  Ein  großer  Teü  der  Juden  Jerusalems, 
sowie  fast  die  ganze  Bevölkerung  Safeds  imd  Tibedas'  ist 
erst  in  späterem  Alter  nach  Palästina  gekommen  und  lebt 
zum  Teil  von  mildtätigen  Gaben,  die  die  Juden  der  ganzen 
Welt  für  sie  aufbringen,  Chalukka  genannt.  Für  Safed  und 
.Tiberias  fehlen  uns  genaue  Angaben.  Für  Jerusalem  da- 
gegen besitzen  wir  eine  ziemlich  genaue  Statistik,;  die  Bar- 
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silai  in  der  Hebräischen  Monatsschrift  „Haschüoah"  1910 
veröffentlicht  hat. 

Die  Anzahl  der  jüdischen  Bt^vöU^erung  Jerasalems  be- 
zifferte er  1910  auf  etwas  über  44.000  Seelen.  '„Davon  ge- 
hören über  27.000  den  verschiedenen  aschkenasischen  Ko- 
lelim  und  über  13.000  der  sephardischen  Gemeinde  an,  die 
auch  Jemeniten,  Perser,  Bucharer,  Moghrebiner  usw.  um- 
faßt. Ungefähr  4000  Personen  beziehen  gar  keine  CJhalukka. 

Bei  den  Sephardim  beziehen  nur  die  Chaohamui  und 
Jeschibajünger  sowie  Witwen  und  Waisen  Unterstützung 
durch  die  Chalukka  (die  übrigen  haben  einen  anderen  Er- 
werb). Aber  auch  die  große  Mehrzahl  der  Aschkenasim 
kann  nur  einen  geringen  Teü  ihres  Lebensunterhaltes  aus 
den  Geldern  der  Chalukka  bestreiten.  Bloß  3270  Personen, 
die  dem  deutschen,  ungarischen  und  amerikanischen  Kolel 
angehören,  können  mit  der  auf  sie  entfallenden  Chalukka 
notdürftig  ihr  Auskommen  finden;  weitere  6000  Personen 
decken  etwa  die  Hälfte  ihres  L'ebensbedarfes  aus  den 
Mitteln  .der  Chalukka,  während  zwei  Drittel  der  jüdischen 
Bevölkerung  Jerusalems  nur  ganz  minimale  Beträge  von 
der  Chalukka  empfangen  und  im  großen  und  ganzen  auf 
andere  Erwerbsquellen  angewiesen  sind.  Als  solche  Er- 
werbsquellen führt  Barsilai  an: 

1.  Einkünfte  aus  Kapital-  und  Grundbesitz  außerfialb 
Palästinas. 

2.  Einkünfte   aus  Kapital-  und  Grundbesitz  in  Palästuia. 

3.  Handel,  Gewerbe  und  Handwerk* 

4.  Unterstützung  durch  Verwandte  außerHalK  Pa- 
lästinas. 

5.  Gelegentliche  Unterstützungen. 

Nach  seinen  Berechnungen  decken  aus  der  unter  1 
genannten  Erwerbsquelle  etwa  5000  Personen,  ebensoviel 
aus  Nr.  2,  2000  aus  Nr.  3,  3000  aus  Nr.  4  und  3000  aus 
Nr.  5  ihren  hauptsächlichen  Lebensbedarf. 

Die  Lage  der  jüdischen  Bevölkerung  in  Jerusalem, 
Safed,  Tiberias  war  zwar  keine  günstige  zu  nennen,  hatte 
aber  in.  den  letzten  Jaüren  bereits  ^vesentliche  Aenjderungen 
erfahren. 
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Die  jüdische  Bevölkerung  Jaffas  lebte  nur  zu  einem 
verschwindenden  Prozentsatz  von  der  Chalukk»  oder  an- 
deren ALnosen  (4.67  %).  Das  gleiche  gilt  von  Haifa.  Die 
Entwicklung  Jaffas  wird  dadurch  begünstigt,  daß  sich  ein 
großer  Kreis  jüdischer  landwirtschaftlicher  Kolonien  lun 
diese  Stadt  gruppiert  und  so  ein  Absatzmarkt  für  die  jüdi- 
sche industrielle  Bevölkerung  geschaffen  wird.  Wenn  einmal 
ein  wesentlich  größerer  Teil  der  städtischen  Bevölkerung 
zu  wirtschaftlicher  Tätigkeit  gekommen  sein  wird  und 
durch  das  jüdische  Kolonisationswerk  ein  kaufkräftiger 
Binnenmarkt  geschaffen  sein  wird,  dann  wird  die  Einwir- 
kung der  Juden  auf  die  industrielle  Entwicklung  des  Lan- 
des sehr  deutlich  in  Erscheinung  treten.  Ansätze  dazu  fin- 
den sich  bereits  auf  dem  Gebiete  der  Mühlenindustrie,  der 
Wein-  und  Kognak-Fabrikation,  bei  der  Herstellung  von 
OHvenöl  und  Seife,  bei  den  Bisengießereien,  im  Drucj^erei- 
und  Kunstgewerbe.  Aber  gleichzeitig  machte  sich  eine  Er- 
scheinung bemerkbar,  die  für  die  ganze  kommende  Ent- 
wicklung gefährlich  werden  kann.  Wie  in  der  ganzen  Welt 
überwogen  auch  in  Palästina  bei  den  Juden  die  Betriebe, 
die  von  den  Rohstoffen  am  meisten  entfernt  sind,  den 
Fertigfabrikaten  am  nächsten  stehen.  Daher  steht  die  Um- 
schichtung der  Juden  innerhalb  der  Industrie  der  von  den 
städtischen  Berufen  zu  Landwirtschaft  an  Bedeutung  kaum 
nach. 

Bevor  wir  uns  der  Darstellung  der  jüdischen  Kolonien 
zmvenden,  wollen  wir  einen  kurzen  Ueberbüok  über  die 
landwirtschaftHche  Tätigkeit  der  Juden  der  ganzen  Welt 
geben  (da  gerade  die  bereits  landwirtschaftlich  tätigen 
Juden  das  beste  Material  für  das  jüdische  landwirtschaft- 
liche Kolonisationswerk  bilden). 

Wir  werden  bemerken,  daß  eine  weit  größere  Anzahl 
von  Juden  haupt-  oder  nebenberuflich  in  der  Landwirt- 
schaft tätig  sind  als  man  es  nach  den  deutschen  Erfahnin- 
gen  im  allgemeinen  annimmt.  Nach  einer  Veröffentlichung 
des  Büros  für  Statistik  der  Juden: 

„Die  sozialen  Verhältnisse  der  Juden  in  Rußland"  aul 
Grund  des  amtlichen  statistischen  Materials  Berlin  1906 
gab  es  in  Rußland  192.721  Juden  in  der  Landwirtschaft. 
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Davon  entfielen  aul: 


erwerbstätige  Angehörige 

nicht  erwerbstät.  Angehörige 

erwerbs- 

tnännl. 

weibl. 

zu- 
sammen 

männl. 

weibl. 

zusammen 

Angehörige 

Ackerbau     .  . 

29.047 

4.054 

33.101 

51.119 

79.806 

130.925 

164.026 

Bienen-  und 
Samenzucht 

61 

5 

66 

44 

75 

119 

185 

Tierzucht    .  . 

1.789 

305 

2.094 

2.041 

2.990 

5.031 

7.125 

Forstwirtschaft 

3.291 

89 

3.380 

3.460 

6.036 

9.496 

12.876 

Fischerei  und 
Jagd    .  .  . 

1.955 

15 

1.970 

2.546 

3.993 

6.539 

8.509 

In  Oesterreich  ist  nach  einer  VeröÖentlichung  des 
Büros  für  Statistik  der  Juden,  die  auf  amtlichem  Quollen- 
material  beruht:  „Die  Juden  in  Oesterreich",  Berlin  1907, 
die  Zahl  der  landwirtschaftlich  tätigen  Juden  139.810.  Da- 
von entfallen  allein  auf  GaHzien  116.098,  also  die  Über- 
wiegeide Mehrzahl.  Dr.  Thon,  der  Verfasser  dieser  Arbeit, 
bemerkt  hierzu,  daß  17.7%  aller  erwerbstätigen  Juden  in 
Galizien  in  der  Landwirtschaft  beschäftigt  sind.  „Wenn  dies 
auch"  —  so  fährt  er  fort  —  „im  Verhältnis  zur  nichtjüdi- 
schen  Bevölkerung  sehr  wenig  ist,  so  ist  es  doch  ein  in 
keinem  anderen  Lande  erreichter  Prozentsatz  la.adwirt- 
schafthch  tätiger  Juden.  Wenn  auch  einen  erheblichen  Teil 
dieser  der  Landwirtschaft  zugeführten  Judea  Pächter  und 
in  landwirtschaftlichen  Betrieben  angestellte  administrative 
Beamte  büden  und  auch  im  übrigen  die  jüdischen  Land- 
wirte von  der  polnischen  und  ruthenisohen  kleinbäuerlichen 
Bevölkerung  vielfach,  insbesondere  durch  die  zum  land- 
wirtschaftHchen  Erwerb  hinzutretenden,  meist  in  'den  Handel 
hinübergreifenden  Nebenberufe  sich  unterscheiden,  so  ist 
doch  nicht  zu  verkennen,  daß  die  auf  dem  flachen  Lande 
wohnenden  Juden  in  ganz  beträchüichem  Maße  Boden- 
kultur treiben." 

In  Rumänien  läßt  sich  die  Zahl  der  in  der  La^ndwirt* 
Schaft  beschäftigten  Juden  nicht  ermitteln.  Da  die  Gesetz- 
gebung jedoch  bisher  jeden  Landverkauf  an  Juden  verbot, 
so  war  die  Zahl  sicherlich  sehr  gering;  das  gleiche  gilt  für 
die  Westmächte.  Dort  ist  der  Prozentsatz  der  landwirt- 
schaftlich tätigen  jüdischen  Bevölkerung  kaum  größer  als  in 
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Deutscliland.  Dagerjen  sind  in  den  Vereinigten  Staaten  viele 
Tausende  von  Juden  zur  Landwirtschaft  übergegangen 
und  in  Argentinien  besaßt)  die  Jewish  Colonisation  Asso- 
ciation (J.  C.  A.)  eine  BodenÜäche  von  579.997  ha,  insge- 
samt leben  dort  gegenwärtig  über  5000  jüdische  Familien 
mit  ungefähr  26.000  Seelen. 

Zählen  wir  die  Juden  zusammen,  die  sich  liaupt-  oder 
nebenberuflich  mit  der  Landwirtschaft  besohäfligen,  so  er- 
geben sich: 

in  Rußland  192.721, 

in  Oesterreich  139.810, 

in  Amerika  insgesamt  ca.  50.000. 

Rechnen  wir  die  Westmächte  hinzu,  so  kommen  wir  zu 
dem  Ergebnis,  daß  außerhalb  Palästinas  ungefähr  400.000 
Juden  haupt-  oder  nebenberuflich  von  der  Landwirtschaft 
leben,  also  eine  ganz  stattUche  Zahl,  an  die  man  bei  Er- 
weiterung des  landwirtschaftlichen  Kolonisationswerkes  in 
PalästLna  vor  allem  denken  sollte.  Es  kommen  noch  hinzu 
ein  Teü  der  palästinensischen  Städter,  die  an  körperliche 
Arbeit  gewöhnt  sind  und,  wie  z.  B.  die  Einwohnerschaft 
Jaffas,  in  steter  Berührung  mit  den  jüdischen  Kolonien 
lebt,  sowie  die  Jemeniten,  das  sind  Juden  aus  dem  süd- 
lichsten Arabien,  an  Zahl  wohl  20—30.000,  die  schon  in  den 
letzten  Jahren  zur  Einwanderung  nach  Palästina  (siehe 
S.  28)  ein  bedeutendes  Kontingent  gesteflt  haben,  als  land- 
wirtschaftliche Arbeiter  Verwendung  fanden,  den  arabi- 
schen Fellachen  vielEaoli  ersetzten. 

Kehren  wir  nach  diesen  kurzen  Bemerkungen  über 
die  landwirtschaftlich  tätigen  Juden  der  Welt  zu  den  jüdi- 
schen Kolonien  Palästinas  zurück. 

Bei  der  Entstehungsgeschichte  der  jüdischen  Kolonien 
interessiert  uns  hier  nur,  daß  die  Kolonisten  in  früherer 
Zeit,  _besonders  durch  Baron  Rothschild,  später  durch 
die  J.  C.  A.  sehr  stark  subventioniert  worden  sind, 
daß  diese  Zuschüsse  aber  immer  mehr  abgenommen  haben 


»)  Öttingerr  »Die  jüdische  Kolonisation  in  Argentinien."  „Tropen- 
pflanzer".  19.  Jahrgang  1916,  auch  separat  erschienen. 
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«nd  so  heute  der  weitaus  größte  Teil  der  jüdischen  Kolo- 
nisten wirtschaftlich  unabhängig  ist.  Ich  bringft  hier  eine 
Statistik  aller  jüdischen  Kolonisten  nach  Ruppin,  dem  ge- 
nauesten Kenner  des  Landes  (a.  a.  0.  S.  50 ff.): 


Grün-    Fläche  c-pien    Hauptsächliche  Kulturen 
Nr.  Name  dungs       in         lahl         ('"  '^^^  Reihenfolge        Bemerkungen 

Jahr    Dunam  ihrer  Bedeutung) 


I.   In    Judäa   bei    Jaffa. 

l.Mikweh  Israel  .  1870    2.612    100  Wein,  Orangen,  Ge-    Ackerbau- 

müse,  Getreide,       schule  der 
Milch  Alliance   Isr. 

Universelle, 

2.  Rischon  le  Zion  1882  10.926  1500  Wein,  Mandeln,        Große  Wein- 

Orangen  kellcreien 

3.  Wadi-Chanin    .  1882    2.390    200  Orangen,  Wein, 
(Ness-Ziona)  Mandeln 

4.  Bir  Jacob  .  .  .1908    2.040    150  Mandeln 


Arbeiter- 
ansiedlung 


S.Rechoboth     .  ,  1890  14.193  1100  Wein,  Orangen, 

Mandeln,  Oliven 
e.Ekron  (Maske-  1884  13.000    360  Getreidebau,  Milch, 
reth  Bathia)  Oliven,  Mandeln 

7.Katra(Gedera).  1885    5.970    180  Mandeln,  Wein, 

Getreidebau 

8.Ka8tinie  (Ber-    1896    5.623    170  Getreidebau, 
Tobia)  Mandeln 

9.  Ruchana  (Dje-    1911    6.000     30  Mandeln  Farm 

mana  b.  Gaza) 

10.  Petach-Tikwah    1878  23.870  3300  Orangen,  Wein, 

Mandeln,  Oliven, 
Eukalyptus,  Ge- 
treidebau 

n.Ain-Oanim    .   .1908      762    200  Gemüse,  Orangen,    Arbeiter- 
Eukalyptus  ansiedlung 

12.  Kfar-Mlal  .   .  .  1912    4.220      20  Mandeln 

13.  Kfar-Saba  .  .  .  1892    7.231    100  Mandeln,  Oliven, 

Eukalyptus 

14.  Ben-Schemen   .  1906    2.329    120  Oliven.  Mandeln,      Farm 
(Bct-Arif)  Milchwirtschaft 

IS.Hulda 1909    1.973     30  Oliven,  Mandeln       Farm 

16.Kfar-Urie  .  .  .1912    4.800     30  Mandeln,  Oliven       Farm 


17.Artuf 1896    4.727    150  Getreidebau, 

Mandeln,  Milch 

18.  Moza  bei  Jeru-    1894      750     40  Wein.  Oliven 
salem 


Farm  und 
Kolonie 


35 


Grün- 

Fläche 

Qo«i»«    Hauptsächliche  Kulturen 

Nr.             Name 

dungs 

in 

tttfi         (in  der  Reihenfolge 
""^          ihrer  Bedeutung) 

Bemerkungen 

jähr 

Dunam 

11.    In 

Samaria   bei   Haifa. 

I9.Chedera     .  . 

.  1891 

32.500 

300  Getreidebau,  Oran- 
gen, Oliven,  Euka- 
lyptus,  Mandeln 

20.  Chefzi-Boh    . 

.  1905 

5.908 

20  Orangen,  Mandeln 

Gehört  der 
Pflanzungs- 
gesellschaft 
Agudath 
Netaira 

21.Kerküru.  Rabie  1913  15.500 

50  Mandeln,  Orangen, 

Farm 

Getreidebau 

22,  Sichron  Jakob 

.  1882  30.668  1000  Wein,  Getreidebau, 

,  Große  Wein- 

(Samarin) 

Mandeln,  Oran- 
gen, Oliven 

kellereien 

23.  Schweja  .   .  . 

.  1891 

6.915 

50  Getreidebau,  Man- 
deln, Wein 

24.  Um  el  Dschemal  1891 

7.642 

80  Getreidebau,  Milch, 

(Bath  Schlomo) 

Mandeln 

25.Atlit    .... 

.  1909 

6.800 

80  Getreidebau 

Kolonie   und 

landwirtsch. 

Versuchs-Stat. 

III.    In    d 

er    E 

s  d  r  e  1 

Ion-Ebene   bei    h 

[  a  i  f  a. 

26.Merchawja(Fule)  1911 

9.415 

100  Getreidebau, 

Farm  und 

Milchwirtschaft, 

Kolonie 

Mandeln 

IV.    In 

Un  t  e  r-Ga 

liläa    bei   Tiberias. 

27.  Sedschera  .  . 

.  1899 

17.720 

200  Getreidebau,  Oliven  Farm  und 

Eichwald 

Kolonie 

28.Mesha    .  .   . 

.  1902 

10.120 

250  Getreidebau 

29.Jerama    .  .  . 

.  1902  23.290 

300  Getreidebau 

30.Poria  .... 

.  1911 

3.545 

50  Mandeln,  Oliven, 
Eukalyptus 

Farm 

Sl.Rama  .... 

.  1913 

5.000 

30  Mandeln,  Oliven 

Farm 

3^.  Betdschen  .  . 

.  1904 

5681 

50  Getreidebau 

33.Mizpah  .   .  . 

.  1908 

2.941 

50  Getreidebau 

(Ain  Kateb) 

34.Kinereth     .  . 

.  1908 

9.000 

100  Getreidebau,  Ge- 
müse, Orangen, 
Mandeln 

Farm  und 
Kolonie 

35.Dagania     .  . 

.  1909 

3.073 

30  Getreidebau.  Ge- 
müse, Mandeln, 
Orangen 

Farm 

f 

36.iVHgdaI    .  .  . 

.  1910 

6.000 

50  Getreidebau,  Ge- 
müse, Milch,  Man- 
deln, Orangen 

Farm 

37.  Bethania    .  . 

.  1913 

600 

30  Bananen,  Obst 

Farm 

38.Melhamie  .  . 

.  1902 

8.477 

100  Getreidebau 
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Nr. 


Grün-  Fläche   cpp,.-    Hauptsächliche  Kulturen 
dungs       in        ,ii,i        ('"  tler  Reihenfolge       Bemerkungen 
jähr    Dunam    "*"'  ihrer  Bedeutung) 


V.    In   Ober-Galiläa. 


39.Roschpina  .   .   .  1882  41.987 


40.  Mischmar-Ha- 

jarden     .  .   .   .1890    7.569 
41.Jessod-Hartiaala  1883  12.228 

42.  Metulla  .  .  .   .1896  16.731 

43.  Ain-Seitun  .  .  .1891    6.016 


700  Getreidebau,  Man- 
deln 


100  Getreidebau 

160  Getreidebau 

300  Getreidebau 

30  Wein. Oliven 


Zus. 


408.742  11.990 


Einschließlich 
21.885  Dunam 
d.  Djebel  Ke- 
nan  (größten- 
teils Steinbod.) 


Die  Tabelle  gibt  ferner  eine  Ueb'ersicht  über  Fläche, 
Seelenzahl  und  die  hauptsächlichsten  Kulturen  aller  jüdi- 
schen Kolonien  in  Palästina  im  Jahre  1914.  Sie  besaßen 
danach  eine  Fläche  von  rund  400.000  Dunam  mit  einer  Be- 
völkerung von  12.000  Seelen. 

Eine  neue  Umfrage  im  März  1915  ergab,  daß  in  den 
in  der  Tabelle  unter  laufender  Nummer  1  bis  17  aufge- 
zähltetai  17  Kolonien  in  Judäa  7499  jüdische  Einwohner  vor- 
handen waren.  Von  diesen  waren: 


Kolonisten    (einschl.  d.  Familienmitglieder)    ....  2735 

Lohnarbeiter  (      „        ,  „  )    .  ,    .  .  2381 

(darunter  941  Jemeniten) 

Handwerker  (      „         „  „  )    .   .   .   .  1268 

Sonstigen  Berufen  angehörig  oder  beruflos    .   .   .   .1115 

(einschl.  der  Familienmitglieder) 

Zusammen  .   .  7499 

Zur    gleichen  Zeit    gab    es  in  diesen  17  Kolonien    fol- 
gende Pflanzungen:  • 

Im  Werte  fiesamtwert 

Dunam  von  Francs  Fr^nV^ 

pro  Dunam  *^'^^"" 

Orangen 7.900              12.00            9,480.000 

Wein 12.000                200            2.400.000 

Mandeln 27.000                150            4.050.000 

Oliven  u.  sonstige      7.200 150 1,080.000 

Zusammen  .   .  54.100                                 17.010.000 

In  den  übrigen  jüdischen  Kolonien  in  Palästina    sind 
schätzungsweise  noch  vorhanden: 
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Im    Werte  r.esamtwert 

Dunam  von  Francs  ^  p^™v! 

pro  Dunam  ^rancs 

Orangen 1.300  1000  1,300.000 

•  (davon  allein  1100  Du- 

nam in  Ctaedera  und 
Chefri-Boh) 

Wein    ......     2.000  200  400.000 

Mandeln 10000  150  1,500.000 

Oliven 2.000  150  300.000 

Eukalyptus  ....     2.000 100 200.000 

Zusammen  17.300  Dunam  im  Werte  von  3,700.000 

sodaß  also  der  Gesamtwert  der  Pflanzungen  in  den  jüdi- 
schen Kolonien  sich  auf  rund  21  Millionen  Frcs.  beläuft. 
Dies  zusammen  mit  dem  Werte  des  unbepflanzten  Bodens 
(et^va  340.000  Dunam  zu  je  50  Frcs.)  von  17,000.000  Frcs., 
der  Gebäude,  Weinkellereien,  Wasserleitungen  und  des 
toten  und  lebenden  Inventars  ergibt  für  die  jüdischen:  Ko- 
lonien einen  Gesamtwert  des  unbeweglichen  und  beweg- 
lichen Inventars  von  60  bis  70  Millionen  Francs. 

Die  jährliche  Ernte  ist  folgendermaßen  zu  schätzen; 

Francs 
Orangen  (600.000  bis  700.000  Kisten)    .   .  2,000.000 
Weintrauben  (25.000  Kantar  =  7,200.000  kg)    500.000 

Mandeln  (etwa  500.000  kg) 500.000 

Oliven  (etwa  1,000.000  kg) 100.000 

Sonstige  Baumpflanzungen  (Eukalyptus, 

Aprikosen,  Feigen  usw.) 50.000 

Getreide,  Hülsenfrüchte  u.  Sesam    ....  1,200.000 

Gemüse 100.000 

Milchwirtschaft 200.000 

Geflügel-  u.  Bienenzucht 50.000 

Einnahmen  aus  dem  Reiseverkehr  und  der 

Vermietung  von  Gespannen 50.000 

Zusammen  .   .   .  4,750.000 

Das  jüdische  landwirtschaftliche  Kolonisatioiiswerlf  hat 
sich  seitdem  nicht  unbedeutend  erweitert.  So  rechnet  der 
Bericht  der  Erez-Israel-Kommission  bereits  mit  70  jüdi- 
schen kolonisatorischen  Stützpunkten.  Doch  ist  jede  ge- 
nauere Darstellung  in  dem  Augenblick,  in  dem  sie  vor  den 
Leser  tritt,  bereits  von  Tatsachen  überholt. 


Kapitel  4.  « 

Die  jüdische  Einuuanöerung  nach  dem  Kriege. 

Für  die  kommende  Zeit  können  wir  mit  einer  außer- 
ordentlich großen  Verstärkung  der  jüdischen  Einwande- 
rung nach  Palästina  rechnen.  Zunächst  fällt  hier  die  völlige 
Veränderung  der  politischen  tage  ins  Gewicht.  Es  ist  heute 
noch  nichts  Bestimmtes  über  die  zukünftige  staatsrechtliche 
Stellung  Palästinas  zu  sagen.  Als  sicher  kann  jedoch  gel- 
ten, daß  das  Land  zur  Türkei  kaum  mehr  in  ein  'Abhän- 
gigkeitsverhältnis treten  wird.  Dieser  Tatbestand  ist  natur- 
gemäß für  die  Einwanderung  von  entscheidender  Bedeu- 
tung. Die  Politik  der  türkischen  Regierung  blieb  der  jüdi- 
schen Einwanderung  gegenüber  neutral,  manchmal  fast  ab- 
lehnend. So  erhielten  z.  B.  die  einwandernden  Juden,  im 
allgemeinen  nur  den  Erlaubnisschein,  sich  drei  Monate  im 
Lande  aufzuhalten,  ohne  daß  man  jedoch  später  zu  einer 
Ausweisung  gesehritten  wäre.  Immerhin  Hat  diese  Un- 
sicherheit der  poHtischen  Lage  vor  Idem  Kriege  gar  man- 
chen Juden  von  der  Emwanderung  abgehalten.  Dazu 
kamen  die  vielerlei  Mßstände,  auf  die  wir  im  ersten  Ka- 
pitel hingewiesen  haben,  die  korrupten  Steuer-  und  Ver- 
waltungsverhältnisse, die  hygienische  und  kulturelle  Ver- 
wahrlosung, die  Beduinengefahr  usw.,  so  daß  vor  dem 
Kriege  eine  Uebersiedlung  nach  Palästina  für  den  Einzelnen 
oft  einen  wirtschaftlichen  Rückschritt  bedeutete.  Es  braucht 
nicht  hervorgehoben  zu  werden,  daß  bei  einer  englischen 
Verwaltung  die  Beseitigung  dieser  Mißstände  nur  eine 
Frage  der  Zeit  ist.  Die  englische  Regierung  hat  bereits  vor 
der  Besetzung  Palästinas  die  zionistischen  Bestrebungen 
anerkannt.  Ihre  Erklärung  lautete: 

„]\Iinisterium  d6s  Aeußeren,  2.  November  1917. 
Mein  Heber  Lord  Rothschild  ! 
Zu  meiner  großen  Genugtuung  übermittle  ich   Ihnen 
namens   S.   M.  Regierung    die  folgende   Sympathie-Erklä- 
rung   für  die  jüdisch-nationalen  Bestrebungen,     die    von 
dem  Kabinett  geprüft  und  gebilligt  worden  sind. 


39 

Seiner  Majestät  Regierong  betrachtet  die  ScHaffung 
einer  nationalen  Heimstätte  in-  Palästina  für  das  jüdische 
Volk  mit  Wohlwollen  imd  wird  die  größten  Anstrengungen 
machen,  um  die  Erreichung  dieses  Zieles  zu  erleichtern, 
wobei  Idar  verstanden  wird,  daß  nichts  getan  werden 
soll,  was  die  bürgerlichen  und  religiösen  Rechte  be- 
stehender nichtjüdischer  Gemeinschaften  in  Palästina  oder 
die  Rechte  und  die  politische  Stellung  der  Juden  in  ir- 
gend einem  andeiiftn  Lande  beeinträchtigen  könnte. 

Ich  bitte  Sie,  diese  Erklärung  zur  Kenntnis  der  zlo-' 
nistischen  Föderation  zu  bringen. 

gez.  James  Balfour." 

Durch  die  Beschlüsse  von  San  Remo  wurde  di« 
Balfour-Deldaration  in  den  Friedensvertrag  mit  der  Türkei 
aufgenommen. 

Die  Juden  sind  sich  naturgemäß  dessen  völlig  be- 
wußt, daß  die  Erklärung  der  englischen  Regierung,  sie 
wolle  die  zionistischen  Bestrebungen  auf  jede  Weise  be- 
günstigen, durchaus  im  englischen  Interesse  liegen,  und 
nicht  um  der  schönen  Augen  der  Juden  wülen  erfolgt  sind. 
Aber  gerade  dieser  Umstand  beweist,  daß  die  englische 
Regierung,  die  in  ihrer  Außenpolitik  noch  niemals  Utopien 
nachhing,  die  wachsende  Bedeutung  der  zionistischen  Be- 
strebungen erkannt  hat  und  ihre  Politik  damit  in  Einklang 
zu  bringen  sucht. 

Die  Engländer  wissen  sehr  gut,  wie  befähigt  die  Juden 
sind,  das  Land  zur  wirtschaftlichen  Blüte  zu  bringen. 

Und  last  not  least,  die  jüdische  Einwanderung  wird 
das  englische  Budget  ebensowenig  belasten  wie  bisher  das 
türkische. 

Die  jüdische  Einwanderung  nach  Palästina  wurde  und 
wird  durch  Juden  finanziert.  Die  jüdischen  Armen  in  Jeru^ 
salem,  Tiberias,  Safed  wurden  durch  jüdische  Spenden 
aus  allen  Weltteilen  erhalten.  Das  gleiche  gilt  von  den  kul- 
turellen Anstalten.  Was  die  Juden  -dort  geschaffen  haben, 
haben  sie  auf  eigene  Kosten  geschaffen.  Die  jüdische 
Einwanderung  hat  die  Steuerkraft  ganz  Palästinas  bedeu- 
tend gesteigert 
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Es  fehlen  in  diesem  Punkte  genauere  statistische  An- 
gaben. Wie  sich  iedoch  diiß'  Steuerleistungen  der  jüdischen 
Kolonien  gehoben  haben,  das  erselien  wir  aus  einer  Sta- 
tistik über  12  jüdische  Kolonien,  die  wohl  als  typisch  für 
die  Gesamtent\vicklung  gelten  kann. 

12  Kolonien  in  Palästina.  —  Steuern  gezahlt  von  1904  bis  1913. 

Art  der  Steuern       1904  1905  1906  1907  1908 

Oscher  gezahlt  f.  ^ 

die  Produkte  d. 

Orangengärten    10.136-40    11.302'—    21.559-60    23.532'—    20.898'80 
Oscher  gezahlt 

durch  die  Ko- 

lonisten     .   .   .    34.883-—    61.334'—  1 11.062'—  113.675-—  173.821-— 

Summa.   .    45.019  40    72.836—  132.621-60  157.207—  194.719  80 

Vergho  div,  aus- 
gegeben d.  d. 
Administration    67.49494    59.04588    60.25334    53.239-72    44.790*96 

Steuern  gez.  d.  d. 
Weinkellereien 
(abz.Ristourne)  120.288*64    69.96971  121.73465    90.77322    33.880 9J 

Div.  Steuern  aus- 
gegeben d.  d. 
Kolonisten  (As- 
keir6,  Darbie, 
Adas)    ....     6.608'—      6.552—    16.327'—    13.650'-    18.687-— 

Gesamtsumme    .  239.410-98  208.403  59  330.95659  303.959  94  294.07867 

Art  der  Steuern        1909  1910  1911  1912  1913 

Oscher  gezahlt  f. 

die  Produkte  d. 

Orangergärten    27.441 20    35.37240    56.701'20  100.618-40  105.259-20 
Oscher  gezahlt 

durch  die  Ko- 

lonisten    .  .  .  159.770-—  190.968-  189-850--  201.585'-  216.194-- 

Summa  .   .  187.21 1'20  226.34040  246.551-20  302.20340  321.453-20 

Vergho  div.  aus- 
gegeben d.  d. 
Administration    42.736'27    46.795'34    42.774'44    49.329'44    52.356'94 

Steuern  gez.  d.  d. 
V^cinkcllcrcicn 
(abz.Ristourne)  111.638-03    72.32734    48.950-76  11 4.328'83  103.597-63 

Div.  Steuern  aus- 
gegeben d.  d. 
Kolonisten(As- 

Adas)    .   .   .   !     3.354'—      4.275'—      2  580'—      2  276'—      1.209--> 
Gesamtsumme    .  344.949-50  349.937-98  340.856'40  468.13767  478.616-77 
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Also  ein  ständiges  Steigen  der  Steuereiiirägo,  und 
diese  Erscheinung  ist  nicht  auf  die  Juden  beschränkt  ge- 
blieben ;  die  Araber  haben  von  der  jüdischen  Einwande- 
o-ung  starken  Nutzen  gehabt.  Ruppin  berichtet  darüber: 

„Es  ist  sicher,  daß  die  jüdische  Kolonisation  bisher 
den  Arabern  schon  große  materielle  Vorteile  gebracht  hat. 
Die  Juden  haben  nicht  nur  den  Arabern  in  der  Umgegend 
der  Kolonien  Arbeitsverdienst  gegeben,  sondern  durch  die 
jüdische  Einwanderung  ist  auch  der  Preis  des  Boidensund 
der  Preis  der  landwirtschaftlichen  Produkte  erheblich  ge- 
stiegen und  d&n  Vorteil  davon  haben  die  Araber    gehabt." 

Daß  sich  auch  die  Steuerkraft  der  arabischer 
Bevölkerung  gehoben  hat,  ist  wohl  nach  idiesen  Worten  eine 
selbst^'^erständüche  Folgerung.  Daher  werden;  die  Englän- 
der für  Palästina,  im  Vergleich  zu  anderen  Ländern,  die 
unter  ihrer  Oberhoheit  stehen,  keine  Geldmittel  in  beträcht- 
licher Höhe  aufzuwenden  haben. 

Die  englische  Regierung  erhielt  vom  Völkerlyund  das 
Mandat  zur  Errichtung  eines  jüdischen  Palästina.  Der 
Völkerbund!  handelt  hiermit  im  Einklang  mit  der  sozialisti- 
schen Internationale,  denn  diese  faßte  auf  dem  Kongreß  in 
Amsterdam  eine  Resolution,    deren  vierter  Paragrai)h  lautete : 

,, Anerkennung  des  Rechtes  des  jüdischen  Volkes  auf 
die  Errichtung  einer  nationalen  Heimstätte  in  Palästina  und 
Schaffung  der  Bedingungen  hierfür  unter  dem  Schutz  und 
der  KontroDe  des  Völkerbundes,  dem  ebenso  die  Wahrung 
der  berechtigten  Interessen  der  übrigen  Einwohner  des 
Landes  obliegt."^)  ' 

* 

I  Ist  nun  Palästina  fähig,    ia  absehbarer  Zeit    eine     be- 

deutende Eüiwanldfenung    aufzunehmen?  Die.  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  vor  dem  Kriege  könnön  nicht  ausschlaggebend 


»)  Zit.  nach  Leon  Chasanowltsch  und  Leo  Motzkin:  „Die  Juden- 
frage der  Gegenwart",  Seite  101. 

Der  Beschluß  der  Internationale  ist  zu  einer  Zeit  gefaßt  worden, 
in  der  die  2V2te  Internationale  noch  nicht  bestand.  Inzwischen  haben 
sich  einzelne  Landesparteien  dieser  Internationale,  vor  allem  die  englische 
für  alle  Maßnahmen  erklärt,  die  di«  Förderung  der  zionistischen  B'^-. 
strebungen  bezwecken. 
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sein,    da    die    Engländer    naturgemäß    alle  Maßnahmen  er- 
greifen werden,  um  das  wirtschaftliclie  Niveau  zu  heben. 

Es  war  bereits  in  den  letzten  Jahren  vor  dem  Kriege 
•—  'die  zitierten  Zahlen  über  den  Handel  schließen  Jeden 
Zweifel  ans  —  zu  konstatieren,  daß  sich  ein  wirtschaft- 
licher Aufschwung  in  Palästina  zeigte,  ein  Aufschwung, 
der  sowohl  den  Handel  steigerte,  sowie  aucH  die  Anfänge 
einer  industriellen  Entwicklung  zeitigte ;  der  weiterhin  sei- 
nen Ausdruck  dann  fand,  daß  die  Pflanzungskolonien  sicK 
immer  besser  rentierten  und  selbst  die  iüdischen  Getreide- 
Solonlen  auf  ein  günstigeres  Niveau  Iramen  und  immer  we- 
niger  auf  Unterstützung  angewiesen  waren. 

Trotzdessen  war  die  Entwicklung  vor  dem  Itriege 
eine  höchst  langsame,  kein  "Wunder  bei  der  Unsicherheit 
der  politischen  Verhältnisse  wie  den  sonstigen  erwälinten 
Mißständen.  Denn  nur  diese  verhinderten  eine  stärkere 
Einwanderung,  nicht  etwa  die  BevSlkerungskapazität  des 
Eandes.  Es  ist  zweifellos,  daß  Palästina  wirtschaftliclie 
Möglichkeiten  für  eine  größere  MenscHenzaHl  als  für  700.000 
bis  900.000  Seelen  bietet;  vergleichen  wir  die  Bevölkerungs- 
zahl Palästinas  mit  ider  eurpäischer  Staaten,  so  finden  wir, 
'daß  Palästina  außerordentlich  dünn  besiedelt  ist.  Es  betrug 
nach  dem  statistischen  Jahrbuch  1914  'die  Bevölkerung: 

Einwohner- 
Land  Schaft  pro 
km2 

Belgien 252 

Niederlande 180 

Deutschland 120 

Frankreich 73-8 

ItaliÄi 121 

Schweiz     ......   91 

Russ.  Polen 74 

Palästina 26-30 

Die  Gründe  für  diese  mangelnde  Besiedelung  sind 
einmal  darin  zni  suchen,  daß  der  größte  Teil  des  tiandcs 
für  die  landwirtschaftliche  Produktion  noch  nicht  er- 
schlossen war.  Nach  einer  amtlichen  türkischen  Statistik, 
die  ich  dem  Bericht  der  Erez-Israel-Kommission  entnehme, 
betrug  die  landwirtschaftlich  ausgenützte  Fläche: 


43 


Boden 

in 

qkm 


Boden 

ia 
Dunam 


Aus- 
genutzter 
Boden 
in  qkm 


Aus- 
genutzter 

Boden 
in  Dunam 


Verliältnis 
des  Aus- 
genutzten 

zum 
Gesamten 


Jerusalem 


18.900 


20,563.200 


1.553       1,690.000 


8-2o/o 


Galiläa  u.  Samaria 


8.300 


9,030.400 


1.380       1,500.000 


16-7  o/o 


Zusammen 


27.200 


29,593.600 


2,933 


3,190.000 


10-8  o/o 


Diese  amtliche  türkische  Statistik  berücksichtigte  aber 
nicht,  daß  der  Fellache  jedes  Jahr  ein  anderes  Stück  Boden 
unbenutzt  ließ.  Der  Bericht  der  Erez-Israel-Kommission 
rechnet  daher  75  %  hinzu  und  kommt  zu  einer  Gesamtfläche 
von  5,582.000  Dunam  genutzten  Landes.  Dieser  Zahl  möchte 
icji  durchaus  beipflichten,  denn  damit  würde  von  den  hun- 
derttausend landwirtschaftHch  tätigen  Familien  jede  ca.  5  ha 
bearbeiten,  was  dem  Durolischnitt  der  ganzen  Welt  ent- 
spricht. .  '  h  -'  . 

Drei  Viertel  des  anbaufäliigen  Bodens  also  werden 
nicht  bearbeitet,  und  das  letzte  Viertel  hat  IVIinimalerträg- 
nisse. 

Wenn  wir  die  palästinensischen  landwirtschaftlichen 
Ergebnisse  mit  denen  dei^  ganzen  Welt  vergleichen,'^)  so 
finden  wir  an  Weizen  auf  eine  Einheit  gerechnet: 

Minimum     Maximum    Durclisclinitt 


England 

151 

159 

155 

Deutschland     .  .  . 

128 

137 

133 

Frankreich    .  .  . 

87 

104 

95 

Osterreich    .   .   . 

81 

94 

95 

Vereinigte  Staaten 

63 

72 

67 

Argentinien  .  .   . 

43 

61 

52 

Rußland     .... 

.       36 

54 

45 

Palästina  .... 

5-12 

36-80 

21-46 

Das  Interessante  an  diesen  Zahlen  ist  nicht    nur    das 
unglaublich  niedrige  Ergebnis,  sondern  vor  allem  die  ganz 
unverhältnismäßig  großen   Schwanloingen.  Wenn    das  Ma- 
ximum   der    palästinensischen    Erträge    zum  Durchschnitts- 
»)  S.  Lewin:  „Die  jüdische  Welt",  Wilna  1913. 
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ertrage  würde  —  und  dem  stehen  keine  physischen 
Hinderungsgründe  entgegen  wie  die  jüdischen  Kolo- 
nien bewiesen  —  dann  könnte  Palästina  schon  dadurch 
allein  eine  2— Sfache  Menschenmenge  ern|,hren;  und  die 
jüdische  Einwanderung,  die  ja  gerade  die  Uebervölke- 
rung  hervorrufen  soll,  wirkt,  wie  wir  noch  nachweisen 
werden,  in  der  Richtung  der  Intensivierung  der  arabi- 
schen Wirtschaft,  beseitigt  also  gleichzeitig  wieder  die  an- 
gebhch  schädHchen  Konsequenzen. 

Wir  haben  festgestellt,  daß  große  Teile  des  Landes 
für  Pflanzungsbau  geeignet,  von  Arabern  bisher  unbenutzt 
geblieben  sind.  Der  dafür  geeignete  Boden  macht  jedoch 
fast  die  Hälfte  des  Landes  aus  und  was  auf  diesem  Gebiete 
herausgewirtschaftet  werden  kann,  hat  unsere  Statistik  der 
Ergebnisse  des  jüdischen  Pflanzungswesens  mit  aller  Deut- 
lichkeit gezeigt.  Die  Möghchkeiten,  die  sich  aus  der  Inten- 
sivierung der  arabischen  W^irtschaft  und  der  Ausnutzung 
des  für  Pflanzungen  geeigneten  Bodens  ergeben,  sind  groß 
genug,  um  die  Behauptung  einer  möglichen  Uebervölkc- 
rung  in  absehbarer  Zeit  als  irrig  zu  erweisen.  Als  weiterer 
Faktor  kommen  die  reichen  industriellen  Möglichkeüen  des 
Landes  hinzu. 

Wir  wollen  auf  sie  ausführlicher  eingehen,  da  wir  da- 
durch ein  genaueres  Büd  von  der  zukünftigen  Entwicklung 
Palästinas  erhalten. 

Es  ist  bekannt,  daß  größere  Kohlen-  und  Eisenlager 
fehlen,  und  die  Versuche,  sie  im  Lande  selbst  Zugewinnen, 
bisher  fehlgeschlagen  haben.  Durch  diesen  Umstand  sind, 
der  industi-iellen  Entwicklung  natürliche  Grenzen  gezogen, 
Grenzen,  die  jedoch  noch  sehr  weite  Betätigungsmöglich- 
keiten offen  lassen. 

Die  bestehenden  Industrien  sind  nicht  sehr  bedeutendj 
die  Gründe  .für  diese  Erscheinung  sind  in  dem  wirtschail- 
lichen  Stillstand  der  gesamten  Türkei  zu  suchen,  der  in 
der  ßevölkerungsstagnation  semen  charakteristischen  Aus- 
druck fand.  Palästina  unterschied  sich  bis  zum  Ende  des 
19.  Jahrhunderts  kaum  von  den  anderen  Gebieten  der 
.Türkei.  Im  eigenen  Lande  besaß  die  Industrie  infolge  des 
niedrigen     Niveaus      der      Fehachenwirtschaft      kaum      ein 
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nennenswertes  Absatzgebiet.  Der  Fellache,  der  in  den 
meisten  Fällen  verschuldet,  kaum  mehr  als  das  Existenz- 
minimum besaß,  suchte  naturgemäß  alle  seine  Bedürfnisse 
so  gut  es  ging,  durch  häusliche  Arbeit  zu  gewirinen;  ?Jvo 
wollte  er  auch  das  Geld  hernehmen,  um  irgend  welche  in- 
dustriellen Produkte  zu  bezalilen?i  Er  war  froh,  wena  ihm 
die  Schulden  nicht  über  den  Kopf  wuchsen  und  er  sein 
Gütchen  nicht  verlor,  wie  soviele  seiner  Nachbarn  rings- 
herum. Unter  diesen  Umständen  war  naturgemäß  an  eine 
bedeutende  Ausbreitung  einer  für  das  Inland  produzieren- 
den Industrie  nicht  zu  denken. 

Die  Technik  stand  in  der  einheimischen  Wirtschaft  auf 
einer  sehr  niedrigen  Stufe ;  die  Arbeitszeit  war  lang,  der 
Lohn  gering,  sodaß  dadurch  die  Möglichkeit  gegeben  w.ar, 
bei  total  veralteten  Produktionsmethodein  zu  verbleiben. 

Schon  vor  dem  Kriege  sind  durch  die  jüdische  Ein- 
wanderung europäische  Bedürfnisse  und  damit  die  Basis 
für  eine  industrielle  Entwicklung  ins  Land  getragen 
worden. 

Die  industrielle  Eignung  des  jüdischen  Volkes  ist 
niemals  angezweißilt  worden,  und  daher  können  wir 
auf  eine  nähere  Darstellung  verzichten.  Naturgemäß 
sind  die  Lohnansprüche  des  jüdischen  Arbeiters  weit 
höher  als  die  des  eingeborenen  Arabers.  Man  könnte 
daher  annehmen,  daß  durch  die  erhöhten  Lohnansprüche 
die  indusüiellen  Produktionsbedingungen  zu  sehr  verteuert 
werden  können,  sodaß  eine  auf  jüdischQn  Arbeitern  aufge- 
baute Industrie  nicht  wettbewerbfähig  auf  fdem  Weltmarlct 
wäre.  Diese  Annahme  ist  jedoch  nur  zum  kleinen  Teile 
richtig.  Sie  gut  für  die  Uebergangszeit  in  den  Industrien, 
die  noch  keine  feste  Basis  haben  und  technisch  nicht  ge- 
nügend ausgestaltet  sind.  Dagegen  hat  die  nationalökono- 
mische Forschung  —  ich  verweise  insbesondere  auf  Bren- 
tano —  nachgewiesen,  daß  in  den  Ländern  die  Produk- 
tionskosten am  höchsten  sind,  in  denen  der  Lohn  am  nied- 
rigsten, die  Arbeitszeit  am  längsten  ist,  im  Gegensatz  zu 
den  Ländern,  in  denen  kurze  Arbeitszeit  und  höhere  Löhne 
(natürlich  bis  zu  gewissen  Grenzen)  ^herrschen.  Die  Gründe 
liegen  auf    der  Hand:    holie    Löhne    zwingen    den    Arbeit- 
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geber,  der  technischen  Vervollkommnung  des  Arbeitspro- 
zesses seine  höchste  Aufmerksamkeit  zuzuwenden,  und 
schaffen  andererseits  erst  ein  wirklich  geschultes  Arbeiter- 
material. 

So  sind  die  relativ  hohen  Lebensbedingungen  des 
Juden  durchaus  kein  Hindernis  für  eine  steigende  in- 
dustrielle Entwicklung  Palästinas ;  im  Gegenteü,  sie  sind 
eine  der  Voraussetzungen,  diese  in  beschleunigtem  Tempo 
zur  Entfaltung  zu  bringen. 

Wird  die  palästinensische  Industrie,  insbesqndere  die 
Exportindustrie,  die  Konkurrenz  auf  dem  Weltmarkt  aus- 
halten können  ?J  Wir  besitzen  zurzeit  naturgemäß  noch 
keine  genauen  Unterlagen,  um  auf  diese  Frage  eine  bis  ins 
Einzelne  gehende  Antwort  geben  zu  können  und  weisen 
daher  nur  aixd  folgenden  Punkt  hin: 

Es  ist  gewiß,  daß  die  Industrien  Palästinas  einen 
harten  Kampf  bestehen  müssen  gegenüber  den  Industrien 
anderer  Länder,  die  durch  ein  jahrzehntelanges  Bestehen 
eüie  gewisse  StabiUtät  erreicht,  den  größten  Teil  ihrer  Ma- 
ßchiaen  abgeschrieben  haben,  vielerlei  Erfahrungen,  sam- 
meln konnten  und  infolge  des  Ineinai»dergreifens  der  ver- 
schiedenen Industriezweige  auch  billiger  zu  produzieren 
imstande  Sind. 

Palästina  steht  in  dieser  Hinsiclit    gleich    mit    aüderen 
Agrarländern,  die  auf  dem  Wege  sind,  sich  eine  eigene  In- 
dustrie zu.  schaffen.    Ein  Umstand  iedoch  vergrößert    seine 
industriellen  Aussichten.    Wenn   in  Agrarländern    sich  eine 
Industrie  entwickelte  —  Rußland  und  gewisse  Koloniallän- 
der bilden  eine  Ausnahme  —  so  wurde    diese    durch   ein- 
heimische   nicht    aUzu  reichlich  fließende   Gelder    finanziert 
Und  knüpfte  im  allgemeinen    an    die  bestehenden    Gewerbe 
des  Landes  an.    Infolgedessen  war    der  Standort    der 
Industrien  in  zahlreichen  Fällen    durch    historische    Bedin- 
gungen   gegeben    und    oücht    nach  rein  ökonomischen    Ge- 
sichtspunkten    gewählt;      die     gesamte     Industriegeschichte 
Europas  ist  voll  von  Beispielen  für  diesen  Entwicklungsgang. 
In  Palästina  dagegen  werden  ,die  Juden  nicht  an  das 
alte  Gewerbe    anknüpfen   und    so    zufällige  Standortsbedin- 
gungen übernehmen  —  flir  viele  Industrien  sind  ja  erst  die 
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Fundamente  zu  schaffen  —  sondern  sie  werden  mit  Geld- 
mitteln, die  nicht  im  Lande  aufgebracht  sind,  nacH  den 
neuesten  Methoden  an  iden  ökonomisch  günstigsten  Orten 
Industrien  aufbauen  und  dadurch  einen  Teil  der  Nachteile 
ausgleichen,  4ie  ein  Agrarstaat  gegenüber  alten  Industrie- 
staaten besitzt. 

« 

Zunächst  sei  auf  die  Industrien  eingegangen,  die  im 
L'an'de  gewonnene  Rohstoffe  weiter  verarbeiten-  ^In  diesem 
Zusammenhange  werden  auch  die  Pflanzungen  behandelt, 
bei  'donen  Ja  gärtnerische  und  industrielle  Tätiglceit  zu- 
weilen ineinander  übergeht.) 

Unabhängig  davon,  ob  die  weitere  Entwicklung  in 
'den  jüdischen  Kolonien  zu  einer  starten  Ausbreitung  der 
Getreidekultur  führt  oder  nicht,  wird  'die  M  u  h  1  e  n  - 1  n  - 
d  u  s  f  r  i  e  eine  größere  Erweiterung  erfahren,  lii  di^er 
Industrie  sind  die  Juden  recht  gut  vertreten.  So  gibt  es 
jü'dische  Mühlenbesitzer  —  abgesehen  von  vielen  Kolonien, 
die  eine  Mühle  besitzen  —  in  Jerusalem,  Jaffa  und,  -wie 
Trietsch  bemerkt,  sogar  an  manchen  Orten,  in  denen  keine 
oder  nur  wenige  Juden  wohnen,  so  in  Jebna'^CJabne),  in 
Berseba,  in  Paludsche  und  in  Burer. 

Die  fortschreitende  landwirtschaftliche  Entwicldung, 
verbunden  mit  der  Modernisierung  der  Mühlen- Industrie, 
wird  'das  L'and  v^^n  der  MehleinfuHr  befreien  und  der 
Mühlen-Industrie  ein  weites  Feld  geben.  Der  palästinensi- 
sche Weizen  ist  für  feinere  Mehlsorten  nicht  sehr  geeignet; 
dagegen  wird  man,  sobald  sich  'die  Verkehrsverhältnisse 
gebessert  Haben,  den  weißen,  weichen!  Hauranweizen  zu 
diesem  Zwecke  heranziehen. 

Auch  die  Makkaroni-Fabrikation  wird  bei  der  steigen- 
den jüdischen  Einwanderung  starke  Fortschritte  machen  t 
der  palästinensische  Weizen  ist  dafür  außerordentlich  ge- 
eignet. Die  arabische  Bevölkerung  hat  sich  iedoch  bisher 
an  dieses  Nährmittel  .nicht  gewöhnt,  und  so  kann  dieser 
Industriezweig  sich  in  der  Hauptsache  nur  prozentual  dem 
Anwachsen  der  jüdischen  Bevölkerung  entwickeln. 

Die  Fabrikation  von  Weizenstärke  hatte  bislier  in  Pa- 
lästina keinen  Eingang:  gefunden,    wohl    aber    in    anderen 
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.Teilen  Syriens.  So  befinden  sich  zahlreiche  kleine  Fabrü^en 
in  Aleppo  nnd  Damaslrus.  Auch  die  Einführung  dieses  In- 
dustriezweiges wird  durch  die  iüdische  Initiative  sehr  be- 
schleunigt werden,  und  beide  «Produkte  werden  zur  Her- 
stellung von  Speisen  wie  zum  Stärken  der  Stoffe  in  'der 
Textü- Industrie  benutzt  werden. 

Die  Spiritus-Fabrikation  muß  erst  im  Cande  begründet 
werden.  Durrh'a,  das  in  Palästina  glänzefid  gedeiht,  enthält 
60—65  %  Stärke,  'die  einen  Spiritus  von  größerer  Reinheit 
ergibt,  als  Mais.  Durrlia  wurde  bisher  zumeist  nach  Eng- 
land und  Frankreich  ausgeführt  und  dort  zur  Spiritus- 
Fabrikation  verwendet. 

~  "Wir  gehen  nunmehr  zu  den  Pflanzungen  über,  zu- 
nächst zum  "Weinbau. 

Die  Produktion  kann  nach  dem  Kriege  sehr  gesteigert 
werden.  Zunächst  wird  ihr  die  Verbesserung  derVerkehrs- 
verHältnisse  sehr  zugute  kommen;  so  kostete,  wieNSwratzki 
schreibt.*)  der  Transport  der  Weinfässer  auf  Kamelen  von 
den  Kolonien  bis  nach  Jaffa  fast  ebensoviel  wie  die  Schiffs- 
fracht nach  den  Exportländern.  Sobald  Palästina  die  nol- 
wendieren  Kleinbahnen  besitzt,  kann  mit  einer  bedeutende.n 
VerbiUigung  gerechnet  werden.  In  derselben  Richtung  wird 
die  Reformierung  der  türkischen  Finanzpolitik  wirken. 

Die  Steuerbemessungsgrundlage  bildete  vor  dem 
Kriege  in  'der  Türlfei  der  Rohertrag,  sodaß  geradezu  eine 
Prämie  auf  extensive  Wirtschaft  gesetzt  wurde.  Je'd'e  geord- 
nete Pinanzverwaltung  wird  als  Grundlage  der  Steuer- 
b'emessung  'dön  Reinertrag  wählen.  Nähere  Angaben  führen 
hier  zu  weit,  es  kann  aber  als  ausgeschlossen  gelten,  'daß 
der  Weinbau  wie  vor  "dem  Kriege  eine  Steuerlast  von  25  bis 
'30%  zu  tragen  haben  vnr'd.  Die  VerbiUigung,  die  aus  die- 
sen beiden  Gründen  erfolgen  wird,  wird  naturgemäß'  den 
Auslandsabsatz  steigern. 

Die  verstärkte  jüdische  Einwanderung,  verbunden  mit 
einer  Erhöhung  des  wirtschaftlichen  Niveaus  der  Juden, 
wird  die  Schaffung  eines  Inlandsmarktes  vorbereiten.  Der 
Araber  bezieht  aus  den  jüdischen  Weinkellereicn  vor  allem 
Arak'.    Sobald    man    in    'der    HersteUung    alkoholfreier    Ge- 

n  pie  jüdische  Kolonisation  Palästinas.   München  1914,  S.  330, 
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tränke  weitere  Fortschritte  gemacht  haben  wird,  wird  auüh 
ein  größerer  Absatz  bei  der  arabischen  Bevölkerung  nur 
eine  Frage  der  Zeit  sein.  Gleichzeitig  wird  man  die  Neben- 
produkte der  Weinbereitung  industriell  ausnutzen.  Schon 
vor  dem  Kriege  wurde  Weinstein  überall  verarbeitet  und 
zu  diesem  Zwecke  der  Kellerei  in  Richon  le  Zion  eine  kleine 
Fabrik  angegliedert.  Schließlich  kommen  nach  Trietsch 
auch  andere  Traubenfabrikate  als  Wein,  Kognak  usw.  in 
Frage,  wie  z.  B.  Rosinen,  Traubenhonig,  Gelees  usw.  Von 
größerer  Wichtigkeit  noch  als  der  Weinbau  ist  die  Oel- 
erzeugung  in  Palästina.  Der  Oelbau  ist  in  Syrien  heimisch, 
und  die  Erzeugung  von  Olivenöl  und  Seife  ist,  abgesehen 
von  der  Textü-Tndustrie,  die  wichtigste  ganz  Syriens. 
Nach  Ruppin*)  betrug  die  Produktion  von  Olivenöl  in  ganz 
Syrien:  II  '  '1    ', 

in  Beirut  und  im  Libanonbezirk  .  .  1,700.000  Okka ') 

„  Nablus,  Akko,  Safed 3,500.000      , 

„  Jaffa  und  Umgebung 2,000.000      „ 

,  Tripoli 2,000.000      . 

„  Lattakie,  Bamas  u.  Umgegend  .      700.000      » 

„  Antiochia  und  Ojisir 2,000.000      „ 

,  Killia 1,500.000      „ 

.  Aintab  . 1,500.000      „ 

„  Harran 1,300.000      , 

,  Jdlib     .   . 1,250.000      . 

Zusammen.   .  .  17,450.000 Okka 

Die  Oelproduktion  Palästinas  betrug  ca.  ein  Drittel 
dieser  Gesamtziffer.  Es  gibt  in  ganz  Syrien  ca.  6—800  Oel- 
pressen. 

Bei  der  Ölivenölerzeugung  sind  in  Syrien  6—10.000 
Menschen  tätig,  bei  den  Seifenfabriken  2—3000. 

Die  Produlction  Palästinas  kann  ganz  außerordentlich 
gesteigert  werden;  zwar  sind  von  den  Arabern  in  den 
letzten  Jahren  gar  keine  neuen  Pflanzungen  angelegt  wor- 
den, Nawratzki  berichtet  sogar,  daß  Bäume  wegen  zu  hoher 
Besteuerung  umgehauen  worden  seien,  doch  sind  in  den 
jüdischen  Kolonien,    die    bislang  wegen    der    Jugend     aer 

«)  a.  a.  O.  S.  146. 
2)  Okka  =!l'28kg. 
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Pflanzungen  bei  :der  Oel-  und  Seifenpro duküon  des  Landes 
nur  eine  geringe  RoUe  spielten,  von  Jahr  zu  Jahr  neue 
OHvenpflanzungen  angelegt  worden,  so  u.  a.  in  zahlreichen 
Kolonien  Judäas  und  Samarias,  und  in  den  Domänen, 
die  der  National-Fonds  errichtet  hat.  Nach  dem  Kriege  wird 
man  mit  allen  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  an  die  Erweite 
rung  der-  Pflanzungen  gehen,  die  bereits  vor  dem  Kriege  in 
den  jüdischen  Kolonien  9200  Dunam  bedeckten. 

Ihre  Rentabilität  ist  ziemlich  hoch,  zumal  der    Oliven- 
Baum  Keine  Bewässerung  braucht,  ein  Hohes  'Älter  erreicht 
und  das  Öel  sich  jahrelang  hält.  Es  ist  bei  der  Art  der  jü- 
dischen Kolonisation    selbstverständlich,    daß  sie    nicht    bei 
den  primitiven  Methoden  des  Fellachen  stehen  bleiben  wird. 
Die  Araber    schlagen    die  Oliven  vom  Baum    herunter,    be- 
Icommen    dadurch  Früchte    im  verschiedensten  ReiJestadium 
und  verletzen  die  Zweige    derart,    daß    jede    zweite    Ernte 
einen  Ausfall  von  ca.   drei  Fünftel  zeigt.    In    fortgeschritte- 
neren Ländern  werden,    wie  TrietscH  berichtet,   die   Oüven 
von  Kindern    einzeln   vom  Baum  gepflückt,    und    zwar    im 
Vollreifen   Zustand.    Diese  Art    der    Ernte    l^ostet    natürlich 
viel    mehr    als  die  o'ben  geschilderte,  aber  der  Mehrertrag, 
an  Öel  übersteigt  das  Plus  an  Erntekosjten  b'edeutend    und 
läßt  die  Bäume  Jahr  für  JaHr  gleiche  Erträge  bringen. 

Sobald  die  Bevölkerung  an'  eine  schonende  Behand- 
lung der  Olivenbäume  durch  die  jüdischen  Kolonisten  ge- 
wöhnt sein  wird,  wird  man  auch  an  die  Beseitigung  ?ler 
primitiven  Oelpressen  gehen  können  und  diese  durcli  mo- 
derne hydraulische  Pressen  ersetzen,  die  sich  erst  unter  die- 
ser Voraussetzung  zu  rentieren  scheinen.  Auch'  die  Olivcn- 
rücfetände  werden  entsprechend  der  modernen  TecHiiil^ 
verwertet  werden.  Weiterhin  wird  man  die  Fabrilration  des 
Sesamöls  weiter  aasbauen,  sowie  die  der  ätherischen  Öele, 
vor  allem  Thymianöl,  Gereniuraöl,  Mimosenöl.  So  ist  mit 
einer  '  außerordentlichen  Erhöhung  der  Produktion  zu 
rechnen,  die  Tausenden  die  Möglichkeit  gibt,  ihren  Lebens- 
unterhalt zu  gewinnen. 

Auch  der  Orangenkultur  kann  man  eine  günstige  Zu- 
kunft prophezeien.  Nach  Nawratzki  bedeckten  die  jüdischen 
Orangenpflanzungen  1912  700  ha,  das  ist  ein  Drittel  der  ge- 
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samten  Örangenpflanzungen  Palästinas.  Dieses  Prozentvei"- 
hältnis  vergrößerte  sich  in  den  letzten  Jahren  dauernd  zu- 
gunsten der  Juden,  da  neue  PÜanzungqn  fast  ausschließ- 
lieh  von  ihnen  angelegt  wurden.  Die  Zahl  der  exportierten 
Orangen  hat  sich  in  den  Jahren  von  1903—1912  verdoppelt 
(von  448.000  auf  870.000  Kisten)  und  wird  auch  nach  dem 
Kriege  weiter  steigen.  Einmal  sind  die  jüdischen  Pflanzun- 
gen jüngeren  Datums  noch  nicht  völlig  in  "Wirksamkeit  ge- 
treten, dann  werden  die  jüdischen  Pflanzungen  wie  bisher 
eine  starke  Erweiterung  erfahren;  endlich  ist  die  Technik 
noch  großer  Verbesserung  fähig.  Im  Gegensatz  zur  OUve 
und  Mandel  verlangt  die  Orange  Bewässerung.  In  den  jü- 
dischen Kolonien  werden  hiezu  bereits  Motorbetriebe  ver- 
wendet, während  in  den  Araberpflanzungen  noch  der 
Göpelbetrieb  herrscht. 

Eine  weitere  technische  Verbesserung  werden  die  elek- 
trischen Ueberland-Zentralen  mit  sich  führen  (siehe  S.  54). 
So  ist  mit  einer  starken  Steigerung  der  Orangenprodüktion 
zu  rechnen ;  diese  erweitert  auch  indirekt  den  Kreis  der  Be- 
schäftigten. 

Die  Kisten,'  "die  zum  Orangenexport  gebraucht  werden, 
kommen  bis  auf  die,  die  nach  Aegypten  verschickt  werden, 
nicht  mehr  zurück  und  müssen  so  jedes  Jahr  meder  her- 
gestellt werden;  das  Holz  wird  eingeführt,  die  Verarbeitung 
geschieht  im  Lande,  man  hofft  jedoch,  allmählich  die  Kisten 
mit    einheimischem  Holz  herstellen  zu  können,  (siehe  S.  50). 

Von  großer  Bedeutung  ist  ferner  die  Mandelkultur, 
die  jüdischen  Pflanzunge^a  bedeckten  31.000  Dunam; 
Ruppin  schätzt  den  Wert  der  gesamten  Mandelernte  auf 
1,000.000  Eres.,  der  jüdischen  auf  500.000  Eres.  Die  Steige- 
rung der  Produktion  ist  ganz  bedeutend,  und  da  viele 
Pflänzlingen  erst  in  den  letzten  Jahren  angelegt  wurden, 
so  ist  auch  weiterhin  mit  einer  bedeutenden  Erhöhung  der 
Produktion  zu  rechnen. 

Auf  die  KultTir  von  Eeigen,  Bananen,  Aprikosen  usw. 
wiU  ich  hier  nicht  eingehen,  nur  dies  bemerken,  daß 
die  Marmelade-   und  Eruchtkonaerven-Industrie^)  in   Syrien 

»)  Palästina  Ist  eines  der  wenigen  Länder,  in  dem  das  Zucker- 
rohr und  die  Zuckerrübe  gcdeint  (siehe  Seite  53). 
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efaüz  außerordentliche  Entwickelangsmoglichkeiteni  haben 
und  die  Einführung  nur  eine  Frage  der  Zeit  ist.  Daran  an- 
schließend wird  sich  auch  eine  Gemüse-Konserven-Industrie 
entwickeln.  Man  ist  in  den  jüdischen  Kolonien  zur  Erkennt- 
nis gelangt,  daß  man  dort,  wo  der  reine  Pflanzungs])uu 
herrschte,  gemischte  Kulturen  schaffen  müsse,  vor  allem 
wül  man  Gemüsebau  und  Milchwirtschaft  pflegen. 

Das  Gemüse  wird  einen  lohnenden  Absatzmarkt  so- 
wohl bei  der  städtischen  Bevölkerung  finden,  aber  auch  als 
Gemüse-Konserven  einen  lohnenden  Export- Artikel  dar- 
stellen ;  nachdem  man  in  den  jüdischen  Kolonien  den  Ex- 
port von  Wein  und  Orangen  durch  Grüinidung  von  Absatz- 
Genossenschaften  organisiert  hat,  wird  man  bei  dem  Ex- 
port von  Früh-  und  Spätgemüse  sowie  von  Gemüsekonser- 
ven aui  keine  großen  Schwierigkeiten  stoßen. 

Oettinger  berichtet  :^)  „Aus  Holland  wurden  im  Jahre 
1914  nach  England,  Deutschland,  Oesterreich,  Nordamerika 
und  den  westindischen  holländischen  Besitzungen  Gurken 
um  rund  2,000.000  Frcs.,  Tomaten  um  3,300.000  Frcs.,  in 
Salz  eiagemachtes  Gemüse  um  7,600.000  und  in  Büchsen 
konserviertes  Gemüse  um  2,200.000  Frcs.  exportiert.  Die 
mit  Gemüsepflanzen  bestellte  Fläche  beträgt  in  Holland 
gegenwärtig  22.433  Hei^tar." 

Palästina  hat  vor  Holland  voraus,,  daß)  die  warme  Sonne 
die  teui-en  Glashäuser  überflüssig  macht,  und  daß,  wie 
Oettinger  bemerkt,-)  „der  warme  feuchte  Winter  die  Erzeu- 
gung von  Frühgemüse  und  der  warme,  ebenfalls  meist 
feuchte  Spätherbst  die  von  Spätgemüse  außerordentlich  be- 
günstigt." 

Wir  gehen  jetzt  zu  den  Entwick'elungsmöglichkeiten 
der  Industrien  über,  die  in  Palästina  gewonnenen  Roh- 
Stoffe  zu  verarbeiten  gedenken,  bisher  aber  keine  nennens- 
werte Verbreitung  gefunden  haben. 


»)  Methode  u.  Kapitalbedarf  jüdischer  Kolonisation  in  Palästina 
S.  64. 

3)  a.  O.  S.  64. 
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An  erster  Stelle  sei  an  die  Zucker- Industrie  erinnert. 
Sowohl  das  Zuckerrohr  wie  die  Zuckerrübe  gedeihen  im 
Lande.  Versuche  in  den  jüdischen  Kolonien  haben  bewiesen, 
daß  die  Zuckerrübe  einen  viel  höheren  Prozentsatz  von 
Zucker  enthält  als  in  den  bestem  europäischen  Rüben- 
gebieten. So  bieten  sich  der  Zucker-Industrie  reiche  Ent- 
wickelungsmöglichkeiten.  Sie  wird  bei  den  geringen  Pro- 
duktionskosten wohl  schon  in  absehbarer  Zeit  an  einen  Ex- 
port denken,  wird  die  ausländische  Einfuhr  schnell  beseiti- 
gen, die  in  Syrien  ca.  7  kg  pro  Kopf  der  Bevölkerung  be- 
trug, wird  weiterhin,  wie  schon  erwähnt,  die  Entwickelung 
von  Marmelade-  und  Konserven-Industrien  beschleunigen, 
und  ihre  Rückstände  werden  dem  an  natürlichem  Dünger 
so  armen  Lande  zugute  kommen. 

Auch  die  Tabak-Kultar  hat  in  Palästina  noch  keine 
große  Verbreitung  gefunden:  die  Gründe  hierfür  sind  im 
amtlichen  Tabak-Monopol  z'u  suchen,  das  dem  Aufkommen 
der  Indnstrie  in  Palästina  bislang  hinderlich  war.  In  die- 
sem Punkte  werden  sich  die  Verhältnisse  nach  dem  Kriege 
völlig  ändern. 

Da  es  nicht  anzunehmen  ist,  daß  irgend  eine  Regie- 
rung aus  kurzsichtigen  finanzpolitischen  Gründen  das  Auf- 
kommen dieser  für  das  Land  so  wichtigen  Industrie  weiter- 
hin hemmen  wind,  so  wird  dieser  Erwerbszweig  in  Pa- 
lästina einer  zahlreichen  Bevölkerung  den  Lebensunterhalt 
verschaffen. 

In  Aegypten,  das  selbst  auf  Grund .  des  aus  fiskali- 
schen Gründen  erfolgten  Verbotes  keinen  Tabak  erzeugt, 
sondern  dieser  sowie  das  Zigarettenpapier  und  die  Em- 
ballage, sogar  die  Kisten  einführt,  hat  die  Zigaretten-In- 
dustrie, wie  bekannt,  eine  große  Ausdehnung  gewonnen. 

Palästina  hätte  durch  den  eigenen  Anbau  —  die  Ver- 
suche in  Obergalüäa  haben  sehr  günsüge  Resultate  er- 
geben —  einen  großen  Vorzug  vor  Aegypten.  Und  auch  der 
Inlandsmarkt  ist  nicht  unbedeutend  und  wird  bei  der  stei- 
genden jüdischen  Einwanderung  wie  bei  der  Weiterent- 
wicklung der  arabischen  Wirtschaft  eine  große  Ausdehnung 
erfahren. 
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Ich'  erwähnte  am  Anfang  dieses  Abschnittes,  daß  das 
Land  arm  an  Mineralschälzen  sei,  insbesondere  an  Kohle 
und  Eisen.  Dagegen  ist  wahrscheinlich,  daß  Petroleum  in 
Palästina  erb'ohrt  werden  kann.  Die  Bohrungen,  die  die 
Standard- Oil-Company  beabsichtigte,  sind  durch  den  Welt- 
krieg verhindeii;  worden ;  man  wird  die  Versuche  bald 
nach  dem  Kriege  aufnehmen.  Nawrertzki  führt  zu  diesem 
Punkt  aus:*)  „Es  hat  den  Anschein,  als  ob  der  ganze 
syrische  Grabenbruch  solqhes  führe,  da  sowohl  im  Norden 
an  den  Euphratquellen  wie  im  Süden  am  Roten  Meer  das 
Vorkommen  von  Petroleum  bekannt  ist."  Diese  Versuche 
müssen  abgewartet  werden  und  ebenso  muß  späteren 
Untersuchungen  die  Entscheidung  vorbehalten  bleiben,  ob 
die  Asphaltlager  bei  Hasbeja,  die  Phosphatlager  beiEs-Salt 
einen  Altbau  lohnen.  Als  wahrscheinlich  kann  es  gelten, 
daß  die  Ablagerungen  des  Toten  Meeres^)  an  Asphalt, 
Brom,  Kali,  Magnesium,  Salz  und  Schwefel,  die  Eisenerz-, 
Ocker-  und  Kohlenlager  bei  Saida,  die  Phosphatlager  bei 
Es-Salt,  Steinsalz  am  Dechebel  Usdum  rentabel  zu  ver- 
werten sind. 

Schon  jetzt  steht  es  fest,  daß  man  bei  dem  Mangel  an 
Kohle  und  sonstigen  Heizungsmitteln  die  Wassejkräfte  mo- 
torisch ausnutzen  wird.  (Der  Jordan  hat  bei  seinem  ver- 
hältnismäßig kurzen  Lauf  ein  Gefälle  von  764  m,  zwischen 
Merem-  und  Tiberias-See  —  auf  der  kurzen  Strecke  von 
16  km  —  ein  solches  von  200  m).  Die  Ueberland zentralen, 
die  unter  Ausnutzung  dieses  Gefälles  geschaffen  werden 
können,  kommen  nicht  nur  der  Industrie  zugute,  sondern 
auch  der  Landwirtschaft,  die  zum  großen  .Teil  auf  künst- 
liche Bewässerung  angewiesen  ist  und  das  Wasser  auf 
diese  Weise  weit  billiger  erhalten  kann. 

Wie  die  Weltmarktverhältnisse  für  Seide  sich  nach  dem 
Kriege  gestalten  werden,  kann  man  jetzt  noch  nicht  über- 
sehen. Der  Boden  Palästinas    ist    jedenfalls    für  Seidenbau 


»)  a.  a.  O.  S.  410. . 

2)  Das  Wasser  des  Toten  Meeres  hat  infolge  der  gelösten 
Mineralien  ein  so  hohes  spezifisches  Gewicht,  daß  Menschen  darin 
nicht  untergehen  können. 
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^eei^et,  und  bei  der  Neugestaltung  der  palästinensischen 
Wirtschaft  ist  es  leicht  möglich,  daß  sich  eine  Seidenraupen- 
zucht, verbunden  mit  Seidenspinnerei,  Seidenfärb'erei,  Sei- 
denweberei, zugleich  mit  der  Textil-Industrie  entwickeln 
wird. 

Von  kleineren  Industrien  wird  sich  vielleicht  nach 
einigen  Jahren  die  FischKonserven-lndustrie  entwickeln; 
Fischerei  warde  bisher  in  Palästina  wenig  b'eti'ieben,  ob- 
wohl nach  dem  Urteil  von  Sachverständigen  manche  'G?e- 
biete  einen  bedeutenden  FiscHreichtum  besitzen. 

'Als  eine  "der  wichtigsten  Indnistrien,  die  auf  im  Cande 
gewonnenen  Rohstoffen  basieren,  Kann  besonders  in  den 
ersten  Jahrzehnten    die  Bauindustrie    gelten.    ÄncS.    in   den 

.  europäischen  Ländern  hatte  die  Bauin'dustrie  an  'der  ge- 
samten industriellen  Produktion  einten  hedeutenden'  ^Anteil; 
man  muß  aber,  wenn  man  palästinensische  Verhältnisse 
zum  Vergleich  heranzieht,  berücksichtigen,  'daß'  die  in- 
dustrielle Entwicklung  Englands  oder  Deutschlands  auf 
allen  Gebieten  'der  palästinensischen  bei  weitem  voraus  ist, 
und  daß  in  Palästina  nicht  nur  für  den  Geburtenüber- 
schuß gesorgt  werden  muß,  sondern  für  die  so  außer- 
ordentlich starße  Einwanderutig.  'Aus  diesem  Grunde  wird 
die  Bauindustrie  für  die  erste  Zeit  der  K^olonisation  den  be- 
deutendsten Industriezweig  bUden.  Bisher  bestanden  nur 
vereinzelte,  kleine  Unternehmungen  im  Uande,  die  nicht  im: 
entferntesten    ausreichen,    'den    kommenden  Bedarf    zu    he- 

.  friedigen.  Daher  haben  sich  schon  Jetzt  neue  große  Unter- 
nehmungen gebildet. 

Wichtige  Baustoffe,  die  im  Uande  selbst  vorkommen, 
sind  San'dstein,  Kallcstein,  Ton,  Sand,  'Asphalt,  Gips, 
Lehm.  Eisen  muß  eingeführt  werden  und  auch  Holz  ist  in 
so  geringem  Umfange  vorhanden,  daß  es  in  der  ersten 
Kolonisationsperiod»  zu  Bauzwecken  nicht  herangezogen 
werden  kann. 

Mit  einer  starken  Ausdehnung  der  Bauindustrie  geht 
parallel  die  Entwackelung  der  Nebenindustrien.  „In  den 
letzten  Jahrzehnten,"   so   schreibt  Ruppin,^)^„hat    in    Jalla, 

«)  a.'a,  0.  S.  159. 
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Haifa,  Jerusalem,  Tiberias  und  Aleppo  die  Herstellun.£T 
von  Quadersteinen,  Vollziegeln,  Treppenstufen,  Tür-  und 
Fenstereinfassungen,  Hohlblöcken  usw.  aus  Zement  und 
Sand  eine  ziemliche  Ausdehnung  gewonnen,  da  sie  sich' 
billiger  stellen  als  der  Naturstein,  soweit  er  weither  zu 
transportieren  und  schwer  zu  bearbeiten  ist.  Diese  In- 
dustrie ist  hauptsächlich  in  den  Händen  der  Deutsehen  und 
Juden." 

Neben  diesen  Industrien,  denen  sich"  Zementfabril^en 
angliedern  werden,  wind  die  Möbelfabrikation  in  der 
ersten  Kolonisationsperiode  sich"  außerordentlicK  entfalten 
und  kaum  die  Nachfrage  befriedigen  können,  denn  bei 
der  so  starken  Erhöhung  der  Schiffsfrachten  wird  der 
größte  Teil  der  Auswanderer  ohne  Binrichtungsgegcn- 
stände  nach  Palästina  kommen.  Bisher  hat  man  das  Holz 
des  Eulcalyptusb'aumes,  der  in  den  jüdischen  Kolonien 
immer  mehr  angepflanzt  worden  ist,  weder  für  Bau-  noch" 
für  Tischlereizwecke  verwenden  können.  Tn  Australien 
dient  er  bereits  längst  zur  Herstellung  guter  Möbel;  Naw- 
ratzld  sagt  mit  Recht,  daß  sich'  von  'den  Hunderten  von 
Eukalyptusarten,  die  existieren  und  'die  zum  Teü  äußerst 
wertvolle  rfolzer  liefern,  auch  eine  Anzahl  zur  Anpflanzung 
in  Palästina  eignen  würde. 

Die  Entwickelung  der  Bauindustrie  wird  aucK  der 
Glasindustrie  zugate  kommen ;  zurzeit  wird  Glas  nur  in 
Hebron  hergestellt  und  zur  Produktion  von  Flaschen  und 
gläsernen  Armbänidern  für  die  Fellachenweiber  verwendet. 
Eine  große  Glasfabrik,  die  Baron  Rothschild  einstmals  er- 
richtete, hat  ihren  Betrieb  eingestellt.  Die  Transportkosten 
sind  jedoch  so  hoch,  daß  der  steigende  Inlandsbedarf  wobl 
bald  eine  Glasindustrie  ins  L'and  rufen  wird,  die  auch  für 
die  kunstgewerblicHe  Industrie   von  Bedeutung  werden  kann. 

Für  die  Fremdenindustrie  sind  vor  allem  die  Ver- 
keh'rsverhältnisse  von  Bedeutung.  Wir  sprachen  bereits  an 
anderer  Stelle" (siehe  S.  16)  von  ibrem  Ausbau  und  möchten 
hier  noch  bemerken,  daß  viele  Reisende  von  dem  Besuch 
Palästinas  abgeschi-eckt  wurden,  weil  sie  bei  schlechtem 
Wetter    weder    in    Jaffa    noch   in    Haifa  L'andungsmö glich- 
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keiten  hatten.  Sobald  dieses  Uebel  abgestellt  und  die  Eisen- 
bahnverbindung mit  Europa  und  Aegypten  ofien  sein  wird, 
ist  mit  einer  großen  Ausbreitung  der  Fremdenindustrie  zu 
rechnen,  da  Palästina  durch  eine  starke  jüdische  Einwan- 
derung zu  einem  immer  bedeutenderen  Kulturzentrum  wer- 
den und  so  einen  Anziehungspunkt  für  die  Juden  der 
ganzen  Welt  büden  wird.  Günstig  für  Palästina  ist  der 
Umstand,  daß  die  meisten  von  Fremden  besuchten  Orte 
kaum  100  km  voneinander  entfernt  sind.  Nicht  nur  die 
eigenthche  Fremdenindustrie  zog  aus  diesem  Fremdenver- 
kehr Nutzen,  sondern  auch  verschiedene  Nebenindustrien, 
wie  beispielsweise  die  Herstellung  von  „objets  de  piete". 

Gleichzeitig  wind  man  an  die  erfolgreiche  Ausnutzung 
der  klimatischen  Vorzüge  des  Landes  denken  können.  Es* 
sei  erwähnt,  daß  in  Palästina  die  Tuberkulose  früher  last 
vollständig  unbekannt  war,  und  es  sei  weiterhin  festgestoDt, 
daß  Palästina  sich  sowohl  zum  vorübergehenden  wie  auch 
dauernden  Aufenthalt  für  Lungenkranke  eignet. 

Wenn  die  Verkehrs-  und  die  Hafenverhältnisse 
nur  einigermaßen  auf  der  Höhe  sind,  so  werden 
nicht  nur  Lungenkranke  in  Palästina  Genesung  suchen, 
sondern  auch  alle  die  —  dies  gut  vor  allem  für 
die  reichen  Aegypter  — ,  die  im  heißen  Sommer  iliren  Auf- 
enthalt zu  verändern  gedenken.  Weiterhin  werden  die  heiJ3en 
Quellen,  besonders  die  von  Tiberias,  die  von  Gadara  (in 
der  Höhe  des  Sees  Genezareth)  und  die  des  Toten  Meeres 
ihrer  Erschließung  entgegengehen.  Die  wirtschaftliche  Be- 
deutung einer  ausgedehnten  Fremdenin'dustrie  für  Palästina 
kann  man  wohl  am  deutlichsten  mit  dem  Hinweis  auf 
Aegypten,  auf  die  Schweiz  und  auf  Italien  illustrieren. 

Von  kleineren  Industrien    ist  die  Buchdruckorei    stark 
entwickelungsfähig.   Ich  brauche  an  dieser  SteUe  nicht  dar- 
zulegen, wie    ausgesprochen  die    kulturellen  Bedürfnisse  der 
Juden  sind.    Unter  keinem  Volke  der  Erde  ist  das  Bach  so 
verbreitet  wie  unter  den  Juden; 

Sobald  sich  die  ökonomische  Lage  der  Juden  Palästinas 
bessern  wird,  werden  sich  die  geistigen  Bedürfnisse  noch  stär- 
ker regen  und  der  Zuzug  von  Einwanderai-n  aus  allen  Teilen 
der  Erde  wirkt  naturgemäß  in  demselben  Sinne»  Auch  für 
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das  Ausland  kommen  Produkte  des  Buchdruckerei-Gewer- 
bes in  Frage,  da  die  in  Palästina  hergesteEten  religiösen 
Werke  von  den  Juden  der  ganzen  Welt  bevorzugt  werden 
dürften,  vorausgesetzt,  daß  sie  in  ihrer  äußeren  Ausstattung 
auch  nur  einigermaßen  den  wachsenden  Anforderungen 
des  Publikums  genügen.  Das  gleiche  gilt  von  der  Herstel- 
lung sämtlicher  Ritualien. 

Auch  eine  Erweiterung  des  Kunstgewerbes  sowie  der 
Spitzen- Industrie  und  anderer  Haus-Industrien  ist  zu  er- 
warten.  — -  — 

Wir  gehen  nunmehr  zu  den  Industrien  über,  die  für 
Palästina  deswegen  in  Frage  kommen,  weil  sie  von  den 
Juden  in  den  Ländern  der  Diaspora  mit  Erfolg  betrieben 
•Nvurden.  Hier  kommt  vor  allem  die  Textü- Industrie  in  wei- 
testem Umfange  —  also  die  Bekleidungs-  und  Schuh-In- 
dustrie inbegriffen  —  in  Frage,  da  sowohl  in  Osteuropa 
wie  in  Amerika  die  Textihndustrie   die  jüdische  Industrie  ist. 

Zur  Zeit  des  Sezessionskrieges  in  den  Vereinigten 
Staaten  breitete  sich  der  Baumwollanbau  in  Palästina 
und  Syrien  aus ;  das  Sinken  der  Preise  nach  Beendigung 
des  Krieges  hatte  jedoch  eine  starke  rückläufige  Bewegung 
zur  Folge.  Palästina  entspricht  mit  seiner  Breitenlage  — 
vom  So.  bis  33.  Grad  —  derjenigen  der  BaumwoUe  bauen- 
den Zone  Amerikas  und,  ist  im  Hinblick  auf  Klima  und 
Boden  bis  zur  Höhe  von  etwa  1000  Fuß  über  dem  Meero 
ein  für  diese  Kultur  geeignetes  Land. 

Gegenüber  Aegypten  hat  Palästina  den  Vorteil,  daß 
dort  das  für  BaimlwoUe  geeignete  Land  feist  15  bis  20  Mal 
so  teuer  ist  wie  in  Palästina.  Die  Organisationen,  die  das 
Kolonisationswerk  in  Palästina  leiten,  werden  eine  zu  starke 
Erhöhung  der  Bodenpreise  in  Palästina  zu  verhindern 
wissen. 

Die  Versuche,  die  man  in  den  jüdischen  Pflanzungen 
mit  dem  BaumwoUenanbau  unternommen  hat,  haben  zu 
günstigen  Resultaten  gefülirt;  Sobald  die  jüdische  Initiative 
tatkräftig  eingreifen  wird,  kann  es  als  ausgeschlossen 
gelten,  daß  die  Baumwolle  auf  die  Dauer  das  Land  ver- 
lassen werde,  um  als  Garn,  dazu  noch  mit  einem  Einfuhr- 
zoll belastet,  wieder  ins  Land  zu  kommen. 
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Dasselbe  .Sfilt  von  der  Wolle,  die  iii  großen  Quantitäten 
von  den  Beduinenstämmen  des  Ostiordanlandes  gewonnen 
wird. 

Mit  der  primitiven  Art  der  Handspindel  wird  auf- 
geräumt werden,  moderne  .Spinnereien  werden  im  LIande 
entstehen.  Ebenso  wird  die  Webferei  und  die  Färberei,-  die 
seit  uralter  Zeit  in  Syrien  zu  Hause  ist,  techniscli  vervoll- 
kommnet und  ilir  Absatz  organisiert  werden. 

Die  Aulnahmefähigkeit  des  Inlandsmarktes  wird  in 
den  nächsten  Jahrzehnten  proportional  'der  jüdischen  Ein- 
wanderung und  der  Weiterentwickelung  der  arabischen 
Wirtschaft  steigen. 

Das  Kleiderbedürfnis  des  Orientalen,  dessen  Einkünfte 
auch  nur  um  ein  Geringes  über  das  notwendige  Existenz- 
Minimum  hinausragen,  ist,  wie  allgemein  bekannt,  beson- 
ders auffallend,  und  er  verwendet  einen  weit  höheren  Pro- 
zentsatz als  der  Europäer  zu  seiner  Befriedigung.  Die  Be- 
gabung "des  Juiden  für  die  Textil- Industrie,  für  die  Schuh- 
Industrie  sowie  fü.r  jede  Art  von  Konfeldionsgewerbe  ist 
bekannt.  ^ 

Erfahrungen,  die  man  in  den  letzten  Jahrzehnten  in 
Amerika  gemacht  hat,  beweisen  es  wieder,  und  so  können 
wir  von  der  jüdischen  Betätigung  mit  Recht  erwarten,  daß 
sie  die  orientalische  TextU-Industrie  neu  beleben  wird,  die 
bereits  früher  einmal  an  der  Spitze  der  ganzen  Welt  stand. 
Dies  beweisen  die  Namen  Avie:  Damast  (Damaskus),  Mous- 
s^line  (Mossul),  Gaze'^(Gaza).  Wenn  große  jüdische  Orga- 
nisationen Baumwoll-Plantagen  anlegen  und  sich  im  An- 
schluß an  den  Baumwollenbau  die  WoUschafzucht  und 
eventuell  die  Seidenraupenzucht  eine  Textil-Industrie  im 
Lande  entwickelt,  so  könnte  diese  Ind'astrie  die  wichtigste 
des  ganzen  Landes  werden  und  außer  Palästina  den  syri- 
schen und  ägyptischen  Markt  mitversorgen. 

Bei  manchen  anderen  Industrien,  in  denen  die  Juden 
stark  vertreten  sind,  fassen  sich  die  Aussichten  noch  nicht 
mit  annähernder  Gewißheit  übersehen.  Man  kann  nicht 
sagen,  ob  zum  Beispiel  die  Uhren-Industrie,  die  Diamant- 
schleiferei oder  Industrien,    die  landwirtschaftliche  Masclii- 
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nen  herstellen,  in  Palästina  sich  entwickeln  werden,  ebenso 
wie  die  Zukunft  reiner  Exportindustrien  noch  nicht  spruch- 
reif ist.  *  « 

Die  industriellen  Möglichkeiten  sind  also  keineswegs 
gering;  die  jüdische  Initiative  wird  alles  daransetzen,  sie 
auszunutzen.  So  wird  kurz  nach  dem  Kriege  das  Techni- 
kum in  Haifa  eröffnet  werden,  bisher  das  einzige  im  Orient, 
das  dem  Lande  Bautechniker,  Masohinentechniker,  Chemi- 
ker und  Elektrotechniker  zur  Verfügung  stellen  soll.  Auch 
das  Technikum  wird  zur  Bntwickelung  der  Industrie  bei- 
tragen. 

Die  Schaffung  neuer  Industriezweige  verlangt  organi- 
satorisch veranlagte,  tatkräftige  Persönlichkeiten,  die  zu- 
gleich mit  den  Landesverhältnissen  aufs  Eingehendste  ver- 
traut sind.  Daran  hat  es  bisher  im  Lande  gemangelt.  Den 
Europäern  war  das  Land  und  die  Sprache  fremd,  ganz  ab- 
gesehen davon,  daß  die  hohen  Gehälter  ein  neues  Unter- 
nehmen häufig  zu  sehr  belasteten;  Einheimischen  fehlt  die 
fachliche  Aushildung.  Das  Technikum  soU  und  wird  beides 
vereinigen.  Die  Ausnutzung  aU  dieser  industriellen  Mög- 
lichkeiten wird  naturgemäß  die  Einwan>clerung  steigern  und 
damit  einen  lolinenderi  Inlandabsatz  schaffen. 

Eine  steigende  industrielle  Entwicklung  wird  aber 
auch  eine  große  Steigerung  der  handeltreibenden  Bevölke- 
rung im  Gefolge  haben.  Nach  RJuppin  lebte  in  Syrien  die 
gleiche  Anzahl  vom  Handel,  wie  von  der  Industrie,  und 
die  Verhältnisse  in  Palästina  unterschieden  sich  in  diesem 
Punkte  ni(3ht  von  denen  Syriens.  Die  Ausbreitung  der  In- 
dustrie schafft  micht  nur  reiche  MögHchkeiten  für  die  in 
ihr  beschäftigten  Personein,  sondern  auch  für  eine  große 
Zahl  derer,  die  im  Binnen-,  wie  im  Außenhandel  ein  Be- 
tätigungsfeld finden.         •        «        • 

Zur  Erschheßung  des  Landes  sind  große  KapitaHon 
notwendig.  Infolge  der  Einwanderung  der  Juden  flössen 
schon  vor  dem  Kriege  jedes  Jahn  bedeutende  Summen 
Geldes  ins  Land.  Ruppin,  der  beste  Kenner  der  Verhält- 
nisse, schreibt  'darüber:*) 


«)  Syrien  als  Wirtschaftsgebiet.  Berlin  1917.  Seite  17-18. 
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• 

„Schon  seit  mehreren  Jahrhunderten  bestehen  m 
Europa  jüdische  Vereine,  welche  alten  Juden,  die  in  Pa- 
lästina ihren  Lebensabend  verbringen  wollen,  die  Ueber- 
siedlung  erleichtern  und  ihnen  durch  regelmäßige  Geldsen- 
dungen ermöglichen,  sich  in  Palästina  ausschließlich  dem 
religiösen  Studium  zu  widmen.  Auch  viele  gemeinnützige 
Ainstalten  zum  Besten  der  in  Palästina  lebenden  Juden,  wie 
Altenhäuser,  Hospitäler,  Suppenküchen,  Waisenhäuser, 
Schulen  Averden  von  Europa  unterhalten.  Der  Gesamt- 
betrag der  Gelder,  die  von  jüdischen  Vereinen  und  von 
Verwandten  zur  Unterstützung  nach  Palästina  gesandt  wor- 
den, dürfte  iährli(!h  mindestens  5—7  Millionen  Frcs.  be- 
tragen. Dazu  kommt  noch,  daß  in  den  letzten  drei  Jahr- 
zehnten Juden  aus  Europa  sich  in  Palästina  auch  als  Ban- 
kiers, Kaufleute  oder  Landwirte  angesiedelt  und  entweder 
eigenes  Kapital  mitgebracht  oder  von  jüdischen  wohltätigen 
Anstalten  erhalten  haben.  Man  wird  die  hierdurch  erfolgten 
Geldeingänge  in  den  letzten  Jahren  vor  dem  Kriege  auf 
nicht  weniger  als  3—6  Millionen  Frcs.  jährlich  zu  schätzen 
haben.  Der  Gesamtbetrag,  der  den  Juden  in  Palästina  aus 
dem  Auslande  zufließt,  beträgt  hiernach  etwa  10  Millionen 
Francs." 

Diese  Millionen  werden  auch  weiterhin  zum  großen 
Teil  'der  Kolonisation  Palästinas  zugute  kommen;  man 
kann  jedocli  mit  einer  erheblichen  Steigerung  allein  der 
durch  die  Einwanderer  nach  Palästina  fließenden  Summen 
rechnen.  Erst  die  veränderte  politische  Lage  schafft  für 
Menschen  mit  einigem  Kapital  die  Möglichkeit  zu  einer 
Uebersiedlung  nach  Palästina ;  besitzlose  Juden,  die  zu- 
meist unverheiratet  waren,  sind  vor  dem  Kriege  trotz  der 
völligen  Unsicherheit  ihrer  ökonomischen  Existenz  •  einge- 
wandert; sie  hatten  nichts  zu  verlieren  und  wenn  man 
sie  ausgewiesen  hätte,  hätten  sie  anderwärts  ihr  Aus- 
kommen gefunden.  Familienvätern  mit  einigem  Vermögen 
konnte  man  es  nicht  verargen,  wenn  sie  größtenteüs  nicht 
gewillt  waren,  üire  eigene  Existenz  und  die  ihrer  Ange- 
hörigen auf  solch  eine  unsichere  Basis  zu  stellen.  In  dieser 
Beziehung  ist  Wandel  geschaffen,  und  so  können  wir  mit 
Recht  erwarten,  daß  die  Gelder,    die    durch    die    Ein- 


62 

Wanderer  in  das  Land  üeßen,    eine  bedeutejide  Steige- 
run^  erfahren  werden. 

Nicht  anders  steht  es  mit  der  Betätigung  des  Privat- 
kapitals. Vor  dem  Kriege  zeigte  sich  das  jüdische  Kapital 
im  allgemeinen  sehr  zurückhaltend.  Die  unsichere  Lage  der 
Juden,  verbunden  mit  der  geringen  Stabilität  der  politi- 
schen Verhältnisse,  verhinderten  jede  größere  Kapital- 
anlage, soweit  sie  .nicht  direkte  Wohltätigkeit  war.  Auch 
darin    ist    durch    das  englische  Mandat  "Wandel  geschaifcn. 

Von  gemeinnützigen  Organisationen  ist  die  älteste  der 
jüdische  'Nationalfonds.  Seine  Einnahmen  sind  von  Jahr  zu 
Jahr  ständig  gestiegen;    seine  Einkünfte  betrugen: 


1910 

529.825-- 

1911 

676.937-- 

1912 

738.445- 

1913 

1,014.001-- 

1914 

744.705-— 

1915 

636.785-- 

1916 

933.076-— 

1917 

1,753.671-- 

1918 

2,243.188-- 

1919 

5,551.540-- 

1920 

9,647.000-- 

Im  Verhältnis  zu  den  Geldmitteln,  die  die  palästinensi- 
sche Kolonisation  erfordert,  sind  auch  diese  Summen  ziem- 
hch  geringfügig,  aber  sie  wurden  in  Zeiten  aufgebracht,  in 
denen  für  näherliegende  Zwecke  größere  Geldmittel  von  jü- 
discher Hand  zur  Verfügung  gestellt  wurden;  insbesondere 
für  die  Juden  Osteuropas,  von  denen  große  Mengen  eva- 
kuiert wurden  und  auf  wohltätige  Spenden  angewiesen 
waren. 

Die  Organisation  und  Sammeltätigkeit  des  jüdischen 
Nationalfonds  ist  nach  dem  Kriege  auf  eitie  neue  breitere 
Basis  gestellt  worden.  Man  gedenkt  —  und  hat  dies  man- 
cherorts bereits  durchgeführt  —  eine  Selbstbesteuerung  der 
organisierten  Zioniston,  deren  Zahl  zurzeit  mehr  als  1  Mil- 
lion beträgt  (und  ständig  im  Steigen  begritfen  ist),  zu- 
gunsten des  Nationalfonds  ins  Werk    zu    setzen,    und    will 
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weiterhin  das  Sammelwerk  auch,  auf  niohtzionistische  Kreise 
ausdehnen,  die  ia  vielen  Fällen,  trotz  ihres  den  Zionismus 
als  solchen  ablehnenden  Standpunktes  dem  Gedanken  des 
Nationalfonds  sehr  sympathisch  gegenüberstehen. 

Ohne  einem  allzu  großen  Optimismus  zu  huldigen, 
kann  man  annehmen,  daß  die  Eingänge  für  den  Nalional- 
fonds  in  den  Jahren  nach  dem  Kriege  ein  Vielfaches  der 
bisherigen  betragen  werden. 

Die  Gelder  des  jüdischen  Nationalfonds  stellen,  natur- 
gemäß nur  einen  Bruchteil  der  Gelder  dar,  die  man  aufzu- 
bringen gedenkt.  Sie  sind  vor  allem  dem  Bodenerwerb  ge- 
widmet. Für  sämtUche  Zwecke  des  Kolonisationswerkes  steht 
dagegen  nach  dem  Kriege  voraussichtlich  ein  großer  Teil 
der  Gelder  der  J.  C.  A.  zur  Verfügung.  Die  „Jewish  Oolo- 
nisation  Association"  wurde  im  Jahre  1893  von  dem  Baron 
Hirsch  in  Paris  begründet  mit  einem  Kapital  von  2  Millionen 
Pfund.  Nach  seinem  Toide  fielen  der  J.  C.  A.  noch  testa- 
mentarisch 6  MilUonen  Pfund  zu,  sodaß  ihr  gesamtes  ge- 
stiftetes Kapital  sich  auf  8  Millionen  Pfund  (160  Millionen 
Mark,  200  JVIillionen  Frcs.)  belief.' 

Die  Tätigkeit  der  J.  0.  A.  war  eine  weitverzweigte. 
Abgesehen  von  der  Unterstützung  der  palästinensLächen 
Kolonisation,  gründete  sie  Kolonien,  vor  aUem  in  Argenti- 
nien, aber  auch  in  Brasilien  und  Kanada,  unterstützte  die 
jüdische  Farmerbewegung  in  Amerilca  und  die  genosaen- 
schaftHche  Tätigkeit  in  Rußland. 

Ihre  Tätigkeit  war  auf  keinem  Gebiet  zentriert;  darin 
wird  nach  Beendigung  des  Krieges  ein  Wandel  eintreten. 

Dem  Wachsen  und  der  steigenden  Bedeutung,  des  Na- 
tionalge danke'ns  werden  sich"  auch  die  Vertreter  der  J.  C«  A. 
nicht  entziehen  können,  und  zudem  haben  sie  ihre  Erfah- 
rungen bei  der  Schaffung  jüdischer  Kolonien  in  Nord- und 
Südamerika  gelehrt,  daß  ein  großzügiges  Kolonisations- 
werk nur  in  der  alten  Heimat  .der  Juden,  in  Palästina,  ge- 
schaffen werden  kann.  Daher  kann  man  annehmen,  daß 
ihre  so  außeroydentüchen  Geldmittel  weit  mehr  als  bisher 
der  jüdischen  Kolonisation  zugute  kommen  werden.  Es  hat 
im  augenblicklichen  Zeitpunkt  keinen  Sinn,  eine  Gesamt- 
schätzung der  dem  Kolonisationswerk  in  den  ersten  Jahren 
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zur  Verfügung  stehenden  Summen  vorzunehmen.  Die  Folgen 
des  Krieges  haben  die  zionistische  Organisation  vor  eine 
vöJJig  anormale  Situation  hinsichtlich  der  Finanzierung  ge- 
stellt. In  den  Ländena  des  Ostens,  aus  denen  die  über- 
wiegen'de  Majorität  der  Einwanderung  stammt,  ist  die  Geld- 
entwertung soweit  vorgeschritten,  daß  sie  für  eine  Finan- 
zierung in  wirklich  beträchtlichem  Maße  nicht  mehr  in 
Frage  kommen  können.  Das  einzige  Land  mit  fester  Valuta, 
in  dem  Judenmassen  wohnen,  ist  Amerika  und  daher  wird 
das  Tempo  der  Kolonisation  u.  a.  vom  der  Höhe  der  Geld- 
mittel,  die  dort  aufgebracht  werden,  abhängen. 

Man  rechnet  in  den  Kreisen  der  zionistischen  Organi- 
sation mit  einem  Betrage  von  mindesten  25\  Millionen  Pfund, 
die  dem  Kolonisationswerk  im  ersten  Jahrzelmt  zur  Ver- 
fügung gestellt  werden  müssen  und  hat  als  Fond  den 
Keren  Hajessod  geschaffen,  für  den  bei  Drucklegung,  dieser 
Zeilen  ca.  6  MiWonen  Dollar  eingegangen  sinid. 

*       *       * 
So    können  wir    abschließend  sagen:    Die  Aenderong 

der  politischen  Lage,  die  landwirtschaftlichen  und  in- 
dustriellen Eatwickelungsmöglichkeiten,  die  beträchtlichen 
Kapitalien,  die  nach  Palästina  strömen,  die  Stärke  des  jü- 
dischen Nationalgefühles  in  der  ganzen  Welt  lassen  uns 
eiae  anhaltende  bedeutende  Steigerung  der  jüdischen  Ein- 
wanderung erwarten. 


f<apiiel  S. 

Die  luöen  als  Träger  neuer  IJÜirtschafts- 
tenöenzen. 

Die  Tatbestände,  deren  wir  uns  am  Ende  des  vorher- 
jQfehenden  Kapitels  erinnerten,  sind  nicht  nur  von  Wichtigkeit 
für  die  Bevölkerungsbewegung  in  Palästina,  die  damit  ihre 
eigene  Gesetzlichkeit  gegenüber  der  des  Orients  erhält,  son- 
dern auch  insoweit,  als  Palästina  das  einzige  Land  des 
Orients  ist  und  sein  wird,  in  dem  die  Träger  des  europäi- 
schen Wirtschaftsge'dankens  in  großer  Zahl  im  Lande  blei- 
ben wollen.  Wir  glauben,  daß  dieser  Punkt  von  ganz  ent- 
scheidender Bedeutung  ist  und  schon  dadurch  die  Entwick- 
lung Palästinas  in  ganz  andere  Bahnen  gelenkt  werden 
wird,  zumal  deswegen,  weil  auch  in  Zulmnft  die  Zahl  der 
Europäer  in  allen  Teilen  des  vorderen  Orients  nicht  aUzu 
groß  sein  wird.  Schon  rein  klimatisch  ergeben  sich  in  Pa- 
lästina weit  günstigere  Bedingungen  für  eine  europäische 
Einwanderung  als  z.  B.  in  Aegypten  oder  ,Turkestan; 
schon  jetet  ist  die  europäische  Bevöllcerung  prozentual  weit 
größer  als  die  eines  anderen  orientalischen  Landes.  So  be- 
standen z.  B.  in  Turkestan  1912  nur  6500  russische  Wirt- 
schaften (8000  Ansiedler  waren  noch  nicht  untergebracht), 
also  ein  verschwindend  geringer  Prozentsatz,  da  die  einhei- 
mische Bevölkerung  ca.  8V2  Millionen  beträgt.  Und  von 
einer  schnellen  Zunahme  der  Russen  kann  gar  keine  Rede' 
sein.  Einmal  wird  es  noch  Jahrzehnte  dauern,  bis  sie  sich 
dem  Klima  angepaßt  haben,  das  besonders  unter  der 
heranwachsenden  Generation  sehr  große  Opfer  fordert  und 
dann  ist  es  sehr  fraglich,  ob  das  russische  Reich  in  abseh- 
barer Zeit  eine  genügende  Menschenzahl  zur  Besiedlung 
Turkestans  wird  abzugeben  haben.  Die  russischen  Bevöl- 
kerungsverluste  durch  den  Krieg  und  die  Revolution  sind 
erschreckend  groß  und  lange  Zeit  wkd  vergehen,  bis  Ruß- 
land diese  ausgeglichen  haben  wird.  Sein  eigenes  Gebiet 
wird  nach    der  Durchführung    einer    großzügigen    Agrar- 
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reform  seinißm  Bevölkeruiigsüberschuß  bessere  Erwerbs- 
möglichkeiten bieten,  als  eine  Besiedelung  Turkestans  und 
die  Auswanderung  aus  dem  eigentiichea  Rußland  wird 
sich,  wie  auch  vor  dem  Kriege,  eher  nach  Sibirien  wenden, 
da  dort  die  Bedingjangen  weit  günstiger  sind  als  in  Tur- 
kestan. 

In  der  Frage  einer  größeren  europäischen  Besiedlung 
hegen  die  Verhältnisse  in  Aegypten  älihlich  denen  in 
Turkestan.  In  Aegypten,  das  nach  der  Bevölkerungs- 
zählung 1907  IIV2  Millionen  Menschen  ernährte,  lebten 
kaum  150.000  Europäer,  also  1—2  %  der  einheimischen 
Bevölkerung,  und  diese  konzentrierten  sich  im  allgemeinen 
auf  die  großen  Städte  des  Landes,  traten  kaum  jemals  in 
enge  wirtschaftliche  Beziehungen  zum  Boden,  zu  den  einhei- 
mischen Bauern.  Bemerkenswert  ist,  daß,  die  Engländer  den 
.  Fellachen  innerlich  absolut  fremd  gegenüberstehen.  So  heißt 
es  in  Lord  Cromers  Buche  „Das  heutige  Aegypten"  •})  „Leute 
die  im  Orient  gelebt  und  versucht  haben,  mit  den  Einge- 
borenen zu  verkehren,  wissen,  wie  vollständig  unmöglich 
es  für  die  Europäer  ist,  die  Welt  vom  Gesichtspunkte  des 
Orientalen  zu  betrachten.  Eine  Zeit  lang  mag  der  Europäer 
wohl  glauben,  daß  er  und  der  Orientale  einander  ver- 
stehen, aber  früher  oder  später  tritt  der  Moment  ^,  wo  er 
plötzlich  aus  seinem  Traume  erwacht  und  er  sich  in  Gesell- 
schaft eines  Menschen  befindet,  dessen  Seele  ihm  so  fremd 
ist,  wie  es  , die  Seele  eines  Saturnbewohners  sein  würde." 

Diese  Worte  sind  charakteristisch,  und  wir  halten  es 
für  eine  Illusion,  zu  erwarten,  daß  dem  Engländer 
jemals  eine  andere  Einstellung,  gegenüber  dem  Orientalen 
möghch  ist. 

Auch  die  Zahl  der  Europäer  in  der  Türkei  war  im 
Verhältnis  zur  einheimischen  Bevölkerung  gering  und  dürfte 
sich  nach  dem  Kriege  nicht  wesentlich  vermehren,  zu- 
mal in  den  nächsten  Jahrzehnten  nach  dem  Kriege  kein 
europäisehes  VoUj:  daran  wird  denken  können,  eine  größere 
Anzahl  von  Menschen  an  die  Länder  der  bishörigen  Türkei 
abzugeben.  Palästina  also  ist  und  bleibt  das  einzige  orien- 
talische Land,    das    eine  europäisch  geschulte  Bevölkerung 

1)  2  Bände,  Deutsch,  Berlin  1908. 
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in  größerer  Zahl  aufzuweisen  hat,  die  sich  nach  dem  J^riege 
außorordenthch  rasch  steigern  wird.  Durch  die  B  e  v  ö  1- 
k  e  r  u  n  g  s  Stagnation  insbesondere  wurde  die  w  i  r  t  - 
s  c  h  aftliche  Stagnation  in  der  Türkei  hervorgerufen. 
Durch  ihre  unverhältnismäßig  schnelle  Beseitigung  in  Pa- 
lästina wird  das  Tempo  der  wirtschafthchen  Entwicklung 
im  Heüigen  Lande  gegenüber  allen  anderen  Teilen  des 
Orients  stark  beschleunigt. 

Wir  wiesen  schon,    als  wir  über  den  augenblicklichen 
Stand  der  arabischen  Wirtschaft  handelten,  darauf  hin,  daß 
eine  Reformierung  nicht  an  einem  einzelnen  Punkte  erfolgeü 
dürfte  —  die  Wirtschaft  würde  sonst  nicht  rentabel  sein  — 
sondern   das   gesamte  landwirtschaftliche   System    umfassen 
müßte.    Natürlich  kann  man  durch  landwirtschaftliche  Ver- 
suchsanstalten,   Wanderlehrer,    Maschinen,  künstlichen  Dün- 
ger usw.  versuchen,  die  orientalische  Wirtschaft  zu  europäi- 
sieren. Wer  aber  weiß,  wie  niedergedrückt  bislang  die  ein- 
geborene Fellachenbevölkerung  durch  das  Steuer-  und   Zoll- 
system sowie  die  Grundbesitzverteilung  war,  wer  weiß,  wie 
kulturell  tiefstehend  das  an  sich  intelligente  Volk    ist,^)  der 
erkennt,   wie  sehr  ständige,  lebendige  Einwirkung  vor   allen 
anderen  Methoden  den  Vorrang  hat,  und  diese  ist    in    Pa- 
lästina in  hervorragendem  Maße  gegeben.  Auch  nach  grdß- 
zügiger  Steuer-,  Zoll-  imd  Agrarreform  wird  der  Orientale 
an    vielen    anderen    Stellen     des    Orients    Jahrzehnte     ge- 
brauchen, ehe  er  seine  Wirtschaft  nach  den  dem  Orient  an- 
gepaßten  europäischen  Methoden  intensiviert,     die   Erträge 
möglichst  gesteigert  hat.   In  Palästina  dagegen    hat   er    die 
intensive  jüdische  Landwirtschaft  ständig  vor  Augen,   sieht, 
was  man  auf  kloinefn  Parzellen  dem  Boden  abringen  kann; 
das    schafft    ganz    andere  psychische  Dispositionen  für  jede 
Art  der  Reformierung,  und  wie  in  der  Landwirtschaft,  so 
ist  es  natürlich    auch  in  aUen  anderen  Zweigen  wirtschaft- 
licher Betätigung.    So    is,t  zum  Beispiel   die  Regelung    des 
POeinkredit Wesens    eine    der    wesentlichsten  wirtschafüichen 
Probleme  des  Orients.  Aber  auch  hier  Hegt  es  klar  zutage, 
wie  wenig  staatliche  Maßi|ahmen,   staatliche  Agitation    ver- 


0  Von  den  Fellachen  sind  mehr  als  95  o/o  Analphabeten. 
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mögen  im  Vergleich  zu  dem,  was  das  tägliche   Leben    dem 
Eingeborenen  vor  Augen  führt.  In  Palästina  wii'd  er  infolge 
der  jüdischen  Einwanderung  ein   ausgebildetes   Kleinkredit- 
wesen in  unmittelbarer  Nähe  haben.  Hier  kann  er  sehe  n, 
was    es    zu    leisten    imstande    ist:    es    vermag    ilm  aus  den 
Händen     des     Wucherers     zu     befreien,     sodaß     er     nicht 
mehr     zu     befürchten    braucht,    bei    jeder    Mißernte     sein 
Gütchen    zu    A-erlieren,    das    er    und     seine    Vorfahren    be- 
stellt  haben,    und    es    hilft   ihm,    wenn    die    genossenschaft- 
lichen Organisationen^)  hinzutreten,  seine    eigenen  Produkte 
besser    zu    verwerten.    Es    Ist    wohl    selbstvörständlilch,  daß 
Araber,    deren    Besitztum    das    der    jüdischen  Kolonien  be- 
rührt,   weit    empfänglicher    sind    für     die    Annahme     eines 
Kreditwesens    als    andere  Bewohner    des  Orients,    die    mit 
dem  Kreditwesen  des  Abendlandes  nicht  vertraut  sind  imd 
niemals     seine    wohltätigen    Wirkungen    erleben,    erproben 
konnten,  sondern  nur  vielleicht  von  anderen  davon  gehört 
haben.  Was  vom  Kleinkreditwesen')  gut,  hat  auch  für  das 
Versicherungsgebiet  Anwendung.   Kaum   eine  Versicherungs- 
gesellschaft hat  im  Orient  große  Geschäfte  machen  können; 
trotz  großer  Propaganda  konnte  sie  keinen  Boden  fassen, 
und    dieser  IMißerfoIg    wird    von    den    Gesellschaften    dem 
orientalischen  Fatalismus  in  die  Schuhe    geschoben.    Unter 
den  Juden  ist  dagegen  das  Versicherungswesen  sehr  stark 
verbi'eitet.     Und    auch    hier    werden    sich    die    wohltätigen 
Folgen  bald  zeigen:    wenn    ein  arabischer  Handwerker    es 
des  öfteren  gesehen  haben  wird,  daß  sein  jüdischer  Kollege 
durch  den  Brand  seines  Hauses  keinen  allzu  großen  Scha- 
den erleidet,  sondern  mit  Geld,  das  er  nicht  wiederzuzahlen 
und  nicht  zu  verzinsen  braucht,  sein  Häuschen  wieder  auf- 
baut,   dann    wird  er  weit  eher  geneigt  sein,    jährlich  einen 
kleinen   Obulus  für  die  Feuerversicherung  zu  bezahlen,   als 
wenn  ihm  eine  Versicherungsgesellschaft  ihre  Bedingungen 
zuschickt,   die  er  nicht  versteht,   oder  ein  staatlicher  Beamter 
oder  gar  ein  Abendländer  ihm  theoretisch  die  Vorteile  dar- 


1)  Wie  z.  B.  für  die  jüdischen  Weinbauern  im  „Karmel",  für  die 
organisierten  Orangenpflanzer  im  „Pardes". 

2)  Dies  ist  naturgemäß  bei  den  ungeordneten  Geldverhaltnissen 
von  ungleich  größerer  Bedeutifng  als  bei  uns  in  Europa. 
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zustellen  sucht.  Was  wir  hier  über  die  Hebung  der  Land- 
wirtschaft, über  das  Kleinkredit-  und  Versiclierungswesen 
ausführen  konnten,  gilt  naturgemäß  für  viele  andere  Ge- 
biete, gilt  ebenso  fiii-  Einfülirung  neuer  Indastrien  wie  für 
zahlreiche  Maßnahmen  kultureller  und  hygienischer  Art. 
Ueberall  hat  der  Eingeborene  liier  —  im  Gegensatz  zum 
ganzen  Orient,  einschließlieh  Aegyptens  und  Turkestans  — 
das  lebendige  Beispiel  in  seinen  guten  Wirkungen  vor 
Augen  und  braucht  erst  dann  Neuerungen  anzunehmen, 
wenn  sie  in  seinem  eigenen  Heimatlande  mit 
sichtlichem  Erfolg  erprobt. sind. 

Wir  sehen  in  diesem  Punkte,  daß  die  Träger  des  euro- 
päischen Wirtschaftslebens  in  großer  Zahl  in  Palästina  tätig 
sind,  einen  'der  wichtigsten  Faktoren  für  die  Weiterentwick- 
lung orientalischer  Wirtschaft.  Aber  noch  mehr:  daß  ge- 
rade die  Juden  Vertreter  des  europäischen  Gedankens  in 
Palästina  sind,  wird  für  die  Weiterentwicklung  der  ein- 
heimischen orientalischen  Wirtschaft  von  ganz  besonderer 
Bedeutung  sein.  Bevor  wir  jedoch  auf  dieses  Problem  ein- 
gelien,  müssen  wir  über  das  Verhältnis  der  Juden  zu  den 
Arabern  in  aller  Ausführlichkeit  handebi.  Denn  die  innere 
Stellung  des  Juden  zu  dem  Araber,  zu  der  einheimischen 
Bevölkerung  ist  wesentlich  verschieden  von  der  irgend 
einer  anderen   Gruppe  zu  den  Bewohnern  des  Orients. 


Kapitel  6. 

Die  Einu;irkung  der  luden  auf  die  Hraber. 

Die  Juden  haben  rassenmäßig  nicht  so  starke  Gegen- 
sätze ^u  den  Arabern  aufzuweisen  wie  Russen  und'  Sarien, 
Engländer  und  Aegypter,  Amerikaner,  Deutsche,  Franzosen 
und  Türken  oder  Araber.  Die  Juden  sind  ein  altorientali- 
sches Volk  und  haben  sich  als  solches  bis  an  die  Wende 
des  19.  Jahrhunderts  erhalten.  Wo  Vermischung  eintrat,  da 
gingen  die  Teile  der  jüdischen  Gemeinschaft  verloren  und 
verschwanden  unter  den  Wirtsvölkern.  Im  19.  Jahrhundert, 
vor  allem  in  den  letzten  Jahrzehnten,  hat  die  Mischehe,  be- 
sonders in  Westeuropa  immer  mehr  an  Ausdehnung,  zuge- 
nommen. Aber  die  Teile  des  Judentums,  die  für  eine  Aus- 
wan'dermig  nach  Palästina  in  Frage  kamen  und  kommen, 
haben  sich  bisher  fast  völlig  von  Mischehen  frei  erhalten, 
sodaß  die  Juden,  die  das  Heilige  Land  betreten,  noch  des- 
selben orientalischen  Blutes  sind,  wie  ihre  Väter,  die  es 
vor  Jahrtausenden  verließen.  Als  Semiten  sind  sie  den 
Arabern  urverwandt;  daher  ist  es  dem  gewiegtesten 
Anthropologen  nicht  mögHch,  Juden  'and  Araber  in  Syrien 
restlos  auseinanderzuhalten. 

Auch  die  hebräische  Sprache  weist  mehr^ Verwandt- 
schaft mit  der  arabischen  auf  als  irgend  eine  europäische 
mit  einer  orientalischen,  und  das  Hebräische  wird  immer 
mehr  die  Sprache  der  Juden  in  Palästina.  Eine  genaue 
Statistik  'darüber,  wieviel  Juden  hebräisch  verstehen  bezw. 
sprechen,  besitzen  wir  vorläufig  nicht;  Auerbach  schätzte 
sie  vor  dem  Kriege  auf  40.000;  wir  wissen^  daß  das 
Hebräische  in  sämtlichen  landwirtschaftlichen  Kolonien,  so- 
wie von  der  Mehrzahl  der  städtischen  Bevölkerung,  insbe- 
sondere von  dem  neuen  Jisch'ub,  gesprochen  wird,  also  ge- 
rade von  den  produktiven  jüdischen  Kreisen;  .die  Gründe 
sin'd  mannigfacher  Art.  Schon  als  wir  die  jüidische  Ein- 
wanderung bohandelton,  wiesen  wir  auf  die  nationalen  Mo- 
tive hin,  ;die  sie  zum  Teil  veranlaßten.  Für  den  Juden,  der 
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als  Nationaljude  nach  Palästina  kommt,  ist  es  iedooH  selbst- 
verständlich, hebräisch  entweder  bereits  zu  sprechen  oder 
dort  bald  zu  lernen  und  das  Hebräische  in  immer  weitere 
Kreise  zu  tragen.  Dazu  kommt,  daß  sich  die  jüdische  Ein- 
wanderung, wie  wir  bereits  feststellten,  a,iis  den  verschie- 
densten Ländern  rekrutiert,  sodaß  sich  die  Juden  in  vielen 
FäUen  kaum  verständigen  können.  Eine  Einheitssprache  ist 
also  auch  eine  reale  Notwendigkeit,  und  die  hebräische 
Sprache  ist  besonders  hierfür  geeignet,  da  alle  Juden  der 
Welt  sie  wenigstens  btuchstückweiso  verstehen.  Die  hebräi- 
sche Sprache  war  niemals  gestorb^i ;  sie  lebt  in  den  Juden 
Palästinas  in  allen  geistig  regeren  Kreisen,  sie  ist  an  fast 
allen  Schulen  Unterrichtssprache,  und  alle  jüdischen  Organe 
in  Palästina  erscheinen  in  hebräischer  Sprache.  Es  war 
gewiß  leichter  bei  der  kleinen  Einwanderung  vor  dem 
Kriege  die  Hebräisierung  der  palästinensischen  Juden- 
heit  zu  verwirklichen  als  es  bei  der  unverhältnismäßig 
größeren  in  den  kommenden  Jahren  der  FaU.  sein  wii'd. 
Trotzdessea  ist  es  bei  der  Mentalität  der  Einwanderer  nur 
eine  Frage  der  Zeit,  daß  Hebräisch  die  Sprache 
der  Juden  Palästinas  wird. 

Rassen-  und  sprachverwandt  sind  die  Ju4en  der  ara- 
bischen Bevölkerung  Palästinas  und  die  arabische  Sprache 
ist  ihnen  durchaus  nicht  fremd.  Ein  großer  Teil  der  Juden 
Palästinas  kann  arabisch  sprechen,  /den  Rest  büden  vor- 
wiegend Chalukka-Empfänger,  die  keine  wirtschaftlichen 
Beziehungen  mit  der  arabischen  Bevölkerung  verbinden. 
Die  neuen  Einwanderer  lernten  arabisch  in  kurzer  Zeit, 
meist  in  2—3  Jahren.  Auf  allen  jüdischen  Schulen  wird 
arabisch  gelehrt  und  so  wächst  die  jüdische  Jugend  a\if, 
schon  von  früher  Kindheit  an  vertraut  mit  Gewohnheiten 
und  Gebräuchen  der  Araber.  Daher  ist  das  Verhältnis  die- 
ser beiden  Rassen  gar  nicht  zu  vergleichen  mit  dem  *' der 
Engländer  zu  den  Aegyptern,  mit  dem  der  Russen  zu  den 
Einwohnern  Turkestans.  Die  Gegensätze  des  fortschritts- 
fähigen Arabervolkes  zu  den  einwandernden  Juden  sind 
keine  absoluten,  sind  keineswegs  unüberbrückbar.  Die 
Juden  kommen  eben  nicht  ins  Land,  um  es  nach  möglichst 
schneller   Bereicherung    wieder    zu    verlassen,    sondern  sie 
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sind  durch  Jahrhundertelange  Traditionen  mit  ihm  ver- 
wachsen; sie  wollen  ihr  Schicksal  und  das  ihrer  Kinder 
und  Kindeskinder  in  Palästina  auf  festen  altheimatlichen 
Boden  stellen.  Das  gibt  eine  ganz  andere  Einstellung  gegen- 
über dem  Leben  der  Araber,  eine  ganz  andere  innere  Be- 
ziehung ;  und  diese  wird  ilinen  gegenüber  den  Arabern, 
deren  größter  Teil  Mohammedaner  sind,  dadurch  sehr  er- 
leichtert, daß  sie,  wie  allgemein  bekannt  ist,  keine  Missions- 
tendenzen verfolgen,  was  der  Tätigkeit  vieler  christlichen 
Gesellschaften  im  Orient  sehr  geschadet  hat.  Auch  dieser 
Umstand  ist  bei  einer  Purchdringijng -orientalischer  Wirt- 
schaft mit  europäischen  Wirtschaftstendenzen  von  höchster 
Bedeutung,  denn  einen  der  stärksten  Gegenpole  bildet  der 
islamische  Fanatismus.  Ich^  darf  vielleicht  Reinhard!  Junges^) 
Worte  hierher  setzen:  „Er  (der  islamische  Fanatismus)  • 
konnte  sich,  da  der  Islam  eben  die  Organisation  der  ge- 
samten, und  zwar  jeweilig  örtlich  bestehenden,  auch  nicht- 
religiösen  Kultur  darstellt,  gegen  jede  von  christ- 
liche r^)  Seite  kommende,  die  äußere  Form  dieser  bis- 
herigen Kulturorganisation  berührende,  auch  wirtschaft- 
liche Neuerung  wenden  und  .damit  die  Wirtschaftsentwick- 
lung im  höchsten  Grade  hemmen.  Vor  allem  in  diesem 
Punkte  liegt  eine  Grundfrage  der  Bedeutung  des  Islams 
für  die  Wirtschaftsentvvicldung  im  europäischen  Sinne  im 
ganzen  Orient."  Junge  betont  immer  wieder,  daß  der 
Islam  an  sich  keineswegs  einer  Fortentwicklung  der 
Wii'tschaftsform  feindlich  gegenüber  stehe,  sondern  daß  es 
dui-chaus  darauf  ankomme,  von  wem  diese  Neuerungen 
ausgehen.  Auch  in  diesem  Punkte  —  dem  Fanatismus 
gegenüber  dem  fremden,  neuen  und  dem  Konservatismus 
in  der  Bewahrung  althergebrachter  Formen  —  scheinen 
mir  in  Palästma  gerade  durch  die  Einwirkung  der  Juden 
be^Qders  günstige  Voraussetzungen  zu  bestehen.  Im 
ganzen  Orient  stehea  die  Mohammedaner  den  Juden  näher 
als  den  Christen.  Christen  Verfolgungen  hat  es  im  Orient 
gegeben,  Judenverfolgungöa  niemals.  Und  dessen  waren 
sich      auch      die      Juden     bewußt,      sie^  betrachteten      die 


')  Junge:  DasProblem  der  Europäisierung  orientalischei  Wirtschaft. 
2)  Von  mir  gesperrt. 
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Türkei  geradezu  als  einen  Zufluchtsort,  wenn  sie 
anderweitig  verfolgt  wurden.^)  Und  so  dürfte  sicH 
dieser  Fanatismus  gegenüber  dem  Neuen  im  Verkehr  mit 
den  Juden  weniger  zeigen,  wie  ia  auch  Junge  hervorhebt, 
daß  sich'  die  bucharischen  Juden  diesem  orientalischen 
Fanatismus  gut  anzupassen  vermochten. 

Die  Anpassungsfähigkeit  der  Juden  an  die  Orientalen 
und  ihre  Wesensverwandtschaft  hat  freüicli  noch  tiefere 
Gründe  als  Aehnhchkeiten  der  Rasse  und  der  Sprache, 
Der  Jude  steht  dem  Orientalen  seelisch  weit  näher  als  ir- 
Sfend  eine  europäische  Rasse,  ia  die  0  s  tjuden  sind  auch 
heute  noch  fast  Orientalen.  Für  den  Morgenländer  —  icH 
tann  dies  hier  kaum  andeuten  und  A^erweise  insbesondere 
n4if  Martin  Bubers  Werk:  ,,Vom  Geist  des  Judentums"  — 
ist  die  Einheit  das  Kennzeichnende:  Religion,  Sitte,  K!ultur, 
Recht,  Wirtschaft,  sie  sind  nicht  voneinander  getrennt,  sie 
st'^hpn  in  unauflöslichem  Zusammenhang.  Diese  Einheit  ist 
nicht  eine  Summe  von  Teilen,  sondern  sie  ist  vor  den 
Teilen,  'durchdringt  jeden  Einzelnem.  Eine  autonome 
KntwieVTung  irgend,  eines  einzelnen  Kulturcrebiptps  ist 
im  Orient  undenkbar.  Darin  kann  sicli  der  Abendländer 
niemals  einleben,  er  kann  es  Aielleicht  verstandesmä'ßig  er- 
fassen, begi'iffsmä'ßie:  foi'mulieren  und  seine  äußeren  Ma;ß- 
nahmen  damit  in  Einklang  zu  bringen  suchen.  Aber  er 
wird  ständig  vor  diesem  Wunderbaren  stehen,  es  niemals 
nachzuerleben  vermögen. 

Hätte  es  noch  eines  Beweises  dafür  bedurft:  Junges 
cranzes  Buch"  gibt  Zeugnis  davon ;  die  abWdländischen 
Russen  wai-en  absolut  unfähig,  das  orientalische  T'oben 
.  wahrhaft  nachzufühlen. 

Ganz  anders  dei-  Jude;  hier  mag  Martin  Bubcr  spre- 
chen, dem  vnr  tiefste  Einsicht  in  das  Wesen  des  Judentums 
vcrd'anken"(„Der  Geist  des  Judentums",  S.  '42  ff):  „Denn 
der  Jude  ist  Orientale  geblieben.  Er  ist  aus  seinem  L'ande 
getrieben  und  über  die-  TJänder  des  Aben'dlan'des  geworfen 
worden;  er  hat  unter  einem  Himmel  wohnen  müssen,    den 


I)  So  z.  B.  nach  ihrer  Vertreibung  aus  Spanien  um  die  Wende 
des  13.  Jahrhunderts,  wo  die  Türkei  die  Einwanderer  hilfreich  auf nah«^, 
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er  nicht  kannte,  'und  auf  einem  Boden,  den  er  nicht  be- 
baute ;  er  Hat  das  Martyrium  erduldet  und,  was  schlimmer 
ist  als  MartjTium,  das  Leben  in  'der  Erniedrigung;  die 
Sitten  der  Völker,  bei  denen  er  wohnte,  haben!'  iÜn  ange- 
rührt, unid  er  hat  die  Sprache  der  Völker  gesprochen ;  und 
in  aUedera  ist  er  Orientale  geblieben.  Er  Hat  die  motorische 
Schranlcenlosigkeit  des  Grundwesens  mit  ihren  Begleit- 
erscheinungen, der  Herrschaft  des  Zeitsinns  unxi'  der 
schnellen  BegriSsfunktion  in  sich  bewahrt,  zuweilen  ver- 
schüttet, zuweilen  entartet,  nie  völlig  erdrückt.  Man  wird 
sie  im  angepaßtesten  Jaden  cntdecfen,  wenn  man  sein 
Gemüt  zu  erschließen  vermag;  und  welcher  aus  dem  In- 
halt seines  Denkens  den  letzten  Kest  'des  Judentums  ausge- 
rottet hat,  der  trägt  es  in  der  Form  seines  Denl^ens  unaus- 
rottbar fort,  ^'er  weithin  erkennbar  lebten  sie  in  den  an 
Fertigkeiten  der  Zivilisation  armen,  aber  an  Macht  des  ur- 
sprünglichen Ethos  und  des  unmittelbaren  Geistes  trotz  ein- 
drincrender  Verderbnis  und  Zersetzung  reichen  Jüdischen 
Volfemassen  Osteuropas.  Man  sehe  etwa  den  epi£,'ono'>- 
haften,  dennoch  auch  ietzt  noch  wundersamen  CHassid 
unsrer  Tage*  an ;  man  sehe  ihn  zu  seinem  Gotte  beten,  von 
der  Inbrunst  geschüttelt,  mit  seinem  ganzen  Leibe  das 
gleiche  aussprechend,  das  seine  Cippen  sagen,  ein 
grotesker  und  erhabener 'ÄnblicK ;  man  sehe  ihn  mit  könig- 
lichen Gebärden  und  gesammelter  Weihe  das  Heilige  Mahl 
des  Sabbatausgangs  begehen,  an  dem  die  Geheimnisse  der 
Weltcrlösung  hangen;  und  man  wird  fühlen:  hier  ist,  ver- 
kümmert, verzerrt,    dennoch    unverlcennbar,  asiatische    Ge- 

walt  und  asiatische  Innerlichkeit." 

•  * 

♦ 

Wenn  wir  jetzt  dazu  übergehen,  die  bisherigen  Be- 
ziehungen zwischen  Juden  und  Arabern,  zwischen  iüdi- 
soher  und  arabischer  Wirtschaft  dazulegen  und  einer  kriti- 
schen Würdigung  zu  unterziehen,  so  sind  wir  uns  bewußt, 
nichts  Abschließendes  sagen  zu  können,  da,  gerade  hx 
diesem  so  überaus  wichtigen  Punkte '  das  Material  sehr 
lückenhaft  ist  und  keine  erschöpfenden  wissenschaftUohcn 
Vorarbeiten  vorhanden  sind. 
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Wir  haben  sclion,  als  wir  über  die  Bevölkerung,  Be- 
iTifsverteilung  usw.  handelten,  ausgeführt,  daß  uns  über 
die  Juden  in  den  Städten  genaueres  statistisches  Material 
fehlt,  daß  wir  nur  einzelne  private  Enqueten  haben;  über 
die  arabische  städtische  Bevölkerung  und  ihre  wirtschaft- 
liche Betätigung  sind  wir  noch  weniger  unterrichtet. 

Naturgemäß  ist  aber  eine  genaue  statistische  Erfassung 
der  Berufsverteilung  des  arabisclien  städtischen  Elements, 
seines  .Wer,'deganges  in  den  letzten  Jahrzehnten  und  seiner 
Einkommensverhältnisse  usw.  die  unumgänglich  notwendige 
Voraussetzung  für  eiae  Darstellung  des  jüdischen  Ein- 
flusses in  den  Städten  auf  die  arabische  Wirtschaft.  Mit 
der  wissenschafthchen  Erfassung  der  arabischen  Land- 
wirtschaft steht  es  nicht  viel  besser.  Nachdem  man  sich  je- 
doch in  letzter  Zeit  immer  eingehender  auch  mit  den  wirt- 
schaftlichen Verhältnissen  i*alästinas  befaßt  hat,  werden 
diese  Arbeiten  nicht  mehr  lange  aui  sich  warten  lassen. 

Wir  werden  zunächst  die  kulturellen  Wirkungen,  dia 
von  den  Jfuden  ausgehen,  behandeln,  sodann  die  wirt- 
schaftlichen, möchten  aber  auch  an  dieser  Stelle  darauf 
hinweisen,  idaß  diese  Trennung  nicht  so  scharf  ist  wie  bei 
uns  im  Abendlande,  daß  die  Wechselbeziehungen  liier  weit 
ausgeprägter  sind,  somit  kultui-elle  Einwirkungen  starke 
wirtschaftliche  Folgen  nach  sich  ziehen. 

Wir  wiesen  bereits  in  anderen  Zusammenhängen  auf 
die  Bevölkerungsstagnation  .der  einheimischen  Bevölkerung 
hin.  Das  wissenschaftliche  Material  läßt  uns  lüer  gar  sehr 
im  Stiche.  Das  ist  kein  Wunder,  denn  eine  genaue  Be- 
völkerungsstatistik gab  es  bisher  im  Orient  nicht  —  schon 
allein  die  Abgesclilossenheit  der  moslemitischen  Familie  er- 
schwerte sie  ungemein  —  und  so  sind  wir  sowoM  bei  der 
Frage  der  Bevölkerungszahl,  wie  auch  insbesondere  bei  der 
der  Bevölkerungsbewegung  auf  Schätzungen  angewiesen. 

Nur  dies  kann  als  sicher  gelten,  daß  in  den  letzten 
Jahren  die  einheimische  Bevölkerung  konstant  geblieben  ist 
oder  sich  nur  ganz  langsam  vermehrt  hat. 

Die  Gründe  für  den  Bevölker,uiigsstillstand  sind  für 
orientalische  Verhältnisse    typisch.    Wir  finden    in    Europa 
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keine  Parallele  dazu.  Auch  in  EJaropa  haben  wir  besonders 
seit  Anfang  des  20,  Jahrhunderts  —  in  Frankreich  seit  dem 
70er  Kriege  —  eine  Bevölkerungsfrage.  Aber  —  wir  bitten, 
hierauf  ganz  besonders  zu  achten  —  in  Europa  ist  es  der 
Geburtenrückgang,  der  diese  Folgen  gezeitigt  hat 
Es  ist  über  diese  Frage  eine  ganze  Bibliothek  geschrie- 
ben wonden,  und  wir  wollen  und  können  in  diesem  Zü- 
sammenh'ange  unmöglich  auf  alle  die  sich  häufig  völlig  wi- 
dersprechenden Gründe  eingehen,  die  masa  dafür  verant- 
wortlich gemacht  hat.  Aber  wir  glauben,  keinem  Wider- 
spruche zu  begegnen,  wenn  wir  behaupten :  Der  Geburten- 
rückgang und  insbesondere  seine  Folgen,  der  gefürchtete 
Bevölkerungsstillstand,  sind  in  Europa  kein  Problem,  das 
durch  den  Arzt,  durch  die  Hygiene  zu  lösen  ist.*)  j 

Die  Verhältnisse  in  Palästiaa  wie  im  Orient  sind 
durchaus  verschieden  von-  den  europäischen ;  von  Geburten- 
r  ü  c  k  g  a  n  g  ist  nichts  zu  merken.  Die  Geburtenh  ä  u  f  i  g  - 
k  e  i  t  ist  sogar  eine  außerordentlich  große  (.u.  a.  begründet 
in  dem  frühen  Heiraten  der  Frauen). 

Von  „mangelndem  Nalirungsspielraum"  zu  sprechen, 
heißt,  die  Tatsachen  völlig  verkennen ;  denh  Palästina  ver- 
mag, wie  wir  dargestellt  haben,  auch  ohne  das  Niveau 
europäischer  Landwirtschaft  zu  erreichen,  das  Doppelte 
unid  Dreifache  seiner  bisherigen  Bevölkerung  zu  ernähren. 
Auch  bei  seiner  bisherigen  landwirtschaftlichen  Tech- 
nik ist  Palästina  keineswegs  stark  bevölkert. 

Wenn  trotzdem  die  Frage  der  Bevölkerungsbewegung 
eine  so  fundamentale  Bedeutung  annimmt  (wenn  z.  B.  ernste 
PoHtiker  in  einem  Bevölkerungsfortschritt  die  wichtigste  Zu- 
kunftsfrage für  die  .Türkei  sahen),  dann  ist  die  Gefahr  in 
der  ganz  abnorm  großen  Sterblichkeit  zu  sehen,  die  ia  fast 
allen.  .Teilen  des  Orients  eine  Bevölkerungsstagnation    her- 


»)  Man  könnte  einwenden,  daß  durch  die  ärztliche  Tätigkeit  die 
Sterblichkeit  noch  weiter  eingedämmt  werden  kann,  aber  wir  wissen, 
daß  wir  in  Europa  in  diesem  Punkte  nur  noch  ganz  langsam  vorwärts 
kommen  können,  das- Tempo  der  Geburtenabnahme  jedenfalls  ein  be- 
deutend schnelleres  ist. 
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vorgeruleti  hat.  Um  die  ganze  Saclilage  aui  ein  Schlagwort 
zu  bringen,  könnte  man  vielleicht  sagen :,  Für  Palästina  wie 
für  den   Orient  ist  das  Bevölkerungsproblem  eia  hygie- 
nisches,   ärztliches.    Dieser  Umstand    ist    für     die 
■nveitere  Entwicklung  des  Orients  wie  Palästinas    von    weit- 
tragender Bedeutung,  und  die  Perspektiven,  'die  sich  daraus 
ergeben,  sind  unserer  Ansicht  nach  nur  günstig  zu  nennen ; 
denn  es  dürfte  wohl  klar  sein,  'daß  ein  Land,    dessen    Be- 
völkerungsstUlstand     durch     hygienische    Maßnahmen     be- 
hoben werden  kanin,  wie  Palästina,  mit  viel  größerer    Zu- 
versieht  in  die  Zukunft  sehen    kann,    als  z.  B.    Frankreich, 
dessen  Bewohner  wohl  kaum  mehr  vom,  Zweikindersysiem 
lassen  werden.    Wenn  wir    an  die  jüdische  Einwanderung 
eine  Forderung  stellen  sollten,  wie  sich  ihr  Einfluß  kultureller 
Art    zunächst    betätigen  müßte,    so  würden  wir  verlangen, 
sie  sollte  normale  hygienische  Verhältnisse,  normal  im  euro- 
päischen Sinne,    schaffen.    Wenn  wir    an  diesem  Maßstabe 
die  bisherigen  Einwirkungen  messen,  so  sind  sie  nicht  ge- 
rade sehr  groß,  können  es  nicht  sein.  Bedenken  wir  doch, 
daß    'die    jüdische  Einwanderung    in    die    letzten    3.5  Jahre 
fällt  und  früher,  wie  wir    schon    erwähnten,     zumeist     aus 
Chalukka-Juden   bestand,    bei   denen   die  hygienischen,    Zu- 
stände  durchaus   nicht  einwandfrei  waren,    und     der    neue 
Jischub  hat  natürlich  erst  einige  Zeit  gebraucht,    um    sich 
in  den  vöUig  neuen  Verhältnissen  einzugewöhnen  und  sich 
eine  seinen    eigenen  Bedürfnissen    angepaßte    Gesundheits- 
pflege   zu    schaffen.    Er    hat  dies  getan,    in  mustergültiger 
Weise  getan,  sowolil  in  den  Kolonien  wie  in    dem    Städten 
(bis  auf  Jerusalem),  wie  es  ja    bekannt    ist,    daß    ein    viel 
größerer  TeU  des  jüdischen  Budgets  für  Aerzte    oder    kul- 
turelle Zwecke  verwendet  wird  als  es  bei  anderen  Völkern 
der  Brauch  ist.  Die  Ausstrahlungen  begannen    sich  bereits 
bei  den  Arabern  bemerkbar  zu  machen,  natürlich    erst    in 
geringem  Maße,  denn  wir  müssen  ins  Auge  fassen,  daß  — 
abgesehen  von  dem  kurzen  Zeitraum  —  die  Zahl  der  Juden 
sich  zu  der  der  Araber  verhält  wie  1  zu  8  und  wenn  wir 
von  Jerusalem  absehen,  ist  das  Verhältnis    noch    weit    un- 
günstiger, nämlich  etwa  wie  1  zu  20.  Die  jüdisclie  sanitäre 
Tätigkeit  wird    sich  in  Zukunft    auf    die  Assanierung    des 


78 

Landes,  die  Bekämpfung  der  weitverbreiteten  Krankheiten, 
insbesondere  der  Malaria  und  des  Trachoms,  anl  die 
Schaffung  von  hygienischen  Zuständen,  die  vor  allem  die 
SäuglingssterbHchkeit  verringern,  und  auf  private  einzelne 
Behandlung  erstrecken. 

Für  die  Assanierung  des  Ivandes  ist  bisher  außerhalb 
der  jüdischen  Zentren  sehr  wenig    geleistet  worden;    aber 
dafür    sind    die    jüdischen  Aerzte   nicht    verantwortlich    zu 
machen,  sondern  die  türkische  Verwaltung.  Von  den    jüdi- 
ßchen  Aerzten  ist  z.  B.  immer    und  immer  wieder    auf    die 
außerordentlich    großen    wirtschaftlichen    Schäden,    die    die 
Malaria  zur  Folge  hat,  hingewiesen  worden,    und    auf    die 
Mittel  zu  ihrer  Bekämpfung  und  Beseitigung ;  denn  die  Ma- 
laria ist  völlig  auszurotten.    Das    Beispiel  Italiens    schUeCt 
jeden  Zweifel  aus.  Die  türkischen  Behörden  ließen    jedoch 
alles  weitergehen  wie  bisher;  daher  bestehen  beispielsweise 
in  Jerusalem  noch  die  Zisternen,  die  eine  Brutstätte  für  die 
Eier  der  Mücken,  die  die  Malaria  verbreiten,  bilden,     und 
die     türkische     Regierung    hatte    sich      nicht     emischließen 
können,   moderne  Wasserleitungen  anzulegen,    ebensowenig 
wie  sie  Krankenhäuser,   Säuglingsheime  und  ähnliche  Ein- 
i^ichtungen  hygienischer  Art  geschaffen  hat,  um  der  abnorm 
großen   Säuglingssterblichkeit  zu  steuern.    Auf    diesen    Ge- 
bieten wird  infolge  der  Veränderung  der  politischen    Lage 
am    ehesten  "Wandel    geschaffen  werden.    Schon    zu  Beginn 
der  Einwanderung  werden  umfangreiche  hygienische  Maß- 
nahmen   getroffen    werden    und    die  englische  Verwaltung 
wird  diese,  wie  in  Aegypten,  aufs  eifrigste  unterstützen. 

Auf  die  einzelnen  Probleme,  die  die  Malaria- 
(aber  auch  die  Trachom-)-Bekämpfuiig  aufgeben,  kann  hier 
nicht  eingegangen  werden.  V^erwiesen  sei  auf  das  erst  kürz- 
lich erschienene  Buch:  „Aufgabaa  und  Organisation  des 
Sanitätsdienstes  in  Palästina",  in  dem  von  den  besten 
Fachleuten  genaue  Programme  ausgearbeitet  worden  sind. 
Hier  sei  nur  betont,  daß  in  den  jüdischen  Kolonien  beispiels- 
weise Arbeiter  durchschnittlich  80—40  Tage  im  Jahre  in- 
folge der  Malaria  arbeitsunfällig  waren,  ganz  abgesehen  von 
den    dauernden  Schädigungen,  und  daß   die   Trachomkran- 


79 

Ken  duroKscKnittüchi  20  «l,  der  jüdiscHen  Bevölkerung  bil- 
deten. Bei  den  Arabern  werden  diese  Zahlen  —  eine*  ge- 
naue Statistik  besitzen  wir  natürlich  nicht  —  wohl  noch 
wesentlich  höher  sein' (beim  Trachom  sollen  sie  zwischen 
50— BOi^o  scHwanicen).  Wenn  wir  uns  diese  Ziffern  vor 
Augen  Kalten,  so  werden 'wir  erkennen,  wie  bedeutungs- 
voll eine  zentralisierte  hygienische  Tätigkeit  für  die  ge- 
samte Kolonisation  Palästinas  ist. 

Gleichzeitig  wird  die  dann  gegründete  Universität  in 
Jerusalem,  'deren  Grundstein  bereits  gelegt  ist,  Paläsßna 
im  Orient  aufgewachsene  imd  ausgebildete  Aerzte  zur  Ver- 
fügung stellen.  Zu  einem  Teil  werden  diese  Aerzte  in  ihrer 
Praxis  mit  der  alteingesessenen  arabischen  Bevölkerung  zu 
tun  Haben  im'd  sich"  das  Vertrauen  dieser  schwer  zugäng- 
lichen Menschen  erwerben  müssen.  So  werden  sie  einen 
der  wesentlichsten  Faktoren  bilden,  um  das  Zusammen- 
leben zwischen  Juden  und  Arabern  zu  einem  fruchtbaren 
zu  gestalten. 

Auf  dem  Gebiete  des  Schulwesens  wäre  es  wünschens- 
wert, wenn  eine  obhgatoiische,  orientalischen  Verhältnissen 
/ingepaßto  Volksschule  in  Palästina  zur  Einführung  ge- 
langte. Tn  diesem  Punkte  ist  naturgemäß  der  Wirkungskreis 
der  Juden  weit  enger  begrenzt  als  auf  ärztlichem,  hygieni- 
schem Gebiet,  "nie  Gründe  liegen  auf  der  Hand.  Die  Tnitia- 
tive  für  die  Durchführung  einer  arabischen  Volksschule 
liegt  bei  den  Arabern  selbst;  wenn  'die  'Juden  in  dieser 
Frage  eingreifen  wollten,  so  würden  sie  sich  —  ganz  abge- 
sehen von  der  UnreaL'sierbarkeit  —  nur  politisch  schaden. 
Die  bisherigen  arabischen  Schulen  waren  in  der  überwie- 
genden Mehrzahl  von  "Europäern  geschaffen.  Ueber  ilire 
Tätigkeit  schreibt  Löhr:*)''„Soll  der  Bevölkerung  Palästuias 
wirkhcK  geholfen  werden,  dann  müßte  seine  Jugend  Heran- 
wachsen in  eine^-  großen,  wesentlich  einheitlichen  Erzieliun 2. 
Wo  ist  diese  Einheit?'  —  Man  vergegenwärtige  sicH  die 
bunte  Musterkarte  von  Schulanstalten,  die  noch  dazu  mit 
einander  aufs  heftigste  konkurrieren.  Wie  buntscheckig 
muß  seinem  Charakter,    seiner  Bildung,    seinem    religiösct 
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Glauben  und  seinem  sittlichen   Ideal    nach    das  Volk    wer- 
den, das  aus  diesen  Schulen  erwächst? 

Soü  der  ßevölkerunj?  Palästinas  wirldicli  seitens  der 
vielen  IMissionsanstalten  ein  Dienst  oretan  werden,  so  müßte 
ihrer  Jugend  wenigstens  die  Liebe  für  'die  Heimat,  das  Ver- 
ständnis für  ilire  Eigentüimlichkeiten  eingepflanzt  und  der 
Weg  gezeigt  werden,  diese  Heimat  zu  pflegen  und  empor- 
zubringen. Was  geschieht  aber?—  In  einer  großen  Zahl 
von  Schulen  wird  .  das  Arabische,  die  Landessprache,  in 
den  Hintergrund  geschoben.  In  vielen  Internaten  wird  den 
Kindern  die  Nationaltracht  ausgezogen  und,  wie  z.  B.  in 
syrischen  WaisenKaus  und  Talitha  Kumi  dafür  die  ge- 
schmackloseste, ab'endländiscHe  Kleidung  gereicht.  Von  Hei- 
matskunde  ist  in  manchen  Anstalten,  so  wenig  die  Rede, 
daß  sie  dafür,  wie  in  der  berühmten  Bischof  Gobat-Schuie, 
die  Namen  der  englischen  Grafschaften  hersagen  lernen. 
Statt  der  Muttersprachen,  der  Heimatskunde,  der  Betonung 
und  Pflege  berechtigter,  nationaler  Eigenheiten  —  fremde 
Sprachen,  fremdes  Wesen !  —  eine  bedauerliche  Jugend, 
ein  geistiges  Zwittergeschlecht,  nicht  mehr  Araber,  aber 
noch"  lange  keine  Europäer." 

Die  iüdL<?che  Schule  wies  zunächst  an  mandiea  Stellen* 
dieselben  Schäden  auf,  sie  war  meist  von  der  Alliance 
Israelite  gegründet,  hatte  Französisch  als  Unterrichts- 
sprache, und  ihre  Zöglinge,  mit  den  Verhältnissen  Palästi- 
nas nicht  im  geringsten  vertraut,  verließen  fast  alle  ihre 
Heimat,  um  sich  im  Ausland  ihr  Brot  zu  verdienen.  Hier 
hat  sich  jetzt  ein  völliger  Umschwung  vollzogen.  Die  Juden 
haben  ein  Schulwerk  geschaffen^  das  modernen  Ansprüchen 
genügt  und  zugleich  auf  palästinensische  Verhältnisse  zu- 
geschnitten ist.  Sie  haben  damit  für  'die  eventuelle  Schaffung 
eines  arabischen  Schulwerkes  eine  wesentKche  Vorarbeit 
geleistet. 

Auf  dem  Gebiete  des  Schulwerks  wird  das  jüdische 
naturgemäß  noch  weiter  ausgebildet  werden,  insbesonidere 
'durch  Reformierung  des  Jerusaleraer  Schulwerks,  durcli 
die  bereits  erwähnte  Eröffnung  des  Technikums  in  Haifa, 
durch  die  Gründung  der  Universität  in  Jerusalem,  durch" 
Errichtung  vieler  Fachschulen.    Aber    die  Einwirkung    aul 
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die  Araber  wird  sich  auch  nach  Durchführung  dieses  Pro- 
grammes .  nicht  wesentlich  ändern  und  wohl  auch  weiterhin 
darin  bestehen,  "daß  das  jüdische  Schulwerk  als  solches 
propagandistisch  auf  das  zu  gründende  arabische  wirkt  und 
den  Arabern,  wenn  sie  es  wollen,  in  den  jüdischen  Schulen 
Gelegenheit  zur  Weiterbildung  gegeben  wird.  Die,  kulturellen 
Einwirlmngan  der  Juden  auf  die  Araber  können  die  stärt. 
sten  Hemmungen  für  eine  Weiterentwicklung  der  einheimi- 
achen  Wirfschaft  beseitigen,  sie  bilden  die  Basis  für  ein 
fnichtb ringendes  Wirken  der  Juden  auf  diesem  Gebiete. 

Die  jüdischen  Kreise,  die  bislang  für  eine  Einwande- 
rung in!  Palästina  in  Betracht  kamen,  sind  nicht  Träger 
des  ausgeprägten  westeui-opäischen  Kapitalismus  gewesen, 
sondern  sie  entstammten  'dem  Arbeiter-,  Kleinhan- 
dels- und  Handwerkerstände  oder  auch  landwirtschaft- 
lichen Kreisen  und  nahmen  so  eine  Mittelstellung  ein  zwi- 
schen der  arabischen  städtischen  Wirtschaft  und  dem  euro- 
päischen Industrie-Kapitalismus. 

Als  Vertreter  eines  mehr  kleinbürgerlichen  Systems 
sind  die  Juden  nach  Palästina  gekommen  und  —  hier  sei 
an  unsere  Ausführungen  über  die  städtische  jüdische  Wirt- 
schaft erinneit  —  in  den  ersten  Jahrzehnten  veränderten 
sie  ihre  Wirtschaftsweise  nur  minimal ;  auch  der  Gründe  ge- 
dachten wir  schon :  der  überwiegende  Teil  (die  Chalukka- 
Empfänger)  war  überhaupt  höchstens  im  Nebenberuf  wirt- 
schaftlich tätig,  und  die  anderen  lebten  im  allgemeinen  als 
Handwerker  weiter,  da  die  Voraussetzungen  für  eine  große 
Industrielle  Entwicklung  noch  nicht  gegeben  waren.  Daher 
war  ihr  Einfluß  auf  die  arabische  Wirtschaftsf  o  r  ra  zuerst 
nicht  allzu  groß.  Allerdings  hatten  die  Araber  —  wie  sie 
selbst  zugeben  ~  zumeist  große  Vorteile  von  den  Einwan- 
derern. Die  Häuser  und  Bauplätze,  die  in  ihrem  Besitz 
waren,  erfuhren  eine  große  Wertsteigerung,  und  infolge 
der  mehr  europäischen  Bedürfnisse  zahlreicher  Einwan- 
derer und  des  Geldes,  das  diese  ins  Land  brachten  (siehe 
unsere  Ausführungen  über  diesen  Punkt  Seite  61)  ^erhöhten 
sich  die  Arbeitsmöglichkeiten  für  die  Araber  und  ihrcBin- 
kommonsvcrhältnissc  vcrbessei-tcn  sich  stark.^)  Daher  linden 
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wir  in  den  ersten  Jahren  eine  starke  Eiawand'erung  von 
Arabern  nach  Jerusalem  und  nach  den  anderen  jüdischen 
Einwanderungszentren,  weil  eben  dort  die  Verdienstaus- 
sichten bessere  waren.  Als  aber  die  jüdische  Einwande- 
rung, ihr  Geburtenüberschuß,  sowie  die  Bestrebungen  zur 
Reformierung  der  CKalukka  die  Zahl  der  wirtschaftlich  täti- 
gen Juden  in  den  Städten  überraschend  schnell  vermehrte, 
hatte  dies  insoweit  eine  RücKwirlmng  auf  die  Araber,  als 
die  städtischen  Juden  immer  mehr  zu  ihren  Konlcurrenten 
wurden,  denn  die  Kaufkraft  der  landwirtschaftlichen  Be- 
völkerung ^vur'de,  wenn  wir  von  den  jüdischen  Kolonien 
absehen,  nicht  allzu  viel  größer.  So  entstan'den  an  manchen 
Orten  kleine  Spannungen,  die  jedoch  kaum  viel  zu  bedeuten 
hatten.  Die  Juden  und  Araber  wohnten  in  den  Städten  — 
meist  in  getrennten  Vierteln  —  friedlich  nebeneinan'der  und 
von  einer  Europäisierung  der  städtischen  arabischen  Wirt- 
schaft durch  die  Juden  war  bisher  nur  sehr  wenig  zu 
spüren. 

"Wie  werden  sich  die  Verhältnisse  nach  dem  Kriege  ge- 
stalten, wo  wir  mit  einer  außerordentlich  verstärkten  jüdi- 
schen Einwanderung  zu  rechnen  haben,  und  so  insbeson- 
dere die  Zahl  der  städtischen  Juden  sich  sehr  vermehren 
wird?''  Wird  diese  die  Wirlningen  aiaslösen,  den  Kon- 
kurrenzkampf zwisclien  Juden  und  Arabern  weiter  zu  ver- 
schärfen; und  —  wie  bereits  behauptet  wurde  —  zu  einer  P.role- 
farisierung  der  arabischen  Städter  beitragen  ?  Wir  glauben, 
daß  nichts  falscher  ist  als  diese  Annahme.  Sie  würde  viel- 
leicht zutreffen,  wenn  das  Hand  auf  demselben  wirtschaft- 
lichen Niveau  stehen  bleiben  würde,  wenn  die  mrtschaft- 
liche  Stagnation,  in  der  sich  die  größten  Teile  der  cinbei- 
mischen  BevÖlkeruncf  vor  dem  Kriege  befanden,  in  ver- 
schärfter Form  auf  das  ganze  Hand  übergreifen  -wurde. 
Schon  als  wir  über  die  Bevölkerungs-Kapazität  und^  die 
industriellen  Möglichlceiten  handelten,  legten  wir  dar,  'daß  die 
jüdische  Einwand'erung  die  durch'  sie  veranlaßte  Uebcr- 
völkerung  zugleich  wieder  beseitigt.  Wir  erwähnten,  daß 
die  Juden,  die  nach  Palästina  kamen  und  kommen  werden, 
im  aUgemeinen  nicht  Vertreter  des  westeuropäischen  In- 
dustrie-Kapitalismus    siud,     dftß    sie    aber    die    BefäHi- 
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g  u  n  g:  zur  Industrie  besitzen,  haben  sie  in  Europa  —  wie 
in  Amerika  ~  derartig  bewiesen,  daß  man  nur  an  diese 
Tatsache  zu  erinnern  braucht.  Die  industriellen  Entwick- 
lungsmöglichkeiten Palästinas  sind,  \vie  wir  bereits  dar- 
legten, keine  geringen  und  die  Juden  werden  nicht  die 
Letzten  sein,  sie  auszunutzen,  wie  schon  jetzt  üir  unver- 
hältnismäßig großer  Anteil  an  der  Exportindustrie  beweist. 
Ein  größerer  Aufschwung  der  Industrie  gibt  Juden  und 
Arabern  so  reiche  Erwerbsmöglichkeiten,  daß  ernsthafte 
Spannungen  ailf  diesem  Gebiet  zwischen  beiden  Völkern  so 
gut  wie  ausgeschlossen  sind.  Voraussetzung  ist  naturgemäß 
die  völlige  Gleichberechtigung  beider  Natiorien  auf  diesem 
Gebiet,  die  Bekämplung  jeder  Abschließungsten'denz,  die 
Aufnahme  der  Araber  in  die  von  Juden  begründeten  Ge- 
nossenschaften usw.  Wir  kommen  im  II.  Teil  auf  Einzel- 
heiten noch  zurück.  Der  industrielle  Aufschwung  ist  umso 
eher  zu  erwarten,  als  sich  auch  der  Inlandsmarkt  in  Pa- 
lästina durch  die  Weiterentwicklung  der  Landwirtschaft 
sehr  steigern  wird,  und  damit  sind  wir  bei  der  unserer  An- 
sicht nach  wichtigsten  und  bedeutsamsten  Frage  für  die 
Entwicklung  ganz  Palästinas:  der  Einwirkung  der  Juden 
auf  die  landwirtschafttreibenden  Araber. 

Wir  haben  festgestellt,  daß  den  Kern  der  ara- 
bischen Wirtschaft  Palästinas  die  Landwirtschaft  bildet  und 
wohl  auch  in  Zukunft  bilden  wird.  Sie  ist  die  Grundlage 
der  arabischen  Wii'tschaft  und  steht,  wie  wir  bereits  aus- 
führten, auf  keiner  hohen  Stufe,  wird  europäischen 
Forderungen  noch  weniger  gerecht,  ist  von  europäischen 
Methoden  und  ^^rägnissen  noch  weiter  entfernt  als  die 
Wirtschaftsweise  der  städtischen  Bevölkerung.  Hier  bietet 
sich  für  eine  Weiterentwicklung  das  reichste  Feld,  die 
schönsten  Entwicklungsmögüchkeiten.  Allerdings  muß  jnapt 
sich  von  der  Vorstellung  befreien,  als  könne  man  in  Pa- 
lästina einfach  moderne  landwirtschaftliche  Methoden  cia- 
führen. Für  die  palästinensische  Landwirtschaft  müssen, 
wenn  sie  auf  einen,  europäischen  Verhältnissen  entspre- 
chenden Standard  erhoben  werden  soll,  durch  nie  ermü- 
dende Versuche  Methoden  gefunden  werden,  die  sich  den 
geologisclien,      geographischen,     klimatischen    Bedingungen 
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des  Landes  anpassen,  die  Steuer-  und  Zollgesetzgebung 
berücksichtigen,  zugleich  aber  auch  der  Eigenart  der  ara- 
bischen Landbevölkerung  entgegenkommen.  Unserer  An- 
sicht nach  habe^  die  Juden  ihre  Eignung  für  diese  Arbeit 
erwiesen.  (Siehe  auch  S.  88.)  Die  arabische  Landbevöllce- 
rung  wird,  nachdem  sie  Jahrtausende  lang  in  derselben 
Wirtschaftsform  verharrt  hat,  kaum  die  Initiative  finden, 
durch  unablässige  Arbeit,  durch  immer  wieder  angestellte 
Versuche,  zu  einer  völlig  neuen  Wirtschaftsweise  zu  kommen. 
Einzelne  Neuerungen  würde  sie  sich  aneignen  können,  um 
aber  zu  einem  seiner  bisherigen  Wirtschaftsweise  kaum 
noch  ähnlichedi  neuartigen  Wirtschaftss  y  s  t  e  m  zu  kommen, 
dazu  ist  der  Fellache  seiner  ganzen  Veranlagung  nach  zu 
konservativ,  zu  traditionell,  zu  sclücksalsergeben,  dazu 
braucht  er  eine  stark  ins  Auge  faEende  Einwirkung  von 
außen  her. 

Wie  wir  schon  in  anderen  Zusammenliängen  aus- 
führten, steht  der  Araber  augenblicklich  nicht  auf  dem 
Niveau,  durch  lehrhafte  Methoden  in  seiner  Lebens-  und 
Wirtschaftsführung  nachhaltig  beeinflußt  zu  werden;  sollte 
dies  jedoch  der  Fall  sem,  so  würde  es  jedenfalls  langer 
Jahrzehnte  bedürfen,  um  eine  bemerkbare  Wirkung  zu 
erzielen.  Der  Araber  wie  der  Türke  ist  eingestellt 
auf  lebendige  Wirkung  auf  das  Leben,  das  ihm  tag- 
täglich vor  Augen  tritt.  Güter  in  seiner  unmittelbaren 
Nähe,  aus  denen  doppelte  Erträge  herausgewirtschaftot 
werden  wie  aus  seinem  eigenen,^)  diese  wirken,  diese 
stacheln  ihn  an,  diese  vermögen  ilm  zu  wandeln,  ganz 
anders  als  ein  Vortrag  mit  Lichtbüdern  über  die  Vorteüe 
künstlichen  Düngers.  Die  Deutschen  in  Palästina,  deren 
Landwirtschaft  auf  einer  hervorragenden  Stufe  steht,  wer- 
den diese  Wirkungen  nicht  auslösen,  da  üu'e  Zahl  zu  klein 
ist  und  sich  nicht  vergrößern  dürfte,  ganz  abgesehen  da- 
von, daß  die  psychischen  Voraussetzungen,  die  einem  Zu- 
sammenarbeiten von  Arabern  und  Judea  so  günstig  sind, 
völlig  fehlen.  Es  sind  und  bleiben  die  Juden  -  und  hier 
ist  der  Punkt,  an  dem  es  sich  am  deutlichsten  zeigt,  von 
welch  fundamentaler  Bedeutung  es  ist.  daß  die  Träger  des 
1)  Dies  ist  bereits  der  Fall  in  manchen  jüdischen  Kolonien. 
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europäischen  Wirtschaftsgedankens  nicht  wie  die  meisten 
Europäer  im  Orient  nach  einigen  geglückten  geschältÜchen 
Unternehmungen  nach  Europa  zurückkehren  wollen,  sun- 
dern daß  sie  in  das  Urväterland  gekommen  sind  mit  der 
Absicht,  es  nie  mehr  zu  verlassen,  in  Palästina  zu  leben 
und  zu  sterben. 

Drei  Fragen  sollen  uns  beschäftigen,  wenn  wir  das 
Verhältnis  der  .Juden  zu  den  Arabern  m  der  I^andwirt- 
schaft  darstellen: 

1.  Wie  ist  das  Verhältnis  zwischen  Juden  und  Arabern 
in  der  Landwirtschaft  bisher  gewesen? 

2.  Was  haben  die  Juden  zur  Fortentwicklung  arabi- 
scher Landwirtschaft  beigetragen? 

3.  Welche  Wirkungen  sind  bei  einer  starken  jüdischen 
Einwanderung  für  das  Verhältnis  zwischen  Juden  und  Ara- 
bern zu  erwarten? 

Zumeist  müssen  wiv  dem  alten  Märchen  entgegen- 
treten, als  wäre  die  jüdische  Kolonisation  bisher  für  die 
eingeborene  arabische  Bevölkörung  bedrohlich  gewesen. 
Man  vei'gegenwärtige  sich  nur  das  Zahlenverhältnis:  12.000 
Juden  in  den  Kolonien,  wovon  7500  landwirtschaftlich  tätig 
waren,  gegenüber  4— -500.000  Arabern,  die  in  der  Landwirt- 
schaft iliren  Lebensunterhalt  finden,  um  die  ganze  Lächer- 
lichkeit dieser  Behauptung  einzusehen.  Die  Feinde  der  ein- 
heimischen arabischen  Fellachenbevölkerung  sind  nicht  die 
Juden,  es  sind  die  reichen  Großgrundbesitzer,  Steuer- 
pächter und  Effendis  in  den  Städten,  die  dem  Fellachen  bei 
Mißernten  das  Geld  zu  Wucherzinsen  geben,  bis  er,  über 
und  über  verschuldet,  nur  noch  Pächter  auf  dem  Gütchen 
ist,  das  schon  seine  Väter  bewirtschaftet  haben.  Die  Zahlen 
der  Grundbesitzverteilung  sind  ein  lebendiges  Beispiel 
dafür.  Daher  ist  ja  auch  äas  Land  von  den  jüdischen  Ko- 
lonisten nur  zum  geringsten  Teil  von  Fellachen,  zum  weit- 
aus größten  von  -Großgrundbesitzern  gekauft  worden. 

Die  Zeitschrift  „Palästina"  —  Jahrgang  1911  —  bringt 
eine  Tabelle,  von  wem  die  einzelnen  jüdischen  Kolonien 
erworben  worden  sind. 
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Name  der  Kolonie 


Dunam 


Gekauft   von 


Richon  le  Zion 10.200    Mustapha  Effendi  u.  Alexandre  Rock, 

Christi.  Araber  und  reicher  Groß- 
grundbesitzer in  Jaffa 

Wadi-Chanin 1.800    Deutschen 

800    Effendi  in  Ramleh 

Bir  Jacob 2.000    der  Gemeinde  in  Ramleh 

Rechobot 10.500    Bustros    Rock,    reicher   christlicher 

Kaufmann  in  Jaffa 

Ekron 2.660    Hafiz  Bey 

Gederah 300  Ferd.  Filibert,  brasilianischer  Vize- 
konsul in  Jaffa 

Petach-Tikwah 19.000    Tajan  und  Selin    und  Anton  Kassar, 

Christi.  Araber  in  Jaffa 

Fedje 3  000    Fellachen 

Chedera 27.200    Delim  Khuri,  christl.  Araber  in  Caiffa 

und  Scbeker  Pascha 

Sichron  Jacob 18.190    Fuad  Saad,  christl.  Araber  in  Caiffa 

und  Kiamil  Pascha 
Um  el  Djemal  .....    2.534  dtto 

Sckweja 8.518  dtto 

Sedjera 18.000    Mudaver,  christl.  Araber  in  Beirut 

Mescha 17.500    Sursuk  und  Tueni,  christl.  Araber  in 

Beirut 

Melhami6 10.000  dtto 

Yemma 12.000  dtto 

3.200    Fellachen 

3.500    Habib  Hanna,  christl.  Araber  in  Akka 

2.000    Effendis  in  Tiberias 

2.000    Moghreber 

Rosch-Pinah 42.689    Großgrundbesitzer  in  Safed 

Mischmar-Hajarden  .   .  .  41.400    Beduinen  u.  Tueni,  christl.  Araber 

in  Beirut 

An  diese  Statistik  knüpft  die  Zei^tschrift  folgende 
Betrachtungen:  „Von  den  28  bestehenden  Kolonien  konnten 
also  für  20  im  Ausmaß  von  235.491  Dunam  die  betreffenden 
Daten  verschafft  werden.  (Die  acht  anderen  Kolonien  um- 
fassen bloß  44.000  Dunam.)  Diese  Daten  beziehen  sich  also 
auf  84  %  des  von  den  Juden  kultivierten  .Terrains.  Es  geht 
aus  ihnen  hervor,  daß  von  den  235.491  Dunam  nicht  we- 
niger als  218.091  Dunam,  das  sind  92.6  %  von  Großgrund- 
besitzern und  nur  17.400  Dunam,  das  sind  7.4%  von 
Bauern  (Fellachen)  erworben  wurden.  Aber  selbst  diese 
Verkäufe  näher  betrachtet  zeigen  folgendes :  Die  3000  Dunam 
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von  P  e  d  s  0  H  0  waren  »andiger  Boden,  welchen  die  Fella- 
chen überhaupt  nicht  bebauten.  Sie  selbst  sind  m  ihren 
Dörfern'  geblieben,  wo  sie  genügend  viel  Boden  besitzen.  • 
Die  Bauern  von  K  a  f  r  S  a  b  a,  welche  den  Juden  7200 
Dunam  verlcauften,  hatten  soviel  Boden,  'daß  sie  'dieses 
Tearain  nicht  bebauen  konnten,  sodaß  sie  Gfefahr 
liefen,  daß  dieses  ,,machlul"  erklärt,  d.  h.  dem  Staate  an- 
heimfallen würde.  Sie  sind  in  ihren  Dörfern  geblieben  und 
bebauen  jetzt  ihre  restlichen  Felder,  dank  dem  erlösten  Ka- 
pitale in  rationeller  und  intensiverer  Weiöe  als  früher.  Die 
2000  Dunam,  welche  die  Kolonisten  von  Bir  Jalcob  von 
der  Gemeinde  in  RamlacK  kauften' (und  die  in  obiger  Zu- 
sammenstellung in  die  17.400  Dunam  Bauernland'  einbe- 
zogen wurden},  sind  sandiger  Boden,  welcher  Beduinen  als 
Weide  gedient  hat.  Diese  Beduinen  sind  auf  ein  benach- 
bartes Grundstück  übergegangen»  wo  die  Juden  ihnen  einen 
Brunnen  mit  einem  Kostenaufwand  von  10.000  Frcs.  her- 
stellten. Die  Fellachen,  welche  die  3200  Dunam  an  die  Ko- 
lonisten von  Y  e  m  m  a  verkauften,  Haben  sich  auf  staat- 
lichem Boden  niedergelassen." 

Von  einer  größeren  Expropriierung  der  Fellachen 
kann  nicht  die  Rede  sein,  und  so  waren  die  Beziehungen 
zwischen  Juden  nnd  Arabern  zunächst  gut.  Das  ist  leicht 
erklärlich.  Allein  in  den  jüdischen  Pflanzungeii  fanden 
mehr  als  8000  Araber  dauernde  lohnende  Beschäftigung. 
Das  waren  mehr  als  vor  der  Besiedelung  durch  die  J'dden 
von  diesem  Boden  gelebt  hatten,  und  vi6le  andere  wurden 
bei  der  Anlage  von  Häusern  und  Wirtschaftsgebäuden,  bei 
der  Schaffung  und  Ausbesserung  von  Wegen  beschäftigt. 
Wenn  wir  bedenken,  wie  kümmerlich  die  ökonomische  Cage 
des  Fellachen  war,  wenn  wir  bedenken,  daß  der  Lohn  in 
den  jüdischen  Kolonien  zumeist  weit  höher  war  als  der 
Fellache  bei  angestrengtester  Arbeit  aus  seinem  Gütchen 
herauswirtschaften  konnte,  so  können  wir  dem  Urteil 
Dr.  Hausmanns  zustimmen,^)  "daß  die  Gründung  der  jüdi- 
schen Kolonien  einen  Segen  für  die  Fellachenbevölkerung 
bedeutete.  Dieses  Bfld  änderte  sich  jedoch:  mit  der  Zeit  wur^ 
den   die  jüdischen  LandKäufe  häufiger  und  man  beging  den 

I)  Siebe  die  Zeitschrift  „Paläptina",  1910,  S.  210, 


88 

verhängnisvollen  Fehler,  das  Land  zuweilen  direkt  von 
den  reichen  städtischen  Arabern  irnd  Wucherern  zu  kaufen, 
•  denen  das  Gut  des  Fellachen  gehörte.  Die  Folge  war,  daß 
mancher  Araber  von  Haus  und  Hof  vertrieben  wurde, 
ohne  einen  Pfennig  vom  Kaufscliilling  zu  sehen.  So  stand 
mancher  subsistenzlos  da,  ohne  Geld,  ohne  Arbeit  und  war 
zur  Auswanderung  gezwungen.  Daß  dann  seine  Stimmung 
und  die  seiner  Dorf  genossen  den  Juden  gegenüber  nicht 
Hie  rosigste  war,  ist  wohl  selbstverstäm'dlicH,  jedoch  ist 
diese  Expropriation  nur  in  den  seltensten  Fällen  geschehen, 
vor  allem  in  einigen  Gegenden  Galiläas,  bei  der  Ausdeh- 
nung (1er  jüdischen  Getreidekolonien  (die  jüdischen  Pflan- 
zungslcolonien  Judäas  imd  Samarias  fanden  zumeist  kaum 
bestellten  Boden  vor). 

Wenn  wir  die  Einwirlcungen  auf  die  arabische  Land- 
wirtschaft darstellen  wollen,  so  'dürfen  wir  niemals  aus  den 
Augen  A-erlieren,  daß  die  Zahl  der  landwirtschaftlich  täti- 
gen Juden  Iraum  ein  Vierzigstel  der  Araber  beträgt.  Die 
Wirkungen  der  Juden  auf  die  arabische  T^aridwirtscHaft 
sind  zweierlei  Ai-t:  mittelbarer  und  unmittelbarer.  Wir 
-wollen  zunächst  von  der  ersteren  sprechen  und  verstehen 
darunter  die  Wirkungen,  'die  von  dem  jüdischen  Kolonisations- 
werK  als  Ganzem  auf  die  Araber  ausgehen,  bezw.  atisgeHen 
werden.  Die  JuderTi  haben  zunächst  nach  jahrzehntelangen 
Versuchen  die  dem  L'ande  angepaßte,  jedoch  moderne  Form 
jfür  'den  Pflanzungsbau  gefunden,  'durch  die  das  Uand  in 
intensiver  Weise  ausgenutzt  werden  kann,  und  die  sich  zu- 
gleich" privatAvirtschaftlich  völlig  rentiert.  Man  ist  in 
Palästina  honte  soweit,  daß  man  Pflanzungen  anlegen  kann 
mit  Garantie  einer  ausreichenden  Verzinsung,  und  unter 
gleichzeitiger  Ausnutzung  des  Bodens  nach  modernen  wirt- 
schaftlichen ATetlioden;  also  Intensivierung  der  landwirt- 
wirtschaftlichen Kultur,  verbunden  mit  privatwirtschaftlicher 
Rentabilität. 

Auf  dem  Gebiete  des  Getreidebaues  ist  dieses  Ergebnis 
(noch  nicht  erzielt;  hier  ringt  man  noch  mit  dem  Problem, 
unter  Beseitigung  der  primitiven  Form  der  Fellachenwirt- 
schafi  Mctiioden  zu  finden,  die  sich  den  europäischen 
nähern,    zugleich    aber  auch  das  Grundkapital    mäßig  ver- 
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Zinsen.  Die  jüdische  landwirtschaftliche  Versuchsanstalt  und 
die  verschiedenen  Lehrfarmen  des  National-Fonds  sind  mit 
diesedi  Fragen  beschä/tigt  und  kommen  dem  Ziele  immer 
näher,  so  daß  keine  lange  Zeitspanne  mehr  vergehen  wird, 
bis  auch  auf  dem  zweiten  landwirtschaftlichen  Hauptgebiete 
ein  durchschlagender  Erfolg  erzielt  seia  wird.^)  Da  die 
arabische  Wirtschaft  zum  weitaus  überwiegenden  Teile  Ge- 
treidewirtschaft ist,  so  wird  dieser  Erfolg  ausschlaggebend 
für  die  Einwirkung  der  Juden  auf  die  Araber  sein.  Nach 
Erreichung  dieses  Zieles,  nachdem  eine  Synthese  zwischen 
moderner  Getreidewirtschaft  und  privatwirtschaftlicher  Ren- 
tabilität in  Palästina  erreiclit  sein  wird,  wird  die  Intensivie- 
rung der  arabischen  Landwirtschaft  nur  eine  Frage  der 
Zeit  sein ;  dann  sind  alle  Voraussetzungen  so  günstig  ge- 
geben wie  in  keinem  anderen  Lande  des  Orients. 

Die    unmittelbaren    Wirkungen  der    jüdischen  Kolonien 
waren  bisher  nicht  allzu  groß.    Dies  liegt  daran,    daß    s^ 
im  Vergleich  zu  der  arabischen  Wirtschaft  einen  nicht  allzu 
bedeutenden' Umfang  besitzen.   Jedoch  ist  festzustellen,   daß^ 
die  Araber  im  Umkreis    der  Kolonien  Petach-Tikwah    und 
Rischon  le  Zion  zu  weit  intensiverem  Anbau  übergega^-ngen 
sind,  insbesondere    immer    mehr    künstlichen    Dünger    ver- 
wandt haben,  und  so  weit    größere  Erträge    herai.iszuwirt- 
schaften  vermochten.    Die  weitere  Ausdehnung  dieser  Kolo- 
nien wird  sich  infolgedessen    ohne    jede  Reibung    mit    den 
Arabern   vollziehen    können.    Wenn    wir    genaues    Zalilen- 
material  über  die  früheren  Erträge    der    arabischen    Wirt. 
Schaft     zur    Verfügung    hätten,     könnten     wir     diese     Vor- 
gänge auch  statistisch  erfassen,  so  müssen  wir  uns  mit  der 
Feststellung  begnügen,    daß    die  Erträge  der  Araberdörfer 
im  Umkreis  dieser  beiden  Kolonien  bedeutend  größer  sind 
im  Vergleich  zu  denen,  die  auf  anderen  ebenso  günstig  ge- 
legenen Gebieten  Palästinas  die  Fellachen  aus  ihren  Gütern 
erzielen.  Was  von  Petach-Tikwah  und  Rischon  le  Zion  gilt 
—  es  sind  dies   die  ältesten  jüdischen  Kolonien  —   gilt 


>)  Es  ist  nicht  unmöglich,  daß  man  auch  im  Getreidebau  in 
Palästina  neue  Wege  gehen  wird.  In  Übereinstimmung  mit  Soskin  bin 
ich  der  Ansicht,  daß  die  Ackerbeetkultur  des  Getreides  in  Palästina 
gute  Erfolge  zeitigen  kann. 
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im  kleineren  Umfange  für  alle  jüdischen  Kolonien  Palästi- 
nas ;  überall  hat  die  jüdische  Wirtschaft  auf  die  arabische 
in  tausendjährigem  Schlummer  liegende  belebend  gewirkt, 
überall  zeigen  sich  auch  bei  den  Arabern  Ansätze  zur  in- 
tensiveren Kultur;  eine  Einwirkung,  die  natürlich  durchaus 
im  Sinne  des  jüdischen  Kolonisationswerkes  hegt. 

Wie  wird  sich  nun  das  Verhältnis  zwischen  den  Juden 
und  der  einheimischen  Bevölkerung  gestalten,  wenn  die 
jüdischen  Kolonien  sich  verdoppeln,  verdreifachen,  verzehn- 
fachen?] Werden  dann  nicht  manche  Reibungsflächen  un- 
abwendbar sein?.  Da  ist  zunächst  zu  fi'agen:  Kann  Pa- 
lästina eiQ  mehrfaches  seiner  bisherigem  landwirtschaftlich 
tätigen  Bevölkerung  aufnehmen? 

Wir  wiesen  schon  in  anderem  Zusammenhange  (siehe 
S.  43)  auf  die  außerordentlich  geringeren  Erträge  der  pa- 
lästinensischen arabischen  Landwirtschaft  hin,  die  ilire 
Erklärung  in  der  extensiven  Wirtschaftsweise  des  Fellachen 
fmden.  Schon  sie  machen  es  wahrscheinlich,  daß  eine  weit 
größere  landwirtschaftlich  tätige  Bevölkerung  'in  Palästina 
angesiedelt  werden  kann.  Zu  demselben  Ergebnis  können 
wir,  wenn  wir  die  ungefähre  Größe  des  bisherigen  land- 
wirtschaftlichen Betriebes  des  Fellachen  mit  der,  die  für 
einen  reichlichen  Lebensunterhalt  ausreicht,  vergleichen. 
Die  landwirtschaftlich  bestellbare  Fläche  Palästinas  im 
engeren  Sinne  beträgt  knapp  2  Millionen  Hektar,  d.  h.  ca. 
20  Millionen  Dunam.  Wenn  wir  die  landwirtschaftlich  tätige 
arabische  Bevölkerung  außerordentlich  hoch  mit  500.000 
Seelen  annehmen  —  in  Wirklichkeit  wird  sie  kaum  mehr 
als  400.000  betragen  —  so  würde  auf  jede  Familie  ungefähr 
200  Dunam  entfallen,  das  sind  mehr  als  18  Hektar.  Oppen- 
heimer hat  nachgewiesen,  daß  fast  in  der  ganzen  Welt  der 
Bauer  nicht  mehr  als  5  Hektar  bestellt,  zu  bestellen  im- 
stande ist.  Nach  den  Zahlen  der  Erez-Israel-Kommisßion, 
die  auf  amtliche  türkische  Quellen  zurückgehen,  bestellt 
auch  der  Fellache  nicht  mehr  als  5  Hektar.  Selbst  wenn  var 
für  Palästina  die  doppelte  Bodenfläche  annehmen,  bleibt 
fast  noch  die  Hälfte  des  Landes  für  neue  Kolonisten  übrig, 
können  weitere  100.000  Faroilien  angesiedelt  werden;  ja 
noch  mehr  als  das:   da  der  Boden    für  Pflanzungskulturen 


91 

an  fielen  Stellen  wie  geschaffen  ist,  sind  Wirtschaften  für 
eine  einzelne  Familie  in  der  Größe  von  8—10  Hektar  eine 
Unmöglichkeit,  sie  werden  ohne  fremde  Hilfskräfte  kaum 
mehr  als  1—2  Hektar  selbst  bestellen  können.  Auf  be- 
wässerJDarem  Boden  rechnet  man  sogar  mit  Wirtschaften, 
die  auf  einem  halben  Hektar  eine  Familie  erhalten  können. 
Daher  sind  die  theoretischen  Möglichkeiten 
für  absehbare  Zeit  unbegrenzt. 

Dazu  kommt,  daß  die  Araber  bei  einer  starlcen 
Besiedlung  große  wirtschaftliche  Vorteile  haben  werden. 
Es  ist  dies  so  selbstverständlich,  daß  ich  es  im  ein- 
zelnen nicht  zu  belegen  brauche.  Je  dichter  die  Be- 
völkerung, desto  größer  der  Kooperationsgra'd,  'damit 
die  teclmische  Ergiebigkeit  der  Arbeit  und  damit  das 
Einkommen.  Order,  von  einer  anderen  Seite:  \e  dichter  die 
Bevölkeining,  desto  stärker  das  gesamte  Wegenetz,  desto 
höher  der  Ertrag  landwirtschaftlicher  Arbeit.  Diese  Fest- 
stellung der  theoretischen  Möglichkeit  eines 
friedlichen,  fruchtbaren  Zusammenlebens  von  Arabern  und 
Juden  in  Palästina  besagt  aber  nicht  das  mindeste  für  die 
Realisierung;  die  Araberfrage  wird  so  für  die  Ko- 
lonisationszeit das  \vichtigste  Aufb'auproblem. 

Vor  1914  und  während  des  Krieges  lagen  die  Verhält- 
nisse so,  daß  die  Türken  keine  positive  Stellung  zum  Zio- 
nismus einnahmen,  u.  a.  deswegen,  weil  sie  befürchteten, 
daß  bei  einer  Verwirklichung  des  Zionismus  die  arabi- 
schen Autonomißbestrebungen  nicht  mehr  aufgehalten  wer- 
den könnten. 

Nachdem  England  die  herrschende  Macht  im  Orient 
geworden  ist,  scheint  die  Schaffung  eines  arabischen 
Reiches,  zu  dem  Syrien,  Arabien  und  Mesopotamien  •  ge- 
hören werden,  eine  beschlossene  Sache  zu  sein.  Die  pan- 
arabistische  Strömung  hat  damit  einen  Erfolg  gewonnen, 
wie  sie  ihn  vor  wenigen  Jahren  sich  nicht  hat  träumen 
lassen,  und'  es  ist  'daher  natürUcH,  daß  gewisse  arabische 
Kreise  bestrebt  sein  werden,  auch  Palästina  diesem  Araber- 
Reiche  anzugliedern. 

Die  politische  Lage  gegenüber  den  Arabern  ist  an 
sich  überaus  kompliziert.  Die  Juden  verlangen  freie,  unge- 
hinderte Einwanderung  in  ein  Land,  in  dem  die  nichtjüdi- 
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sehe  Bevölkerung  zehnmal  so  stark  ist  als  die  jüdische;  sie' 
verlangen  einen  großen  Teil  der  bisherigen  Staatslände- 
reien,  Konzessionen  für  öffentliche  Arbeiten  usw.  Es  ist  ja 
richtig,  daß  diese  Forderung  nur  scheinbar  der  Demokratie 
'widerspricht,  denn  sie  verlangt  Palästina  nicht  für  die 
60  oder  80.000  Juden,  die  dort  augenblicklich  leben,  sori. 
dern  für  das  jüdische  Volk,  das  nach  Palästina  strebt;  und 
es  ist  gewiß,  daß  alle  die,  die  ihr  Leben  mit  Brez-Israel 
verbinden  wollen,  eine  Majorität  gegenüber  der  nichtjüdi- 
schen  Bevölkerung  verkörpern.  In  dieser  Anormalität  der 
Lage  des  Volkes  liegt  aber  eben  die  Kompliziertheit  des 
Problems.  Denn  die  so  überaus  wichtige  Frage  der  Ein- 
wanderung muß  außerhalb  der  Kompetenz  der  augenblick- 
lich in  Palästina  lebenden  Bevölkerimg  bleiben.  Dieser 
Standpunkt  piuß  konsequent  innegehalten  werden  und 
seine  Durchführung  ist  nur  dann  möghch,  ^venn  wir  wirk- 
lich alles  tun,  um  unser  Verhältnis  zu  den  Arabei-n  zu 
einem  wahrhaft  fruchtbaren  zu  gestalten.^) 

Hierbei  sind  zwei  Dhige  notsvendig:  Erstens  muß  beim 
Ankauf  arabischen  Landes  mit  größter  Gerechtigkeit  vor- 
gegangen werden. 

Bei  Anlage  von  Plantagen,  Pflanzungskolonien  dürften 
die  Juden   auf  Jvoinen   allzu  großen   arabischen  Widerstand 


*)  Selbstverständlich  ist  die  t'rage  der  Einwanderung  und  aller 
Probleme,  die  hiemit  zusammenhängen,  auch  außerhalb  der  Kompetenz 
der  augenblicldich  und  in  nächster  Zeit  in  Palästina  lebenden  Juden. 
Es  folgt  aus  der  Natur  unseres  ganzen  Kolonisationswerkes,  daß  über 
diese  Frage  nicht  die  palästinensischen  Juden,  sondern  die  Vertreterin 
der  Juden,  die  ihr  Leben  mit  dem  Lande  ihrer  Väter  zu  vereinen  ge- 
denken, zu  entscheiden  haben  wird.  Dies  ist  nicht  etwa  eine  nur  theo- 
retische Frage.  Es  ist  durchaus  denkbar,  daß  die  Interessen  der  in 
Palästina  lebenden  Juden  und  derer,  die  erst  dorthin  gehen  wollen, 
total  divergieren,  daß  beispielsweise  von  palästinensischen  Juden,  die 
in  sicheren  Positionen  leben,  die  Forderung  nach  Einwanderungs- 
beschränkung laut  werden  wird  oder  daß  in  der  Frage  des  Land- 
höchstmaßes die  palästinensischen  Juden  „ihre  wohlerworbenen  Rechte" 
nicht  zu  Gunsten  neuer  Ankömmlinge  preisgeben  wollen.  Hier  muß 
von  vornherein  prinzipiell  Klarheit  geschaffen  werden.  Nein,  nicht 
Klarheit,  denn  diese  besteht  bereits,  denn  es  heißt  im  Baseler  Programm 
des  Zionismus :  Palästina,  eine  Heimstätte  für  das  jüdische  Volk.  Bei 
diesem  und  nicht  bei  einem  Bruchteil  liegt  daher  die  Entscheidung. 
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bei  ihren  Ausdehnuiigsbestrebungcn  stoßen,  da  die  Araber, 
wie  schon  erwähnt,  den  hierfür  geeigneten  Boden  meist 
brach  liegen  ließen.  Schon  dadurch  werden  die  Reibungs- 
flächen stark  reduziert,  da  die  Juden  ztim.  überwiegenden 
Teil  nur  Pflanzungsbau  treiben  werden.  Aber  wir  wollen 
uns  dem  Gedanken  nicht  verschließen,  daß  sie  doch  vor- 
handen sein  \verden,  besonders  in  Galiläa  und  dadurch 
sogar  eine  Steigerung  erfahren  wetden,  daß  die  jüdische 
Kolonisations-Zentrale  nicht  mehr  überall  Boden  ankaufen 
kann  und  wird,  wo  dieser  ilir  gerade  angeboten  wird,  son- 
dern bestrebt  sein  muß,  die  jüdischen  Kolonien  y^n  zu- 
sammengehörigen Blocks  zu  verbinden,  also  das  zwisclien  * 
ilinen  liegende  Land   möglichst  aufzukaufen. 

Ruppin  führte  darüber  aus:  ,,Wir  dürfen  uns  vorläufig 
niclit  durch  ganz  Palästina  zerstreuen,  sondern  müssen  uns 
an  einigen  Punkten  konzentrieren  und  geschlossene  Sied- 
lungen bilden.  Nur  auf  diese  Weise  können  wir  schon  heule 
in  gewissem  Umfange  das  erreichen,  was  wir  erstreben, 
nämlicli  ein  jüdisches  Mlieu  und  einen  geschlossenen  jüdi- 
schen Wirtschaftskreis,  in  dem  Konsument,  Zwischenhändler 
und  Produzent  sämtlich  Juden  sind.  Unsere  Taktik  bei  der 
Ansiedlung  in  Palästiaa  ist  dadurch  vorgezeichnet.  Wir 
müssen  in  der  Nähe  der  Städte  bleiben,  in  denen  schon  jetzt 
eine  zalilreiche  jüdische  Bevölkerung  lebt,  und  mügsen  ver- 
suchen, durch  Gründung  von  Kolonien  bei  den  Städten 
oder  in  der  Nähe  der  Städte  den  städtischen  Juden  ein 
wirtschaftliches  Hinterland  zu  schaffen.  Wir  müssen 
ferner  danach  streben,  daß  die  Kolonien  oder  Kolonien- 
komplexe durcli  gute  Verkehrswege  mit  einander  verbunden 
sind.  Diese  Prinzipien  haben  uns  bei  allen  Landkäufen  der 
letzten  Jahre  zur  Richtschnur  gedient." 

Dieses  Vorgehen  ist  nicht  nur  durch  nationale  Gründe 
veranlaßt,  wie  man  et^va  aus  diesen  Angaben  entnehmen 
könnte,  sondern  auch  durch  wirtschaftliche.  Das  Budget 
aller  jüdischen  Kolonien  ist  durch  gewisse  Ausgaben  — 
Schule,  Arzt,  Apotheker  —  sowie  durch  Schutz-  und  Ver- 
kehrsmaßregeln stark  überlastet;  und  so  ist  es  naturgemäß 
auch  das  Bestreben  der  Organisation,  die  einzelnen  Kolo- 
nien zu  größeren  Komplexen  zu  vereinigen,  und    das    da- 
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zwischenliegende  Land  anfzukaulein.  Je  größer  das  zu- 
sammenl^ängende  Landgebiet  ist,  desto  weniger  wird  der 
Einzelne  durch  diese  Ausgaben  belastet.  —  Wenn  aber  die 
jüdische  Kolonisations-Zentrale  daran  "denkt,  einen  großen 
zusammenhängenden  Koloniekomplex  zu  schaffen,,  so  wird 
ihre  ernsteste  Sorge  das  Schicksal  der  'dazwischen  wohnen- 
den arabischen  Bevölkerung  bilden. 

Ruppin  befürwortet  in  seinem  neuesten  Buche,  wenn 
möglich,  überhaupt  keinen  Kleinb'esitz  zu  kaufen,  sondern 
nur  Großgrundbesitz,  auf  dem  die  bisherigen 
Pächter  zu  verbleiben  haben.  Diese  Pläne 
decken  sich  völlig  mit  unseren  Ausführungen.  Eine  Inten- 
sivierung der  Fellachenwirtschaft,  die  auf  dem  Großgrund- 
besitz verbleibt,  muß  erfolgen. 

Nur  soll  man  nicht  glauben,  daß  'dies  eine  so  einfache 
Sache  sei.  In  unserem  Kolonisationswerk  müssen  große 
Summen  bereitgestellt  werden,  die  einzig  und  allein  diesem 
Ziel  dienen.  Durch  Wanderlehrer  und  ähnliche  Institutionen 
sind  die  FeUachen  über  die  Erntesteigerung  bei  gewissem 
Fruchtwechsel  zu  belehren,  -svie  über  den  Nutzen  künstlichen 
Düngers,  sind  sie  in  Maschinenbenutzu^tig  zu  unterweisen 
usw.  EJs  sind  Anstalten  zu  schaffen,  die,  um  an  ein  euro- 
päisches Beispiel  zur  Illustration  zu  erinnern,  den  gleichen 
Auigabenkreis  wie   die  dänischen  Volkshochschulen    haben. 

—  Die  Fellachen  müssen  vor  jedem  Verkauf  zur  intensiven 
Wirtschaft  erzogen  werden,  sodaß  sie  von  dem  ihnen  übrig- 
bleibenden Lande  leben  können,  und  zugleich  den  Kauf- 
schilling für  das  verkaufte  Land  besitzen. 

Wir  dürfen  uns  jedoch  nicht  damit  begnügen,  bei  un- 
seren L'andkäufen  das  Interesse  der  Fellachen  in  gleicher 
Weise  zu  berücksichtigen  wie  das  unsere.  Wir  müssen  — 
und  an  dieser  Stelle  wird  es  klar,  vde  innig  die  sozialen 
Probleme  in  Palästina    mit    den  nationalen  zusammeniallen 

—  der  feUachischen  Bevölkerung  durch  die  Tat  beweisen, 
daß  'dtiß  jüdische  Kolonisation  keine  Herren-Kolonisation  ist. 
An  diesem  Punkte  hat  die  bisherige  KqIo- 
nisation  vorsagt;  in  den  jüdischen  Kolonien  arbei- 
teten mehr  als  8000  Araber,  d.  h.  die  Zalü  der  Araber  war 
bei    weitem    größer   als    die  Zahl   der  Kolonisten,    die    sich 
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immer  mehr  der  reinen  landwirtschaflliclien  Tätig]ieit  ent- 
fremdeten. 

,In  den  Jahren  vor  dem  Kriege,  in  denen  man  von 
einem  arabischen  Nationalbewußtsein  in  Palästina  noch 
nicht  sprechen  konnte,  hatte  dieser  Tatbesland  im  großen 
und  ganzen  keine  nachteiligen  Folgen  für  die  Beziehungen 
von  Juden  und  Arabern.  Nach  der  Veränderung  der  ge- 
samten politischen  Sachlage  ist  auch  hierin  eine  Wandlung 
eingetreten. 

Im  Bunde  mit  den  arabischen  Großgrundbesitzern 
und  Wucherern  wird  Palästina  von  den  Juden  nicht  aufge- 
baut werden,  nur  im  Bunde  mit  den  Fellachen.  Wenn  aber 
der  Fellache  im  Juden  ebenso  den  Herrn  sehen  wird, 
der  ihn  arbeiten  läßt,  während  er  selbst. vom  Ertrage  der 
Ländereien  lebt,  dann  wird  der  Bauer  zusammen  mit  dem 
arabischen  Großgrundbesitzer,  mit  dem  ihn  nationale  und 
religiöse  Bindungen  einigen,  gegen  den  Juden,  gegen  die  jüdi- 
sche Einwanderung  Front  machen.  Und  daher  muß  schon 
aus  nationalen  Gründen  jede  Kolonisation,  die  auf  Lohn- 
arbeiterschaft aufgebaut  ist,  abgelehnt  werden.  Denn  das 
hat  die  Geschichte  der  iüdischen  Kolonisation  erwiesen,  daß 
bei  der  Billigkeit  des  arabischen  Arbeiters,  die  für  das 
Zeitalter  der  Kolonisation  bestehen  bleiben  wird,  Lohn- 
arbeiterschaft auf  die  Dauer  identisch  ist  mit  arabi- 
scher Lohnarbeiterschaft. 

Die  jüdische  Kolonisation  hat  als  warnendes  Beispiel 
in  Europa  das  Geschick  Westpreußens  und  Posens  vor 
Augen. 

Ein  deutscher  Großgrundbesitz,*)  der    auf  einer   polni« 

sehen  Landarbeiterschaft  aiifgebaut  war;  die  Folge  davon: 

•Eine  Polonisierung  dieser  Provinzen,    die    bei    der    ersten 

großen  pohtischen  Erschütterung  de  iure  bestätigt  wurde. 
« 

Zionistische    Kolonisation    bedeutet    daher    eine 

Kolonisation,  die  von  vornherein  die  Landarbeiterfrage  be- 
seitigt, weil  sie  sie  nicht  aufkommen  läßt ;  sie  kennt  nur  zwei 
Formen    der    Siedlung:    den    selbstwirtschaftenden    Bauern 

»)  Wir  wissen,  daß  es  in  Palästina  einen  Großgrundbesitz  im 
europäischen  Sinnö  nicht  gibt;  aber  für  dieses  Problem  ist  es  irrelevant, 
ob  der  jüdische  Plantagenbesitzer  5  Araber  beschäftigt  oder  100. 
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und  die  Produktiv-Genossenschaft.  Nur  bei  dieser  Koloni- 
sation wird  dem  Fellachen  ;durch  lebendiges  Beispiel  be- 
wiesen, daß  der  Jude  mit  der  Scholle  ebenso  verbunden  ist 
wie  er  selbst.  Und  wenn  auf  die  Dauer  die  furchtbVen 
Vorfälle  in  Jerusalem,  in  Jaffa,  in  den  Kolonien  unmöglich 
gemacht  werden  sollen,  dann  kann  es  nur  dadurch  ge- 
schehen, daß  'der  Bauer  der  Typ  des  jüdischen  Kolonisa- 
tionswerkes wird,  nicht  der  Plantagen-Besitzer. 

•  * 

* 

Juden  und  Araber  würden  sich  im  wirtschaftlichen 
Leben  aufs  beste  ergänzen. 

Von  der  gesamtea  Judenheit  leben  nur  10%  von  der 
Landwirtschaft,  davon  in  den  Getreidekolonien  etwa  3000, 
also  ein  verschwindend  geringer  Prozentsatz.  Die  Juden 
sind  bisher  in  ' ilirer  Getreideversorgung  fast 
durchaus  auf  die  Araber  angewiesen  gewesen.  Man  kann 
als  wahrscheinlich  annehmen,  daß  sich  an  dieser  Tatsache . 
in  den  nächsten  Jahrzehnten  nichts  ändern  wird. 

Da  die  Juden  bestrebt  sind,  die  Einwanderung  in  den 
nächsten  Jahren  auf  alle  Weise  zu  forcieren,  so  werden 
sich  die  neuen  Einw:anderer  —  ganz  abgesehen  von  physi- 
schen Voraussetzungen  —  zum  größten  Teil  nicht  der 
Landwirtschaft  zuwenden  können,  sondern  vor  allem 
städtischen  Berufen.  (Vgl.  auch  II.  Teü,  S.  110  ff.) 

Aber  wenn  wir  auch  einmal  annehmen  woUten,  daß 
der  Getreidebau  sehr  stark  im  Verhältnis  zu  den  anderen 
Kulturen  zunehmen  soUte  —  die  Entwicklung  findet  schon 
darin  eine  Hemmung,  daß,  wie  erwähnt,  fast  die  Hälfte  des 
Bodens  gerade  für  Pflanzungen  geeignet  und  leicht  aus 
Araberhand'  zu  erwerben  ist  —.so  ist  es  doch,  wie  ein  ein- 
faches Rechenexempel  zeigt,  für  absehbare  Zeiten  ausge- 
schlossen, daß  die  jüdischen  Getreidekolonien  die 
städtische  jüdische  Bevölkerung  mif  ernähren  können.  Ija. 
Deutschland  ist  das  Verhältnis  der  landwirtschaftlichen  zur 
Gesamtbevölkerung  ungefähr  wie  1  zu  4.  Und,  obwohl  die 
Landmrtschaft  in  Deutschland  auf  einer  docn  ungemcbi 
höheren  Stufe  steht,  wie  die  in  Palästina,  ist  es  —  der  Krieg 
hat  dies  allzu  deutlich  gezeigt  —  der  landwirtschaftlichen 
Bevölkerung  kaum  möglich  gewesen,  die  städtische  zu  er- 
halten.    In    Palästina,      dessen     landwiiischaftiiche    Kultur 


augenblicklich  einen  Vergleich  mit  der  deutschen  gar  nicht 
wagen  darf,  ist  aber  das  Verhältnis  der  landwirtschaftlich  täti- 
gen jüdischen  zur  städtischen  Bevölkerung  wie  1  zu  10,,  wenn 
wir  allein  die  Getreidekolonien  berücksichtigen  wie  1  zu  25, 
und  es  bedarf  jedenfalls  langer  Zeiträume,  um  dieses  Ver- 
hältnis wesentlich  zu  ändern.  Damit  ist  unsere  Behauptung 
erwiesen,  daß  die  jüdische  BevölkeruÄg  Palästinas,  wie 
sich  auch  immer  die  Verhältnisse  gestalten,  auf  Zufuhr  von 
Lebensmitteln  von  den  Fellachen  angewiesen  ist.^)  Dazu 
kommt  folgendes:  Wir  sprachen  bereits  von  den  industriel- 
len Entwicklungsmöglichkeiten  des  Landes  und  betonten, 
daß  für  die  palästinensische  Industrie  eine  kaufkräftige 
einheimische  Bevölkerung  von  größter  Wichtigkeit  ist.  Es 
ist  also  das  ureigenste  Interesse  der  Juden,  die  ein- 
heimische Wirtschaft  weiterzubringen  und  somit  ihre  eigenen 
industriellen  Möglichkeiten  zur  Wirklichkeit  zu  machen. 

Für  das  Gedeihen  der  palästinensischen  Wirtschaft  ist 
es  unbedingt  notAvendig,  daß  sie  sich  einen  starken  Absatz 
im  eigenen  Lande  schafft,  sodaß  zumindest  ein  Teil  der 
industriell  tätigen  jüdischen  Bevölkerung  nicht  in  den  not- 
wendigsten Bedürfnissen -wie  beispielsweise  die  ägyptische 
—  vom  Weltmarkt  abhängig  bleibt,  sondern  nur  in  schien 
„Komfort"-,  d.  h.  den  Bedürfnissen  geringeren  „Grenz- 
nutzens", die  wenigstens  zeitweilig  ve-rnachlässigt  werden 
können. 

Fassen  wir  unsere  Ausführungen  über  die  Einwirkun- 
gen der  Juden  zusammen: 

Wir  glauben  nachgewiesen  zu  haben,  daß  nach  dem 
Kriege  eine  große  jüdische  Einwanderung  erfolgen, 
somit  die  Zahl  der  Juden  bei  ihrem  großen  Geburten- 
überschuß stark  zunehmen  wii'd ;  daß  ferner  bedeutende 
Kapitalien  ins  Land  strömen  werden,  und  durch  die  ausge- 
zeichneten jüdischen  hygienischen  Maßnahmen  auch  bei  der 
einheimischen  Bevölkerung  ein  gesunder  Bevöllcerungsfort- 
t)  Wir  können  darin  keinen  Nachteil  sehen;  so  berechtigt  es  ist, 
die  Juden  zur  Landwirtschaft  und  Bodenkultur  zurückzuführen  und  den 
landwirtschafUichcn  Beruf  als  Fundament  der  Judenhelt  in  Palästina 
zu  betrachten,  so  verfehlt  und  überspitzt  erscheint  uns  das  Verlangen, 
die  Kolonien  müßten  im  Stande  sein,  die  Versorgung  aller  Juden 
Palästinas  zu  übernehmen. 
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schritt  einsetzen  wird.  So  sind  für  Palästina  die  ersten  Vor- 
aussetzungen für  eine  Intensivierung  der  Wirtschaft  :i  Er- 
höhung der  Menschenzalil  und  des  Kapitals  —  weit  günsti- 
ger als  in  irgend  einem  anderen  Teile  des  Orients.  Da  fer- 
ner beide  Bevölkerungsteile  an  einer  Intensivierung  des 
Bodens  aufs  stärkste  interessiert  sind,  die  Juden  ein  in- 
dustriehegabtes  Volk  kat.  exochen  und  Palästina  das  ein- 
zige Land  ist,  in  dem  die  .Träger  des  europäischen  Gedan- 
kens selbst  in  großer  Zahl  ihr  Leben  zu  verbringen 
gedenken,  so  dürfte  sich  die  Umwälzung  der  einheimischen 
Wirtschaft  weit  durchdringender,  ihr  Tempo  weit  schneller 
gestalten  als  in  irgend  einem  anderen  Bestandteile  des 
Orients. 

So  wird  Palästina  vielleicht  das  erste  Land  sein,    das 
die  Behauptung  von   der  Wirtschaftsfeindlichkeit  des  Islams 
ad  absurdum    führt.    Jedoch    glauben  wir    nicht,    daß    Pa- 
lästinas Bestimmung    damit    erschöpft  ist,   durch  Aufnahme 
europäischer  Wirtschaftstendenzen    sich    den  ihm  gebühren- 
den Platz  in  der  Weltwirtschaft  zu  erkämpfen.  Wir  glauben, 
daß  —  auch  unter  der  führenden  Mitwirkung  von    Juden, 
—  neue   Wirtschaftsformen   in    dem    jetzt    so    unbeachteten 
Lande    entstehen    werden.    Sobald    die  Völker  auf  ein    be- 
stimmtes wirtschaftliches    Niveau    gelangt   sind,    wird    ihre 
Lage    gekennzeichnet    durch    den    Kampf    zwischen  Kapital 
und  Arbeit,   der  bisher  an  keiner  Stelle  der  Welt  zu  einer  be- 
friedigenden Lösung  geführt  hat.  Auch  in  Palästin^a    ist   er 
bereits  entbrannt,  und  an  keiner  SteUe  der  Welt  wird  er  — 
wenn  er  unabwendbar  ist  —  mit  größerer  Inbrunst  geführt 
werden  als  im  heüigen  Lande.  Denn  Juden    werden'    gegen 
Juden  kämpfen.  Und  in  keinem  Volk  der  Welt  ist  der  Selb- 
ständigkeitsdrang jedes  Einzelnen  so  stark  ausgepräglj  wie 
im  jüdischen.  Man  gehe  durch  die  Ghetti.  Osteuropas,  Lon- 
dons, Amerikas,    man    wird    keinen  Juden    finden,    dessen 
Leben  nicht  dem  Ziel  gewidmet  wäre,  sich  mrtschaftUch  un- 
abhängig zu  machen. 

Der  Jude,  der  keine  Klassenunterschiede  kennt,  ver- 
mag sich  nicht  in  den  Gedanken  einzuleben,  daß  er  sein 
ganzes  Leben  in  Abhängigkeit  verbringen  soH,  und  glaubt 
er  dieses  Ziel   nicht    erreichen    zu    können,    so    ist    es    sein 
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ernstestes  Bemülien,  "dem  er  den  Rest  seines  Lebens  widmet, 
seinen  Kindern  eine  sozial  höhere  Stufe  zu  verschaffen, 
sie  selbständig  zu  machen.  Daher  die  überaus  zahlreichen 
Kleingewerbetreibenden  unter  den  Juden,  daher  aber  auch 
die  verhältnismäßig  starke  Verbreitung  des  Marxismus 
imter  dem  iüdisehen  Proletariat.  Wer  als  Einzelner  nicht 
selbständig  werden  kann,  der  erstrebt  dies  als  Mitglied  der 
Klasse,  die  einmal  die  Verwaltung  der  Produktionsmittel 
übernimmt. 

Das  jüdische  Volk  hat  niemals  KlassenunterscHiede  ge- 
kannt; es  ist  ein  geistiges  Volk,  kannte  und  kennt  keinen 
arideren  Adel  ah  den  geistigen.  Dieses  Bewußtsein,  daß 
es  nur  die  Anlage  ist,  die  über  das  Schicksal  entscheidet, 
ist  mit  der  jüdischen  Seele  tief  verwarzelt  und  so  ilir  Selb- 
ständigkeitsdrang unausrottbar.  Diesem  Unabhängigkeits- 
gefühl  gut  es  beim  Neuaufbau  des  jüdischen  Palästina 
Rechnung  zu  tragen,  und  so  heißt  es,  Formen  zu  schaffen, 
die  eine  Synthese  bilden,  zwischen  dem  Drang  nach  Selb- 
ständigkeit und  der  Einordnung  in  eine  große  Gemeinschaft. 
Von  der  Schaffung  dieser  Formen  Avird  es  abhängig  sein, 
ob  Palästina  einmal  der  Mittelpunkt  der  Juden  der  "Welt 
sein  wird,  ob  nicht.  Sie  werden  entscheiden,  ob  die  iüdi- 
sche  Siedlung  lebensfähig  ist,  zugleich  aber  auch,  ob  sie 
fähig  ist,  Werte  zu  schaffen,  die  über  die  Grenzen  Palästinas 
hinaus  von  Bedeutung  sind. 

Die  Juden  stehen  geistig  zwischen  Abendland  und 
Morgenland,  sie  sind  berufen,  auch  wirtschafthch  die  Mittler 
zwischen  europäischer  und  orientalischer  Wirtschaft  zu  sein 
und  neue  Wirtschaftsformen  dem  Lande  zu  bereiten,  das 
einst  ihre  Heimat  war,  und  dem  noch  heute  die  Sehnsucht 
ihrer  Besten  gehört. 


II.  Teil. 

Bedanken  zum  sozialen  Hufbau. 


Kapitel  7. 

Einleitung. 

Die  folgenden  Ausführungen  sind:  Gedanken  zum 
sozialen  Aufbau  in  Palästina  überschrieben,  d.  h.  es  soll 
keine  Systematik  des  gesamten  sozialen  Aufbaus  gegeben 
werden,  es  sollen  allein  von  sozialistischen  Gesichtspunkten 
aus  Fragen,  die  mir  für  den  Aufbau  am  wesentlichsten 
scheinen,  in  iÜrer  Problematik  dargestellt  werden.  Be- 
stimmend war  der  Gedanke,  daß  keine  Arbeit  über  die  pa- 
lästinensische Frage  unter  diesem  Gesichtspunkte  in  deut- 
scher Sprache  existiert,  daß  die  Diskussionen  im  allge- 
meinen nicht  über  Proklamierung,  bezw.  Verwerfung  von 
Thesen  herausgekommen  sind,  daß  ein  gerade  zu  Beginn 
unseres  Kolonisationswerkes  so  notwendiges  Programm, 
das  bis  zu  einer  Behandlung  der. ,  Realitäten  vordringt, 
fehlt.  Es  ist  unschwer  zu  erklären,  warum  ein  derartiges 
Programm  vor  der  Hand  nicht  da  ist:  die  Aussichten,  den 
Zionismus  in  großem  Umfange  praktisch  zu  verwirklichen, 
waren  vor  dem  Kriege  nicht  wahrscheinlich  und  erst  die 
Veränderungen  im  Laufe  des  Krieges  haben  aus  den  zio- 
nistischen Hoffnungen  Realitäten  gemacht.  So  ist  der  Zio- 
nismus vor  Aufgaben  gestellt  worden  in  einem  Umfange, 
der  nie  erw:artet  wurde,  und  beginnt  erst  in  letzter  Zeit, 
sich  die  theoretischen  Fundamente  für  diese  Aufgaben  zu 
zimmern.  Aus  diesem  Grunde  ist  es  auch  nicht  verwunder- 
lich, daß  bei  Männern,  die  jahrzehntelang  im  Zioinismus 
arbeiten,  die  Zahlen  über  die  Aufnahmefähigkeit  Palästinas 
in  den  nächsten  Jahren  bedeutend  schwanken.  Gelten 
diese  Schwierigkeiten  für  den  gesamten  Komplex  der  zio- 
nistischen  und  palästinensischen  Probleme,  so  im  ver- 
stärkten Umfange  für  alle  die  Fragen,  die  sich  mit  einem 
neuen  sozialen  Aufbau  beschäftigen.  Denn  hier  tritt,  abge- 
sehen von  der  Ueberstürztheit  der  zionistischen  Entwicklung 
in  den  letzten  Jahren,  noch  der  Umstand  liinzu,  daß  wir 
uns  augenbhckHch  in  der  ganzen  Welt  in  einer  Epoche  so- 
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zialer  Neugestaltung  befinden  und  dalier  auch  in  den  Län- 
dern, deren  Wirtschaftsleben  bereits  in  gewissen  Punkten 
stabil  ist,  ein  festumrissenes  soziales  Programm  fehlt. 

Wir  hoffen  im  folgeaden  eine  Basis  für  eine  fi-uchtbare 
systematische  ^  Weiterverarbeitung  und  Vertiefung  der 
Probleme  geben  zu  können. 

Es  ist  völlig  unrichtig,  wenn  in  manchen  zionistischen 
Kreisen  geglaubt  wird,  daß  wir  für  den  sozialen  AufDau 
in  Palästina  keinerlei  parallele  Erscheinungen  haben.  Wir 
haben  sie  zwar  nicht  für  den  gesamten  Kreis  der  Aufgaben, 
aber  im  einzelnen  gibt  es  kaum  ein  Gebiet,  auf  dem  nicht 
Vorbildliches  oder  durchaus  Beherzigenswertes,  auch  in 
den  europäischen  Ländern,  geschaffen  wurde. 

Naturgemäß  werden  wir  die  Erfahrungen,  die  dort 
gesammelt  worden  sind,  nicht  schematisch  auf  die  ganz 
eigenartigen  Bedingungen  Palästinas  und  der  Juden  über- 
tragen können,  und  ich  werde  bei  den  einzelnen  Punkten 
auf  diese  besondere  Problematik  hinweisen  und  die  Auf- 
gaben, die  sie  uns  stellt.  Trotzdessen  sollten  gerade  die- 
jenigen, für  die  der  soziale  Aufbau  Palästinas  etwas  an- 
deres bedeutet  als  eine  These  für  eine  Volksversammlung, 
sich  intensiv  mit  dem  wirtschaftlichen  Leben  der  europäi- 
schen Länder  beschäftigen,  und,  wenn  dies  keinen  anderen 
Nutzen  hat  —  was  ich  ganz  energisch  bestreite  — ,  so  sicher 
denjenigen,  daß  wir  gewisse  Dinge  zu  vermeiden  haben, 
um  die  Konsequenzen,  die  sich  in  Buropa  mit  Notwendig- 
keit ergaben,  nicht  auf  palästinensische  Verhältnisse  zu 
übertragen. 

Unsere  Forderungen  hinsichtlich  des  sozialen  Aufbaus 
Palästinas  sind  an  sich  imabhängig  von  der  politischen 
Konstellation,  unabhängig,  ob  dereinst  ein  jüdischer  Staat 
erstehen  wird  oder  nicht.  Unsere  Forderungen  entspringen 
der  Idee,  die  in  uns  lebt,  wenn  wir  von  Erez-Israel  spre- 
chen, und  diese  Idee  ist  eine  absolute. 

Es  hieße  sie  diskreditieren,  wenn  man  sie  in  Ein- 
klang (Ein-Klang !)  mit  anderen  Kräften  zu  bringen 
suchte.  Zur  Klärung  der  realen  Sachlage  wollen  wir  je- 
doch auf  einen  Punkt  besonders  lünweisen.  Es  wird  häufig 
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betont,  daß  England  es  niemals  zulassen  würde,  daß  in 
Palästina  die  Wirtschaft  von  sozialistischen  Gesichtspunkten 
bestimmt  würde.  Diese  Ansicht  ist  unrichtig.  In  anderem 
ZusammenKange*)  bin  ich  bei  einer  Binzellrage  besonders 
darauf  eingegangen.  Hier  sei  nur  erwähnt,  daß  England 
sich  im  allgemeinen  grundsätzlich  nicht  um  die  innere  Ge- 
staltung der  Länder,  die  in  einem  AbhängiglreitsverHältnis 
zu  ihm  stehen,  kümmert.  Vor  allem  war  es  niemaM im  Sinne 
der  englischen  Politur,  für  verschiedene  L'änder  ein  Schema 
als  allgemeingültig  anzusehen.  Man  betrachte  beispielsweise 
die  VersohiedenKeit  der  Wirtsohaftsstruktur  von  A'egypten, 
Indien,   Südafrika  und  Kanada. 

Insbesondere  ist  aus  England  l^ein  Widerspruch  laut 
geworden,  als  in  Australien  die  Arbeiterpartei  ans  Ruder 
tarn  (und  von  ihr  auf  wirtschaftlichem  Gebiet  tiefgreifende 
Aenderungen  vorgenommen  wurden.  Daher  sind  von  Eng- 
land kaum  Widerstände  gegenüber  Tendenzen,  'die  einen 
waKrHaft  sozialen  Aufbau  Palästinas  durchzuführen  be- 
strebt sind,  zu  erwarten. 

Tm  ersten  Teil  dieser  Arbeit  ist  auf  das  Verhältnis 
zwischen  Juden  und  Arabern  schon  von  verschiedenen  Ge- 
siohtspunften  aus  eingegangen  worden  und  auch  in  man- 
chen späteren  Kapiteln  werden  wir  uns  bei  den  einzelnen 
Fragen  eingehend  mit  den  Arabern  zu  beschäftigen  Haben 
(siehe  S.  163  ff.,  S.  198  f.).  Hier  soll  nur  prinzipiell  einiges 
zu  'diesem  Problem  bemerkt  werden. 

Der  Verfasser  ist  sich  der  UnvoUständigkeit  seiner 
Ausführungen  völlig  bewußt.  Es  handelt  sich  ja  um  Tat- 
bestände, die  erst  eine  jahrzehntelange  Itolonisation  zur 
Klärung  fuhren  Kann. 

Paläsöna  wird  ein  Cand  sein,  in  dem  zwei  Nationen 
leben,  von  denen  die  eine  erst  im  Entstehen  begriffen'  ist, 
während  die  andere  das  ganze  Uan'd  um  PalSstinai  be- 
wohnt, so  'daß  auch  bei  einer  jüdischen  Maiorität  in  Pa- 
lästina dieses  nur  eine  Enklave  in  dem  gesamtefl  arabischen 
Reich  bilden  wird.  Die  Frage  'der  sogenannten  nationalen 
Autonomie,  die  in  diesem  Buche,  das  sich  Keine  politischen 

"~       0  Siehe  Kapitel  8,  S.  156. 
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Aufgaben  stellt,  natürlich  nicht,  wie  es  ihrer  Notwendigkeit 
entspräche,  behandelt  werden  kann,  eine  Frage,  die  an 
keiner  Stelle  Europas  bisher  zu  einer  befriedigenden  Lö- 
sung geführt  hat,  steht  daher  zu  Beginn  des  jüdische a  Ko- 
lonisationswerkes.  Und  wie  hier  Lösungen  gefunden  wer- 
dein müssen,  so  auch  hinsichtlich  des  sozialen  Aufbaus. 
Ich  habe  bereits  betont,  daß  die  Idee  des  sozialen  Auf- 
baus an  sich  unabhängig  ist  von  der  politischen  Konstella- 
tion, so  auch"  unabhängig  von  der  nichtjüdischen  Bevölke- 
rung. Nichtsdestoweniger  kann  für  die  VerA^drklichung  in 
nächster  Zeit  das  Verhältnis  von  Juden  und  Arabern  sehr 
bedeutsam  sein. 

So  ist  z.  B.  die  jüdische  Landarbeitevfrage  untrennbar 
verknüpft  mit  der  Intensivierung  der  arabischen  einheimi- 
schen Landwirtschaft,  die  es  'dem  FeUach'en  ermöglicht, 
nicht  mehr  auf  fremdem  Boden  arbeiten  zu  müssen.  So 
sin'd  viele  Forderungen  in  absehbarer  Zeit  nur  für  die 
Juden  durcliführbar,  nicht  für  die  gesamte  Bevölkerung, 
z.  B.  'die  Nationalisierung  des  Bo-dens.  Der  soziale  Aufbau 
Palästinas  wird  daher  durch"  die  starte  nichtjüdische  Be- 
völkerung ganz  außerordentlich"  kompliziert. 

Die  jüdische  Arbeiterschaft  wird  als  eine  ihrer  wesent- 
Hch'sten  Aufgaben  die  Organisierung  'der  Fellachen  und  ^e 
Erhöhung  ihres  Standard  of  Hfe  vor  sich  sehen. 

Nach  unseren  Ausführungen  über  den  Stand  der  ara- 
bischen WirtscHaft  braucht  nicht  besonders  betont  zu  wer- 
den, welche  Schwierigkeiten  Versuche  in  dieser  Richtung 
zu  übermüden  haben  werden.  Doch  sind  sie  notwen- 
dig, da  der  soziale  Aufbau  in  Palästma  mit  der  Weiterent- 
wicklung der  Araber  untrennbar  verknüpft  ist. 


Im  ersten  Teil  dieses  Buches  sind  wir  rein  beschreibend 
auf  die  Kapitalien  eingegangen,  die  dem  jüdischen  Koloni- 
sationswerk zur  Verfügung  stehen  werden.  Hier  wollen  wir 
uns  prinzipiell  mit  'der  Frage  auseinandersetzen,  ob  die 
Aufbringung  der  großen  Kapitaliein,  die  uns  notwen- 
dig erscheinen,  den  sozialen  Aufbau  auf  die  Dauer 
stark  beeinträchtigen  kann.   Zunächst  muß    betont   werden, 
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daß  die  großen  Mittel,  die  der  Wiederaufbau  Palästinas  er- 
"  fordert,  durch  sogenanntes  Nationalkapital,  etwa  auf  dem 
Wege  eirier  Volksanleilie,  nicht  beschafft  werden  kömien. 
Auch  in  sozialistischen  Kreisen  ist  man  völlig  davon  über- 
zeugt, so  schreibt  z,  B.  Kaplansky,  einer  der  Führer  der  ' 
Poale-Zion  :^) 

„Es   unterliegt    keinem  Zweifel,    daß  bei  der  Entwick- 
lung von  Landwii'tächait,    Handel    und   Industrie    das    ge- 
winnsuchende  Anlagekapital  unentbehrhch    ist.    Vor    allem 
ist  ein  gesunder  Aufschwung    aUer  Zweige    der  Volkswirt- 
schaft nicht  möglich,    ohne    ihren  Lebensnerv,    den    Kredit. 
Ebenso     erfordern    Industrie     und     Agrarunternehmungen 
aller  Art  beträchtliche   Investitionen.  Beide    sind    auf    dem 
Geldmarkt  erhältlich.    Man    darf  wolü  ohne    Uebertreibung 
sagen,  daß  für  Handels-,  Industrie-  und  Agrar-Kredite,  13e- 
und  Bntwässerungswerke,  elektrische  Kraftanlagen,   für  den 
Bau    von  Straßen,    Bahn    und  Häfen,    für  die  Versorgung 
der  aufblülienden  Städte  mit  Wasser,  Licht  und    Telephon 
usw.  Milliarden    erforderlich    sind.    Aber    diese  Milliarden 
können    durch    die  Mobilisierung    von  Unternehmerkapital, 
das  derartige  Anlagen  sucht,  beschafft  werden.  Industrielle 
Verkehrs-    und    Bauunternehmungen     sind     eine    lohnende 
Kapitalinvestition.   Zu  ihrer  Durcliführung    kann    man   An- 
leilien     aufbringen,    Aktiengesellschaften,    Syndikate,  Bank- 
Konzerne  werden  entstehen,    die    die  nötigen  großen  Kapi- 
talien auf  geschäftlicher  Groindlage  liefern  werden.  Die  Ko- 
lonialbank,   oder    nötigenfalls    eine  neue  Chartergesellsohaft 
kann     die     Aufgabe     der      Mutterinstitution      aller      dieser 
Unternehmungen    übernehmen.    Für   derartige   Investitionen 
Spendenkapital    zu    sammeln,    wäre    unnötige  Kraftvergeu- 
dung und  ein  Irrtum.  Denn  bei  der  größten  OpferwiUigkeit 
unserer  Massen  kann  man  auf  dem  Wege  freiwilliger  Spen- 
den die  gewaltigen  erforderlichen  Summen  nicht  aufbringen. 
Andererseits  würden  wir  dui-ch  dergleichen   Spendensamm- 
lungen die  finanzielle  Beteiligung  gerade  der  kapitalskräfti- 
gen Elemente  an  dem  Aufbau    Palästinas    vernündern.    Es 
ist    ja    einleuchtend,     daß    a    fond    perdu,    d.    h.    für    eine 
Kapitalanlage,   die  nicht  getilgt    wird,    noch    dem    Spender 

»)  Erez  Israel,  3.  Heft,  S.  75. 
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Zinsen  bringt,  sogar  die  idealsten  Menschen  einen  relativ- 
kleinen  Teil  ihres  Vermögens  hergeben,  jedenlalls  viel  we- 
niger als  sie  für  Unternehmungen  oder  Institutionea  geben 
würden,  die  ihnen  ^  bestimmten  Gewinn  von  ihrem  Kapital 
sichern.  Hieraus  ergibt  sich,  daß  für  Siedlungsarbeiten,  die 
eine  reelle,  gesicherte  Kapitalanlage  darstellen,  nicht  ge- 
meinnütziges Spendenkapital,  sondern  privates  Anlage- 
kapital nötig  ist." 

Das  nationale  Kapital  wird  vielleicht  zum  Kauf  des 
Bodens  und  zu  gew:issen  öffentlichen  Arbeiten  ausreichen, 
keinesfalls  jedoch  zur  Begründung  aller  der  Industrien, 
von  denen  wir  im  ersten  Teile  gesprochen  haben. 
Hierzu  brauchen  Avir  unbedingt  privates  Kapital,  das 
auf  eine  entsprechende  Verzinsung  rechnen  muß.  Der,  so- 
ziale Aufbau  Palästinas  scheint  uns  dadurch  in  keiner 
Weise  gefähi'det  zu  sein.  Um  Wiederholungen  zu  vermeiden, 
verweisen  wir  auf  unsere  Ausführungen  im  8.  Kapitel, 
S.  168  ff.,  dort  ist  der  Nachweis  erbracht,  daß.  das  Ober- 
eigentum  an  Grund  und  Boden  von  einschneidender  Be- 
deutung auch  für  die  Gestaltung  der  industriellen  Arbeiter- 
verhältnisse ist 

Wir  sprachen  am  Ende  des  ersten  Abschnitts  davon, 
daß  es  gälte,  in  Palästina  eine  Wirtschaftsform  zu  schaffen, 
die  eine  Synthese  bildet  zwischen  dem  gerade  bei  Juden 
außerordentlich  stark  ausgebüdeten  Selbständigkeitsdi'ang 
und  der  Einordnung  in  eine  große  Gemeinschaft.  Wir  wollen 
dies  jetzt  an  dem  konkreten  .Tatbestände  zu  beleuchten 
suchen.  Die  Juden  in  den  Diasporaländern  büden  —  dies 
gilt  sowohl  vom  West^a  >vie  vom  Osten  —  keinen  in  sich 
geschlossenen  organischen  Wii'tschaftskörper,  in  dem  alle 
Funktionen  von  Juden  erfüllt  werden,  sondern  sie  sind 
diu-chaus  angewiesen,  eingestellt,  verwebt  in  das  nichtjüdi- 
sche  Wirtschaftsleben  und  weisen  daher  eine  Beruisvertei- 
lung  auf,  die  für  sich  allein  betrachtet,  völlig  anormal  und 
nur  dadurch  zu  erklären  ist,  wenn  man  sich  die  Funküon 
der  Juden  als  „Sauerteig"  unter  den  Völkern,  wie  man 
es  scherzhaft,  doch  treffend  genannt  hat,  vergegen- 
wärtigt. 
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,    So  waren  beispielsweise  tätig  :^) 
In    Rußland: 
von  100  Russen 

öffentl.  Dienst  und  freie  Berufe 

Dienstboten,  Rentenempfänger,  Gefangene 

Landwirtschaft 

Industrie 

5.  Verkehr 

6.  Handel 

7.  Sonstige  Berufe .  .  . 


prozentualiter 
.   .   .  413 

.   .   .  6-71 

.   .   .         71-67 
.   .   .         11-44 
....  203 

.   .   .  304 

.   .   .  0-98 

10000 

von  100  Juden                                 in  abs.  Zahl  prozentualiter 

1.  öffentl.  Dienst  und  freie  Berufe 318.975  630 

2.  Dienstboten,  Rentenempfänger,  Gefangene  .    537.299  10  61 

3.  Landwirtschaft 192.721  3-81 

4.  Industrie 1,753.603  34-63 

5.  Verkehr 201.308  398 

6.  Handel 1,956.312  3864 

7.  Sonstige  Berufe 102.938 2-03 


5,063.156 


10000 


In 

Österreich: 

Christen 

Juden 

Von  je  1000  Be- 
rufszugehörige 
dieser  Berufs- 
klasse sind 

Von  je  1000 

Es  alnd  Berufszugehörige  zu 

Chr.  1  Jud. 

sind  dc- 

Chr.   )  Juden 

Land-i"  u.  Forstwirtschaft . 

Industrie . 

Handel  u.  Verkehr   .   .  . 
Öffentl.  Dienst  u.  fr.  Berufe 

13,568.793 
6,649.714 
2,067.762 
2,630.884 

139.810 
351.212 
535.247 
198.442 

990 
950 
794 
929 

10 

50 

205 

70 

544 

268 

83 

105 

114 

287 
437 
162 

im  ganzen  .   .   . 

24,917.153 

1,224.711 

1000 

1000 

In    Deutschland    im    Jahre    1907 : 

von  100  Deutschen : 

A.  Landwirtschaft 177 Millionen  -=  2865  o^ 

B.  Industrie 264        „         -=  4275  »/o 

C.  Handel  und  Verkehr 83       ,         =-  13*41  »/o 

D.  Häusliche  Dienste  und  Lohnarbeit 

wechselnder  Art 792.000  -=:    1-28  o/o 

E.  Öffentl.  Dienst  u.  freie  Berufe     ...    34        „  =    553 o/o 

F.  Als  beruflose  Selbständige 5'2       „         --    8-38  o/o 

1)  Die  statistischen  Angaben  auf  dieser  und  den  folgenden  Selten 
sind,  wenn  nicht  besonders  angemerkt,  den  Veröffentlichungen  des 
Büros  für  Demographie  und  Statistik  der  Juden  entnommen. 
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von  100  Juden: 

A.  Landwirtschaft 3.746  =    1-30  o/o 

B.  Industrie 62.995  =  21-87  o/o 

C.  Handel  und  Verkehr 145.606  =  5056  o/o 

D.  Häusliche  Dienstboten 1,350  =    0-46  o/o 

E.  öffentl.  Dienst  u.  freie  Berufe  .  .   .  18.848=    654 «/o 

F.  ßeruflose  Selbstständige 55.417  ^  1924  % 

Mit   anderen  Worten:    gewisse    Berufe    sind    bei    den 
Juden  für  sieh  betrachtet,  stark  überbesetzt,  andere,  beson- 
ders die  Landwirtschaft  und  gewisse  gewerbliche  Betriebs- 
zweige nur  sehr  gering  vertreten.  Es  ist  nun  nicht  notwen- 
dig, in  Palästina    eine  Wirtschaftsform  zu  schaffen,    in    der 
alle  Funktionen  von  Juden    ausgefüllt  werden,    eine    Wirt- 
schaftsform,   die  in  den  notwendigsten  Bedürfnissen  autar- 
kisch  ist.   Schon  bei  unseren  Ausführungen    über    das  Ver- 
hältnis der  Juden    zu    den  Arabern    haben  wir    dargelegt, 
daß    uns    die    Forderung     nach    einer    sich    selbst   versor- 
genden    jüdischen     Wirtschaft      überspitzt     erscheint,    und 
darauf  hingewiesen,    daß    die  jüdischen  landwirtschaftlichen 
Kolonien    sich    immer    mehr  intensiveren  Kulturen,    beson- 
ders den  Pflanzungen,   zuwenden  werden.   Nichtsdestoweni- 
ger wird  Palästina  das  einzige  Land  "der  Welt  sein,  in  dem 
die  Juden  vielleicht  bald   die  Majorität,  und  wenn  dies  nicht, 
zum  mindesten  einen  starken  prozentualen  Bestandteil    der 
Bevölkerung  ausmachen  werden  und  eine  der    größten  Auf- 
gaben, die  dem  Zionismus  gestellt  sind,  ist  diese,  eine  Um- 
schichtung der  Berufe   durchzuführen,   die    einen    gesunden 
Volksaufbau  ermöghcht.  Es  ist  von  manchen  Seiten    gefor- 
dert worden,  die  Juden  Palästinas    sollten   zu  50  %    haupt- 
beruflich in  der  Landwirtschaft  tätig  sein.  Diese  Forderung 
erscheint  mir  ebenso    utopisch  wie  unbegründet.    Utopisch, 
wenn  man    sich  die  bisherige  Berufszusammensetzung    der 
Juden  vergegenwärtigt,    unbegründet,   weü    selbst    in   Län- 
dern,   die    ihren     eigenen    Bedarf     an    Lebensmitteln    zum 
größten    Teüe    selbst    decken    wie    Deutschland,    1907    nui- 
28.65  %  in  der  Landwirtschaft  tätig  waren. 

Da    jedoch    von  einem  so  ausgezeichneten  Sachkenner 
wie  Ruppin  diese  Forderung  ausdrücklich  begründet    wor- 
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den.  ist,  so  müssen  wir  besonders  daraui  eingehen.  Ruppin 
schreibt  ■}) 

^TSTacK    ihrer    jetzigen  beruflichen  Schichtung,    wonach 
die  Mehrzahl    aller  jüdischen  Erwerbstätigen  Händler  sind, 
könneii  die  Judert  nie  geschlossen  unter  sich,  sondern  nur 
zerstreut    als    kleine  Minderheit    unter  einer    erdrückenden 
Mehrheil  von  Nichtjuden  leben,  'denti  jeder  Händler  braucht 
neben  sich  eine  viel  größere  Zahl  von  Personen,  die    nicht 
Händler,  sondern  Produzenten  sind,  deren  Ackerbau-    und 
Tndustrieprodukte  er  vertreiben  und  deren  Bedürfnisse  als 
KohsumerÄen  er  befriedigen    kann.    Nun    bietet    zwar    der 
internationale    Zwischenhandel    die    Möglichkeit,    auch    'die 
Produkte  ferner  L'änder,  nicht  nur  die  des  eigenen  Daindes. 
zu  vertreiben.    'Aber   selbst  wenn  man  'davon*  absieht,    daß 
Palästina    bisher    am    internationalen   Zwischenhandel    gar 
nicht    teilnimmt    und    seine    Eignung    d^'afür    infolge    seiner 
Uage  abseits  von  den  bisherigen  "Weltverkehrsstraßen  auch 
in  Zukunft  fraglich   bleibt,    so  muß  berücksichtigt    werdf.'n, 
daB   sogar  bei  'den  am  internationalen  Hanidel  meistbeteiligten 
Völkern,    den    Holländern     und    Engländern,    nur    T8.2  °/o, 
bezw.  25.9%  aller  Erwerbstätigen  im  Handel    un'd  Verkehr 
beschäftigt  sind'.   In  Deutschland  beträgt  dieser  Prozentsatz 
nur  12.4,  in  Oesterreich  8.8,  in  Italien  7.'4.  Man  kann  d'es- 
Iialb  mit  Grund    sagen,    daß    in    einem  jüdischen    Gfemein- 
wesen,    das    eine    gesunde    ökonomische  Grundlage    haben 
soll,    nicht    mehr    als    höchstens  10  %  aller  Erwerbstätigen 
dem  Handelsstande  angehören  dürfen.  "Rechnet  man  weiter, 
daß    die     kleineren     Beruf sgruppen""  (Dienstboten,     Beamte, 
A'erzte,  L'ehrer  usw.),  die  in  Deutschland  '12.'4%,  in  Frank- 
reich ii'.3%,  in  Oesterreich  10%,  in  Italien  8.7%  aller  Er- 
werbstätigen ausmachen,  in  dem  zukünftigen  jüdischen  Ge- 
meinwesen   auch    et^va    10°^    betragen    werden,    so    ergibt 
sich,  daß  80%  der  Ei'werbstätigen  in  den  übrigen    beiden 
größeren  Berufskategorien,  nämlich  in  Candwirtschaft    und 
Industrie" (Großindustrie    und    Handwerk)''beschäftigt    sein 
müssen.    Hiervon  muß  der  größere   Teil  auf  die  UandNvirt- 
schaft  entfallen.    Denn  wenn    auch  bei  der  Besiedlung    Pa- 
lästinas von  vornherein  auf  die  Einführung    von    Industrie 


>)  Der  Aufbau  des  Landes  Israel,  S.  94  . 
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mit  allem  Nachdruck  hingewirkt  werden  muß,  so  lehrt  doch 
die  Erfahrung  aller  Länder,  die  im  19.  Jahrhundert  den 
Prozeß  der  Industrialisierung  durchgemacht  haben,  daß 
die  Einbürgerung  von  Industrie  in  einem  rein  agrikolen 
Lande,  wie  es  Palästina  ist,  nur  schrittweise  vor  sich 
gehen  kann  und  von  Fehlschlägen  und  Jlückschlägea  nicht 
verschont  bleibt.  Der  Anteil  von  Landwirtschaft  einerseits, 
Industrie  andererseits  an  der  Zahl  aller  Erwerbstätigen  ist : 

Landwirtschaft       Industrie 

in  Ungarn 697  o/o  13-6  o/o 

in  Österreich 569 o/o  243  o/o 

in  Italien 59  4  «/o  24-5  o/o 

in  Frankreich 427  o/o  317  o/o 

in  den  Niederlanden   .  .  28-3  o/o  346  o/o 

in  Deutschland 35-2  o/o  400 o/o 

in  Belgien 21  i  o/o  41  6  o/o 

in  der  Schweiz 30*9  o/o  44'9  o/o 

in  England  u.  Wales  .  .   8-5  o/o  46  9  0/0 

Wenn  wir  also  für  ein  jüdisches  Gemeinwesen  in  Pa- 
lästina eine  Beschäftigung *von  30%  aller  Erwerbstätigen  in 
der  Industrie  als  zulässig  und  möglich  bezeichnen,  so 
würde  dies  bereits  eine  höhere  industrielle  Entwickelung 
bedeuten,  als  sie  Ungarn,  Oesterreich  und  Italien  haben, 
und  würde  fast  schon  der  industriellen  Entwicklungsstufe 
von  Frankreich  und  Holland  entsprechen.  Somit  würden 
wir  zum  Eesultat  kommen,  daß  mindestens  50%  der  Er- 
werbstätigen in  einem  jüdischen  Gemeinwesen  ihrem  Be- 
rufe nach  der  Landwirtschaft  angehören  müssen."    > 

Wir  glauben  nicht,  wie  Ruppin,  ^aß,  wenn  Palästina 
einmal  wirklich  im  internationalen  Zwischenhandel  die  ihm 
gebührende  Stellung  einnehmen  wird,  nur  10%  'der  Bevöl- 
kerung in  diesem  Wirtschaftszweig  beschäftigt  sein  werden. 
Aber  auch'  wenn  wir  ihm  diese  Zahl  zugeben,  so  ist  die 
Zahl  10%  für  alle  dieienigen,  deren  Beruf  außerhalb  von 
LandAvirtsch'aft,  Industrie  und  Han'del  steht,  sicherlich  zu 
niedrig  gegriffen.  In  Rußland  waren  von  100  Juden 
18.94%,  in  Oesterreich  T6.2  %,  in  Deutschland  26.1  %  außer- 
halb dieser  Berufe  tätig,  also  'die  Zahlen  tendieren  mehr 
nach  20%  als  nach  10%  und  sie  werden  aller  Voraussicht 
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n^h  in  Palästina  nicht  geringer  sein,  da  Palästina  ein 
jüdisches  Kultujrzentrum  werden  wird  nnd  so  Tausende 
von  jüdischen  Kindern  —  die  A'nfänge  zeigen  sich  bereits 
in  den  palästinensischen  Gymnasien  —  in  Palästina  auf 
Schulen  gehen  werden,  deren  Eltern  in  der  Diaspora  leben, 
und  andererseits  viele  Juden  nacK  Erez-Israel  auswandern 
werden,  die  keinen  anderen  Wunsch  haben,  als  im  Lande 
ihrer  Väter  zu  sterben. 

Nimmt  man  aber  diese  Zahl  an,  so  bleiben  für  Land' 
Wirtschaft  und  Industrie  nur  ca.  70%  übrig,  d.  H.  wir  wür- 
den für  die  UandwirtscHaft  ungefähr  auf  eine  Zahl  Icommen, 
die  Ruppin  an  anderer .  Stelle  seines  Buches  im  Wider- 
spruch zu  seiner  obigen  Zahl  als  wahrscheinlich  annimmt. 
Er  schreibt  nämlich,^) "^d aß  von  einer  bestimmten  landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung  nach  'den  bisherigen  Erfahrungen 
eine  ebenso  große  nichtlandwirtschaftlich  tätige  existieren 
könne,  und  nimmt  weiterhin  an,  daß  eine  ebenso  große 
Zahl  unabhängig  von  ihr  ihren  Lebensunterhalt  gewinnt. 
Dann  würde  die  rein  land^virtschaftliche  Bevölkerung  nur 
33  %  der  gesamt] üdischen  Bevölkerung  ausmachen. 

Aber  auch  diese  Zahlen  haben  nur  einen  relativen 
Wert.  Ruppin  betont  an  vielen  Stellen  seines  Werkes,  'daß 
er  es  für  total  ausgeschlossen  hält,  einen  autarkischen  jü- 
dischen Wirtschaftskörper  zu  schaffen.  Hier  sei  auf  folgenden! 
Passus  verwiesen :  „Das  Streben  nach  wirtschaft- 
licher Autarkie  des  jüdischen  Gemeinwesens,  d.  h". 
nach  Befriedi.gung  aller  seiner  Bedürfnisse  möglicfct  aus 
der  eigenen  Volkswirtschaft  ist  praktisch  nur  zum  kleinsten 
Teil  erfüllbar." 

Daher  sind  die  Maßstäbe,  die  von  anderen  Völkern 
genommen  sind,  die  allein  auf  iHrem  Staatsgebiet  hausen, 
nicht  im  miridesten  auf  das  jüdische  Volk  und  Palästina  an- 
zuwenden. Es  mag  vielleicht  erwünscht  sein,  daß' die  Hälfte 
der  palästinensischen  Bevölkerung  von  'der  Landwirtschaft 
lebt.  Da  aber  -  ich  verweise  auf  Ruppins  eigene  Ausfüh- 
rungen -  die  überwiegende  Mehrzahl  der  'Araber  Land- 
wirte sind,    braucht  voji  den  Juden,    deren  Wirtschaft    mit 

»)  a.  a.  O.  S.  112. 
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der  der  Araber  unlöslich  verknüpft  sein  wird,  ein  weit  ge- 
ringerer Prozentsatz  hauptberuflich  landwirtschaftlich  tätig 
zu  sein.  Dazu  kommt,  daß  unser  Kolonisationswerk,  wie 
immer  wie'der  betont  worden  ist,  ohne  eine  starke  Intensi- 
vierung der  arabischen  Wirtschaft  gar  nicht  ermöglicht  wer- 
den kann.  Bei  intensiver  Wirtschaft  vermag  jedoch  der 
Bauer  2—3  Städter  zu  ernähren  und  die  Landwirtschaft 
braucht  daher  nur  25— 30%  der  Bevölkerung  auszumachen. 
Aus  diesem  Grunde  genügt  es  vollauf,  wenn  in  Palästina 
ein  Fünftel  bis  ein  Viertel  von  Juden  landwirtschaftlich' 
tätig  sinij. 

In  Palästina  machte  bisher  das  Verhältnis  der  land- 
wirtschaftlich Tätigen  zu  den  nichtlandwirtschaftlicK  Tätigen 
einen  weit  geringeren  Prozentsatz  aus.  Daher  wäre  ein 
Prozentsatz  von  20—25  %  der  in  der  Landwirtschaft  tätigen 
ein  bedeutender  Fortschritt  gegenüber  den  bisherigen  Ver- 
hältnissen. 

Allerdings  würden  wir  es  'durchaus  befürworten,  'daB 
jeder  Jude  auf  irgend  eine  Weise  mit  der  Landwirtschaft 
verbunden  wird,  daß,  um  die  Worte  Davis  Trietsch*  zu  ge- 
brauchen, Landwirtschaft  für  alle  durchgeführt  wird.  Und 
dafür  bestehen  gerade  in  Palästina  'durchaus  Möglichlceiten. 
Daß  das  Land  dafür  nicht  zu  klein  ist,  werden  wir 
an  anderer  Stelle  nachweisen'^Csiehe  unsere  Ausführungen 
über  das  L'andhöchstmaß  S.  136  ff).  Andererseits  erfor- 
dert eine  Verlcnüpftheit  mit  der  Pflanzungswirtschaft  in 
Palästina  durchaus  keine  lange  Vorbereitungszeit.  Ruppin, 
der  diesen  Dingen  infolge  seiner  langjährigen  Erfahrungen 
sicherlich  nicht  mit  einem  zu  starken  Optimismus  gegen- 
übersteht, schreibt,  daß  Gruppen  von  Kleinsiedlern  unter 
Leitung  eines  Fachmannes  im  allgemeinen  schon  nach 
einem  J  a  h  r  e*)  die  notwendigen  Kenntnisse  erlangen. 
Nach  einjähriger  Vorbereitung  vermag  ein  Jude  Haupt- 
beruflich in  der  Landwirtschaft  einen  bescheidenen  Lebens- 
unterhalt zu  erreichen.  Wenn  die  Landwirtschaft  nur  neben- 
beruflich gedacljt  ist,  so  wird  sich  die  Vorbereitungszeit 
wahrscheinlich    noch'    weiter     verringern     können,     soda'ß 


»)  Von  mir  gesperrt, 
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weder  vom  Lande    noch   von  dem  Menschen    aus    größere 
Schwierigkeiten  entstehen  werden. 

Mit  dem  Uebergang  eines  bedeutenden  Teiles  der  Ein- 
wanderer zur  Landwirtschaft  ist  die  Berufsumschichtung 
noch  nicht  gelöst.  Auch  in  gewissen  Handwerken  und  in- 
dustriellen Zweigen  sind  die  Juden  bislang  sehr  wenig  ver- 
treten. ^0  sind  beispielsweise  in  Deutschland  und  Oester- 
reich  von  je  1000  Juden  berufszugehörig: 

in  in 

Deutschland    Österreich 

'Bergbau  und  Hüttenwesen 1  3 

Industrie  der  Steine  und  Erden     ...    2  3 

Metallverarbeitung 7  14 

Verfertigung  von  Werkzeugen,  Ma- 
schinen u.  Instrumenten 6  6 

Chemische  Industrie 4  6 

Baugewerbe 7  H 

Polygraphische  Gewerbe 5  4 

Textil-Industrie U  13 

Industrie  der  Holz-  u.  Schnitzstoffe  .  .    6  16 
Nahrungs-  und  Genußmittel-Industrie, 

Beherbergung  und  Erquickung    ,  .  73  107 

Bekleidungs-lndustrie 74  81 

In  Oesterreich  wie  in  Deutschland  sind  die  Juden  in 
den  Bekleidungs-  und  Nahrungsmittel- Industrien  am,  stärk- 
sten vertreten,  und  dieselbe  '  Erscheinung  konnte  man  in 
Rußland  konstatieren,  da  dort  in  der  Bekleidungs-,  Textii-, 
und  Nahrungsindustrie  ca.  drei  Fünftel  aller  in  der  In- 
dustrie tätigen  Juden  beschäftigt  sind.  Um  ein  Schlagwort 
zu  gebrauchen,  so  stehen  auch  in  der  Industrie  die  Juden 
im  allgemeinen  den  Endprodukten  näher,  den  Rohstoffen 
dagegen  ferner.  Im  Wirtschaftsleben  Palästinas  waren  die- 
selben Grundtendenzen,  wenn  auch  nicht  in  so  ausgeprägter 
Form,  nachzuweisen.  Von  den  Industrien,  die  für  Palästina 
in  Frage  kommen,  haben  wir  bereits  an  anderer  Stelle  aus- 
führlich gesprochen. 

Es  wird  eine  der  wesentlichsten  Aufgaben  der  Beruis- 
umsehichtung  sein,  die  Juden  für  Industrien  heranzubUden, 

8* 
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die  auf  in  Palästina  gewonnenen  Rohstoffen  basieren.  Bei 
Einführung  neuer  Industriezweige  wird,  man  sich  noch  mehr 
als  bei  jedem  anderen  Volke  zu  prüfen  haben,  ob  die  Juden 
sich  dafür  eignen,  und  solche  bevorzugen,  in  denen  sie 
bereits  in  den  Ländern  der  Diaspora  erfolgreich  tätig  ge- 
wesen sind.  Dies  als  kurze  Bemerkung  zur  Berufsumschich- 
tung.  Wir  kommen  noch  an  anderer  Stelle  dieser  Arbeit 
darauf  zurück.  (Siehe  KapitellO,  S.  212.) 

Auch  in  der  Verteilung  auf  Stadt  und  Land  unter- 
scheiden sich  die  Juden  außerordenthch  von  den  sie  um- 
gebenden Völkern.  Von  allen  Juden  im  russischen  Reiche 
wohnten  50.5  %  in  den  Städten,  von  allen  Andersgläubigen 
nur  11.8  7o.^)  ^Während  \die  Juden  nur  4.15  7o  der  Gesamt- 
bevölkerung :des  russischen  Reiches  ausmachten,  bildeten  sie 
!l5,6'^^  der  gesamten  städtischen  Bevölkerung  und  waren  dent- 
nach  in  den  Städten  fast  viermal  so  stark  vertreten  als  in 
dem  Gesamtgebiet  des  Reiches.  Fast  ein  Sechstel  aller  deut- 
scheu Juden  wohnten  im  Jahre  1905  in  Berlin  und  die 
Hälfte  in  Städten  mit  über  50.000  Einwohnern,  während 
letzteres  bei  der  Gesamtbevölkerung  nur  für  22  7o  der  Fall 
.war.  Ueber  Oesterreich  heißt  es:  „Gegen  das  Jahr  1890  hat 
sich  die  absolute  Zahl  der  Juden  ziemlich  erheblich  in  Wien 
vermehrt,  ferner  stieg  sie  in  Lemberg,  Blrakau  und  C/erno- 
witz.  In  keiner  einzigen  Stadt  läßt  sich  ein  absoluter  Rück- 
gang der  jüdischen  Bevölkerung  nachweisen.  Dieser  Um- 
stand beweist,  daß  ebenso  wie  beispielsweise  iq  Deutsch- 
land auch  xinter  den  österreichischen  Juden  der  2Jug  nach 
der  Stadt  stark  ist,  da  der  Vermehrxmg  der  jüdischen  Be- 
völkerung in  den  Städten  nicht  in  gleichem  Maße  ihre  all- 
gemeine Zunahme,  häufig  sogar  ein  allgemeiner  Rückgang 
ihrer  Zahl  in  den  betreffenden  Kronländern  entspricht." 

Ueberall  die  gleiche  Erscheiaung:  Der  Zug  nach  der 
Stadt,  der  in  allen  Ländern  eingetreten  ist,  ist  bei  den  Juiden 
weit  stärker  ausgeprägt  und  ihr  prozentualer  Anteü  an  der 
städtischen  Bevölkerung  in  der  Diaspora  wie  in  Palästina 
weit    größer.    Von    der  Wirtschaftsstruktur  Palästinas    ver- 

>)  Vergl.  die  Abhandlung  von  B.  Goldberg:  „Die  Juden  unter 
der  städtischen  Bevölkerung  Rußlands"  in  der  Zeitschrift  für  Demo- 
graphie und  Statistik  der  Juden.  Oktoberheft  1905. 
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langen  wir,  daß  sie  diesem  Tatbestand  Rechnung  trägt 
und  so  wirtschaftliche  Formen  schafft,  die  eine  Synthese 
bilden  zwischen  der  Rückkehr  zur  Scholle  und  dem  städti- 
schen Charakter  der  meisten  Juden.  Palästina  scheint  uns 
durch  seine  Eignung  zur  intensiven  Pflanzungskultur  und 
durch  seine  dezentralisierten  Industrien  zur  Lösung  dieses 
Problemes  prädestiniert  zu  sein. 

Wenn  wir  die  Zahl  der  jüdischen  Berufstätigen  mit 
der  anderer  BevöLkerungsschichten  vergleichen,  so  fäUt  uns 
vor  allem  ins  A^uge,  daß  bei  den  Juden,  unter  welchen 
Völkern  sie  auch  leben  mögen,  die  Zahl  der  selbständigen 
immer  weit  bedeutender  ist  als  bei  den  anderen  Völkern. 
Einige  Zahlen  zui*  Erläuterung. 


Österreich. 


Es  sind  von  je  1000  in  einer  der 
nebenstehenden  Hauptberufsklas- 
sen berufstätigen  Katholiken  bez. 
Juden  ihrer  sozialen  Stellung  nach 


Landwirt- 
schaft 


Kath.   Jud 


Industrie 


Kath.  Jud 


Handel 

und 
Verkehr 


Oeffentl.  u. 

Militär- 
dienst, freie 
Berufe,  Be- 
rufslose 


Kath.   lud 


Kath.   Jud. 


Selbständige  • 

Angestellte     ....... 

Arbeiter 
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Mithelfende  Familenmitgl.  . 
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95 
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338 
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147 
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2 


1000 


1000 


1000 


1000 


1000 


1000 


1000 


1000 


Deutschland. 

„Aus  folgender  Zusammenstellung  über  die  soziale 
Stelhing  der  Erwerbstätigen  bei  der  Öesamtbevölkerung 
und  den  Juden  im  Jahre  1907  erhellt  der  große  Unter- 
schied, der  zwischen  der  jiiidischen  Bevölkerung  und  der 
Reichsbevölkerung  nicht  nur  hinsichtlich  der.  Berufsgruppio- 
rung,  sondern  weitraehr  hinsichtlich  der  Stellung  im  Berufe 
zutage  tritt. 
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A-E 

(ohne  El) 
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vu.i  je  100 
der 

absol.  Zahl  der  Juden 

Jud. 

Ges. 
Bev. 

Jud. 

Ges. 
Bev. 

A.  Selbständige  und 
leitende  Beamte 
und  Geschäftsleiter 

B.  Verwaltungs-,  Auf- 
sicht»- und  Büro- 
personal   

C.  Sonstige  Gehilfen  . 

C.  1.  Davon  mitarbei- 
tende Familienan- 
gehörige   

C.  2.  Gesellen,  Gehil- 
fen mit  Vorbildung 

C.  3—5.  Hilfspersonal 
ohne  Vorbildung  , 

C.  ohne  C  1     .... 

106.374 

36.446 
69.527 

16.573 

46.931 

6.023 
52.954 

121-460 

37.445 
75.740 

16.622 

46.931 

12.187 
59.118 

50-08 

17-16 
32-76 

7-80 

22-10 

286 
24  96 

22-30 

524 
72-46 

17-42 

28-09 

24-44 
55-04 

51-45 

16-05 
32-50 

7-12 

20-00 

5-38 
25-38 

* 
22-40 

5-79 
72-17 

15-63 

25-20 

21-92 
56-54 

Der  Prozentsatz  der  Selbständigem  ist  bei  den  Juden 
doppelt  so  stark  wie  bei  der  Gesamtbevölkerung,  der  des 
Verwaltungspersonals  um  mehr  als  ein  Drittel  so  beträcht- 
lich, dagegeni  der  der  sonstigen  Gehilfen  weniger  als  halb 
so  groß." 

Die  Lage  der  Juden  in  Rußland  und  Amerika  gleicht 
in  diesem  Punlde  der  der  Juden  in  Deutschland  und 
Oesterreich. 

In  dem  bisherigen  kapitalistischen  System  war  eine 
derartig  hohe  Quote  nur  möglich  durch  Verflechtung  der 
Juden  in  das  Wirtschaftsleben  der  Völker  unter  denen  sie 
lebten.  Wenn  wir  inPalästma  niÄit  soziale  Forme«!  schaffen, 
die  diesem  Selbständigkeits  dränge  eine  Auswirlmngsmög- 
hchkeit  geben,  so  wird  die  zionistische  Tätigkeit  von  vorn- 
herein zur  Unfruchtbarkeit  verurteilt"  sein. 

Halten  wir  uns  dies  vor  Augen,  so  werden  wir  den 
richtigen    Standpunkt     gegenüber     den    Befürwortern    des 


0  Landwirtschaft,  Industrie  und  Gewerbe,  Handel  und  Verkehr 
2)  A— E  Landwirtschaft,  Industrie,  Handel  u.  Verkehr,  häuslicher 

Dienst,  öffentl.  Dienst  u.  freie  Berufe,  beruflose  Selbständige;  El  Armee 

und  Flotte;  C.  Dienende  im  häusl.  Dienst. 
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alten  „bewäHrten"  europäisohen  kapitalistischen  Wirtschafts- 
systems finden.  Wir  müssein  einen  Wirtschaftsaulbau 
schaffen,  in  dem  das  Fundament^  die  Pfeiler  und  die  Krone 
Juden  bilden,  einen  Wirtschaftsaufbau,  in  dem  die  Sehn- 
sucht der  Juden  nach  einer  Verbindung^  mit  der  altheimat- 
licHen  SohoUe  eins  geworden  ist  mit  seinem  Bedürfnis, 
Glied  einer  GemeinscHaft  zu  sein,  einen  WirtscHaftsaafbHU, 
der  Iceine  Klassengegensatz^  kennt.  Für  einen  solcHen  Wirt- 

'  scKaftsaufbau  sind  die  bisherigen  in  Europa  üblichen  Wirt- 
scHaftspi'inzipien  ein  eben  solches  Experiment  wie  gewisse 
sozialistische,  vielleicht  sogar  noch  ein  unsichereres,  da  der 
größte  Teil  der  Auswanderer,  die  Ostjuden,  den  Zusammen- 
bruch 'dieses  kapitalistischem  Prinzips  sehr  bitter  am  eigenen 
Leibe  erfahren  haben,  und  'die  Sehnsucht  nacH  neuen 
Formen  des  menschlichen  Zusammenlebens,  'die  aucli  auf 
die  Wirtschaft  zurückAvirken,  in  ihnen  stärker  ist  als  je 
zuvor. 

Tn  der  Landwirtschaft  sind  die  zentralen  Anfbau- 
Probleme  zum  mindesten  theoretisch  geklärt.  Hier  gut  es, 
die  Nationalisierung  'des  Bodens  durchzuführen  und  'damit 
die  Bo'densperre  in  Stadt  und  L'an'd  unmöglich  zu  machen, 
Formen  des  wirtschaftlichen  L'ebens  zu  schaffen,  'die  es 
jedem  ^u'den  ermöglichen,  auch  wenn  er  unvermögetn'd  ins 
Uand  kommt,  nach  einigen  JaKren  auf  Erbpachtbo'den  zu 
siedeln,  so3aß  seine  Beschäftigung  als  Handarbeiter  nur 
eine  vorübergehende  ist.  Diese  Fragen  sind  im  8.  Ka- 
pitel behandelt.  Wir  sind  nicht  der  Ansicht,  daß  die  Ver- 
hältnisse in  der  Industrie  unabhängig  von  dem  sozialen 
Aiifbau  in  der  Landwirtschaft  sich  gestalten  werden.  Trotz- 
dessen  ist  die  Behandlung  'der  in'dustriellea  Probleme  un- 
gleich verwickelter.  Hier  ist  eine  Selbständigk'eit  des  Ein- 
zelnen im  ursprünglichen  Sinne  'des  Wortes  bei  der  Ent- 
wicklung der  Technik"  nicht  mehr  m(%lich.  Daher  gilt  es 
einmal,  den  Anteil  der  Gemeinschaft  an  der  Gestaltung  'des 
AHifbaus  sicherzustel]en"'(siehe  das  9.  Kapitel,    das  die  Ver- 

■  geselfschaftung  'der  Produktionsmittel  sowie  die  gemischt- 
wirtschaftlichen Betripbsformen  zum  Gegcnsta^n'de  hat).  Die 
Forderung  nach  einzelnen  industriellen  Avbeiter-Produktiv- 
genossensohaften     ist     aus    sozialistischen    Grüjideii    ahm- 
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lehnen;  dagegen  gilt  es  durch  Förderung  von  Konsum- 
genossenschaften und  ilirer  Eigenproduktion  die  wichtigsten 
Bedürfnisse  der  Bevölkerung  in  einem  mehrwertfreien  Pro- 
zesse zu  (decken''  (siehe  das  10.  Kapitel). 

Eine  Neuregelung  des  Arbeitsverhältnisses,  in  dem 
sich  der  Arbeiter  mit  d6m  Werk  seiner  Hände  verwachsen 
fühlt,  ist  [durchzuführen,  mit  dem  letzten  Ziel,  die  gesamte 
Judenheit  Palästinas  mit  der  Landwirtschaft  nebenberuflich 
zu  verbinden  f  (siehe  das  11.  Kapitel).  Der  Aufbau  des 
zweiten  Teiles  dieses  Buches  ist  damit  gegeben. 


Kapitel  8. 

Die  Dationalisierung  des  Bodens. 

Die  Nationalisierung  des  Bodens,  d.  h.  die  Konsti-» 
tiiierung  des  Obereigentmns  der  iüdischen  Gemeinschaft 
an  dem  in  jüdischen  Händen  befindlichen  Boden  ist 
das  wichtigste  Problem  des  gesamten  sozialen  Aufbaues  in 
Palästina.  Von  der  Bodenfrage  ausgehend  und  nur  von 
ihr  ausgehend,  können  wir  an  die  Verwirklichung  des 
Zionismus  denken,  der  in  seiner  soziologischen  Seile 
nichts  anderes  bedeutet  als  die  Gemeinschaft  der  Selbstän- 
digen zu  schaffen.  Hier  soU  nicht  auf  technische.  Fragen 
des  Bodenerwerbes  eingegangen  werden,  hier  soll  mar  das 
Problem  behandelt  werden:  was  geschieht  mit  dem  Boden, 
den  wir  erwerben,  in  welcher  Besitzform  soll  das  Uand  be- 
wirtschaftet werden,  behalten  wir  die  alte,  in  fast  alien 
Teilen  Europas  übhche  Form  des  Eigentums  im  römisch- 
rechtUchen  Sinne  am  Grund  und  Boden  bei  oder  konstitu- 
ieren wir  das  Obereigentum  des  Jüdischen  Volkes  an  dem 
Boden,  den  es  in  seiner  alten  Heimat  erwirbt?) 

Das  Institut  des  Eigentums  ist  bekannt  und  braucht 
nicht  näher  dargestellt  zu  werden,  dagegen  herrscht  über 
den  Begriff  der  Nationalisierung  des  Bodens  noch  vielfach 
Unklarheit. 

"Welche  Formen  kämen  für  uns  in  Palästina  bei  der 
Verwirklichung  des  Obereigentums  in  Frage?!  loh  kann 
hier  nicht  auf  Details  eingehen  und  will  mioh  mis  den  bei- 
den wesentlichen  beschäftigen: 

der  Erbpacht  und  dem  Vorkaufsrecht  (bei  letzterem 
ist  auch  das  Rentengut  zu  behandeln). 

Und  zwar  verstehen  wir  unter  Voikaufs recht  das 
Recht  der  Gemeinschaft,  bei  einem  Verkauf  das  Land  zu 
dem  alten  Preise  zu  erwerben,  zuzügUch  der  In- 
vestitionskosten des  Ansiedlers.  Rem  ökonomisch  betrachtet, 
geben  Erbpacht  und  Vorkaufsrecht  in  dem  von  uns  defi- 
nierten Sinne  ineinander  über ;  durch  beide  wird  der  un- 
verdiente Wertzuwachs,    wenn  er  kapitalisiert  werden    soll, 
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dor  Gemeinsohaft  zugeführt,  damit  die  Bodenspekulntxöü 
un'aöglich  gemacht.  Durch  beide  können  Parzellenwirt- 
schait  und   Großgrundbesitz   verhindert  werden. 

Es    wird    gegen    das    Vorkaufsrecht     eingewendet,    es 
schaffe    die    Möglichkeit    für    allerlei    Scheinkäufe,    um    die 
•Preise    in  die  Höhe  zu  treiben;  wir  besitzen  augenblicklich 
kein  so    fein    ausgebildetes   Taxierungswesen  in  Palästina, 
um  diesem   Treiben  scharf  entgegenzuti'eten,  und  so  stände 
infolgedessen     das    Vorkaufsrecht    der    Erbpacht    bei    der 
praktischen  Durchführung    nach.    Wenn  dem  so  wäre,     so 
würde  allerdings    die  Erbpacht    gegenüber    dem  Vorkaufs- 
recht   einen    entschiedenen    ökonomischen    Vorzug     liaben. 
Diese  Behauptung  ist  jedoch  irrig ;  auch   die  Erbpacht  be- 
darf ein  auf  das  feinste    ausgebildetes    landwirtschaftliches 
.Taxierungswesen,    da    bei    der    Erbpacht    der    Erbpächter 
zwar   nicht    den  Boden  verkaufen  kann,  dessen  Nutznießei* 
er    nur    ist,    wohl    aber      das    Erbpachtrecht.      In     dem 
Vertrage    des  N.  F.  (den  AN'ir    auf    Seite  172—173    bringen), 
ist      zwar       eine      Weiterverpachtung       untersagt;      wenn 
jedoch    die  Erbpacht    nicht    mehr    auf  wenige  Betriebe    be- 
schränkt sein  ^vird,  sondern    allgemein    gut,    so    ist    diese 
Bestimmung    in     dem    N.     F.    Vertrage    unhaltbar.     Denn 
was  wäre  die  Konsequenz  ?  Nehmen  Avir  an :   ein  Landwirt 
gibt  aus  irgend  einem  Grunde  die  BewirtschafCcmg     seines 
Anwesens    auf  (gerade    bei    Juden,    die    erst    an  die  land- 
wirtschaftliche    Tätigkeit     gewöhnt    werden    müssen,    wird 
dies    in    den     ersten     Kolonisationsialiren     außercrdentlichi 
häufig  sein),  sollte  dann  der  N.  F.  die  Verwaltung  all  die- 
ser Wirtschaften    übernehmen    und  den  Banken  die  Zinsen 
für  die  Beleihung    der    Erbpacht    garantieren?  i  Wie     sollte 
überhaupt    eine    Beleihung    möglich    sein,    wenn    das  Brb- 
paohtrecht  keinen  Markt  hat?,  Das   sind    ökonomische  Un- 
möglichkeiten.   Jedem  einzelnen,   der   aus  seinem  Erbpaoht- 
verhältnis  ausscheidet,   nyiß  die  Möglichkeit  der  Weiterver- 
pachtung gegeben  werden.    Damit   sind    wir    bei    unserem 
Problem:   eine  Weiterverpachtung  muß   möglich,    aber     sie 
darf  nicht  der  Wülkür    des    ersten  Erbpächters    überlassen 
sein  (ähnliche    Probleme    finden    sich    beim  Erbbaurecht) ; 
sonst  wäre,  wenn  die  Erbpachtbedingungen  günstig    sind, 
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für  den  ersten  Erbpächter  direkt  ein  Anreiz  zum  Veikauf 
gegeben,  da  er .  außer  seinen  Investitionskosten  diese  Ver- 
günstigungen kapitalisieren  würde,  und  so  würde  der 
Nutzen  dieses  Institutes  auf  den  ersten  Erwerber  be- 
schränkt bleiben  und  wir  würden  zwar  nicht  einen  Handel 
mit  Grundstücken,  wohl  aber  mit  Brbpachtrechten  erleben. 
Daher  muß  sich  der  N.  F.  ein  Vorpachtrecht  einräumen 
lassen,  das  dem  Ansiedler  lediglich  seine  Investitionskosten 
vergütet.  Mit  anderen  Worten,  auch  bei  der  Erbpacht  kom- 
men wir  um  ein  möglichst  fein  auszubildendes  landwirt- 
schaftliches  Taxierungswesen  nicht  herum. 

Ist  es  beim  Vorkaufsrecht  ebenso  möglich,  den  unver- 
dienten Wertzuwachs  der  Gemeinschaft  zuzuführen?  -Hier 
ist  zunächst  zu  bemerken,  daß  auch  bei  der  Erbpacht  im 
allgemeinen  eine  Erhöhung  des  Zinses  erst  nach  einem 
Vierteljahrhundert-  einsetzen  und  man  sich  in  der 
Zwischenzeit  mit  Steuern  behelfen  wird.  Wenn  wir  uns  ge- 
nötigt sehen,  aus  Mangel  an  Kapital  ein  Vorkaufsrecht  zu 
schaffen,  so  soUte  ia  dem  Verti-age  iedenfaUs  festgesetzt 
werden,  daß  sich  der  N.  F.  nach  einem  Viertel-  oder  halben 
Jahrhundert  das  Recht  vorbehält,  das  Land  zu  dem  alten 
Preise  plus  Investitionskosten  zu  übernehmen  und  dem  Be- 
sitzer in  Erbpacht  weiter  zu  belassen.  Rein  ökonomisch, 
um  es  zu  wiederholen,  sind  also  zwischen  diesem  Vorkaufs- 
recht und  der  Erbpacht  keine  Unterschiede  zu  konstatieren. 
(Selbstverständlich  jedoch  zwischen  der. Erbpacht  und  dem 
Vorkaufsrecht,  wie  es  R  u  p  p  i  n  vorschlägt.  Er  wiU  die 
Erbpacht  deswegen  nicht  allgemein  durchgeführt  wissen, 
damit  gewisse  Teile  des  jüdischen  Volkes  im  Osten  für  das 
Risiko  der  Uebersiedlung  an  einer  Wertsteigerung  des 
Grund  und  Bodens  sich  schadlos  halten  können.  Daher  ist 
bei  ihm  das  Vorkaufsrecht  nicht  zu  altem  Preis  plus  Investi- 
tionskosten, sondern  zu  dem  üblichen  Marktpreis  festge- 
.  setzt.  Diese  beiden  Vorkaufsrechte,  die  nui*  den  Namen  ge- 
meinsam haben,  müssen  also  scharf  unterschieden  werden.) 
Wenn  wir  uns  trotz  dieser  ökonomischen  Gleichheit  für  die 
Erbpacht  entscheiden,  so  tun  wir  dies  aus  politisch-psycho- 
logischen Gründen.  Nur  die  Erbpacht,  eine  Institution,  bei 
der  der  Erbpächter  sich  bewußt  ist,    daß  er  nicht    Eigen- 
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tümer  des  Bodens  ist,  sondern  dieser  der  Gemeinschatt  ge- 
hört, scheint  uns  eine  Gewähr  zu  bieten,  daß  im  Ansiedler 
nicht  das  Gefühl  von  wohlerworbenen  Rechten  auflrommt, 
so  daß,  wenn  unsere  Organisationen  von  ihren  Befug- 
nissen Gebrauch  machen,  die  schärfsten  Kärttpfe  provoziert 
werden,  insbesondere  deshalb",  weil  die  Nationalisierung 
des  Bodens  vorlä'ufig  wohl  nur  für  einen  Bruchteil  des 
Landes  in  Frage  kommt,  der  größte  Teil  jedoch,  der  in 
Araberhand  verbleibt,  Privateigentum  bleiben  wird.  Wir 
treten  daher  prinzipiell  für  die  Erbpacht  ein ;  damit 
steht  nicht  im  Widerspruch,  wenn  wir  aus  Mangel  an  Ka- 
pital in  den  ersten  Kolonisationsiahren  auch  das  Vorltauk- 
i-echt  zulassen,  ia'  befürworten,  immer  in  dem  Bewußtsein, 
daß  es  sich  um  ein  Uebergangsstadium  handelt,  und  sich 
die  Gemeinschaft  das  Recht,  den  Boden  später  in  Erbpacht 
weiterzugeben,  vorbehält. 

Da  wir  aus  Kapitalmangel  (siehe  S.  155)  voraussicht- 
lich genötigt  sein  werden,  von  dem  Vorkaufsrecht  Gebrauch 
zu  machen,  will  ich  in  größerer  Ausführlichkeit  auf  die  bis- 
herigen Erfahrungen  eingehen.  ^__ 

In  Europa  ist  es  in  bedeutendem  Umfange  bei  den 
preußischen  'Rentengütern  zur  Anwendung  gebracht  wor- 
den. Es  werden  daher  im  folgenden  Abschnitt  die  preußi- 
schen Formen  und  Ergebnisse  gewürdigt  werden,  um  am 
Ende  kurz  darzustellen,  welche  Aenderungen  uns  in  Pa- 
lästina notwendig  erscheinen. 

Oas  preußische  Rentengut. 

In  Preußen  war  die  Erbpacht  keine  unbekannte  In- 
stitution, jedoch  mit  manchen  feudalen  tasten  beschwort 
(insbesondere  waren  die  Bauern  zumeist  den  Grond- 
besitzem  gutuntertänig)  'und  wurde  mit  der  Ablösungs- 
gesetzgebung  beseitigt;  eine  voreilige  Maßnahme,  wie  man 
später  einsah,  da  ihre  schädliche  Seite  historische  Anhäng- 
sel waren,  nicht  notwendigerweise  mit  der  Insti- 
tution der  Erbpacht  verknüpft.  Daher  erhoben  sich  nach 
der  Reichsgrjindung  viele  Stimmen,  die  die  Wiedereinfüh- 
rung  einer    Form    der    Erbpacht   befürworteten    und    dies 
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mit  Erfolg,  denn  die  preußische  innere  Kolonisation  b'^sievt 
zu  einem  großen  Teile  auf  einer  reformierten  Erbpacht  oder 
ähnlichen  Institutionen. 

Die  innere  Kolonisation  in  Preußen  wurde  von  zwei 
Stellen  geleitet.  Von  der  A  n  s  i  e  d  1  u  n  g  s  k  o  m  m  i  s  s  i  o  n 
und  den  Generalkommissionen.  Die  erste  iKt 
eine  staatliche  Behörde  zur  Ausführung  des  Gesetzes  zur 
Beförderung  deutscher  Ansiedlungen  in  den  Provinzen 
Posen  und  Westpreußen.  Die  A'nsiedlungskommission  ver- 
waltet den  Ansiedlungsfonds  von  930  Mill.  Mark  und  leitet 
das  gesamte  Siedlungswerk  in  den  genannten  Provinzen. 
Die  Generalkommissionen  sind  preußische  Provinzbehörden, 
die  teils  Verwaltungsaufgaben  erfüllen,  teils  gerichtliche  Be- 
fugnisse besitzen.  Sie  stammen  noch  aus  der  Zeit  der  grun'd- 
herrlich-bäuerlicKen  Regierung  und  befassen  sich  mit  der 
Schlichtung  aller  Streitigkeiten  auf  dem  Gebiete  dea  Örund- 
rechtes.  Ihnen  obliegt  nun  die  DurcWührung  der  Renten- 
gutsgesetzgebung in  Preußen  (mit  Ausnahme  von  Wost- 
preußen  und  Posen).  Die  Generallcommissionen  unterschei- 
den sich  wesenthch  von  der  Ansiedlungskommission,  vor 
allem  darin,  daß  sie  selbst  keine  Koloniaeftion  betreiben 
und  keine  Siedlimgsfond«  besitzen.  Sie  sind  bloß  Ver- 
mittelungssteUen  zwischen  den  gemeinnützigen 
Siedlungsgesellsc  haften  und  den  Rentenibankeu 
einerseits  und  den  Ansiedlern  andererseits.  Auch  bei  der 
Vergebung  der  Rentengüter  befolgen  die  Generalkommis- 
sionen einige  abweichende  Grundsätze.  Der  wichtigste 
Unterschied  ist  der,  daß  bei  diesen  kein  unablösbares 
Zehntel  des  Kaufpreises  stehen  bleibt  und  die  Rentenßchuld 
in  60  Jahren  völlig  getilgt  wird. 

Wie  geht  eine  Rentengutsbüd'ung  in  Preußen  vor  sich  ? 
Wir  wollen    uns    nicht    in  Einzelheiten    verlieren    Uöd 
nur  darauf  eingehen: 

1.  Wie  sich  das  Kreditverhältnis  bei  der  Erwerbung 
eines  Rentengutes  gestaltet,  und 

2.  durch  welche  Mittel  der  Staat  die  Tendenzen,  die  er 
mit  der  Gesetzgebung  verfolgt,  für  die  Dauer  durcSzu- 
setzen  gedenkt. 
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Das  Rentengut  bricht  mit  der  Vorstellung,  daß  ein 
Grundstück  einen  bestimmten  Kapitalwert  verkörpert  und 
nur  für  diesen  käuflich  sei,  von  einer  Hand  in  die  andere 
übergehen  könne.  Es  sieht  vielmeHr  in  Anlehniimg  an  Theo- 
'rien  von  Rodbertus  (die  dieser  vor  allem  in  seinem  Buche 
zur  Erklärung  und  AbTiUfe  der  heutigen  Kreditnot  des 
Grundbesitzes  ausgesprochen  hat)  das  Wesen  des  länd- 
lichen Bodens  darin,  daJ3  er  imstande  ist,  einen  jährlichen 
Ertrag,  eine  Rente  für  ewige  Zeit  zu  garantieren.  Wie  ist 
dieses  Prinzip  bei  L'anderwerbungen  geltend  zu  machen? 

Wenn  Private  Land  verkaufen  —  und  es  handelt  sich 
vor  allem  um  Private,  mögen  es  deutsche,  polnische  Groß- 
grunclbesitzer  oder  arabische  Effendis  sein  — ,  so  ist  ümen 
wenig  damit  gedient,  wenn  man  ihnen  für  ihr  L'and  eine 
Rente  aussetzt;  hier  tritt  der  Staat,  in  Preußen  die  An- 
siedlungs-,  bezw.  die  Generalkommission  mittels  der  Ren- 
tenbanken zwischen  dem  Rentengutsnehmer  und  den 
Rentengutsvergeber.  Sie  bezahlen  dem  Verkäufer  den  größ- 
ten Teil  des  Wertes  des  Grundstückes,  im  allgemeinen  drei 
Viertel,  und  legen  dafür  dem  Käufer  eine  für  lange  Zeit 
unkündbare  amortisationspflichtige  Rente  auf.  Wenn  ein 
Rentengut,  um  ein  Beispiel  aus  der  Praxis  herauszugreifen, 
16.000  Mark  ^v'ert  ist,  so  werden  darauf  12.000  Mark  in 
Reütenb riefen  durch  die  Rentenbank  an  den  Verkäufer 
ausgezahlt.  Der  Käufer  hat  diese  Summe  z.  B.  mit  4  %  zu 
verzinsen,  mit  V2  Vo  zu  amortisieren.  Diese  540  Mark  nennt 
man  !die  Rentenbankrente.  Sie  ist  im  Grundbuch  zugunsten 
der  betreffenden  Rentenbank  eingetragen,  wird  ebenso  wie 
die  Staatssteuern  und  gleichzeitig  mit  diesen  eingezogen. 
Sind  die  Rentenbriefe  zu  A%  —  also  mit  Amortisation  zu 
V/2%  — ,  so  wird  die  Rente  in  56V2  Jahren  getügt. 
Siud  sie  zu  SVa^Zo  —  in  60  Jahren.  Bei  den  Ren- 
tengütern, die  durch  die  Generalkommission  vermittelt 
werden,  wird  die  Rente  vollständig  getügt ;  eine 
Kapitalablösung  zum  27fachen,  bezw.  23%fachen  Betrage  ist 
gestattet,  innerhalb  der  ersten  zehn  Jahre  jedoch 
nur  mit  Zustimmung  der  Generallcommission.  Bei  den  Ron- 
tengüjtern,  'die  durch  die  Ansiedlungskommission  vermittelt 
werden,  bleiben  die  letzten  10%,    ^^■en,^    eine    der     beiden 
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Parteien  es  verlangt,  unkündbar.  Dieser  Tatbestand  gibt 
dem  Staate  die  Möglichkeit,  dauernd  auf  die  Gestaltung 
der  Verhältnisse  des  Rentengutsinhabers  einzuwirken.  Die 
Rente  beträgt  hier  im  allgemeinen  3  %  und  kann  bis  auf 
das  letzte  Zehntel  gegen  den  SSVsfachen  Betrag  abgelöst 
werden.  In  allen  Fällen  ist  eine  Kündigung  durch  den 
Staat  vor  dem  öOsten  Jahre  ausgeschlossen,  und  ist  auch 
dann  nur  gegen  den  25fachen  Betrag  gestattet. 

Hinter  dieser  Rentenbankrente,  die  im  allgemeinen 
drei  Viertel  des  Kaufpreises  beträgt,  steht  die  Privatrente, 
die  der  Käufer  an  den  Verkäufer  zu  leisten  hat,  falls  nicht 
durch  bares  Geld  das  letzte  Viertel  gedeckt  ist.  Von  dieser 
Privatrente,  die  im  allgemeinen  als  Resthypothek  eingetra- 
gen sein  wird,  sagt  Delius  in  seinem  Buche  über  das 
preußische  Rentengut  (Berlin,   1917): 

„Einer  Kündigung  der  Resthypothek  sowie  der  Ab- 
lösung der  Restprivatrente  stehen  zwar  gesetzliche  Hin- 
dernisse nicht  im  Wege.  Die  Generalkommissionen  halten 
aber  darauf,  daß  die  Vereinbarung  getroffen  wird,  daß 
die  Kündigung  der  Resthypothek  seitens  des  Hypotheken- 
gläubigers oder  die  Ablösung  der  Restprivatrento  auf 
Antrag  des  Rentenberechtigten  entweder  gar  nicht  oder 
doch  nur  nach  Ablauf  einer  längeren  Reihe  vaa  Jahren 
erfolgen  darf,  es  sei  denn,  daß  durch  eine  Verschlechte- 
rung des  Rentengutes  die  Sicherheit  der  Resthypothek 
oder  der  Restrente  gefährdet  und  eine  seitens  des  Gläu- 
bigers der  Resthypothek  oder  des  Reatenb'erechtigten  ge- 
stellte Frist  zur  Beseitigung  der  Gefahr  erfolglos  ver- 
strichen ist.  In  einem  solchen  Falle  kann  die  Rückzah- 
lung der  Resthypothek  und  die  Ablösung  der  Restprivat- 
rente schon  früher  verlangt  werden.  Die  Privatrente  kann 
übrigens  gesetzlich'  zu  einem  höheren  als  dem  25fachen 
Betrage  nicht  abgelöst  werden.  Die  Ablösung  erfolgt 
durch  Barzahlung  dieses  25fachen  Betrages,  den  man  das 
Ablösungskapital  nennt. " 

♦  Es  dürfte  klar  sem,  daß  diese  Resthypothek  von  Jahr 
zu  Jahr  sicherer  wird,  proportional  nämlich  dem  Fort- 
schreiten der  Amortisierung  des  Rentenbankdarlehens.  Sie 
kann  auch  im  Laufe  der  Zeit  ganz  oder  zum  Teil    auf  die 
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Rentenbank  übernommen  werden,  soweit  nämlich  durch 
die  ZaWung  der  Rentenbankrente  die  Forderung  der  Ren- 
tenbank sich  verringert  hat.  Diese  gewährt  dann  für  die 
übernommene  Rönte  dem  Rentenberechtigten  ein  entspre- 
chendes Kapital  in  Rentenbriefen. 

Natürlich  wäre  dieser  Kredit  für  den  Rentenguls- 
erwerber  nicht  ausreichend ;  von  ebenso  großer  Bedeutung 
ist  für  ihn  die  Kreditfrage  bei  der  Anlegung,  bezw.  bei  der 
Uebernahme  von  Gebäuden.  Wie  sind  dort  die  Kosten  vor- 
teilt ?j  Auch  luer  kommt  der  Staat  den  Ansiedlern  denkbar 
weit  entgegen.  Auch  hier  vermitteln  die  Rentenbanken  das 
Darlehen  in  Rentenbriefen,  wdeder  im  allgemeinen  zu  V* 
des  "Wertes,  wie  er  nach  Abnahme  des  Baues  geschätzt 
wird*  Nur  insoweit  unterscheidet  sich  das  Baudarlehen  von 
dem  Kredit  für  den  Boden,  daß  es,  „soweit  es  noch  nicht 
getügt  ist,  von  der  Rentenbank  sofort  zurückgefordert  wer- 
den kann,  wenn  der  Rentengutsnehmer  die  Gebäude  nicht 
ordnungsmäßig  imstande  hält  und  nicht  vorschriftsmäßig 
versichert,  oder  wenn  er  in  Konkurs  gerät,  oder  wenn  er 
durch  Zwangsvollstreckung  zur  Zahlung  der  rückständigen 
Rentenbankrente  angehalten  werden  muß,  während  das 
Bodendarlehen  seitens  der  Rentenbank  überhaupt  nicht  ge* 
kündigt  werden  kann."  Der  Staat  gewährt  also  für  den 
Boden  und  die  Baulichkeiten  lb%\  er  geht  jedoch  noch 
weiter  und  gibt  bei  Gütern,  die  ohne  fremde  Hände  be- 
stellt werden  —  in  Prcuißen  bis  zu  einer  Größe  von  15 
Hektar  —  ein  Darlehen  von  90%  des  Wertes;  er  verlangt 
nur,  daß  für  den  Betrag,  der  Vi  des  Wertes  übersteigt,  also 
für  die  letzten  15  "/o,  eine  kreditfähige  Körperschaft  die 
Bürgschaft  übernimmt.  In  Preußen  kommen  dafür  vor 
allem  die  Kommunalverbände,  eine  kapitalskräftigo  Sied- 
Ixmgsgesellschaft  oder  eine  Körperschaft  des  öffentlichen 
Rechtes  in  Frage. 

Um  dem  Ansiedler  die  ersten  Jahre  nach  der  Erwer- 
bung des  Rentengutes  möglichst  zu  entlasten,  gewährt  ihm 
die  Rentenbank  auf  Antrag  für  die  ersten  drei  Jahre  — 
so  die  Ansiedlungskommission  — ,  oder  für  das  erst©  Jahr 
—  so  die  Generalkommission  — ,  eine  Befi'eiung  von  der 
Rente,  so   daß   seine  fmanziellen  Verpflichtungen    für      die 
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2!eit,  in  der  er  sich  erst  an  die  Scholle  gewöHnen  muß, 
denkbar  günstig  sind.  Eine  wesentliche  Erleichterung  Jöndet 
der  Ansiedler  ferner  darin,  daß  bei  großen  Ansiedlungen 
die  Kosten  für  die  Straßen,  sowie  für  öffenlüche  Einrich- 
tungen, insbesondere  für  Kirchen  und  Schulen,  bei  den 
Gütern,  die  durch  die  Ansiedlungskommission  vermittelt 
werden,  aus  deren  Fonds  bezahlt  werden  (während  bei  der 
Generalkommission,  die  ja  kein  eigenes  Kapital  zur  Ver- 
fügung hat,  8—12  7o  Zuschlag  zu  dem  Preise  des  Gutes  er- 
hoben werden). 

Zusammenfassend  können  wir  bemerken,  daß  bei  den 
preußischen  Rentengütern  der  Staat  den  Ansiedlern  einen 
billigen,  unkündbaren,  amortisationspflichtigen  Kredit  von 
drei  Viertel  bis  neun  Zehntel  des  Grund  und  Bodens,  wie 
der  zu  errichtenden  Baulichkeiten  zur  Verfügung  stellt,  in 
Posen  und  Westpreußen  für  die  öffentlichen  Lasten  auf- 
kommt und  in  den  ersten  Ansiedlungsjahren  die  Rente 
stundet.  Daher  ist  das  Rentengut  auch  für  kapitalsarme 
Leute  durchaus  geeignet.  Bei  der  Generalkommission  wird 
angenommen,  „daß  der  anzusetzende  Ansiedler  wn  Ver- 
mögen zur  Verfügung  hat:  ein  Viertel  des  Kaufpreises  des 
mit  Wohn-  und  Wirtschaftsgebäuden  versehenen  Renten- 
gutes, soviel  totes  und  lebendes  Inventar,  wie  es  zum  ord- 
nungsmäßigen Betriebe  ausreicht  und  ein  gewisses  Be- 
triebskapital in  Höhe  etwa  des  doppelten  Betrages  der  zu 
zahlenden  Jahresrente." 

Dem  Preußischen  Staate  ist  derselbe  Vorwarf  gemacht 
worden  wie  dem  jüdischen  Kolonisationswerke,  daß  sich 
seine  Tätigkeit  nicht  rentiere,  da  sich  die  Gelder,  die  er  in 
das  Ansiedlungswerk  «teckt,  nur  zu  2.02  %  verzinsen.  Das 
ist  nicht  einmal  vom  rein  kaufmännischen  Standpunkte 
richtig:  Denn  abgeseheru  davon,  daß  eine  Vergrößerung 
des  Bauernstandes,  die  durch  die  innere  Kolonisation  er- 
reicht wird,  ein  Plus  für  jeden  Staat  bedeutet,  das  sich 
rechnerisch  gar  nicht  umsetzen  läßt,  gewinnt  der  Staat 
ganz  erheblich  an  Steuerkraft. 

Die  meisten  Ansiedlungsdörfer  werden  von  JaHr  zu 
Jahr  wirtschaftHch  stärker.  Die  Zahl  der  Subhastationen 
ist  durchaus  gering. 
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Die  Rückstände  wegen  Mißernte  und  gestundeter  Bei- 
trägc  machten  1897:  0.38%,  1905:  1.24%  des  GesamtsoUs 
aus. 

Der  Staat  begnügte  sich  jedoch  nicht  damit,  durch 
langfristige  billige  Kreditgewährung  'das  Ansiedlungswerk 
zu  ermöglichen.  Er  war  mit  Erfolg  bestrebt,  die  sozial  so 
überaus  günstigen  Wirkungen  der  Kolonisation  auch 
dauernd  zu  erhalten  und  insbesondere  jede  Landspekula- 
tion, jede  Güterschlächterei  zu  verhindern. 

•  Der  §  4  des  Gesetzes  vom  7.  Juli  1891  bestimmt,  daß, 
,, solange  eine  Renlenbankrente  auf  einem  Rentengute  haf- 
tet, das  Rentengut  nur  mit  Genehmigung  der  Ansiedlungs- 
kommission  geteüt  oder  seiner  wirtschaftlichen  Selbständig- 
keit entkleidet  werden  darf." 

Da  in  den  Teilen  Preußens,  in  denen  die  Ansiedlungs- 
kommission  tätig  ist,  die  Rentenbankrente  zu  einem  TeEe 
als  unlösbar  erklärt  werden  kann,  so  bedeutet  diese  Be- 
stimmung nichts  anderes,  als  eine  Konstituierung  des  Öber- 
eigentums  des  Staates. 

Bisher  haben  diese  gesetzHohen  Maßnahmen,  von  tat- 
kräftigen Beamten  durchgeführt,  dem  Staate  das  Kolonisten- 
element erhalten,  den  Landwucher  und  die  Spekulations- 
tätigkeit  von  den  Rentengiitern  ferngehalten,  ohne  die  An- 
siedler direkt  zu  bevormunden. 

In  derselben  Richtung  wiH  das  Gesetz  vom  8.  Juni 
1896  wirken,  das  den  Rentengütem  die  Eigenschaft  als  An- 
erbengut auferlegt. 

Der  Anerbe  erhält  als  Voraus  den  3.  Teü  des  Anrech- 
nungswertes  des  Gutes,  das  nach  dem  Reinertrag  abge- 
schätzt wird.  An  einem  praktische»!  Beispiel  (das  dem 
Buche  von  Dr.  Linschmann  über  innere  Kolonisation  ent- 
nommen ist)  soll   dies  verdeutlicht  werden: 

„Nehmen  wir  an,  ein  Ansiedler  hinterläßt  sein  Gut  drei 
Söhnen,  und  es  sind  neben  dem  Öut  auch  1500  Mark  Bar- 
vermögen vorhanden;  das  Anerbengat  habe  einen  iähr- 
lichen  wirtschaftlichen  Ertrag  von  1000  Mark,  davon  gehen 
ab  an  zu  zahlenden  Renten  etwa  60  Mark,  bleiben  940 
Mark.  Dieser  Teil  des  Wirtschaftsertrages  mit  dem25laohen 
kapitalisiert,   gibt  25  X  940  =  23.500  Mark. 
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Die   Schulden  bestehen  in: 

der  Rentenbankrente,   der  ein  Kapital  entspricht 

von Mk.  10.000 

einer  Hypothek  von „  4.000 

sonstigen  Schulden 2.000 

Mk.  16.000 

Das  Barvermögen  beträgt „       1.500 

bleiben  also   Mk.  1.4.500 

Der  Anrech'nungswer^  des  Gutes  war  23.500  Mark, 
davon  ge'hen  ab  14.500  Mark,  bleiben  9000  Mark. 

Davon  erhält  der  Anerbe  ein  Drittel  als  Voraus 
=  3000  Mark,  der  Rest  von  6000  Mark  wird  unter  die  drei 
Erben  (also  mit  dem  Anerben)  zu  gleichen  TeUon  verteilt. 
Demnach  erhält  der  Anerbe  3000  Mark  +  2000  Mark 
=  5000  Mark,  jedes  der  Geschwister  2000  Mark,  und  zwar 
in  Renten,  die  der  Anerbe  auszuzahlen  hat,  die  aber  auch 
auf  die  Rentenbank  übernommen,  also  in  Kapital  ausge- 
zahlt werden  können,  wenn  die  nötige  Sicherheit  vorhan- 
den ist." 

Auch  in  diesem  Punkte  ist  den  Rentenbanken  ein 
reiches  Betätigungsfeld  eröffnet  worden ;  der  Anerbe  kann 
sich  der  Rentenbanken  bedienen,  um  seine  Geschwister 
durch  Kapital  abzufinden,  während  dieses,  wie  jedes  an- 
dere Rentenbankdarlehen,  duich  jährlichen  Zins  und 
Amortisation  getilgt  mrd. 

Durch  die  Anerbengesetzgebung  wird  der  Zerteüung 
der  Rentengüter,  die  an  sich  nicht  allzugroß  angelegt  %u. 
werden  pflegen,  vorgebeugt. 

Dies  zur  Darstellung  der  preußischen  Rentengüter. 
Wenn  wir  in  Palästina  ein  Vorkaufsrecht  der  Jüdischen 
Kolonisations  -  Zentrale  konstituieren,  so  werden  wir 
außerordentlich  viel  aus  den  preußischen  Erfahrungen  ler- 
nen können,  jedoch  in  wesentlichen  Punkten  abweichende 
Bestimmungen  durchzuführen  haben.  Wir  führen  weiter 
unten  aus,  daß  ein  Vorkaufsrecht  für  uns  nur  deswegen 
in  Betracht  kommt,  weil  es  fraglich  ist,  ob'  wir  die  zum 
Ivan d kauf  und  zu  den  Investitionen  notwendigen  Mittel 
auf  dem  Wege  einer  Anleihe    erhalten.    Ein    Vorkaufsrecht 

9* 


132 

kommt  also  bei  unserem  Kolonisationswerk  nur  gegenüber 
vermögenden  Ansiedlern  in  Frage,  die  in  der  Lage 
sind,  den  gesamten  Preis  des  Grund  und  Bodens,  den 
ilmen  die  jüdische  Kolonisations  -  Zentrale  zur  Verfür 
gung  stellt,  zu  bezahlen  und  außerdem  Geld  für  die  not- 
wendigen Investitionen  besitzen.  Im  anderen  Fall  würde  ja 
das  gesamte  Institut  überflüssig  sein,  da  sein  wesentlicher 
Voi-teü  für  uns  darin  besteht,  daß  es  unser  Werk  in  den 
ersten  Jahren  von  gewissen  Konten  entlastet  Daher  ist  es 
eine  völlige  Unmöglichkeit,  für  die  landwirtschaftlichen 
Güter,  für  die  wir  ein  Vorkaufsrecht  konstituieren,  den 
Kaufpreis  in  33  Jahren  abzahlen  zu  lassen.  Hier  liegt 
einer  der  differenten  Punkte,  der  andere  ist  in  folgendem 
begründet:  Wir  woUen  ein  Vorkaufsrecht,  das,  wie  schon 
oben  betont,  sich  ökonomisch  von  dör  Erbpacht  nicht  uiiter- 
scheidet.  Daher  muß  auch  beim  Vorkaufsrecht  der  unver- 
diente Wertzuwachs  der  Gemeinschaft .  zugeführt  \^rden. 
Ein  Vorkaufsrecht  zu  willkürlich  festgesetzten  Preisen,  wie 
es  in  Preußen  leicht  möglich'  war,  muß  daher  von  der  Jü- 
dischen Kolonisations-Zentrale  abgelehnt  werden.  Der  Preis 
muß  und  darf  ^cht  höher  sein  als  der  alte  Preis  zu- 
züglich 'der  Tnvestionskosten.  Wenn  ein  Vorkaufsrecht  in 
'diesem  Sinne  durchgeführt  wird,  so  sind  'die  wesentlichsten 
ökonomischen  Nachteile   dieser  Institution  vermieden. 


Kehren  wir  zur  reinen  Erbpacht  zurück.  Meines  Br- 
achtens  wäre  es  das  Zweckmäßigste,  das  Land  in  An- 
erbenrecht weiterzugeben,  d.  h.  mit  der  Bestimmung,  daß 
der  älteste  Sohn  des  Kolonisten  das  Land  erbt  und  die 
Geschwister  mit  einer  Entschädigung  abgefunden  werden. 
In  den  Ländern  Europas,  in  denen  das  Anerbenrecht  be- 
steht, ist  es  nicht  einheitlich  geregelt.  In  manchen 
Gebieten  ist  der  älteste  Sohn,  in  manchen  der  jüngste,  zu- 
Avcüen  der  vom  Vater  bestimmte  der  Anerbe.  'Als  Gi-und 
für  den  letzteren  FaU  vnvd  angeführt,  daß  eine  gesetzliche 
Festsetzung,  die  nicht  mehr  umzustoßen  geht,  verhindert, 
daß  das  Anwesen  zu  dem  Erben  gelangt,  der  es  \virklich 
am  besten  zu  bewirtschaftea  verstünde. 
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Nichtsdestowonigor  ist  man  iiil  allgemeinen  dabei  ge- 
blieben, einem  bestimmten  (fast  stets  dem  ältesten)  Sobne 
das  Gut  des  Vaters  zu  übergebein,  aus  dem  sehr  richtigen 
Gefühl  heraus,  daß  die  freie  Verfügung  durch  den  Valer 
schon  zu  dessen  Lebzeiten  zu  den  schärfsten  Familien- 
zwistigkeiten  führen  würde,  da  jeder  Sohn  sich  durch  den  an- 
deren benachteiligt  glauben  müßte.  "Wir  werden  daher  auch 
in  Palästina,  wenn  wir  ein  Anerbenrecht  durchführen,  das 
Anwesen  auf  den  ältesten  Sohn  übertracren  lassen.  Die  Ver- 
hältnisse in  Palästina  werden  dadurch  erleichtert,  daß 
durch  eine  gesetzliche  Festlegung  eines  Landhöohsimaßes 
(siehe  S.  136  ff.)  eine  Bodensperre  so  gut  vne  ausge- 
schlossen ist,  d.  h.  daß  auch"  die  „woicjjenden"  Geschwister 
des  Anerben  Gelegenheit  haben,  sich  auf  jüdi^^chem  Volks- 
b'odeJi  ansiedeln  zn  können.  Wün^chensweii  wäre  es  zu- 
dem, in  jedem  Vertrage  mit  einem  Kolonist'^n  den  Eingang 
einer  Lebensversicherung  obligatorisch  zu  machen,  wenn 
möglich',  in  solcher  Höhe,  daß  sie  zur  Deckung  der  An- 
spi-üche  der  Geschwister  des  Anerben  ein  Bedo.utendos  bei- 
trägt. 

Eine  Neuverteilung  der  L'ändereien  nach  einem  be- 
stimmten Zeitpunkt  oder  ein  Flurzwang,  Einrichtungen,  die 
früher  mit  der  Institution  der  Erbpacht  verbunden  waren, 
ohne  notwendigerweise  zu  ihr  zu  gehören,  und  diese  stark 
diskreditierten,   sind  natürlich  völlig   ausgeschlossen. 

Der  Erbpächter  kann  pflanzen,  was  or  will,  neue  wii-t- 
scHaftliche  Methoden  und  Verbesserungen  einführen,  er 
braucht  nicht  zu  befürchten,  daß  andere  ernten  wo  er  ge- 
sät, da  ihm  nicht,  wie  einem  Zeitpächter,  nach  Ablauf  einer 
bestimmten  Zeit  gekündigt  werden  kann,  .  ebenso  wie  er 
verti'aglich  gegen  eine  willliürliehe  Erhöhung  der  Rente  ge- 
schützt ist. 

lieber  die  Frage  der  Kündigung  und  des  Pachtzinses 
herrscht  noch  ^delfach  Unklarheit.  Im  allgemeinen  geht  die 
Erbpacht  zu  einem  vertraglich  festgesetzten  Zinsfuß  eine 
gewisse  Anzahl  von  Jahren ;  in  praxi  schwankt  die  Zahl 
der  Jahre  zwischen  '49  und  99.  Eine  außeror'dentlich  wich-, 
tige  Vorfrage  ist  diese:  SoE  die  jüdische  Kolonisations- 
Zentrale    dem  Erbpächter    das  Land    für    ewige  Zeit    wei- 
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tergeben  oder  für  einen'  bestimmten  Zeitraum?  Bisher  hat 
man  stets  einen  bestimmten  Zeitraum  festgesetzt.  Man  wird 
recht  daran  tun,  wenn  man  auch  in  Zukunft  das  Prinzip 
der  beschrankten  Dauer  festhält. 

Wir  führten  bereits  aus,  daß  die  Nationalisierung  des 
Bodens,  das  Obereigentum  der  Gemeinschaft  vorläufig 
nur  für  den  jüdischea  Bod6n  konstituiert  werden  kann,  der 
arabische  außerhalb  der  jüdischen  Einflußsphäre  bleiben 
wird.  Wird  nun  eine  ewige  Erbpacht  in  den  Verträgen  fest- 
gesetzt, so  werden  in  dem  Bewußtsein  der  Ansiedler  zu 
leicht  Vorstellungen  wach  werden,  die  die  Unterschiede  zwi- 
schen ihrer  ewigen  Erbpacht  und  dem  arabiscKen  ßigen- 
tumsbegriff  zu  leicht^  verwischen  lassen.  Es  werden  in  dem 
Gefühl  der  Ansiedler  zu  leicht  „wohl  erworbene"  Rechte 
begründet,  die  sich  für  üiren  Vorstellungskreis  kaum  noch" 
von  dem  römisch-rechtlichen  Eigentumsb'egriff  unterscheiden 
werden;  dagegen  hat  die  zeitlich  beschränkte  Erbpacht  den 
unleugbaren  Vorzug  für  uns  eben  durch  iHre  zeitliche  Be- 
schränkung, die  den  Ansiedlern  immer  vor  Augen  füHrt, 
daß  eine  übergeordnete  Gemeinschaft  das  entscheidende 
Wort  zu  sprechen  hat. 

Wäre  Palästina  iein  nur  von  Juden  bewohntes  L^nd, 
so  lägen  die  Verhältnisse  wesentlich  anders.  Da  aber  auch 
in  absehbarer  Zeit  der  größte  Teil  des  palästmensischen 
Bodens,  der  arabische,  voraussichtlich  in  BigentumsverKält- 
nissen  stehen  wird,  die  eine  große  Verwandtschaft  mit  den 
römisch-rechtlichen  haben,  so  muß  der  Unterschied  gegen- 
über diesen  scharf  zum  Ausdruck  gebracht  werden,  und 
dies  kann  durch  eine  ewige  Erbpacht  nicht  in  voUem  Um- 
fange geschehen.  ,  Dagegen  muß  in  den  Erbpachtverträgen 
festgesetzt  sein,  wie  es  ja  bereits  jetzt  der  Nationaltonda 
tut,  daß  nach  Ablauf  der  Erbpachtzeit  der  ErbpäcÜler, 
bezw.  seine  Erben  ein  Vorpachtrecht  zu -dem  neuen  fesJgo- 
setzten  Kanon  gegenüber  jedem  Dritten  haben. 

Der  Erbpächter  Ist  dann  rechtlich  nicht  gehindert,  un- 
beschränkte Zeit  au!  seinem  Anwesen  zu  wirtschaften. 

Die  Erbpacht  liefe  also  eine  bestimmte  Zeit  zu  einem 
festgesetzten  Kanon;  dieser  Erbpachtzlnssatz  wird  sich  in 
den  nächsten  45  Jahren  niedrig  halten,  schon  um  die  Eib- 
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pacht,  wenn  wir  ein  Monopol  für  den  Landkauf  nicht 
durchsetzen,  gegenüber  dem  vollen  Eigentum  dem  einzelnen 
Ansiedler  erstrebenswert  zu  machen.  Es  wird  das  Ergebnis 
längerer  praktischer  Erfahrungen  sein,  zu  entscheiden,  ob 
der  Kanon  in  Geld  zu  erlegen  ist  oder  in  Naturalien,  die 
auf  Geld  umgerechnet  werden.*)  Es  ist  selbstverständlicli, 
-daß  wir  nicht  in  den  Fehler  des  alten  türkischen  Regimos 
verfallen  werden,  das  den  Kanon  im  Verhältnis  zu  dem 
Rohertrag  festsetzte:  also  geradezu  eine  Prämie  auf  exten- 
sive Wirtschaft  schuf.  Der  Kanon  wird  auf  eine  größere 
Anzahl  von  Jahren  unverändert  festzulegen  sein,  damit 
die  Kreditfähigkeit  dos  Erbpächters  nicht  zu  sehr  beein- 
trächtig't  wird.  Der  Wertzuwachs,  der  innerhalb  dieser  Zeit 
der  Allgemeinheit  verlorengeht,  kann  ihr  eventuell  durch 
geeignete   Steuermaßnahmen   zugeführt  werden. 

Bei  der  Festlegung  der  Höhe  des  Erbpachtzinses  müs- 
sen wir  zwei  Perioden  scharf  gegeneinander  abgrenzen, 
müssen  wir  uns  vor  allem  darüber  klar  sein,  was  wir  mit 
der  Erbpacht  zunächst  erreichen  wollen.  Das  Ziel  der 
Erbpacht  ist  nun  sicherlich  dies,  einen  möglichst  großen 
Teil  unseres  Volkes  durch  dieses  Institut  mit  dem  Boden 
von  Erez-Israel  zu  verwurzeln,  ohne  die  Schäden  des  rö- 
misch-rechtlichen Eigentums  mit  zu  übernehmen.  Das  Ziel 
ist  für  die  nächsten  Jahre  sicherhcH  nicht,  der  'Allge- 
meinheit aus  dem  Wertzuwachs  bedeutende  Summen  zuzu- 
führen. Diese  theoretischen  Ueberlegungen  Haben  jedoch  für 
die  Praxis  bei  der  Bemessung  des  Brbpachtzinssatzes  ent- 
scheidende Bedeutung. 

An  anderer  Stelle,  wo  wir  über  das  Kreditverhältnis 
bei  der  Erbpacht  handeln,  werden  wir  feststellen  können, 
daß  das  Erbpachtrecht  eine  ebenso  hohe  BeleiÜung  zuläßt 
wie  das  Eigentum;  aber  immer  nur  unter  der  Voraus- 
setzung, daß  der  Erbpachtzinssatz  nicht  allzu  Hoch  be- 
messen ist.  Hier  woUen  wir  nur  bemerken,  daß,  wenn  die 
Jüdische  Kolonisations  -  Zentrale  den  Erbpachtzinssatz 
auch  nui-  um  1  %  niedriger  staffelt  als  sie  es  nach  rein  ge- 
schäftsmäßigen Prinzipien  tun  würde,  dieses  eine  Prozent 
bei  einem  Zinssatz  von  4  "Zo  nach  100  Jahren  das  12.87fache 
»)  Vergl.  Nathao  ben  Nathan  .Volk  und  Land",  Seite  586. 


136 

des  ehemaligen  Bodenpreises  ergeben  würde,  d.  h.  der  Boden 
müßte  nach  100  Jahren  den  13.87fachen  Wert  haben,  damit  die 
Gemeiasohaft  nur  nichts  verliert;  dies  wäre  eine  Erhöhung 
des  Bodenwertes,  die  auch  der  kühnste  Optimist  nicht  er- 
warten dürfte. 

Auch  hier  zeigt  sich  die  Komphziertheit  des  sozialen 
Aufbaues  in  Palästina  mit  besonderer  Deutlichkeit.  Wir 
müssen  nicht  nur  neue  soziale  Formen  schaffen,  sondern 
gleichzeitig  eine  stadtverbundene  Masse  zu  einem  mit  der 
Landwirtschaft  verknüpften  Volke  gestalten,  und  so  heißt 
es,  für  die  Uebergangszeit  Formen  zu  schauen  —  und  dies 
ist  für  die  Landwirtschaft  die  Nationalisierung  des  Bodens 
in  Verbindung  mit  der  Erbpacht  — ,  die  einer  gewissen 
Dehnbarkeit  fällig  sind,  so  daß  sie  nach  Herstellung  einer 
gewissen  Stabilität  der  Verhältnisse  nicht  nur  den  einzelnen 
Landwirten  dienen,  sondern  auch  der  Allgemeinheit  den 
gebührenden  Anteil  verschaffen. 

Grundsätzlich  muß  jedem  Juden  Gelegenheit  geboten 
werden,  jüdischen  Volksboden  zu  pachten.  Eine  Aus- 
schüeßung  muß  besonders  motiviert  werden.  Sie  wird  in 
den  Fällen  eintreten,  in  denen  der  Bewerber  nicht  selbst 
landwirtschafthch  tätig  ist.  Doch  werden  in  den  Kolonisa- 
tions-Jahrzehnten manche  Ausnahmen  von  diesem  Prinzip 
statuieii  werden  müssen,  da  viele  Juden,  die  selbst  nicht 
mehr  landwiitschafthch  tätig  bein  können,  jüdischen  Volks- 
boden zu  pachten  gedenken,  den  einstmals  ihre  Kinder  be- 
stellen soUen. 

In  jedem  Falle  ist  ein  Landhöchsimaß  iestzuset/.en. 

In  der  w:esentnchsten  Frage  bei  der  Bestimmung  eines 
Landhöchstmaßes,  ist  eine  ziemlich  weitgehende  Einmütigkeit 
zu  erkennen;  es  \vird  von  allen  Seiten  verlangt,  daß  ein 
jüdischer  Großgrundbesitz  in  Palästiaa  von  vornherein  un- 
möglich zu  machen  sei,  und  auch  diejenigen  Zionisten,  die 
mit  einer  starken  ländhchen  Lohnarbeiterschaft  rechnen, 
setzen  ein  Landhöchstmaß  von  ca.  200  Dunam,  das  sind 
noch  nicht  20  Hektar,  fest.  Insoweit  herrscht  Einigkeit.  So- 
bald die  Dinge  jedoch  konkretere  Gestalt  annehmen,  sind 
tiefgehende  Divergenzen  zu  konstatieren.  Sie  beruhen  •  ein- 
mal darauf,   daß   die  Frage,   ob  Getreide-   ob  Pflanze n^^^rt- 
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Schaft,  noch  imiüer  nicht  genügend  geMärt  ist.  So  soHreibt 
Kaplansky'(in  Anlehnung  an  Oettinger^)  in  einem  Aufsatz 
im  3.  Heft  von  Erez  Israel: 

„Die  Verteilung  der  200.000  Wirtschaftsbetriebe  ist  wie 
folgt  denkbar: 

1.  30.000  Betriebe  mit  vorwiegendem  Getreidebau 

zu  je  20  ha,  zusammen 600.000  ha 

2.  40.000       „  „    intensiver  Viehwirtschaft 

zu  je  10  ha,  zusammen 400.GOO  „ 

3.  30.000       „  „     iinbewässerten  Pflanzungen 

zu  je  7V2  ha,  zusammen 225.000  „ 

4.  20.000        „  •        „     bewässerten  Pflanzungen 

zu  je  4  ha,  zusammen 80.000  „ 

5.  20.000        „  „     bewässertem  Gemüsebau 

zu  je  2  ha,  zusammen 40.000  „ 

6.  60.000  Arbeiterheimstätten  (40.000  zu  je  V»  ha) 

(20.000  „    „   2  „)  zusammen    60.000  „ 

Nach  Ruppin  ist  das  Verhältnis  ein  ganz  anderes. 
Er  unterscheidet  5  Typen: 
6.000  Großpflanzer  (je  zur  Hälfte  entweder  mit  70  Du- 
nam  teilweise  bewässertem  oder 
mit  2C0  Dunam  unbewä«.  Boden)    810.000  Dunam 
24.000  Pflanzer  (je  zur  Hälfte  mit  50  Dunam  teilweise 
bewässertem  oder  100  Dunam  unbe- 

wässertem  Boden) 1,800.000      „ 

30.000  Bauern  ä  100  Dunam 3,000.000      „ 

30000  Kleinsiedler  ä  15  Dunam  .  . 450.000      „ 

30.000  Häusler  ä  10  Dunam 300  000      „ 

120.000  Ansiedler 6,360.000  Dunam 

Von  diesen  ist  nur  der  Bauer  im  Getreidebau  tätig, 
allerdings  beansprucht  er  allein  fast  die  Hälfte  des  gesam- 
ten Areals. 

Wir  haben  uns  im  1.  Teil  dieser  Arbeit  ausführlicH 
mit  der  Art  der  palästinensischen  Landwirtschaft  befaßt 
und  dort  ausgeführt,  warum  uns  die  Püanzungsarbeit  be- 
sonders geeignet  fiir  die  jüdische  Kolonisation  ersoheiit.  In 
diesen  Zusammenhängen  ist  noch  zu  bemerken,  daß  die 
Uebemahme  von  Pflanzungen  unsere  Kolonisation  bedeu- 
tend vereinfacht,  da  dazu  nur  eine  weit  geringere  Fläche 
erforderlich  ist. 

Wenn  daher  nicht  irgendwelche  ganz  schwerwiegende 
Motive  uns    dazu    nötigen,    den    Bauerntyp    besonderä    zu 

*)  Methoden  und  Kapitalbedarf  jüdischer  Kolonisation  in  Palästina, 
Den  Haag  1916. 
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propagieren  -  Ruppins  Augführungen  vermögen  Vs 
von  dieser  Notwöndigkeit  nicht  zu  überzeugen  -  so  habfen 
gerade  Ruppins  Darlegungen  gezeigt,^)  'daß  er  total  unbe- 
rechtigt ist. 

Nur  an  den  Stellen,  an  denen  neben  ausgedehnten 
Pflanzungsbo'den  auch  solche  angeboten  werden,  die  sich 
aUein  für  Getreidewirtschaft  eignen,  werden  wir  in  Pa- 
lästina Landwirte  haben,  die  hauptberuflich  in  der  Ge- 
treidewirtscKaft  tätig  sind,  wenn  nicht  die  Acirerbeetkultur 
des  Getreides  die  Unterschiede  et%vas  verwischt. 

Es  ist  selbstverständlioK,  daß  bei  der  Pestsetznng  eines 
t'andhöcEstmaßes  diese  Verschiedenheit  'der  Bodenqualitäten 
gebührend  zu  berüofeichtigen  ist.  Für  die  reine  Getreide- 
wirtscKaft,  in  der  nur  ein  geringer  Prozentsatz  der  Ansied- 
ler tätig  sein  wird,  besitzen  vdr  noch  Icein  ausreichendes 
Material  zur  Festsetzung  eines  Laüclhöchstmaßes ;  hier  be- 
darf es  noch  sehr  eingehender  VonintersucEungen.  üppen- 
heimer  hat  für  die  ganze  Welt  naohgewiesen,  daß  eine 
Bauernfamilie  im  großen  Durchschnitt  nicht  meKr  als  i  ha 
pro  Kopf,  das  sind  5  Ka  pro  Familie,  bestellen  klinn.  In 
Palästina  dürfte  trotz  des  starken  Raubbaus,  der  mit  den 
Böden  getrieben  worden  ist,  diese  Fläche  schon  Jetzt  ge- 
nügen, mit  voller  Gewißheit  aber  in  späteren  JaEren,  wenn 
"die  Böden  durch"  Düngung  \vie'der  in  die  Höhe  gebracht 
worden  sind  und  "die  Bevöllferung  eine  starke  Ver'dicEtnng 
erfahren  hat. 

In  der  Pflanzungsl^olonisation  Eestätigen  Ruppins  Bö- 
recEnungen  mit  aller  Deutliohteit,  was  Davis  TrietscE 
schon  seit  längerer  Zeit  immer  wieder  betont  hat,  daß  eine 
Fläche  von  iVs  Ea  vollauf  genügt,  um  eine  Familie  aus- 
kömmlich zu  ernähren,  und  zwar  bei  den  augenblicklich 
üblichen  tecEniscEen  Methoden;  selbst  nacE 
Ruppin  wird  daher  späterhin  i  Ea  ausreichen. 

Soskin  kommt  in  seinem  Buche  ,, Kleinsiedlung  und 
Bewässerung.  Die  neue  Siedlungsform  in  Palästina"  zu 
"Vorschlägen,  die  noch  weit  darüber  Einausgehen.  Er  will 
in  den  Mittelpunkt  der  Kolonisation  eine  künstlicE  bewäs- 
serte "Wirtschaft  setzen,  in  der  der  einzelne  Siedler  von  V2  Ea 

')  a.  a.  0.  S.  155  und  verschiedene  andere  Stellen. 
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einen  auskömmlichen  Lebensunterhalt  gewinnen  kann,  und 
glaubt  iür  Paläsfma  300.000  ha  bewässerbaren  Bodens  an- 
setzen zu  können."  (Das  Endergebnis  dieser  Zahlen  ent- 
spricht dem  Ballods,  doch  weicht  Soskin  bei  den  einzelnen 
Summanden  stark  von  Ballod  ab.)  Auf  diesen  Böden  wür- 
den also  dann  000.000  Familien,  d.  h.  3,000.000  Menschen 
siedeln  können.  Es  ist  nicht  möglich,  bevor  größere  prak- 
tische Erfahrungen  vorliegen,  die  Richtigkeit  der  Soskin- 
schen  ^Ausführungen  nachzuprüfen.  Gewiß  ist,  daß  der 
Frage '  der  künstlichen  Bewässerung  noch  nicht  die  genü- 
gende Aufmerksamkeit  gewidmet  worden  ist.  Wenn  es  je- 
doch möglich'  ist,  den  Soskan'schen  landwirtschaftlichen 
Typus  in  Palästina  zu  schaffen,  so  würde  er  der  wesent- 
lichste Typus  unserer  Kolonisation  sein.  Denn  er  ist  der 
billigste,  gebraucht  am  wenigsten  Boden,  kommt  der  jüdi- 
schen Veranlagung  entgegen  imd  hebt  die  Land- 
arbeiterfrage vor  ihrem  Entstehen  auf. 
Bin  Landhöchstmaß  für  Siedlungen  ^vurde  dann  um  1  ha 
herum  liegeft. 

Wie  ist  nun  das  Landhöchstmaß  bei  Pflanzungen  zu 
bestimmen,  wenn  wir  jetzt  einmal  die  Ruppiosohen 
Schätzungen  zugrunde  legen? 

Die  Idee  eines  wahrhaft  sozialen  Aufbaues  verlangt 
eine  Beseitigung  des  landwirtschaftlichen  Lohnarbeiterstan- 
des, eine  Wirtschaftsform,  bei  der  das  Land  von  einzelnen 
selbstarbeitenden  Familien  oder  von  Genossenschaften  be- 
stellt wird.  (Es  ist  ebenso  bemerkenswert  wie  bedauerlich, 
daß  der  schon  mehrfach  erwähnte  Bericht  der  Erez-Israel- 
Kommission  den  selbstwirtsohaftenden  Bauern  nicht  zu 
kennen  scheint.  In  diesem  Buche,  in  dem  es  sich  um  eine 
Klärung  der  Voraussetzungen  handelt,  ist  nicht  der  Oil, 
auf  die  prinzipiell  so  überaus  wichtige  Frage  einzugehen, 
welche  von  beiden  Formen  (ceteris  paribus)  zu  bevorzugen 
sein  wird.  Es  ist  dies  eine  Frage,  die  von  sozialisti- 
schen Gesichtspunkten  allein  aus  nicht  zu  beant- 
worten ist,  eine  Frage,  über  die  gerade  unter  Sozialisten 
erhebliche  Meinungsverschiedenheiten  bestehen.  Dieses  Buch 
aber  setzt  es  sich  zum  Ziel,  sozialistische  Gedanken  in  ilirer 
Anwendung    auf    die    zionistischen  Realitäten    zur  Darstol- 
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lung   zu   bringen,    und     so    muß     dio    BeÜandlting    dieses 
Problems  an  dieser  Stelle  unterbleiben.) 

Es  ist  anzunehmen,  daß  es  auch!  in  Palästina  aus 
technischen  Gründen  notwendig  sein  wird,'  landwirtschalt^ 
liehe  Betriebe  zu  erwerben  mit  einem  Areal,  das  nicht  von 
einer  einzelnen  Familie  bestellt  werden  kann,  sei  es  Alis 
Gründen  der  künstlichen  Bewässerung,  sei  es  zur  Vorbe- 
reitung oder  zur  Erprobung  neuer  landwirtschaftlicher  Me- 
thoden. Für  diese  Großbetriebe  kommen  einmal  Lehr- 
farmen des  N.  F.,  und  weiterhin  landwirtschaftHche  Pro- 
duktiv-Genossenschaften  in  Frage. 

Aus  unseren  Ausführungen  ergibt  sich,  daß  wir  das 
Schema  der  landwirtschaftlichen  Betriebsformen,  das  Ruppin 
aufstellt,  vollständig  ablehnen  müssen.  Neben  dem  Öroü- 
pflanzer  und  (dem  Pflanzer,  auf  die  wir  später  eingehen 
wollen,  rechnet  Ruppin,  wie  bereits  betont,  mit  30.000 
Bauern,  30.000  Kleinsiedlern  und  30.000  Häuslern.  Die  An- 
Siedlungskosten  denkt  er  sich  in  folgender  Weise  verteilt: 
(Siehe  S.  142-145.)  • 

Der  jüdische  Arbeiter  soll  nach  Ruppin  nur  eine  vor- 
übergehende Erscheinung  seia:  er  soll  aufsteigen,  aber 
nicht,  wie  es  doch  naturgemäß  wäre,  zum  Klleinsiodler,  son- 
dern zum  Getreidebauer  oder  Häusler.  Daher  wird  der  Ge- 
treidebauer und  der  Häusler  ganz  außerordentlich  höoli 
unterstützt.  Sie  tragen  nur  7— 9V2%  der  Kosten  bei,  wäh- 
rend der  Kleinsiedler  fast  die  Hälfte  sämtlicher  Koston 
selbst  aufbringen  muß.  Es  ist  hier  nücht  der  Ort,  'die  Frage 
zu  behandeln,  ob  die  absolute  Höhe  der  Kosten^)  richtig  ist 
oder  nicht,  hier  müssen  wir  aber  scharfen  Widerspruch  er- 
heben gegen  eine  derartige  Verteilung  nationaler  \GEeldtir. 
Derjenige  Typus,  der  für  uns  api  wesentlichsten  ist,  der 
Kleinsiedler,  der  selbständig  ist,  der,  wie  Ruppin  selbst  be- 
tont, der  jüdischen  Eigenart  entgegenkommt,  der  nur  einer 
einjährigen  Vorbereitung  bedarf,  —  dieser  Typus  wird  am 
wenigsten  unterstützt.  Dagegen  derjenige,  der  siebenmal  so 
viel  Boden  braucht,  der  die  doppelten  Kosten  beansprucht, 
dessen  Arbeitsweise  der  jüdischen  Eigenart  nicht  liegt,  der 
»)  Die  palästinensische  Währung  ist  heute  das  ägyptische  Pfund 
Sterling.  Ein  Fr.  entspricht  ungefähr  3/25  Pf. 
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Getreidebauer,   und  derjönige,    bei   dem    der  Arbeiter    lui- 
selbständig  bleibt,,  der  Häusler,   wird   am  meisten  unterstützt. 

Es  ergibt  sich  aus  unseren  bisherigen  Darlegungen, 
daß  wir  den  Kleinsiedler  vor  allem  propagieren  und  bei  sei- 
ner Kreditierung  so  großzügig  vorgehen  müssen,  wie  dies 
Ruppin  für  den  Häusler  und  Getreidebauer  vorgeschlagen 
hat.  Unter  dieser  Voraussetzung  werden  für  den  Klein- 
siedler nur  lÖOO  bis  1200  Fros.  als  Eigenkapital  nötig  sein, 
d.  h.  dem  jüdischen  Landarbeiter  wird  die 
Möglichkeit  gegeben,  in  absehba^r  Zeit 
selbständig  zu  sein,  in  einer  Wirtschafts- 
art, die  seiner  Veranlagung  entgegen- 
kommt. Da  Ruppin  den  Arbeiter  zum  Häusler  aufsteigen 
läßt,  der  von  seiner  Wirtschaft  nur  ein  Drittel  seines  Lebens- 
unterhaltes gewinnen  kann,  so  ist  es  vielleicht  kein  ZufaÜ, 
daß  in  seinem  Schema  der  Großpüanaer  und  der  MÜttel- 
pflanzer,  die  auf  fremde  Lohnarbeit  angewiesen  sind,  nicht 
als  vorübergehende  Betriebsformea  behandelt  werden.  Und 
auch  hier  imterscheiden  vnr  uns  notwendigerweise  von  ihm. 
Die  gesamte  Kolonisationsgeschichte  hat  gezeigt,  daö  auf 
die  Dauer  jüdische  Großpflanzer  stets  arabische  Arbeiter 
beschäftigen.  Schon  aus  diesem  Grunde  haben  w^r  nicht 
die  mindeste.  Veranlassung,  eine  Kolonisation  zu  unter- 
stützen, die  van  vornherein  auf  nationales  Verlustkonto  zu 
buchen  ist.  Aber  auch  wenn  bei  geänderten  Bedüigungc, 
ein  jüdischer  Land  arbeiterstand  innerhalb  einer  privatwii 
schafüichen  Kolonisation  möglich  wäre,  würden  wir  diese 
Kolomsationsform  aufs  schärfste  ablehnön,  da  ein  d  a  u  - 
er  n  d  e  r  Landarbeiterstand  der  Krebsschaden  jedes  wahr- 
haft sozialen  Aufbaues  ist. 

Daher  muß  das  Landhöchstmaß  auch  bei  Püanzvingen 
auf  eine  Fläche  festgesetzt  werden,  von  der  eine  ein- 
zelne Familie  ohne  Lohnarbeiter  existie- 
ren  kann.  (Für  die  Kooperativen  gelten  analoge  Bestim- 
mungen.) Doch  muß.  es  möghch  sein,  es  »nach  Ablau! 
größerer  Zeiträume  neu  festzusetzen.  Wir  müssen  uns  vor 
Augen  halten,  daß  es  unser  Ziel  ist:  in  Palästina  darf  nie- 
mand landlos  sein.  Jedem  Juden  muß  das  Recht  offen 
bleiben,    auf    jüdischem    Boden     zu     siedeln.     Individuelle 
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I.    Ansiedlertypen 


Erforderliches  Kapital. 
ffi  A.   Anlagekapital: 

I.  Immobilien. 

a)  Boden: 

bewässert  100  Fr.  pro  Dunam 

unbewässert  60  Fr.  pro  Dunam  . 

b)  Bodenamelioration,  Straßen  usw. 

c)  Bewässerungsanlage 

d)  Wasserleitung  für  Trinkwasser  und  Gemüsegarten 

e)  Wohnhaus  und  Umzäunung 

Viehstall 

Geflügelstall 

Schuppen  

f)  Pflanzungen: 

bewäsöert  ä  900  Fr 

unbewässert  ä  150  Fr 

Immobilien-Kapital  insgesamt 

II.  Mobilien. 

a)  Lebendes  Inventar : 

Zugvieh  ä  500  Fr 

Milch-  und  Mastvieh  ä  250  Fr 

Geflügel 

Bienenstöcke 

b)  Totes  Inventar: 

Wagen 

Maschinen,  Geräte 

Dünger 

Hausmobiliar 

Mobilien 

Immobilien  und  Mobilien  zusammen 

B.  Betriebskapital     

Gesamtes  erforderliches  Kapita)     
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Getreidebauer 

Kleinsiedler 

Häusler 

arbeitet  salbt 

arbeitet    selbst,    mit 

gelegentlicher    Hilfe 

von  Lohnarbeitern 

arbeitet  anderweitig 
als  Lohnarbeiter;  ar- 
beitet in  freier  Zeit 
auf  seinem  Land 

• 

♦ 

1000 

6000 

300 

1300 

600 

2000 

500 

300 

— 

1000 

— 

1000 

500 

500 

4000 

3000 

2000 

1500 

1500 

1000 

500 

500 

5000 

500 

500 

6500 

1  D 

900 

-                      3500 

20  D 

3000 

3D 

450 

3D 

450 

18.500 

9650 

5350 

1000 

500 

1000 

500 

500 

200 

200 

200 

100 

2300 

100 

1300 

100 

800 

500 

300 

♦ 

• 

500 

100 

100 

300 

)50 

— 

300 

1600 

200 

750 

100 

200 

3900 

2050 

1000 

22400 

11700 

6350 

1600 

1200 

300 

24000 


12900 


6650 
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I.    Ansiedlertypen 


Von  dem  erforderlichen  Gesamtkapital  soll  liefern: 

der  J.  N.  F.  durch  Bereitstellung  des  ameliorierten  Bodens 

die  Hypothekenbank 

der  Kolonisatiqpsfonds  (als  Ansiedlungsbeihilfe) 

der  Ansiedler  selbst 

Reineinnahmen 
nach  Abzug  der  Steuern  und  der  Abschreibungen  auf  Gebäude  (2'»/o) 

und  Inventar  (lO'/o) 

bewässerte  Pflanzungen  ä  125  Hr.  pro  Dunam 

unbewässerte       „  »24„      „         „        

bewässerter  Boden  für  Gemüse  und  Luzerne  ä  50  Fr .  . 

unbewässerter  Boden  für  Getreide  und  Futter  ä  12  Fr 

Gemüsegarten 

Viehwirtschaft 

Geflügelhof 

Bienenzucht       

Nebeneinnahmen  aus  Lohntransporten 

Gesamt'Reineinnahmen 

Hiervon  sind  abzuziehen: 
6o/o  Zinsen  und  Amortisation  der  Hypothek  bezw.  3  o/o  Pachtrate  für 
J.  N.  F.-Boden 

Bleibt  Reingewinn  außer  freier  Wohnung 

Die  Verzinsung  des  Eigenkapitals  (einschl.  Ansiedlungsbeihilfe)  des 
Ansiedlers  beträgt  (nack  Abzug  der  Baukosten  des  Wohnhauses, 
die  durch  die  freie  Wohnung  kompensiert  werden) 


Anmerkung:    ')  Beleihung  der  Gebäude  mit  SO^/o,  der  Pflanzungen 

mit  70»/o. 

2)  Die    höheren    Reineinnahmen    pro    Dunam    beim 

Kleinsiedler   und  Häusler  erklären   sich   aus   der 

"rößeren  Arbeitsintensität  auf  der  kleineren  Fläche. 
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Getreidebauer 


Kleinsiedler 


Häusler 


9000 

— 

7300  0 

5985 

6000 

— 

1700 

6915 

480 

924 

100 

300 

50 

20 


1874 


708 


ä  175  2)  175 
ä  30  2)  90 
ä  75  2)       675 

100 

200 

50 

20 

100 


ä30  2) 
ä20  2) 


1410 


360 


1106 


1050 


31-730/0  3) 


26-82  o/o  3) 


1400 
3115  0 
1500 
635 


90 

100 

.  100 

200 

50 

20 


560 


229 


331 


2450/0  3) 


Anmerkung:  3)  in  diesem  Reingewinn  steckt  auch  die  eigene  Arbeit 
des  Ansiedlers  und  die  seiner  Frau.  Beim  Häusler 
erklärt  sich  die  enorme  Verzinsung  von  245  0/0  dadurch, 
daß  der  Reingewinn  hauptsächlich  Gegenwert  der 
Arbeitsleistung  des  Häuslers  und  seiner  Frau  ist. 

10 
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Ge9ich!spunlrte  miisseii  zurücktreten.  Wir  sprachen  davon, 
daß  der  Erbpächter  nach  Ablauf  der  Brbpachtzeit  das  Vor- 
pachtrecht ^egenübei^  jedem  Dritten  Habe';  hier  müssen  wir 
jetzt  eine  Einschränkung  vornehmen:  das  Vorpachtrecht 
kann  gegebenenfalls  auf  einen  Tgü  des  Uandes  besoHrSnkt 
werden.  Selbstverständlich  wird  hierbei  mit  der  größten 
Umsicht  vorgegangen  werd^en  müssen.  Das  L'andhöcHstmaß 
darf  niemals  so  gering  sein,  daß  der  Erbpächter  nicht 
mehr  seinen  vollea  L'ebensunterKalt  davon  gewinnen  Kann. 
Er  muß  ausEömmlich  von  seiner  Tätigkeit  leben  können. 
Jedoch  je  intensiver  die  L'andwirtschaft,  je  dichter  besiedelt 
'das  Land  ist,  desto  geringeren  'Anteil  am  Bodenbesitz 
braucht  er.  Und  in  der  Verringerung  dieses  TJandmaßes 
ist  auch  dip  MögEchkeit  gegeben,  unser  Ziel  auf  die  Dauer 
sicherzustellen:  Palästina  zur  Heimstätte  des  judischen 
Volkes,  d.  h.  jedes  einzelnen  zu  machen. 

Einer  der  wesentücKsten  Gesichtspunkte  für  die  Durch- 
führung der  Erbpacht  ist  ilire  Kreditierung,  —  damit  das 
Verhältnis  des  eigenen  Kapitals  des  Ansiedlers  zum  frem- 
den. Dies  ist  von  ganz  erheblicher  Bedeutung,  wenn  wir 
be'denl^en,  daß  die  Elemente,  die  für  die  laridwirtechaftlichen 
Siedlungen  in  Palästina  in  erster  Reihe  in  Frage  kommen, 
meist  min'derbemittelten  Kreisen  angehören  und  niefit  ge- 
rade, wie  aus  den  bisherigen  IßrfaHrungen  hervorgeht,  all- 
zu dicht  gesät  sind. 

Würde  man,  und  das  ist  bei  allen  römisch-rechtlichen 
Verkäufen  der  Fall,  gezwangen  sein,  nur  die  Vermögenden 
unter  ihnen  zu  berücksichtigen,  so  wäre  das  landwirtscfialt- 
liche  Einwanderer-Element  derartig  gering,  daß  das  ganze 
Kolonisationswerk  in  ein  Schneckentempo  geraten  würde 
and  nicht  im  geringsten  den  Anforderungen  entspräche,  die 
wir  stellen  müssen. 

Nein  !  Das  Siedelungswerli  darf  sich  schon  seiner  Idee 
nach  nicht  auf  die  vermögenden  Klassen  beschränken,  es  muß 
auch  die  ärmeren  Schichten  umfassen,  und  für  das  land- 
wirtschaftliche Gebiet  ist  der  geeignetste  Weg  die  Erbpacht, 
da  diese  jedes  phüantropische  Moment  ausschließt.  (In 
Paranthese  möchten  wir  bemerken,  daß  die  Erbpacht  auch 
für  den  wohlhabenden  Einwanderer  die  Siedlung    sefir  er^ 
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leichtert;  das  Geld,  das  er  für  den  Kaufpreis  des  Landes 
anwenden  müßte,  kann  er  jetzt  benutzen,  um  alle  erreicH- 
baren  Verbesserungen  in  seinem  Betriebe  einzuführen  und 
seine  Wirtschaft  möglichst  zu  intensivieren,  um  sie  auf  die 
höchstmögliche  Rentabilitätsstufe  zu  bringen,  zu  seinem 
Nutzen  und  zum  Nutzen  der  Siedlung.  Würde  er  zu  die- 
sem Zwecke  KapitalÄborgen  (vorausgesetzt,  daß  die  Kredit- 
Organisation  in  Palästina  bis  dahin  weit  ausgedehnt  ist), 
so  würde  ihn  die  Verzinsung  weit  teurer  zu  stehen  kommen 
als  die  Rente,  die  er  als  Erbpacht  dem  Nationalfonds  zu 
zahlen  hat.) 

Die  Frage  der  Kreditierung  der  Erbpacht  ist  von  Ju- 
lius Simon  in  einem  kurzen,  ausgezeichneten  Aufsatz  im 
3.  Heft  von  Erez-Israel  behandelt  worden.  Ich  folge  daliei* 
seinen  Ausführungen.  Bei  den  Oettingerschen  sechs  Typen 
sind  Idie  Kosten  in  folgender  Weise  verteilt: 


Betriebstypus 


Gesamt- 
kosten 


Boden 


Gebäude  u. 

Investition 

in  Boden 

oder 
Gebäuden 


Lebendes 
u.  totes  In- 
ventar sowie 

Ausgaben 
bis  zum 

1.  Ertrag 


I.  Überwiegend  Ge- 
treidebau .  . 

II.  überwiegend  Milch- 
wirtschaft    .... 

III.  überwiegend  unbe- 
wässerbare  Pflan- 
zungen 

IV.  überwiegend  be- 
wässetbare  Pflan- 
zungen   

V.  überwiegend  be- 
wässerbarer Gemü- 
sebau     

VI.  Häuslertypen  .   .  . 


Frs. 
27.200 
22.700 

28.650 

41.300 

13.600 
5.000 


Frs.      o/o 


12.500 
7.500 

3.750 

6.000 


3.000 
1.000 


Frs.      o/o 


9.200 
9.300 

16.000 

28.900 


8.200 
2.950 


Frs. 

5,500 
5.900 

8.900 

6.400 

2.400 
1.050 


o/o 

20 
26 

31 

16 


18 
21 


Wir  sind  der  Ansicht,  daß  der  erste  und  zweite  Typus 
für  unsere  palästinensische  Kolonisation  kaum  in  größerem 
Umfange    in  Betracht  kommt.^)  Bei    den    unteren  vier  sind 

*)  Die  Berechnungen  Simons  über  die  Ersparnisse  an  Eigen- 
kapital bei  der  Erbpacht  sind  natürlich  völlig  unabhängig  davon,  ob 
die  einzelneu  Oettingerschen  Zahlen  zu  recht  bestehen,  oder  nicht. 
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die  reinen  Bodenpreise  kaum  ein  Fünftel  der  gesamten 
Kosten . 

Simon  sagt  daher  mit  Recht: 

„Die  Bereitstellung  des  Bodens  allem  löst  noch  nicht 
das  Problem  der  Kapitalb'eschaffuiig.  Die  Erbpacht 
kann  nur  dann  ihre  endgültige  wirtschaft- 
liche Präpon  deranz  vor  dem  freien  Eigen- 
tum erweisen,  wenn  die  Kreditbeschaf- 
fung in  Verbindnng  mit  der  Erbpacht 
nicht  schwerer  ist,  als  beimPrivateigen' 
tum."0 

Simon    geht    dann  auf  die  Beleihungsgrondsätze     ein. 

Er  schreibt:  „Zur  Ermittelung  des  Schätzungswertes 
einer  Wirtschaft  auf  Erbpachtboden  wäre  m.  B.  festzu- 
stellen : 

1.  Der  Wert  der  beleihbaren  Wirtschaftsanlagen  (Geb'äude 
und  feste  Investitionen). 

2.  Der  Kapitalswert  der  jährlicliea  Brbpaohtzinsleistung 
unter   Zugrundelegung   des  landesüblichen  Zinsfußes. 

3.  Der  nach  landesüblichen  Grundsätzen  kapitalisierte  Rein- 
ertrag (Bruttoerti'ag  abzüglich  Betriebskosten,  aber  ohne 
Abzug  der  Kapitalszinsen). 

Die  Hälfte  der  Summe  von  1  +  2  +  3  kanai  als  be- 
leihungsfähiger  Wert  der  auf  dem  Brbpachtreoht  emchieten 
Wirtschaften  betrachtet  werden 

Vergleichen  wir  nunmehr  auf  Grund  dieser  Wert- 
bemessungen den  Beleihungswert  einer  Wirtschaft  auf  Erb- 
pachtboden mit  demjenigen  einer  Wirtschaft  auf  fi'eiem 
Eigentum  unter  Zugrundelegung  der  Oettingerschen  Be- 
triebstypen und  Ziffern  unserer  ♦Tabelle  (bei  ö^Zoiger  Kapi- 
talisierung und  einer  P.achtdauer  von  5(T  Jahren)."  (Siehe 
S.  149.) 

Simon  kommt  zu  dem  Ergebnis,  daß  der  Beleihungs- 
wert einer  Wii'tschaft  bei  Erbpacht  ungefähr  derselbe  ist 
wie  beim  freien  Eigentum.  (Für  den  ländlichen  Boden  gilt 
somit  dasselbe  wie  für  den  städtischen;  siehe  S.  185.) 

Er    stellt    darauf    die    Ersparnis    an    Eigenkapital    bei 
der  Erbpacht  gegenüber  dem  Kauf  fest.  (S.  150 — 151.) 
»)  Von  mir  gesperrt. 
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e 

1 

JS    s 

BEIM    KAUF 

Stundungsjahre 

Eigenkapital 

BETRIEBS- 
TYPEN 

C    0) 

ü  i: 

§  2 

<0     > 

o 

1  eao> 

Hypothek       1 

Eigenkapital   | 

Betrag  von  57o  Zinsen 

zuzglStundg.zins 

cfio- 

>J3  > 

~.  a. 

cn 

II 

^•5 

in  o 

•OS 

slf 

bei  60% 

Hypothek 

(Pos.  7+10) 

1 

2 

3 

4 

5 

6      {      7 

8 

9 

10 

11 

12 

I    .    .    . 

21.700 

20.000 

10.000 

12.000 

11.700 

9.700 

10 

5.000 

6.000 

16.700 

15.700 

11    .    .    . 

16.800 

19.100 

9.550 

10.460 

7.250 

5.340 

3 

1.432 

1.719 

8.682 

7.059 

lii    .        . 

19.750 

22.300 

9.544 

• 

10.206 

* 

8 

3.817 

• 

14,023 

« 

IV    .  .  . 

34.900 

38.200 

16.500 

• 

18.400 

* 

6 

4.950 

* 

23.350 

* 

V    .   .   , 

11.200 

13.100 

6.550 

7.860 

«650 

3.340 

1 

327 

393 

4.977 

3.733 

V!    .   .   . 

3.950 

4.400 

— 

2.640 

— 

1.310 

1 

. ♦ 

132 

— 

1.442 

*  Kommt  bei  diesem  Betriebstypus  nicht  in  Betracht. 

Er  berechnet  das  Eigenkapital  des  Ansiedlers,  wie  es 
sich  bei  der  Erbpacht  und  dem  freieu  Kauf  nach  dem 
Oeltingerschctu  Betriebstypus  ungefähr  ergibt. 


Eigenkapital  gem98 
Tabelle  S.  150-151 

Eigenkapital  erhöht  um 
halben  ßetriebskredit 

Ersparnis 

bei  der 

Erbpacht 

gegenüber 

Kauf 

Betrag 

Betriebstypus 

bei 
Kauf 

bei 
Erbpacht 

bei 
Kauf 

bei 

Erbpacht 

I 

15.700 

1.380 

18.450 

4.130 

14.320 

II 

7.059 

1.395 

10.009 

4.345 

5.664 

III 

14.023 

9.718 

18.473 

14.168 

4.305 

IV 

23.350 

17.050 

26.550 

20.250 

6.300 

V 

3.733 

1.230 

4.933 

2.430 

2.503 

VI . 

1.442 

443 

1.967 

968 

999 

Diese  Zahlen  besagen  genug. 

Durch"  die  Nationalisierung  des  Bodens,  verbunden 
mit  der  Erbpacht,  wird  überhaupt  erst  die  Möglichkeit  einer 
wirklichen  Volkskolonisation  geschaffen,  da  sie  weit  weniger 
Eigenkapital  von   dem  Ansiedler  verlangt  und  nur  in  einer 
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BEIM    ERBPACHTRECHT 

ERSPARNIS  AN  EIGENKAPITAL 
BEI  DER  ERBPACHT  GEGENÜBER 
KAUF  BEI 

Gesamtkosten 

zuzügl. 
Stundungszins 

Hypothek 

Eigen  kapt.  unter 
BerUcksicht.d. 
Stunduogszins. 

■ax: 

w  hfl 

Po 
*=  1) 

5  m 
u  e 

«  3 

■ax! 
«3-53 

!©  4» 

V  3 

T3J3 

<U  3 

=05 

Biederer 
Beleihung 

Betrag 

höherer  Beleihung 
Betrag 

13            14 

« 

16 

17       :       18 

19 

20 

21 

9.200 
9.300 
16.000 
28.900 
8.200 
2.950 

12.420 
10.276 
19.084 
32.455 
8.487 
* 

13.110 

10.485 

• 

♦ 

5.548 
3.023 

9.660 
7.486 
9.366 
15.405 
6.027 
• 

11.730 

9.090 

* 

7.318 
2.580 

2.760 
2.790 
9.718 
17.050 
2.460 
* 

1.380 

1.395 

* 

♦ 

1.230 
443 

13.940 
5.892 
4.305 
6.300 
2.717 

14.320 
5.664 

* 

—  * 

2.503 

999 

» 

solchen  Höhe,  daß  die  Landarbeiter  nach  einem  gewissen 
Lernstadium  die  Mittel  sich  ersparen  können,  vm  auf  Erb- 
pachtboden zu  siedeln.  Nebenbei  sei  bemerkt,  daß  wir  in 
voller  Uebereinstimmung  mit  Simon  den  Brbpachtzins  .an 
zweiter  Stelle  rangieren  lassen,  hinter  den  Forderungen 
der  Hypothekenbanken.  Simon  folgert  daraus  mit  Recht, 
daß  der  Nationalfonds  sich  einen  gewissen  Einfluß  auf 
diese  vorbehalten  muß. 

Nationalisierung  des  Bodens  bedeutet,  daß  der  ge- 
samte Grund  und  Boden  Palästinas  nicht  im  Eigentum  von 
Privaten  steht,  sondern  ein  Obereigentum  der  Gemeinschaft 
konstituiert  wird.  Sind  die  politischen  Voraussetzungen  für 
eine  Nationahsierung  des  gesamten  Bodens  Palästinas  ge- 
geben? Diese  Frage  wird  wohl  auch  von  den  Befürwor- 
tern einer  allgemeinen  Nationalisierung  des  Bodens  ver- 
neint werden.  Eine  gesetzliche  allgemeine  Nationalisierung^ 
des  Grund  und  Bodens  würde  vor  allem  das  Land,  das 
sich  in  arabischer  Hand  befindet  (das  sind  über  90  "/o)  un- 
ter Obereigentum  stellen,  und  die  Frage  vnrd  sofort  akut 
werden:  Unter  wessen  Obereigentum?  Einen  Staat  im 
europäischen  Sinne  gibt  es  in  Palästina  zu  Beginn  des 
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.iüdischon   Kolonisetionswerlres   nicht.   D'ie  Forderung,     den 
gesamten  aralSiscKen  Boden  unter  das   öbereigentum     etwa 
der    jüdischen     Kolonisations-Zentrale     zn    stellen,    ist    so 
absurd,  so  phantastisch,  und  so  gefäHrlich,    daß    sie     wohl 
kaum  erhoben  werden  wird.  Es  bliebe  nur  die  Moslichkcit, 
das  Ean'd   unter  öbereigentum    Englands    zu    stellen,     wie 
dies  u.  a.  SosBn  verlangt  Hat.  Die  Folgen  wären    fiir  uns 
außerordentlich'  gtfnstig.  Wir  brauchten  Ireine  Sorge     melir 
•zu    Gaben    in  Bezug  auf  'die  Can'dspelnilatiori,    Iceine  Sorge 
für  die  Aufbringung    von    Kapitalien     zwecks    Bod'enfiaufs 
und  aucK  das  Vorlcaufsrecht,  das  icK  aus  Mangel    an   Ka- 
pitalien vorschlug,  konnte  wegfallen.  AlSer  ancb  dieser  Weg 
scheint  mir  aus  vielerlei  Gfründen  nicHt  gangbar    zu    sein, 
denn   Sosldn  verkennt  meiner  AnsicKt  nacli,    'daß  Ejisrland 
betont  bat,  es  erstrebe  das  Mandat  über  Pa1a?;tina  zur  Er- 
richtung    einer     nationalen     Heimstätte     für    das    jüdisclie 
V/)lS ;    und    in     cTer    ganzen     arabischen    Welt    wird      es 
natürlich"    Heißen,     daß     nicht     die    Engländer    'das     Ober- 
eigentum   besitzen,      sondern    "die     Juden,     in'    der    arabi- 
scEen  Welt,     deren    Natioixalb'ewulßtsein     durch     die    Unab- 
hangigiceit    von    den  Osmanen,    durcK   'die  ScHatfung  eines 
.  eisrenen  Reiches    starK    gewachsen    ist.    Die  Konsequenzen 
könnten  derart  sein,  daß  ich'  im  Zweifel  bin,  ob  wir    über- 
Haupt  an  die  engliscHe    Regierung    mit    dieser    Forderung 
herantreten  sollen. 

Eine  allgemeine  gesetzlicHo  Nationalisierung  des  Bodens 
in  Palästina  wird  es  daher  wohl  nicht  geben.  Fraglich 
bleibt,  oH  die  Befürworter  des  Prinzips  der  Nationalisierung 
auch"  den  bisherigen  jüdischen  Boden  unter  öbereigen- 
tum (1er  jii'dischen  Kolonisations  -  Zentrale  gestellt  wissen 
wollen.  Man  muß  hierbei  berücfeichtigen,  daß  die  bis-- 
Kerigen  Besitzer  'dieses  Bodens  sich'  zurückgesetzt  füHlen 
würden,  gegenüber  den  Arabern',  wenn  für  sie  Bestimmun- 
gen gelten  sollten,  'die  sie  in  ihrem  Eigentumsrecht  be- 
«schränken,  für  die  umwohnenden  Araber  dagegen  nicht. 
Doch"  wird  man  meiner  Ansicht  nacH  in  'cüesem  Punkte  un- 
schwer zu  einer  Einigung  gelangen,  wenn  man  das  Prinzip 
der  NationaHsieruAg  des  Bodens  für  jeden  neuen  Land- 
.  Iv-auf  proklamiert    und    für  die  bisher  in  jüdischen   Händen 
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befindlichen  Güter  das  Vorkaufsrecht    der    jüdischen  Kolo- 
nisations-Zentrale konstituiert. 

Ist  es  aber  wahrscheinlich,  daß  wir  einen  zentralisier- 
ten Landkaul  des  National-Fonds  als  Beauftragten  der  jüdi- 
schen Gemeinschaft  durchsetzen,  der  das  Land  für  das  jüdi- 
sche Volk  erwirbt  und  dem  Einzelnen  nur  in  Erbpacht 
weitergibt?  Die  Frage  ist  zum  mindesten  sehr  zweifelhaft, 
denn  Avir  müssen  uns  darüber  klar  sein:  wenn  wir,  das 
Recht  zum  alleinigen  Landkauf  verlangen,  würden  wir  nicht 
nur  Juden  vom  Privatkauf  ausschließen  müssen,  sondern 
auch  jede  andere  Nation,  da  sonst  jüdische  Spekulanten 
unter  fremder  FJagge  Käufe  vornehmen  könnten. 

Es  ^  ist  zurzeil  nicht  anzunehmen,  daß  wir  dies 
durchsetzen  können,  und  so  ist  schon  manch  einem 
der  bange  Gedanke  gekommen,  ist  nicht  aU  das,  was 
hier  postuüert  wird,  eine  Utopie,  die  in  der  Wii-klichlieit 
zerbricht?  Ich  halte  diese  Ansicht  nicht  nur  für  verfehlt, 
sondern  für  gefährlich.  Denn  wenn  wir  von  dem  Gedanken 
des  Obereigentums  fest  durchdrungen  sind,  so  werden  wir 
all  das  Gute,  das  wir  davon  erwarten,  durchsetzen,  auch 
wenn  wir  von  England  nicht  das  formelle  Recht  zum 
alleinigen  Landankauf  erhalten.  Wir  können  es,-  wenn 
wir  alle  unsere  wirtschaftlichen  Kräfte  für  dieses  Ziel 
einsetzen;  denn  es  bedeutet  im  wesentlichen  nichts  anderes 
als  die  Mittel  aufzubringen  für  derartig  umfangreiche  Land- 
käufe, daß  wir  den  größten  Teil  des  kultivierbaren  Landes 
für  das  jüdische  Volk  besitzen,  so  daß  das  eventuell  noch 
bestehende  Privateigentum  im  römisch-rechtlichen  Sinne  am 
Grund  und  Boden  von  geringer  Bedeutung  sein  wird.  Das 
Ruppinsche  Kolonisationsprogramm  rechnet  mit  580.000  ha 
zu  erwerbenden  Bodens ;  Soskin  mit  300.000  ha,  die  Erez- 
Israel-Kommission  mit  350.000  bis  450.000  ha. 

(Hierzu  ist  zu  bemerken,  daß  die  gesamte  Fläche  des 
^  türkischen  Palästina  ca.  3  Millionen  Hektar  beträgt 
und  die  Zahlen  der  in  absehbarer  Zeit  kultivier  baren  zwi- 
schen 1V4  und  2  Millionen  Hektar  schwanken.)  Ist  es  mög- 
Hch,  eine  Landstrecke  in  diesem  Umfange  in  kürzerer  Zeit 
zu  erwerben  ? .  Hierbei  ist  zunächst  zu  berücksichtigen,  daß 
in  Palästma    reichlich    200.000  ha    Staatsdomänen,    herren- 
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loses  Land  usw.  sind.  Die  Kosten  werden  sicherlich  niciit 
allzu  bedeutend  sein,  und  wir  werden  bei  den  Verhand- 
lungen mit  der  englischen  Regierung  einen  Modus  finden, 
der  unser  Kolonisationswerk  durch  Ankauf  dieser  Län- 
dereien zunächst  nicht  allzu  sehr  belastet.  Die  anderen,  ca. 
200—400.000  Hektar  sind  aus  Araberhand  zu  erwerben. 
Der  Bericht  'der  Erez-Israel-Kommission  rechnet  —  wohl 
etwas  sehr  knapp  —  mit  einem  Ltq.  pro  Dunam,  d.  h.  wir 
müssen  eine  Summe  von  3—6  Millionen  Ltq.  aufbrin- 
gen, natüd-lieh  nicht  auf  einmal,  sondern  innerhalb 
einer  Reilie  von  Jahren ;  das  ist  durchaus  möglich. 
Es  wäre  daran  zu  denken  (die  folgenden  Worte 
sollen  keinen  konkreten  Vorschlag  bilden,  sondern 
rein  theoretisch  den  Weg  zeigen),  daß  der  N.  F.  eine  An- 
leihe herausbringt,  für  die  «die  amerikanischen  Gemeinden 
die  Zinsgarantie  übernehmen,  zur  Erwerbung  von  Land, 
das  nach  den  Grundsätzen  des  N.  F.  bewirtschaftet  werden 
soll.  Als  Deckung  dieser  Anleihe  dienen  einerseits  die  Ein- 
gänge des  N.  F.,  andererseits  das  vom  N.  F.  gekaulte 
Land;  die  Anleihe  würde  sozusagen  als  erste  Hypothek 
auf  dem  vom  N.  F.  gekauften  Lande  stehen,  und  zwar  als 
eine  Hypothek,  die  jedes  Jahr  an  Sicherheit  gewinnt;  denn 
das  Land  wird  immer  mehr  erschlossen,  damit  wertvoller 
und  es  liegt  ja  gerade  im  Begriffe  des  Obereigentums,  daß 
dieser  Wertzuwachs,  der  nicht  der  individuellen  Arbeit  zu 
danken  ist,  der  Allgemeinheit  zugute  kommt.  So  scheint  mir 
die  Aufbringung  dieser  Anleihe  finanztechnisch  durchaus 
möglich ;  mehr  als  das :  notwendig,  wenn  wir  gewiUt  sind, 
den  Boden  Palästinas  als  unveräußerliches  Eigetotum  des 
jüdischen  Volkes  zu  erwerben  (im  übrigen  ist  auch  das 
Recht  zum  alleinigen  Landkauf,  das  wir  durchzusetzen 
hoffen,  lediglich  ein  formales,  wenn  wir  nicht  die  MittSl  zu 
umfangreichen  Landkäufen  aufbiingen).  Die  Anleihe  für. 
den  reinen  Landkauf  wird  meiner  Ansicht  nach  ohne  ver- 
hältnismäßig große  Schwierigkeiten  unterzubringen  sein. 
Die  Bodenpreise  bilden  aber,  wenn  maö  den  Durchschnitt  des 
ganzen  Landes  nimmt,  kaum  ein  Fünftel  der  gesamten  In- 
vestitionskosten, yrahrscheinlicli  sogar  noch  einen  geringereu 
Prozentsatz  (der  Prozentsatz    vermindert    sich  fast  propor- 
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tional  zu  der  Intensität  der  Bewirtschaftung).  Wii-  müssen 
dem  Ansiedler  'das  Land  nicht  nur  zur  Verfügung  stellen, 
sondern  sind  genötigt,  auch  zu  den  übrigen  Kosten  ein  Be- 
deutendes beizusteuern.   | 

Der  ideale  Fall  wäre  natürlich  der,  daß  man  auch 
diese  Kosten  durch  eine  VolksanleiHe  aufbringen  würde ;  es 
ist  aber  unwalirscheinlich,  daß  uns  derartige  Geldmittel  am 
Anfang  unseres  Kolonisationswertes  bereits  zrw  Verfügung 
stehen.  Der  Versuch",  sie  zu  erlialten,  sollte  in  jedem  Falle 
gemacht  werden.  ScEeitert  er,  d.  h'.  reichen  'die  Geldmittel 
nicht  aus,  so  sollte  'die  Kolonisations-Zentrale  für  die  Teile 
'des  L'an'des,  bei  denen  das  Erbpachtsystem  nicht  durch- 
geführt werden  kann,  das  Vorkaufsrecht,  wie  ^^^r  es  oben 
'dargestellt  Haben,  zur  Anwendung  bringen,  da  ia  beim  Vor- 
kaufsrecht ein  weit  größerer  Teil  des  Uandes  erworben 
und  weitergegeben  werden  kann,  weU  die  Geldmittel  in  kur- 
zer Zeit  ^vieder  zurückfließen.  Wenn  wir  ein  genaues  land- 
wirtscKaftliches  Taxierwesen  einerseits  und  weiterhin  ein 
Höchstmaß  d^s  Landes,  das  dem  Einzelnen  zur  VerRigu^g 
gestellt  wird,  besitzen,  so  unterscheidet  sich,  um  dies  nf6cli 
einmal  zu  betonen,  i-ein  av  i  r  t  s  c  h  a  f  1 1  i  c  b  das  Vorl^aufs- 
recht  nur  wenig  von  dem  reinen  Erbpachtsystem. 

AbgeseHen  davon,  daß  wir  einen  so  großen  Teü  Lan- 
des erwerben,  daß  eine  Bodenspekulation  nicht  mehr  auf 
ihre  Kosten  Kommt,  müssen  wir  alle  Mittel  ergreifen,  um 
diejenigen,  die  zum  L'anderwerb  aus*  Araberliand  unter 
Uebergehung  unserer  O'rganisationen  schreiten,  zur  An- 
nahme der  Grundsätze  des  N.  F.  zu  bringen.  Der 
Kolonisations  -  Zentrale  ist  die  Möglichkeit  gegeben,  in 
der  Kreditierung  des  Bodens,  der  Pflanzungen  und  Bauten 
den  Erbpächter  gegenüber  dem  Kolonisten,  der  sich  den 
Bestimmungen  des  N.  F.  nicht  fügen  wül,  zu  begünstigen. 
Mehr  als  dies:  sie  kann  —  ich  folge  hierin  Ruppin  — 
Böden,  die  in  wilden  Käufen  erworben  sind,  von  der  Be- 
leihbarkeit  ausschließen.  Dazu  kommt,  daß  die  Boden- 
käufe, wie  wir  bereits  betont  Haben,  für  den  einzelnen 
Ansiedler,  im  allgemeinen  sehr  schwierig  sind,  da  ja  'die 
arabischen  Ländereien  fast  immer  nur  in  größeren!  Kom- 
plexen verkäuflich  sind.   Weiterhin  l^ann  bei  der  Organisa- 
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tion  der  landwirtschaftlichen  Produzentengenossenschaften 
bei  einei*  eventuellen  Kreditierung  dieser  Genossenschaften 
eine  Begünstigung  der  Erbpächter  stattfinden,  insbesondere 
dann,  wenn  die  Einkaufszentrale  bereits  in  Tätigkeit  ge- 
treten ist. 

Wenn  die  Leiter  des  Kolonisationswerkes  unbeirrbar 
diesen  Weg  gehen  mit  dem  Ziele,  allen  in  iüdischen  Händen 
beJKndlicben  JBoden  zu  nationalisieren,  so  wird  ihnen  der 
Erfolg  nicht  versagt  bleiben. 

Es  iit  nicht  anzunehmen,  da'ß' England  der  Emführung 
des  Obereigentums  etwas  in  "den  Weg  stellen  wird.  Es  ist 
zwar  riclitig,  daß  in  den  Staaten  der  Entente  alle  Tenden- 
zen, die  mit  dem  Bolschewismus  auch  nur  die  entfernteste 
Aehnhchkeit  haben,  aufs  schärfste  bekämpft  werden,  aber 
für  die  Politilcer  \vie  für  die  Volkswirte  der  Entente  ist  das 
Obereigentum,  die  Erbpacht,  durchaus  kein  revolutionäres 
Prinzip,  da  dieses  Institut  auch  in  England  große  Ver- 
breitung gefunden  Kat."  (Allerdings  sind  dort  die  Nutznießer 
nicht  der  Staat,  sondern  Private.)  So  kann  man  behaupten, 
daß  keine  außerHalb  liegenden  Momente  unseren  Entschluß 
für  oder  gegen  das  Obereigentimi  tangieren  und  daß  wir 
frei  und  autonom  entscheiden  können.  Was  spricht  gegen 
'die  Einführung  der  Nationalisierung  'des  Grund  un'cl  Bodens, 
den  das  jüdische  Voll?  in  Palästma  erwirbt?  IcK  möchte, 
um  zu  verhindern,  daß  die  Erörterung  über  diese  Frage 
in  ein  unsachliches  Fahrwasser  gerät,  bemerlcen,  daß  die 
verschiedenen  Richtungen,  die  sich  hier  gegenüberstehen, 
nicht  mit  den  Schlagworten  „Kapitalisten" '(gegen  die  Na- 
tionalisierung 'des  Bodens)  und  ,,  Sozialisten  "'(für  die  Na- 
tionalisfierang)~zu  bezeichnen  sind.  Es  gibt  eine  große  'An- 
zahl von  Sozialisten,  die  vor  allem  gegen  die  sofortige  Ein- 
führung des  Obereigentums  sprechen  zu  müssen  glauben, 
und  es  hieße,  unser  Werl^  wie  uns6re  Ausein an'd'ersetzung 
diskreditieren,  wenn  wir  ilire  Argumente,  die  von  der  heißen 
Liebe  zu  unserem  Volke  diktiert  sind,  mit  dem  Schlagwort 
„Kapitalisten-Argumente"  abtun  wollten.  Diese  Gegner  des 
Obereigentums  erklären,  daß  das  Institut  des  Obereigen- 
tums nicht  im  mindesten  erprobt  sei  und  daß  wir  die  große 
Erweiterung  unseres  Kolonisationswerkes,  die  uns  an  sich 
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schon  schwere,  sehr  schwere  Arloeit  uiiibürdet,  nicht  mit 
Experimenten  und  neuen,  nicht  ausgeprobten  Formen  be- 
lasten dürfen.  Hierzu  ist  zunächst  rein  tatsächlich  zu"  be- 
merken, daß  das  Institut  der  Erbpacht  durchaus  nicht  so 
unbekannt  ist,  wie  verschiedene  Gegner  seiner  sofortigen 
Einführung  glauben.  Oettingcr  schreibt  über  seine  bisherige 
Verbreitung  im  1.  Heft  von  „Erez-Israel"  :'(S.  32  ff .  .) 

„Es  gibt  in  Europa  ein  Land,  welches  zuweilen  das 
Land  der  Erbpacht  genannt  wird,  trotzdem  seine  Bewohner 
als  ganz  besonders  individualistisch  und  praktisch  ange- 
legte Leute  gelten  und,  ganz  wie  die  Juden,  Eigentümer 
sein  wollen.  Dieses  Land  heißt  England,  und  seine  Haupt- 
stadt ist  fast  durchwegs  —  zu  sechs  Siebentel  —  auf  der 
Grundlage  der  Erbpacht  bebaut*  In  Liverpool  ist  ein  Viertel 
'der  Stadt  auf  Erbpachtgrund  errichtet,  und  seine  Vorstädte 
ganz  und  gar.  Birmingham  ist  zur  Hälfte  auf  in  Erbpacht 
genommenen  Boden  ausgebaut.  In  dem  Minenindustrie- 
gebiete  von  Wales  ist  diese  Besitzform  ebenfalls  sehr  ver- 
breitet. In  den  meisten  Fällen  sind  es  Private,  die  iliren 
Boden  in  Erbpacht  abgeben.  Es  gibt  aber  auch  Kommunen, 
die  ihre  Ländereien  in  Erbpacht  überlassen.  So  ist  die  Ge- 
meinde Liverpool  die  Eigentümerin  der  meisten  dort  in  Erb- 
pacht vergebenen  Grundstücke.  Sie  bezieht  daraus  ein  jähr- 
liches Einkommen  von  etwa  100.000  Pfund.  Auch  andere 
Stadtgemeinden  haben  ihren  Grund  in  Erbpacht  ausge- 
geben. So  hat  Bristol  aus  dieser  Quelle  eine  Jahresein- 
nahme  von  etwa  25.000' Pf.  Sterl.,  Derby  von  10.000,  Notting- 
ham von  ca.  15.000  usw.  .  .  . 

In  Verwendung  für  die  Landwirtschaft  erscheint  die 
Erbpacht  als  vorherrschende  Form  des  Besitzes  in  Mecklen- 
burg-Schwerin, wo  im  Jahre  1867  für  die  bäuerliche  Bevöl- 
kerung das  Brbpachtrecht  eingeführt  wurde.  Im  Jahre  1910 
bestanden  in  Erbpacht  auf  dem  Dominium  Mecklenburg- 
Schwerin  5500  Bauerngüter  (zu  wenigstens  60  Morgen 
Boden),  8000  Büdner  (zu  15-20  Morgen)  und  1500  Häusler- 
stellen  (mit  20— 40  Ar  Gartenland  pro  Stelle). 

In  HoUand  ist  die  Erbpacht  in  Bezug  auf  landwirt- 
schaftlichen Boden  namentlich  in  der  Provinz  Groningen 
verbreitet.   Viele   Stadtgemeinden   anderer   Provinzen    geben 
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sehr  gerne  ihre  Gründe  in  Erbpacht  aus.  In  Amsterdam, 
Haag,  Schie'dam,  Leeuwarden,  Harderwijk,  Viaardingen 
usw.  nehmen  die  sowolil  für  städtische  Bauzwecke  als  auch 
für  landwiHschaftHchen  Gebrauch'  in  Erbpacht  überlassenen 
BodenfläcHen  immerfort  zu.  * 

Auch  außerhalb  Europas  ist  die  Erbpacht  eine  ver- 
breitete Nutzungsform  des  Bodens.  So  kann  man  die  In- 
haber der  Vakufländereien  in  den  islamitischen  tändfern  als 
Erbpächter  betrachten.  In  einzelnen  Provinzen  Indiens  (in 
Bengalen,  in  den  nordwestlichen  Provinzen)  wird  das  L'and 
als  im  Eigentum  der  Zemindare  und  in  der  erblichen 
Nutzung  der  bäuerlichen  Ryots  angesehen.  In  Java  ondÜch 
gibt  die  niederländische  Regierung  unbebaute  Ländereien 
üi  Erbpacht  aus." 

Trotzdessen  ist  natürlich  die  Verbreitung  der  Erbpacht 
gegenüber  der  des  römisch-rechtliclien  Eigentums  am  Grand' 
recht  gering;  aber  was  Haben  wir  aus  der  bisherigen  Ge- 
schichte dieser  letzteren  Besitzform  gelernt? 

••  Setzen  wir  als  Maßstab  für  den  Erfolg  eines  Kolonisa- 
tionswerkes, daß  die  Kinder  und  Enkel  derjenigen,  die  es 
mitbegründeten,  auf  der  Väter  Güter  'das  L'and  bestellen, 
so  hat  die  erste  Form,  die  den  Kolonisten  das  iJand  zu 
vollem  Eigentum  üb'erläßt,  völlig  versagt. 

Sie  hat  das  Eindringen  des  Polentums  in  der  deutschen 
Ostmarlc  beschleunigt  wie  die  TscHechisierung  Böhmens,  sie 
hat  die  jüdischen  Kolonien  in  Palästina  zum  großen  Teil 
araJbisiert;  das  ganze  BucH  der  Erez- Israel-Kommission  ist 
eine  scHreiende  Anklage  gegen  'die  bisherige  privatwirt- 
scHaftliche  Kolonisation,  die  in  Palästina  ein  neues  Ghetto 
geschaffen  hat.  Daher  erscheint  es  mir  auch  nicht  ange- 
bracht, wenn  man  sagt,  wir  haben  Zeit  mit  'der  Einführung 
des  .Obereigentums,  bis  wir  wirklich  eine  große  Masse  in 
Palästina  sind ;  einmal  ist  noch'  sehr  zu  zweifeln,  ob  auf 
dem  Wege  die-^er  Kolonisation  eine  „Masse"  nach  Palästina 
geht  —  die  bisherigen  Erfahrungen  sprechen  'dagegen.  Vor 
aUem  ab'er:  Sind  erst  einmal  die  bisherigen  europäischen 
Besitzverhältnisse  in  Stadt  und  Land  herrschend  geworden, 
so  wird  es  mit  außerordentlichen  Schwierigkeiten  verbunden 
sein,  diese  wieder  zu  beseitigen ;  der  Klassenkampf,  wie  er 


159 


in    den    europäischen    Staaten    an    der  Tagesordnung    ist, 
scheint  mir    die   unausbleibliche  Folge.    Dagegen    sind    die 
Voraussetzungen     für     die     sofortige    Einführung    dos  ■ 
Obereigentums  in  Palästina  außerordentlich  günstig. 

Der  größte  Teü  des  Landes  ist  in  arabischem  Besitz, 
nur  ein  kleiner  BruchteU  ist  in  iüdische  Hände  übergegan- 
gen, und  auch. dieser  ist,  soweit  der  Nationallonds  koloni- 
siert, nicht  Privatbesitz  geworden. 

Für  das  gesamte  Land  -  arabisches  wie  jüdisches  - 
hatte  sich  der  türkische  Staat,  ähnlich  wie  bei  den  alten  Ge- 
nossenschaftsverbänden ein  Rückfallrecht  vorbehalten,  wenn 
das  erworbene  Land  drei  Jahre  hindurch-  nicht  bestellt  wird. 
Durch  diese  Besthnmung,  die  der  Ausbreitung  des  jüdischen 
Landbesitzes  häufig  in  den  Weg  ti'at,  weü  das  Land  eben 
bestellt  werden  mußte,  ist  der  Begriff  des  Obereigentums 
der  Gesamtheit  der  Palästinenser  nichts  Fremdes,  wie 
er  uns  Europäern  schon  geworden  ist,  und  daher  stehen 
der  Einführung  der  Erbpacht  in  Palästma  nicht  die  psy- 
chischen Hemmungen  der  Bewohner  entgegen  wie  inEui-opa, 
wo  bereits  der  überwiegende  Teü  des  Landes  in  Privat- 
besitz zu  unumschränkter  Verfügung  übergegangen  ist. 

Im  allgemeinen  ist  ein  längerer  Zeitraum  der  Vor- 
bereitung notwendig,  ehe  sich  das  Land  rentiert.  Diese  Tat- 
sache, an  der  sich  nach  dem  Kriege  kaum,  etwas  ändern 
wird,  ist  für  die  Einführung  der  Erbpacht  außer- 
ordentlich günstig.  Das  Land,  das  sich  zunächst  privat- 
wirtschaftlich nicht  rentiert  und  somit  von  Organisationen 
bewirtschaftet  und  zum  großen  Teil  erst  erschlossen  werden 
muß,  ist  ohne  ^oße  Schwierigkeiten  vor  den  Schäden  des 
Privateigentums  zu  bewahren.  Es  fehlen  die  starken  Hem- 
mungen, die  das  Institut  beispielsweise  in  Europa  mit  seiner 
jahrhundertealten,  von  den  Vätern  auf  die  Söhne  vererbten 
Siedlungsweise  zu  überwinden  hat;  es  fehlen  aber  anderer- 
seits auch  die  Hemmungen,  die  wenigstens  für  die  ersten 
Jahre  eine  von  Anfang  an  privatwirtschaftliche  Kolonisation 
im  Gefolge  hat. 

Füi-  unser  Werk  sind  die  Menschen  heranzubilden,  da, 
wie  wir  ja  alle  wissen,  die  meisten  mit  den  palästinensischen. 
Verhältnissen  nicht  vertraut  sind. 
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Es  sind  im  allgemeinen  Stadtmenschen,  nicht  ver- 
wachsen mit  der  Scholle,  auf  der  sie  leben;  die  überwie- 
gende Mehrzahl  steht  der  Lan^lwirtschaft  fern,  wohnt  in 
iiäusei'n,  an  die  sie  nur  äußere  Beziehungen  ketten.  Kein 
Wunder,  daß  so  viele  von  ihnen  in  dem  Boden  nur  ein 
Objekt  gleich  anderen  Handelsobjekten  erblicken,  ah  dem 
man  möglichst  viel  verdienen  will.  Auch  in  Palästina  ist  ja 
leider  der  Bodenwucher  bei  der  Vermietung  von  Wohnan- 
gen,  wie'  die  Vorgänge  in  Tel-Awiw  gezeigt  haben,  nicht 
unbekannt. 

Es  wäre  daher  äußerst  gefährlich,  unseren  Kolonislon 
das  Land  als  unumschränktes  Eigentum  zu  übergeben;  die 
Folgen  könnten  unabsehbar  sein. 

Angesichts  dieser  Tatsache  fragen  vnx  wieder :  Welche 
Gründe  werden  gegen  die  Nationalisierung  des  Bodens  an- 
geführt? Es  bleibt  nur  ein  einziger  Einwand:  der  jüdische 
Individualismus,  ein  Einwand,  der  durchaus  Beachtung 
verdient,  meiner  Ansicht  nach  der  einzige  stichhaltige.  Es 
wird  von  denen,  die  ihn  vertreten,  darauf  hingewiesen,  daß, 
wir  danach  trachten  müssen,  die  Einwanderung  möglichst 
zu  steigern  und  daß  bei  den  für  lan'dvidrtschaftliche  Koloni- 
sation in  Frage  kommenden  Schichten,  insbesondere  bei 
den  Ostjuden,  dieser  Individualismus  so  stark  ausgeprägt 
sei,  daß  sie  sich  durch  Bestimmungen,  die  diesen  einzu- 
engen bestrebt  sind,  von  der  Auswanderung  abhalten 
lassen  würden.  Es  wird  befürchtet,  daß,  wenn  diese  Aus- 
wanderer auf  dem  Boden  nicht  so  schalten  können,  wie  sie 
es  nach  ihrer  Auffassung  vom  Eigentum  g^öhnt  seien,  sie 
ganz  auf  eine  Auswanderung  nach  Palästina  verzichten 
würden,  und  ein  „individualistischer"  Auswanderer  ist 
doch  immer  noch  mehr  wert  als  keiner. 

Wir  dürfen  uns  diesem  Argument  nicht  verschließen. 
Es  ist  unbestreitbar,  daß  durch  die  Verwirldichung  des 
Obereigentums  an  Grund  und  Boden  gewisse  Kreise  von  der 
landwiiischaftlichen  Kolonisation  abgehalten  werden  werden. 
Dies  ist  ein  Nachteü.  Aber  dazu  ist  doch  einiges  einschrän- 
kend zu  bemerken:  Zunächst  ist  auch  den  Ostjuden  das 
Institut    der    Erbpacht    nicht    so     unbekannt.     So     schreibt 
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Oettinger  in  ^em  oben  erwähnten  Aufsatz  S.  34:  ,, Besonders 
interessant  dürfte  die  Tatsache  erscheinen,    daß    selbst  uns 
Juden,    den  Urindividualisten    und    Praktikern,    die    Er- 
richtung   von   Wohnhäusern     und    die    Anlage     von    Obst- 
und    Weingärten     auf    fremden    Grund    und    Boden    nicht 
unbekannt    ist.    Zehntausende  jüdische  Familien  haben  ihre 
Häuser    im    östlichen  Rußland    unter  den  Bedingungen  des 
„Tschinsch",    der    nichts    anderes    als  eine  Form    der  Erb- 
pacht ist,  erbaut.   In  recht  zahlreichen  Städten  B  e  ß  a  r  a  - 
b  i  e  n  s  haben  die  Juden,    gleich    der    christlichen  Bevölke- 
rung,   auf    städtischem    Boden  Wein-    und    zum  Teü    auch 
Obstgärten  angelegt.   Ueber  1200  solcher  jüdischen  Gärten, 
durchschnittlich    zwei  Hektar    groß    und    für    ihre  Besitzer» 
eine  wichtige  Erwerbsquelle  büdend,  befinden  sich  in  Soroki 
auf  gemeindestädtischem    Boden    und    in    Resina,    Orgievv, 
Kriulany,  Telenschty  usw.  —  auf  privatem  Boden.  Bei  der 
Anlage  dieser  Gärten,   die  zum  Teile  mit  Hilfe  von  Krediten 
seitens  der  J.  C.  A.  im  Laufe  der  letzten  zehn  Jahre  erfolgt 
ist,  hatten  weder  die  jetzigen  jüdischen  Gartenbesitzer  noch 
die  J.  C.  A.  das  geringste  Bedenken,  auf  „e  mphyteu  ti- 
sch em",    d.    h.    erbpachtrechtlichen,     Boden, 
Geldmittel  in  die  Anlage    recht    kostbarer  Pflanzungen    zu 
investieren.  Im  Gegenteil,  man  hat  es  hier,  wie  überall,  als 
einen  bedeutenden  Gewinn  empfunden,  bei  der  Begründung 
neuer  Wirtschaften  keine  Ausgaben  für  die  Erwerbung  des 
Bodens  machen  zu  müssen. 

Auch  die  während  der  ersten  Hälfte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts begründeten  jüdischen  Kolonien  der 
Gouvernements  Cherson  und  Jekaterino- 
slaw  bestehen  auf  erbpachthchem  staatlichen  Boden. 
Gegenwärtig  befinden  sich  dort  in  39  Kolonien  über  4G00 
Famiüen  mit  rund  34.000  Seelen.  Ungefähr  95.000  Hektar 
(über  1  Million  Dunam}  Land  wird  von  ihnen  in  Erbpacht 
benützt  und  fleißig  bearbeitet"   .  .  . 

Es  ist  also  zu  erwarten,  daß  auch  die  Widerstände  in 
Palästina  nicht  so  stark  sein  werden,  zumal  der  größte  Teil 
der  Ostjuden  durchaus  thoratreu  ist,  und  die  mosaische 
Gesetzgebung  ein  uneingeschränktes  Landeigentum  ver- 
worfen  hat.    So  heißt  es  (IV.  B.  Mosis  Kp.  26.  V.  53  f.): 

t  .  11 
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• 

„Das  Land  soll  nach  Anzahl  der  Namen  zum*  Erbgut  aus- 
gestellt werden.  Die  zahlreichere  Familie  bekommt  ein 
größeres  Erbgut  und  die  schwächere  Famihe  ein  kleineres 
Erbgut ;  jedem  wird  nach  Anzahl  der  Gemusterten  ein  Erb- 
gut gegebeb."  .  .  .  (III.  B.,  Kp.  25.  V.  23  f.):  „Grund- 
stückß  sollen  nicht  auf  ewig  verkauft  werden,  denn  das 
Land  ist  mein,  ihr  aber  seid  nur  Fremdlinge  auf  meinem* 
Boden.  In  dem  ganzen  Lande,  das  euer  Eigentum  ist,  soll 
bei  Grundstücken  das  Wiedereinlösen  stattfinden."  Trotz- 
dessen  ^vird  sich  —  darin  ist  Ruppin,  der  diesen  Einwand 
erhebt,  beizupflichten  —  ein  gewisser  Teü  der  Einwanderer 
durch  die  Nationalisierung  des  Bodens  abhalten  lassen, 
nach  Palästina  zu  gehen.  Aber  ich  sehe  darin  nur  einen 
Gnind  mehr,  das  private  Eigentum  zu  beseitigen,  denn  es 
wird  dadurch  ein  gewisser  Ausleseprozeß  unter  den  Ein- 
wanderern hervorgerufen  werden. 

Ruppin  betont  in  semem  Buche,  in  dem  Kapitel    übe 
die  Auslese  des  Menschenmaterials,    ,,daß  eines    der  wich- 
tigsten Probleme    die    Auslese    des    Menschenmaterials   ist, 
weü  von  der  richtigen  Lösung  dieses  Problems  im  wesent- 
lichen die  ganze  Struktur  des  zukünftigen  jüdischen  Gemein- 
wesens in  Palästina  abhängt.  In  praxi  war  dieses  Problem 
bei  der  bisherigen  Kolonisation    nicht    so  wichtig    gewesen. 
Einmal  waren  die  wirtschaftlichen  Bedingiingen  in  Palästina 
weit  ungünstiger    als    in    anderen  Ländern,    besonders   in 
Amerika,    so    daß    schon  durch  diesen  Umstand    ein    Aus- 
leseprozeß   herv^orgenifen  wurde.    Wem    das  Geldverdienen 
das  Primäre  war,    der    blieb  zumeist  nicht  im  Lande,    und 
außerdem  war  die  Zahl  der  wirtschaftlich  produktiv  tätigen 
Juden  so  gering,  daß  der  einzelne  Jude  in  seiner    ganzen 
Lebensführung     deutüch    hervortrat.     Infolge     des    großen 
Interesses,  das  die  Juden  der  ganzen  Welt  und  ihre  Presse 
an     dem    Idoinen    Häuflein    Juden    in    Palästina     nehmen, 
glaubte  ein  jeder,    daß    er  im  Brennspiegel  des  öffentlichen 
Interesses  stehe  und  seine  Handlungen  von  der  Oeffentlich- 
keit    kontrolliert    würden.     In    der  Tat    drang    öffentliches 
Interesse  und  öffentliche  Neugier  tief  in  das  berufliche  'ind 
private  Leben  des  Einzelnen    ein.    Das  wirkte  in  der  Rich- 
tung zu  Pflichterfüllung  und  Gemeinsinn." 
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Alle  diese  Tatbestände  galten  nur  für  die  Verhältnisse 
vor  dem  Kriege.  Sobald  sich  das  wirtschaftliche  Leben 
reger  entfalten  wird,  werden  auch  die  Juden  über:Uedein, 
bei  denen  das  finanzielle  Moment  in  erster  Reihe  steht,  uad 
die  große  Zahl  der  dann  im  Lande  ansässigen  Juden  lüßt 
den  Einzelnen  verschwinden  und  macht  auch  dieiiefj  Moment 
der  Auslese  illusorisch.  Dagegen  wird  durch  das  Ober- 
eigentum bewirkt,  daß  nur  diejenigen,  die  die  Liebe  zum 
Lande  beseelt,  sich  landwirtschaftlich'  ansiedphi  werden, 
und  so  ^in  Ausleseprozeß  eingeleitet,  der  alle  spekulativen 
Elemente  ausschließt 

Wie  für  alle  Probleme  des  jüdischen  Kolonisations- 
werkes ist  auch  bei  der  Frage  des  Obereigeni ums  das  Ver- 
hältnis der  Juden  zu  den  Arabern  von  weittragender  Be- 
deutung. Es  ist  bereits  ausgeführt  worden,  daß  wir  nach 
den  Zahlen  von  Ruppin  580.000  Hektar  benöllgen,  während 
die  Krondomänen  wie  das  herrenlose  Land,  das  uns  die 
englische  Regierung  aller  Voraussicht  nach  /Ur  Verfügung 
stellen  wird,  nur  ein  Areal  von  reichlich  200.iK)0  Hektar  zu- 
meist nicht  etwa  guten  Landes  deckt;  wir  habm  also  in 
jedem  Falle  —  nur  über  die  Größe  'des  Fehlbetrages  wird 
noch  debattiert  —  an  dem  herrenlosen  Lande  uad  an  den 
Krondomänen  noch  nicht  gering,  und  werden  daher  ge- 
nötigt sein,  von  den  arabischen  GroBgrundbesitzern  selbst 
Land  zu  kaufen.  Aber  damit  ist  es  natürlich  nicht  getan; 
der  Kauf  des  arabischen  Großgrundbesitze.?  ist  wie  die 
Verhältnisse  in  Palästina  liegen,  ledighch  der  erste 
Schritt.  Es  soll  hier  noch  einmal  mit  aller  Deutlichl^eit 
betont  werden,  daß  es  in  Palästina  wohl  e'jiea  überaus 
ausgedehnten  arabischen  Großgrimd  besitz  gibt,  niemals 
aber  einen  arabischen  Groß  betrieb  gegeb(^n  hat  o^er 
lipbt.  Der  arabische  Großgrundbesitz  wird  von  Fella- 
chen bewirtschaftet,  die,  wie  wir  im  L  Teil  dJeses  Buches 
gezeigt  haben,  infolge  der  korrupten  türkischen  Verwal- 
tungs-  und  Steuerwirtschaft  (Steuerpächter  l)  'so  verschulddt 
waren,  daß  sie  den  Besitz  ihres  Gutes  dem  reichen  städti- 
schen Effendi  übertrugen  und  für  ihn  mit  einem  Facht- 
schilhng  belastet  das  Land  bestellten.'  Das  Recht  des 
Kaufes   des  arabischen  '  Großgrundbesitzes  bringt    uns    der 
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Lösung  des  Fellachenproblems  um  keinen  Schritt  näher. 
Es  besteht  vielmehr  die  große  Gefahr,  wenn  private  jüdische 
Erwerbsgesellschafton  das  Land  kaufen,  daß  sich  dieselben 
Zustände  in  vergrößertem  Maßstabe  wiederholen  wie  vor 
dem  Kriege ;  daß  nämlich  über  dem  Kopfe  des  Fellachen, 
dessen  Verschuldung  häufig  höher  ist  als  der  Kaufschilling, 
Käufe  geschlossen  werden,  er  so  von  dem  Kaufpreise  nicht? 
erhält,  sondern  subsistenzlos  dasteht  ohne  Land  — 
vielfach  ohqe  Arbeit  —  da  ja  die  Tendenz  dahingeht,  in 
den  jüdischen  Kolonien  möglichst  alle  Arbeit  durch  jüdische 
Arbeiter  verricht3n  zu  lassen. 

Wenn  wir  uns  bewußt  sind,  wie  schwer  für  uns  nach 
dem  Kriege  die  Herstellung  eines  freundnachbarlichen  Ver- 
hältnisses zu  den  Arabern  sein  wird,  wenn. wir  uns  be- 
wußt sind,  wie  gerade  Landkänfe  die  Leidenschaften  ent- 
fesseln, so  werden  wir  gegenüber  Landkäufen  von  Privaten 
schon  aus  diesem  Grund  außerordentlich  skeptisch  sein.  Es 
handelt  sich  um  das  Problem,  den  jüdischen  Landbesitz 
möglichst  zu  erweitern,  ohne  zu  einer  Verdrängung  der 
Fellachen  schreiten  zu  müssen,  und  dies  ist  durchaus  mög- 
lich, wenn  wir  die  Fellachen  zur  intensiven  Landwirtschaft 
erziehen.  Die  Voraussetzungen  dafür  sind  gegeben.  Ich 
habe  diese  Frage  bereits  im  I.  Teil  dieses  Buches  behandelt 
und  kann  mich  daher  mit  einigen  ergänzenden  Bemerkim- 
gen  begnügen.  D'er  Boden  Palästinas  ist  zum  großen  Teile 
ungenutzt  und  trägt  durch  die  primitiven  Methoden  zurzeit 
so  wenig  Frucht,  'daß  eine  Verdoppelung  'der  Erträge  un- 
schwer zu  erzielen  ist. 

*  Die  Intensivierung  der  Fellachenwirtschaft  kann 
niemals  die  Aufgabe  von  Privaten  sein.  Daher  ist 
in  jedem  Falle  ein  zentralisierter  Land- 
kauf not^vendig;  mit  anderen  Worten:  im  Gegensatz 
zu  allen  europäischen  Ländern  ist  die  Nationalisie- 
rung des  Bodens  in  Palästina  das  Primare,  das 
römisch-rechtUche  Eigentum  am  Grund  und  Boclön  mußte 
von  der  jüdischen  Kolonisations  -  Zentrale  erst  wieder  ge- 
schaffen werden ;  es  ist  selbstverständlich,  daß  auch  aus 
diesem  Grunde  die  Hemmungen  gegenüber  der  Nationalisie- 
rung des  Bodens    in  Palästina  weit    geringer    sein  werden 
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als  in  irgend  einem  anderen  Lande,  das  erst  von  römisch- 
rechtlichen  Eigentumsverhältnissen  zu  einer  Nationalisierung 
des  Bodens  übergehen  muß. 

Sind  so  durch  den  zentralen  Einkauf  die  Vorausetzun- 
gen  für  ein  freundnachbarliches  Verhältnis  zu  den  Arabern 
gegeben,  so  ist  das  Obereigentum  die  einzige  Bürgschaft 
für  die  Nationalisierung  unserer  Kolonisation.  Es  v/ir'd 
einmal  durch  das  Obereigentum  und  nur  durch  dieses  In- 
stitut verhindert,  daß  Verkäufe  jüdischen  Landes  an  Araber 
stattfLaden  können. 

Wir  müssen  uns  klar  vor  Augen  halten,  daß  nach 
Palästina,  das  wirtschaftlich  aufblühen  wird,  nicht  nur  die- 
jenigen gehen,  die  in  Palästina  einen  neuen  sozialen  Aufbau 
verwirklichen  wollen,  sondern  auch  die,  die  in  Palästina  ihre 
,, Geschäfte"  zu  machen  gedenken,  wie  an  allen  anderen 
Stellen  der  Welt.  Und  es  kann  so  leicht  vorkommen,  daß 
—  sage  ein  Spekulant,  dem  die  jüdische  Kolonisations- 
Zentrale  nicht  den  geforderten  Bodenpreis  gewährt,  diesen 
Boden  Arabern  anbietet,  schon  um  einen  hohen  Verdienst 
durch  eine  derartige  Erpressertaktik  herauszuwirtschaften. 
tEin  Obereigentum  des  jüdischen  Volkes  würde  diöses  ge- 
meingefährliche Treiben  von  vornherein  illusorisch  machen. 
Aber  Nationalisierung  unseres  Bodens  bedeutet  noch  etwas 
anderes  und  weit  wesentlicheres,  nämlich  die  Erwerbung 
Paläslinas  durch  —  jüdische  Arbeit.  Ich  kann  mich  hier  kurz 
fassen,  da  ich  implizit  schon  an  vielen  Stellen  davon  gespro- 
chen habe.  Palästina  kann  nicht  durch  Politik,  nicht  durch 
das  Schwert  und  nicht  durch  Geld  erobert  werden,  son- 
dern nur  durch  die  Arboit.  Das  Obereigentum  in 
Verbindung  mit  einem  Landhöchstmaß  be- 
deutet nichts  anderes  als  die  stärkste 
Bürgschaft  für  ein  Palästina  der  jüdi- 
schen Arbeit. 

Das  Obereigentum  bietet  weiter  den  wirksamsten 
Schutz  gegen  die  Bodenspekulation. 

I&t  eine  Spekulation  bei  freien  tandkäiifen  in  Palästina 
nach  dem  Kriege  überhaupt  zu  erwarten?  Diese  Frage  ist 
meiner  Ansicht  nach  durchaus  zu  bejahen.  Unabhängig  da- 
von, wie  sich  die  Einwanderung  nach  Palästina    gestallen 
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wird,    ob  wir    in    den  nächsten  Jahren  mit  20.000   Einwan- 
derern pro  Jahr  zu  rechnen  haben  oder  mit  100.000,    wird 
die    Nachfrage    nach'    Land    sich    außerordentlich    steigern, 
während  der  verfügbare  Vorrat  immerhin  ein  begrenzter  ist. 
Eine  Gesellschaft,  die  größere  Lan'dstrecken,  sei  es  in  der 
Nähe  der  bisherigen  Kolonien    oder  der  Städte,  kauft,    um 
am  Landkauf  zu  verdienen,    handelt    fast    risikofrei,    denn 
die  Erfahrungen  sämtlicher  KoloniaUänder    geben    ein  deut- 
liches Bild  von  dem  Steigen  'der  Landpreise.  Nun  bedeutet 
es  nicht  nur  einen  Schaden  für  den  gesamten  sozialen  Auf- 
bau   des  Landes,    wenn  wir  dort  Landspekulanlen    haben, 
die  sich  am  unverdienten  Wertzuwachs,  der  durch  die  Arbeit 
der  Allgemeinheit  gewonnen  ist,  bereichern,  sondern  unser 
ganzes  WerK    kann    durch  L'andspekulation    aufs  empfind- 
lichste geschädigt  werden.    Wir    erwähnten   bereits    in    an- 
deren    Zusammenhängen,    daß     auch    für     die    erste     Ko- 
lonisaüonsepocKe       die      EÜrondom'änen,      das      Herrenlose 
Land     nicht     genügen,       sondern     daß     wir     arabisches 
Land    in    jüdische      Hände     überführen     müssen.      Billig 
wird    das    arabische    Land     gewiß    nicht    sein,   und     auch 
wenn  wir  sehr  große  Mengen'    bekommen    sollten,    werden 
wir    bei     der     Entschädigung      gegenüber     den     Arabern 
außerordentlich    liberal    vorgehen   müssen,    um  unser  Ver- 
hältnis ihnen  gegenüber  nicht  zu  gefährden.  Nun  stelle  man 
sich  vor,  daß  das  Land  durch  Spekidation  noch  weiter  ver- 
teuert wird.  Was  sind  die  Folgen?^  Entweder  unsere  natio- 
nalen    Gesellschaften      müßten     Ueberpreise     aus    eigener 
Tasche  bezahlen  und  so  Gelder  des  gesamten  Volkes    dem' 
einzelnen    einfach  schenken,    oder  unsere  Ansiedler  müßte si 
die  Kosten  tragen  und  unser  ländliches  Kolonisationswerk 
würde    sich    auf  besitzenden  Schichten    aufbauen,  während 
die  ungeheure  Masse  derer,  die  zur  Auswanderung    drän- 
gen, besitzlosen  Ständen  angehört.  Man  braucht  sich  diese 
notwendigen  Konsequenzen  der  Landspekulation    nur    vor 
Augen  zu  halten,    um  es  als  eine  PfUcht  ^  der    zionistischen 
Kolonisationsbehörden  zu  empfinden,    Mittel    und  Wege    zu 
finden,  um  diese  Spekulation  von  vornherein  zu  beseitigen. 
Vermag  so  dis  Nationalisierung'  des  Bodens  die  Boden- 
spekulation zu  verhindern,  so  liegt  es  andererseits    ia  ihrer 
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Macht,  Parzellen  wie  Latifundienwirtschaft  illusorisch  zu 
machen. 

In  Palästina  ist  eine  "unwirtschaftliche  ParzellieruDg 
noch  mehr  zu  befürchten  als  in  anderen  Ländern,  da  es, 
wenn  es  zu  einem  jüdischen  Lande  geworden  ist,  für  eiiio 
groJ3e  Anzahl  von  Juden  keinen  heißeren  Wunsch  geben 
wird,  als  Boden  in  Erez-Israel  zu  besitzen.  Für  diese  Juden 
ist  es  natürlich  unerheblich,  ob  der  Preis  des  Bodens  seiner 
Rentierung  noch  entspricht,  da  eben  außerökonomische 
Faktoren  die  Grundlage  für  ihre  Bodenkäufe  in  Palästina 
abgeben. 

Daß  das  römisch-rechtliche  Eigentum  am  Grund  und 
Boden  nicht  geeignet  ist,  rechte  Grundbesitz  Verhältnisse 
herbeizuführen,  ist  nicht  nur  aus  der  Agrargeschichte  an- 
derer Völker  zu  lernen,  nein,  auch  bei  uns  findet  sich  die- 
selbe unheilvolle  Entwiokelung. 

Nach  einem  Werk  der  J.  C.  A.  über  die  ökonomische 
Lage  der  Juden  in  Rußland  waren  von  der  russischen  Re- 
gierung den  jüdischen  Kolonisten  im  Chersoner  Gouverne- 
ment im  Jahre  180 i  gleiche  Teile  Landes  zur  Verfügung  ge- 
stellt worden;  im  Jahre  1898,  also  knapp  nach  100  Jahren, 
ergab  sich  folgendes  Büd: 


Die  Gruppen 
nach  dem  Bodenbesitz 


ßesitzlose 

Familien,  die  bis  5Dessi- 
atin  besitzen 

die  5—10  Dessiatin    be- 
sitzen     

die  10—20  Dessiatin  be- 
sitzen    

die  mehr  als  20  Dessiatin 
besitzen 


Durch- 
schnitts- 
besitz  in 
Dessiatin 


3-8 

8-5 

15-3 

300 


Familienzahl 


611 
483 

836 
728 
529 


11-3 


3.187 


% 


191 
15-2 
262 
229 
16  6 


100-0 


Besitzfläche 


Dessiatin 


1.822 

7.095 

11.128 

15.857 


35.903 


51 
19-8 
310 
441 


1000 


Ein  Sechstel  der  Kolonisten  besaß  fast  die  Hälfte    des 
gesamten    Bodenareals;    wir    brauchen    dem    nichts    hinzu- 
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zufügen.  In  Palästina  war  es  nicht  anders.  Wir  besitzen 
über  diesen  Punkt  keine  völlig  zuverlässigen  Angaben.  Die 
Angaben  Auhagens,  daß 

in  Judäa  noch  50%, 

in  Galiläa  noch  20  %, 

im  Ostjordanlande  noch  15  % 
in  den  Händen  von  Bauern  sind,  scheinen  uns  jedoch  am 
meisten  der  Wirklichkeit  zu  entsprechen.  In  Palästina  hat 
so  das  römisch-rechtliche  Institut  des  Eigentums  dieselben 
unheilvollen  Folgen  wie  anderwärts,  die  nicht  gerade  zur 
Nachahmung  auffordern. 

Der  Einfluß  des  Obereigentums,  damit  die  Verhinde- 
rung der  Bodensperre,  ist  in  seiner  Wii-kung  nicht  be- 
schränkt auf  die  landwirtschaftlichen  Verhältnisse,  sondern 
ist  für  den  gesamten  sozialen  Aufbau  Palästinas  von  funda- 
mentaler Bedeutung.  Ich  kann  hier  nicht  auf  diese  entschei- 
denaea  Zusammenhänge  mit  der  Ausführlichkeit  eingehen, 
die  notwendig  wäre,,  und  verweise  auf  Franz  Oppenheimers 
grundlegende  Werke,  insbesondere  auf  seine  „Theorie  der 
reinen  und  politischen  Oekonomie."  Das  Wichtigste  sei  hier 
kurz  rekapituliert.  Oppenheimer  stimmt  mit  Marx  und  dem 
gesamten  Sozialismus  darin  überein,  daß  der  Kapitalismus 
keine  ewige  Kategorie  sei,  sondern  eine  historische,  uud 
seine  Voraussetzung  freie  Arbeiter  im  marxischen  Sinne 
bilden,  d.  h.  Arbeiter,  die  Freizügigkeit  besitzen  und  von 
ihren  PiOduktionsmittehi  getrennt  sind.  Das  Kapitalverhält- 
nis ist  in  dem  Augenblick  gesprengt,  der  Kapitalismus  be- 
seitigt, wenn  es  keine  im  marxischen  Sinne  freien  Arbeiter 
mehr  gibt. 

Marx  nahm  an,  daß  die  Industrie-Arbeiterschaft  selbst 
ihre  industrielle  Reserve-Armee  erzeuge,  und  daß  die  Be- 
seitigung dieser  industriellen  Reserve-Armee  erst  bei  einer 
Vergesellschaftung  der  Produktionsmittel  möglich  seL 
Oppenheimer  sucht  den  Nachweis  zu  führen,  daß  die  in- 
dustrielle  Reserve-Arjjiee  an  ein  besitzloses  Landarbeiter- 
proletariat geknüpft,  dieses  aber  beseitigt  ist,  wenn  es  keinen 
Großgrundbesitz  mehr  gibt,  die  Bodensperre  aufgehoben 
ist.  Ist  dies  der  Fall,  gibt  es  also  kein  Landarbeiterprole- 
tariat mehr  und  ist  jedem,  der  es  will,  die  Möglichkeit  ge- 
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geben,  als  selbständiger  Landwirt  tätig  zu  sein,  so  gibt  es 
nach  Oppenheimer  auch  keine  industrielle  Reserve-Armee 
mehr,  dann  ist  das  Kapitalverhältnis  gebrochen,  der  Kapi- 
talismus beseitigt.  Es  laufen  nicht  mehr:  ,,Zwei  Arbeiter 
einem  Meister",  sondern  „zwei  Meister  einem  Arbeiter" 
nach.  Dies  als  summarische  Uebersicht  der  Oppenheimer- 
schen  Theorie. 

Auch  von  denen,  die  annehmen,  daß  die  Aufhebung 
der  Bo'densperre,  und  damit  die  Aufhebung  eines  besitz- 
losen Land  arbeite  rproletariats,  das  das  Reservoir  für  eine 
industrielle  Reservearmee  bildet,  von  nachhaltigsten  Folgen 
auf  die  Gestaltung  des  Aufbaus  in  der  Industrie  ist,  wird 
in  Frage  gestellt,  ob  die  Aufhebung  der  Bodensperre  durch 
Beseitigung  des  römisch-rechtlichen  Eigentums  an  Grund 
und  Boden  auch  für  Palästina  von  diesen  segons- 
r'eichen  Folgen  begleitet  sein  wird. 

Die  Argumente  sind  folgende: 

Erstens:  Der  Boden  Palästinas  ist  so  eng  begrenzt, 
daß  auch  ein  Obereigentum  der  Gemeinschaft  seine  Sperrung 
in  kurzer  Zeit  nicht  zu  verhindern  imstande  ist,  und  daher 
würden  die  oben  angeführten  Folgen  nur  dann  bestehen, 
wenn  beispielsweise  in  den  Nachbarländern,  die  für  eine 
jüdische  Besiedelung  in  Frage  kämen,  ein  Obereigentum 
durchgeffihrt  wird.  Dies  ist  jedoch  nicht  der  Fall; 

zweitens:  der  Uebergang  zur  Landwirtschaft  ist  bei 
den  Juden  ein  anormaler  im  Vergleich  zu  anderen' 
Völkern.  Dort  vollzieht  sich  der  Uebergang  weit  glei- 
tender, weit  einfacher,  weil  eine  außerordentlich  große 
Zahl  der  städtischen  Bevölkerung  noch  Beziehungen 
zur  Landwirtschaft  unterhält  und  nur  Inirze  Zeit 
braucht,  um  wieder  landwirtschaftlich  tätig  zu  sein, 
sodaß  in  Wirklichkeit  die  ländliche  Bevölkerung  niemals 
unter  ein  Minimum  sinken  kann,  das  bei  aufgehobener 
Bodensperre  und  frei  verfügbarem  Lande  dem  auf  seiner 
Scholle  sitzenden  Erbpächter  entspricht.  Dies  sei  zwar  für 
andere  Völker  richtig,  für  die  Juden  aber  nicht,  denn  diese 
seien  der  Landwirtschaft  so  außerordentlich  entfremdet,  daß 
zum  Beispiel  bei  einem  bereifl  in  städtischem  Berufe  stehen- 
den Manne  kaum  mehr  ein  Uebergang  —  von  vereinzelten 
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Ausnahmen  abgesehen  —  zur  Landwirtschaft  erfolgten 
könne.  Daher  könne  dieser  Ausgleich  gerade  bei  den  Juden 
in  praxi  nicht  oder  nur  unter  sehr  erschwerten  Bedingun- 
gen erfolgen. 

Keiner  dieser  beiden  "RJinwände  ist  stichhaltig.  Für  die 
nächste  Generation  —  und  für  einen  weiteren  Zeitraum  ist 
es  üborhr^upt  zwecldös  zu  disponieren  —  ist  eine  Boden- 
^■pQ^-TQ  in  Pr^lästina  völlig  ausgeschlossen.  Ruppin  rechnet 
mit  ein^r  I'^ndwirt^cHfiftlichen  Einwanderung  für  'dns  erste 
J-^h'-zehnt  rnn  100.000  Menschen,  für  das  zweite  von  200.0^0. 
für  das  dritte  von  300.000.  Üas  ergäbe  mit  dem  BevSlke- 
rurigsz7iwpohs  ca.  700.000  nach  30  JaHren.  Wir  Haben,  als 
wir  üb^r  dasr/Rndhöchstmaß  sprachen,  daranf  hingewiesen, 
daß  Sosßn  auf  300.000  Hektar  600.000  Familien  anzusiedeln 
."•edenkt.  daß  "Ruppin  ISereits  ietzt  eine  Fläche  von  15  D'unam 
für  genügend  für  eine  Familie  hält;  wenn  die  TOO.OOO  ara- 
bischen Familien  nach  30  JaKren  noch  100  Dunam  pro 
Fnmilie  notwendisr  haben'^fwas  an  sicK  nicht  zu  erwarten 
Ist),  so  könnfe  selbst  nach'  'den  RuppinscHen  Zahlen  von 
den  üb'-ig  bleibenden  Teilen  des  Bodens  bei  weiterer  tecK- 
ni-^cher  Entwickelung  eine  Million  jüdischer  Familien,  d.  K. 
fünf  Milh'onen  Manschen  leben.  Also  eine  Bodensperre  in 
dem  Sinne,  daß  das  ganze  L'and  wirklich  von  Juden  in 
intensiver  Wirtschaft  innerKalb  eines  absehbaren  Zeitraumes 
besiedelt  wird,  brauchen  wir  nicht  zu  befürchten,  wenn  wir 
uns  eben  durch  zentrali=;ierte  L'andkäufe  den  Besitz  der 
Ländereien  sichern.  Und  wie  ist  es  mit  dem  zweiten  Ein- 
wand?'' Ich  glaube,  seine  Befürworter  verwechseln  ein  Büd 
der  Landwiifschaft,  'das  sie  sich  nach  europäischem  Vorbild 
konstruiert  haben,  mit  demjenigen,  das  wirklich  jetzt  in 
Palästina  herrscht  und  später  dort  herrschen  wird.  Wir 
sprachen  bereits  mehrere  Male  von  der  Eigenart  'der 
palästinensischen  Landwirtschaft.  Schon  vor  dem  Kriege 
waren  von  der  in  der  Landwirtschaft  tätigen  jüdischen  Be- 
völkerung drei  Viertel  im  Pflanzungsbau  und  ein  Viertel  in 
den  Getreidekolonien  tätig.  Auch  nach  dem  Kriege  wird  der 
Pflanzungsbau  ungleich  schnellere  Fortschritte  machen  als 
die  Getreidewirtschaft,  wie  ja  ^ogar  nach  Ruppin  auf  einen 
Landwirt,    der    sich    vorzugsweise     der    Getreidewirtschaft 
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widmet,  vier  Landwirte  kommen,  deren  Arbeit  sich  auf  inten- 
sive Ku  turen  erstreckt.  Was  besagen  diese  Feststellungen 
für  unseren  Zusammenhang?  Trotz  des  geringen  Anteils 
der  Juden  an  landwirtschaftüchen  Berufen  wird  der  Ueber- 
gang  von  städtischen  Berufen  zur  landwirtschafllichen 
Tätigkeit  In  Palästina  durchaus  nicht  schwerer  sein  als  bei 
anderen  Völkern. 

Auch  Ruppin    nimmt    an,    daß    z.  B.    bei    dem  Klein- 
siedler-Typus   nur    ein  Jahr    landwirtschaftlicher  Vorberei- 
tung   notwendig    ist.    Vergessen  wir  nicht,   daß,   abgesehen 
von    dem    oben    Angeführten,     in    Palästina    wie    in    allen 
Agrarländern,    der  Gegensatz  von  Stadt  und  Land  durch- 
aus   nicht    so    schroff    ist,    wie    in    den    europäischen    In- 
dustriestaaten,    daß     ein     großer    Teil     der     palästinensi- 
schen   Industrie    sich    auf    landwirtschaftlichen    Rohstoffen 
aufbau3n    wird    (Wein,     Oel,     Seife,     Mühlenprodukte,    Spi- 
ritus,   Stärke,    Zucker,    Marmelade,    Konserven),    daß    wir 
sicherli3h  zu  einer  Kombination  ii^gendwelcher  Art  —  mag 
man    es    nun  Gartenstadt,   Industriedorf    oder    anders    be- 
nennsn    —  kommen  werden.  Daher  wird  bereits  in  nächster 
Zeit  die  Aufhebung  des  Bodenmonopols  in  Palästina  durch 
Verwirklichung   der  Nationalisierung   des  Bodens  von   aus- 
schlaggebenden Folgen  für  den  gesamten    sozialen  Aufbau 
sein.^) 


»)  Wir  bringen  Im  folgenden  das  Schema  eines  Erbpachtvertrageä 
des  Jüdischen  Nationalfonds  nach  dem  1.  Heft  von  Erez-Israel,  S.  42. 
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Erbpattit-Uertrag 

zu/isrfien   dem  lüöisdien   Hatlonaifonäs   (Keren   Kajemeth  le 
lisroel)  einerseits  und  Herrn andererseits. 

1.  Der  j.  N.  F.  übergibt  Herrn  ....  in  Erbpacht  auf  die 
Dauer  von  99  Jahren,  vom  1.  Juli  1914  ab  gerechnet, 
die  ....  Parzelle  ....  am  Tiberiassee  im  Maßgehalte 
von  2000  m. 

2.  Herr  .  '.  .  .  bezahlt  für  die  Gewährung  des  Erbpacht- 
rechtes für  die  ersten  49  Jahre  des  Erbpachtrechtes  einen 
jährlichen  Pachtzins  von  Mark  .  .  .  .,  fällig  jeweils  am 
1.  Juli  eines  jeden  Jahres.  Der  nach  49  Jahren  für  die 
Erbpacht  zu  zahlende  Pachtzins  wird  auf  Grund  einer 
neu  vorzunehmenden  Werteinschätzung  des  Bodens  fest- 
gesetzt. Die  Höhe  des  Pachtzinses  wird  nach  der  zu 
jener  Zeit  auf  N.  F.-Ländereien  allgemein  üblichen  pro- 
zentualen Pachtzinshöhe  bestimmt.  Die  Wertbemessung 
des  Bodens  soll  durch  eine  Kommission  erfolgen,  be- 
stehend aus  je  einem  Vertreter  des  N.  F.  und  des  Erb- 
pächters, die  einen  Dritten  als  Obmann  wählten.  Er  wird, 
falls  eine  Einigung  nicht  erfolgt,  durch  den  Vorsitzenden 
des  Jewish  Colonial  Trust  ernannt. 

3.  Herr  ....  bezw.  seine  Erben  haben  das  Recht,  nach 
Ablauf  der  Pachtzeit  den  Boden  für  weitere  99  Jahre  in 
Erbpacht  zu  nehmen.  Sie  müssen  dieses  Verlangen  spä- 
testens ein  Jahr  vor  Ablauf  der  Pachtzeit  dem  J.  N.  F. 
mitteilen.  Der  Pachtzins  für  diese  weitere  Erbpacht  wird 
auf  Grund  einer  neu  vorzunehmenden  Werteinschätzung 
des  Bodens  bestimmt,  in  der  unter  Punkt  2  festgesetzten 
Weise.  Im  übrigen  gelten  für  die  zweite  Erbpachtzeit  die 
Bestmiaiungen   dieses  Vertrages. 

4.  Wenn  die  Verlängerung  der  Erbpacht  seitens  der  Erben 
des  Herrn  ....  nicht  gewünscht  wird,  fällt  der  ver- 
pachtete Boden  mit  allen  darauf  befindlichen  Anpflanzun- 
gen und  Baulichkeiten  nach  Ablauf  der  Pachtdauer    von 
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99  Jahren  an  den  j.  N.  F.  (Keren  Kajemeth  le  Isroel.) 
Dieser  hat  für  die. Gebäude  drei  Viertel  des  Wertes,  lür 
Nutz-  and  Fruchtbäume,  die  im  Zeitpunkte  ihrer  Ueber- 
nahme  durch  den  j.  N.  F.  eine  längere  Lebensdauer  er- 
warten lassen,  ein  Viertel  ihres  Wertes  zu  vergüten. 

5.  Herr  ....  ist  berechtigt,  das  Grundstück  in  jeder  Weise 
zu  gebrauchen.  Weiterverpachtung  ist  nicht  gestattet. 

6.  Bei  Vermietungen  der  Gebäude  oder  der  Erträge  der 
Anlagen  ....  ist  die  vorherige  Zustimmung  des  j.  N.  F. 
erforderlich,  die  jedoch  ohne  Angabe  stichhältiger  Grinde 
nicht  versagt  werden  darf. 

7.  Wenn  der  Erbpächter  einer  dritten  Person  an  seiner  Stelle 
den  Abschluß  eines  Erbpachtvertrages  mit  dem  j.  N.  F. 
ermöglichen  ^vill,  so  hat  er  zunächst  auf  sein  Erbpacht- 
recht zu  verzichten,  worauf  der  Abschluß  eines  neuen 
Vertrages  diJxch  den  j.  N.  F.  mit  dem  neuen  Erbpächter 
erforderlich  ist.  Dem  j.  N.  F.  steht  jedoch  das  Vorkaufs- 
recht auf  Gebäude  und  Anlagen  zu.  Der  j.  N.  F.  ist  ver- 

-  pflichtet,  innerhalb  eines  JVIonats  nach  Anzeige  des  Ver- 
zichtes auf  das  Erbpachtrecht  zu  erklären,  ob  er  von 
seinem  V^orkaufsrecht  gegebenenfalls  .Gebrauch  machen 
will. 

8.  Alle  auf  das  gepachtete  Grundstück  entfallenden  Ge- 
meindelasten und  öffentlich-rechtlichen!  Abgaben  sind  vom 
Erbpächter  zu  tragen. 

9.  Enthält  Bestimmungen   bei  Nichteinhaltung  des  Vertrages. 
•lO.Der    Erbpächter    hat    das    Recht,    Hypotheken    auf    sein 

Erbbaurecht  auf  Gebäude  und  Anlagen  aufzunehmen, 
jedoch  mit  der  Verpflichtung,  die  Hypothekenschuld 
noch  vor  Erlöschen  der  Erbpacht  zu  tilgen.  Dia  aufge- 
nommenen Hypotheken  dürfen  75  "/o  des  Wertes  der  zu 
errichtenden  Gebäude  imd  anzulegenden  Pflanzungen 
nicht  übersteigen. 
ll.Entliält  schiedsgerichtliche  Bestimmungen  bei  Reohts- 
streitigkeiten. 

Bei  Auslegung  der  Bestimmungen  des  Vertrages  sind 
die  Parteien  darüber  ekiig,  daß  in  erster  Linie  das  Eigen- 
tumsrecht des  j.  N.  F.  an  Grund  und  Boden  gesichert 
bleiben  soU. 
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Erbbaurecht. 

Es  wird  in  praxi  nicht  mit  geringen  Schwierigkeiten 
verbunden  sein,  festzustellen,  wo  'der  unverdiente  Wert- 
zuwachs bei  landwirtschaftlichem  Boden  beginnt,  wo  der 
verdiente  auÖiört.  Denn  im  Gegensatz  zum  städtischen 
Boden  ist  ein  beträchtlicher  Teil  des  Wertzuwachses  des 
ländlichen  Bodens  der  Arbeit  dessen,  der  ihn  bewirtschaltet, 
zu  danken,  Di3  Zentrale  der  jüdischen  Kolonisation  wird 
daher  bei  einer  eventuellen  Erhöhung  des  Erbpachtzinses 
mit  außerordentlicher  Vorsicht  vorgehen  müssen.  Es  muß 
eine  Synthese  geschaffen  werden  zwischen  dem  Bestreben, 
den  unverdienten  Wertzuwachs  der  Gemeinschaft  zuzuführen 
und  der  Tendenz,  die  Seßhaftigkeit  des  Kolonisten  zu  er- 
höhen, die  durch  eine  zu  starke  Steigerung  des  Zinssalzes 
gefährdet  werden  kann. 

Diese  Bedenken  fallen  für  den  städtischen  Boden    zum 
großen  Teil  weg,    und  so  gibt  es  Befürworter  einer  Natio- 
nalisierung   des    städtischen    Bodens,    die    gleichzeitig    das 
Prinzip  der  Erbpacht    für  den  ländlichen  Boden    ablehnen. 
Denn    beim    städtischen    Boden   ist    die  Unverdientheit  das 
Wertzuwachses    in  den  allermeisten  Fällen    so    deutlich    er- 
sichtlich, und  andererseits  seine  schädlichen  Wirkungen    so 
auf  der  Hand  liegend,  daß  ein  Eingriff  nationaler   Organi- 
sationen   wohl    von    keiner  Seite    ernstlich    auf  Widerstand 
stoßen  wird.    Dazu  kommt,    daß  auch  die  Vorbedingungen 
weit  günstiger  sind.  E5  ist  selbstverständlich,  daß    im  Ver- 
hältnis zum  ländlichen  Boden  nur  eine  bescheidene    Menge 
städtischen  Bodens  von  nationalen   Organisationen    gekauft 
zu  werden  braucht,  sodaß   die  Aufbringung  der  notwendi- 
gen Geldmittel  kaum  auf  bedeutende  Schwierigkeiten  stoßen 
wird,    und    außerdem    besitzen    unsere  Organisationen    be- 
reits   größere   Terrains  in  vielen  palästinensischen  Städten. 
Daher  ist  die  Beseitigung  der  Schäden  des  privaten  städti- 
schen Bodenbesitzes    auch    ohne    das  Recht  zum  alleinigen 
Landkauf  leichter  zu  erreichen  als  beim  ländlichen,  da    ein 
umfangreicher    städtischer  Grundbewtz    in  den  Händen  un- 
serer nationalen   Organisationen  jede  Bodenspekulation  von 
vornherein    unmögHch    macht,     die  Preise    dauernd    beein- 
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Aussen  kann.   Die  rechtliche  Form  der  Verwirklichung  des 
Obereigenturas  in  den  Städten  ist  das  Erbbaurecht. 

Die  Entwickelungsmögliohkeiten  des  Erbbaurechtes 
sind  in  Palästina  ungleich  bedeutender  als  in 
irgend  einem  anderen  L'ande,  z.  B.  in  Deutschland  oder 
Frankreich,  denn  in  Palästina  ist  noch  keine  "Wohnsitte  , 
streng  eingebürgert,  ist  noch  alles  im  Werdön  begriffen, 
sind  keine  widerstrebenden  Traditionen  zu  überwinden. 
Daher  ist  ein  Markt  für  das  Erbbaurecht  unschwer  zu  be- 
schaffen. Das  private  jüdische  Eigentum  beschränkt  sich 
auf  die  bestehenden  Häuser,  in  denen  80.000  bis 
90.000  Juden  wohnen,  während  'das  jüdische  Kolonisations- 
werk Wohnungen  für  Hunderttausende  zu  beschaffen  hat. 
So  b'egen  bei  der  Durchführung  des  Erbbaurechtg  dieselben 
Tatbestände  vor,  nur  noch  in  erheblich  günstigeren  For- 
men, wie  für  die  Nationalisierung  des  ländlichen  Bodens. 
Der  Besitz  der  öffentlichen  Körperschaften  ist  das  Pri- 
märe —  im  Gegensatz  zu  allen  eu'-opäischon  Ländern  — 
und  wir  müßten  größtenteils  privates  Eigentum  an 
städtischem  Grund  und  Bo'den  erst  schaffen. 

Das  Erbb'aurecht  bedeutet  seiner  Struktur  nach  nichts 
anderes  als  die  Konstituierung  des  Obereigentums  des  jüdi- 
schen Volkes  am  städtischen  Grund  und  Boden.  Insoweit 
sind  ebenso  wie  in  gewissen  Wirkungen  Uebereinsümmun- 
gen  mit  der  Erbpacht  zu  konstatieren.  Selbstverständlich 
sind  jedoch  in  vielon  Einzelheiten  (insbesondere  auch  in  der  * 
P'-alcti^chen  Durchführung)  "sehr  bedeutsame  Unterschiede 
vorhanden,  was  von  vornherein  prinzipiell  betont  werden 
soll.  Das  Erbbaurecht  hat  keineswegs  eine  so  große  Er- 
sparnis von  Eigehkapital  zur  Folge,  wie  wir  es  bei  der 
Erbpacht  konstatieren  konnten.  Es  wurde  dort  bereits  fest- 
gestellt, daß  der  Grund  und  Boden  bei  intensiver  Bewirt- 
schaftung höchstens  20  7o  der  gesamten  Kosten  ausmacht. 
Bei  städtischem  Boden  ist  naturgemäß  die  Proportion  noch 
ungünstiger.  Man  wird  wohl  kaum  fehlgehen,  wenn  man 
die  Kosten  für  ein  Baugelände  im  Durchschnitt  auf  nicht 
mehr  als  10%  der  Gesamtkosten  veranschlagt.  Die  Frage 
der  Beleihbarkf  it  des  Erbbaurechtg  (wir  behandeln  sie  auf 
S,  183  f.)  ist  daher  für  das  Schicksal    dieses  Institutes  enr 
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scheidend;  denn  die  Beleihbarkeit  des  Eigentums  steht  außer 
Zweifel,  wie  die  gesamten  europäischen  Erfahrungen  ge- 
zeigt haben. 

Die  wesentlichen  Vorzüge  des  Erbhaurechts  entspre- 
chen denen  der  Erbpacht.  Es  sollen  zunächst  die  Boden- 
spekulation und  eine  allzu  großS  Heraufschraubung  'der 
Preise  vermieden  werden,  andererseits  'dadurch  der  unver- 
diente Wertzuwachs  der  Allgemeinheit  zugeführt  werden. 
Schon  eingangs  wurde  betont,  daß  die  Nachteile  des  freien 
Eigentums  beim  städtischen  Boden  mit  noch  weit  größerer 
Deutlichkeit  hervortreten  als  bei  ländlichem.  Auch  in  Pa- 
lästina hat  sich  das  bereits  deutlich  gezeigt,  so  unter  an- 
de'rem  in  Tel  -  Awiw.  Daher  tritt  auch  Ruppin  für  die 
Weitergabe  des  städtischen  Bodens  in  Erbbaurecht  ein 
(während  er  sich  in  der  Frage  der  sofortigen  Ein- 
führung der  Erbpacht  wesentlich  reservierter  verhält). 

Das  Obereigentum  am  Boden  gibt  der  jüdischen  Kolo- 
nisations-Zentrale die  Möglichkeit,  ihre  Intentionen  beim 
gesamten  Städtebau  zu  verwirklichen.  Auf  Einzelheiten  soll 
hier  nicht  eingegangen  werden.  Nur  dies  sei  hervorge- 
hoben, daß  das  Aufkommen  von  Mietskasernen  verhindert, 
daß  Ein-  oder  Zweifamilienhäuser  auf  alle  FäUe  gefördert 
werden  müssen,  schon  um  den  Städtern  eine,  wenn  auch 
nur    nebenberufliche,    Verbindung    mit    landwirtschaftlicher 

Tätigkeit  zu  ermöglichen. 

•  •  • 

• 

Das  Erbbaureöht,  d.  h.  das  Recht,  auf  oder  unter  der 
Oberfläche  eines  Grundstückes  ein  Bauwerk  zu  haben,  ist 
ebensowenig  wie  die  Erbpacht  eine  moderne  Schöphing; 
wie  die  Emphytheusis  des  römischen  Rechts  der  Erbpacht 
entspricht,  so  die  Superficies  dem  Erbbaurecht.  In  Deutsch- 
land ist  es  in  den  letzten  Jahren  in  verschiedenen  Gemein- 
den eingeführt  worden  ebenso  in  Oesterreich,  wo  unter  der 
Initiative  des  früheren  Justizministers  Dr.  Klein  im  Jahre 
1912  das  Gesetz  über  das  Baureoht  geschaffen  wurde, /das 
im  wesentlichen  allen  berechtigten  Forderungen  genügt. 

In  welcher  Form  können  wir  das  Erbbaurecht,  ver- 
wirklichen? Die  jüdische  Kolonisationszentrale  oder  eine 
Stadtgemeinde  gibt  dem  ]B)in:;elnen  Qrund  und  Boden  zur  Er- 
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richtung  von  Baulichkeiten,  die  dafür  mit  dem  sogenannten 
Erbbauzins  belastet  werden.  Der  Zins  wird  sich  im  Inter- 
esse (ies  Erbbauberechtigten  für  die  Dauer  der  Brbbau- 
rechtszeit  in  möglichst  gleichbleibender  Höhe  stellen;  um 
das  Gefühl  der  Bodenständigkeit  zu  erhalten,  wird  die  Zeit, 
für  die  das  Erbbaurecht  bestellt  ist,  nicht  zu  kurz  zu  be- 
messen sein;  der  Erbbauberechtigte  würde  sich  sonst  kaum 
von  einem  Mieter  unterscheiden ;  daher  ist  im  österreichi- 
schen Gesetz  die  Mindestdauer  30  Jahre. 

"Wenn  Ruppin*)  schreibt,  daß  'der  Pachtzins  i^loig  von 
dem  alle  7  oder  10  Jahre  abzuschätzenden  Boden  zu  be- 
messen sei,  so  ist  zu  bemerken,  daß  dieser  Zeitraum  doch 
etwas  zu  kurz  ist  und  einer  Stabilisierung  der  Verhältnisse 
i'He  wir  für  die  erste  Generation  so  dringend  benötigen, 
nicht  förderlich"  sein  dürfte.  Ein  Vierteljahrhundert  wird 
wohl  die  Mindestgrenze  bilden,  bis  ein  neuer  Erbbaurecht- 
zins fi^stgesetzt  werden  kann. 

Die  Gemeinschaft  wird  sich'  aber  auch  nicht  auf  ewige 
Zeiten  binden,  um  ihr  Obereigentum  in  irgend  einer  Form 
geltend  machen  zu  können.  Daher  setzt  das  österreichische 
Gesetz  (im  Unterschied  zum  deutschen  BGB.,  das  diese 
Frage  nicht  behandelt),   die  Höchstdauer  auf  80  Jahre  fest. 

Die  Gemeinschaft  gibt  dem  bisherigen  Erbbauberech- 
tigten nach  Ablauf  der  vertraglich  festgesetzten  Zeit  ein 
Vorpachtrecht  zu  dem  dann  neu  festgesetzten  Zins.  Der 
Wertzuwachs  des  Grund  und  Bodens  verbleibt  ihr  dann 
und,  der  Erbbauberechtigte  unterscheidet  sich  in  dem  Be- 
nutzungsrecht des  Bodens  kaum  noch  vom  Eigentümer.  Die 
Beleihbarkeit  des  Instituts  wird  dadurch  gefördert  werden, 
da  damit  der  Deteriorierung  der  Baulichkeiten  vorgebeugt 
sein  wird. 

Hat  die  Gemeinschaft  auf  diese  Weise,  ohne  den  Erb- 
bauberechtigten zu  schädigen,  einer  Verwahrlosung  der 
Häuser  vorgebeugt,  so  wird  es  ihr  hauptsächlichstes  Be- 
streben sein,  darauf  hinzuwirken,  daß  die  sozialen  Tenden- 
zen, die  das  Erbbaurecht  verwirklichen  soll,  auch  während 
dessen  Bestehen  erhalten  bleiben.  Die  Gemeinschaft  muß 
vor    allem    dafür    soi'gen,    daß    -^^   Erbbaurecht  nicht    zu 

'  «)  a.  a.  O.  S.  287. 
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SpeliuJationszwecßen  mißbraucht  wird.  Es  ist  ein  Vor- 
wurf, der  oft  geiSfen  dieses  Institut  erhoben  worden  ist,  daß 
seine  Vorteile,  die  seinem  gemeinnützigen  Charakter  ent- 
springen, nur  dem  ersten  Erwerber  zugute  kommen.  Sind 
sie  besonders  hocK,  so  wäre  sogar  in  dem  ersten  Erwerber 
der  Anreiz  zum  Verkauf  der  Baulichkeiten  noch  gesteigert, 
da  er  zum  Kaufpreis  den  kapitalisierten  Jahresvorteil  des 
Erbbaurechts  noch  hinzuschlagen  könne.  Der  nächste  Er- 
werber stände  dann  so  schlecht  da,  daß  der  Nutzen  des 
ganzen  Instituts  iUusoriscH  sei.  Hier  muß  die  Gemeinschalt 
eingreifen.  Der  beste  Weg  scheint  mir,  wenn  die  Gemoin- 
sc^iaft  sich  zugleich  Vor-  und  Wiederkaufsrecht  sichern 
würde. 

CD'^s  Vorkaufsrecht  würde  dann  In  Frage  kommen, 
wenn  der  Erbbauberechtigte  das  Bauwöflfk,  das  aus  irgend 
einem  Grunde  an  Wert  verloren  hat,  zu  einem  niedrigeren 
Prei-^e  verkaufen  \vill.) 

Ein  solcher  Vertrag  würde  Jede  Hoffnung  auf  Speku- 
la tinnpjnrpwinn  von  vornherein  zunichte  machen,  somit  wlrt- 
sohnftlich  st'^tige  Zustände  schaffen  un'd  Jedem  späteren 
Käufer  den  Nutzen  des  Instituts  bewahren. 

Es  ist  natürlich  im  Interesse  der  Gemeinschaft,  die  Ge- 
bäude nach  Ablauf  des  Erbbaurechts  in  gutem  Zustande 
zurückzuerhalten."  (Die  grausigen  Zustände  in  Englan'd 
werden  von  den  Gegnern  dieses  Instituts  stets  als  warnen- 
des Beispiel  angeführt.)"  Man  hat  auf  viele  Arten  versucht, 
dieses  Ziel  zu  erreichen.  Teils  will  man  nach  Ablauf  einer 
gewissen  Zeit  durch  Sachverständige  eine  genaue  Unter- 
suchung anstellen,  und  durch  den  Erbbauberechtigten  oder, 
faUs  er  sich  weigert,  auf  seine  Kosten  die  notwendigen  Re- 
paraturen herstellen,  teils  will  man  aus  einer  Verwahr- 
losung der  Gebäude  einen  vertraglichen  Grund  zur  vor- 
zeitigen Auflösung  des  Erbbaurechts  herleiten.  Beides 
sind  Methoden,  die  nicht  geeignet  sind,  dem  Erbbaurecht  in 
der  Praxis  zur  weiteren  Ausbreitung  zu  verhelfen,  zumal 
auch  die  Beleihungsfähigkeit  darunter    stark    leiden  würde. 

Am  besten  dürfte,  wie  bereits  betont,  ein  Voranspruch 
des  Erbbauberechtigten  wirken,  in  Verbindung  mit  einer 
möglichst  >ohen  Entschädigung,  «».,^..^.v 
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Die  Entschädigung  ist  eine  der  schwierigsten  Fragen 
des  Erbbaurechts,  wie  überhaupt  die  Probleme,  die  mit 
die3er  Wirtschaftsform  verbunden  sind,  erst  kurz  vor  der 
Beendigung  des  Vertragsverhältnisses  auftreten.  Eine  voUe 
Entschädigung  der  gesamten  Kosten  belastet  den  Ober- 
eigenlümer  zu  sehr  (wird  auch  in  dem  neuen  deutschen 
Entwurf,  der  aUe  Fragen  im  Sinne  einer  möglichst  großen 
Erweiterung  dieses  Institutes  behandelt,  abgelehnt).  Der 
Erbbauberechtigte  steht  also  zur  Zeit  der  Beendigung  des 
Erbbaurechtes  entweder  vor  der  Wahrscheinlichkeit  einer 
Erhöhung  des  Erbbaureehtzinses  '  oder  aber  des  Verlustes 
des  Erbbaurechts,  wobei  seine  Kosten  ihm  nicht  voll  er- 
stattet werden  können.  Hier  liegen  unzweifelhaft  sehr  viele 
iSchwiarigkeiten  vor.  'In  Palästina  werden  sie  wohl  dadurch 
gemildert  werden,  daß  es  sich  beim  Obereigentümer  um  den 
N.  F.  handelt,  bei  dem  aUe  Rentabihtätsgründe  zurück- 
treten. So  sagt  auch  Dannenbaum,  der  dem  Institut  sehr 
skeptisch  gegenübersteht,  in  seiner  Schrift  über  das  Erb  bau- 
recht, „es  sei  nur  zweckmäßig  zwischen  Gemeinden  und 
Siedlungsgenossenschaften  oder  sonst  zwischen  Organisa- 
tionen, bei  denen  keine  Privatinteressen  bestehen  und  eine 
nur  die  öffentUchen  Interessen  berücksichtigende  Verstän- 
digung möghch  ist." 

Auch  auf  diesem  Gebiet  scheint  uns  ein  genossen* 
schaftlicher  Zusammenschluß  der  neu  Einwandernden  not- 
wendig zu  sein  und  Aufgaben  zu  stellen,  die  in  der  Dia- 
spora vorbereitet  werden  müssen.  Wenn  sich  die  Einwanderer 
in  städtische  Siedlungsgenossenschaften  zusammenschließen 
und  vom  N.  F.  Boden  in  Erbbaurecht  übernehmen,  werden 
sich  die  Schwierigkeiten  am  ehesten  beheben  lassen.  Um  ein 
Bnd  zu  geben,  wie  in'  der  Praxis  z.  B.  die  Entschädigung 
festgesetzt  wird,  bringen  wii*  einen  Vertrag  der  Stadt  Ulm. 

Die  Stadtgemeinde  Ulm  ist  berechtigt  und  ver- 
pfüchtet,  nach  Beendigung  der  Dauer  des  Erbbaurechts,  so- 
fern nicht  eine  Verständigung  über  eine  Fortsetzung  (Er- 
neueningj  des  Brbbaurechts  zustande  kommt,  die  im  Eigen- 
,tum  des  Ei-bbaubereohtigtcn  stehenden  Bauwerke  zu  einem 
Wertanschlag  eigentümlich  zu  übernehmen,  für  dessen  Be- 
messung folgende  Grundlage  festgesetzt  wird: 

12» 
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,,1.  Es  wird  zunächst  der  eigene  Bauaufwand  für  die 
einzelnen  Bauwerke  in  Rechnung  gestellt.  Dieser  Bauauf- 
wand ist  sofort  nach  Fertigstellung  der  Gebäude  durch  die 
Baugenossenschaft  der  Stadtgemeinde  unter  Vorlage  aller 
Rechnungen,  welche  seitens  dex  Stadtgemeinde  einer  Revi- 
sion unterzogen  werden  dürfen,  für  jedes  einzelne  Gebäude 
besonders  festzusetzen. 

2.  Diesem  Bauaufwand  wird  derjenige  Betrag  zuge- 
rechnet, um  welchen  das  Bauwesen  durch  Verbessefungen 
im  Werte  gestiegen  ist,  soweit  dieser  Mehi'wert  zur  Zeit  des 
Ueberganges  an  die  Stadtgemeinde  noch  in  dem  Bauwerk 
vorhanden  ist,  während  andererseits  derjenige  Betrag  von 
dem  Bauaufwand  wieder  abgezogen  wird,  um  welchen  sich 
der  Wert  des  Bauwerks  durch  die  Benutzung  verringert  hat. 

3.  Die  zu  zahlende  Entschädigung  für  jedes  einzelne 
Bauwerk,  welche  Erweiteningen  und  Verbesserungen  das- 
selbe auch  im  Laufe  der  Zeit  erfahren  haben  mag,  über- 
steigt jedoch  keinesfalls  den  ursprünglichen  Bauaufwand, 
welcher  in  Gemäßheit  vorstehender  Bestimmung  Ziffer  1 
sofort  nach  Fertigstellung  der  Gebäude  festgestellt  werden 
wird.  Dieser  Bauaufwand  gilt  also  als  Maximalbetrag  für 
die  Uebernahmeentschädigung,  abgesehen  von  dem  weiteren 
Abzug  nach  Punkt  4  hienach. 

4.  Für  die  letzten  20  Jahre  der  Dauer  des  Erbbau- 
rechts werden  an  den  festgesetzten  Bauaufwandsbeträgen 
(Ziffer  1  und  2),  bezw.  an  dem  in  Ziffer  3  festgesetzten 
Maximalbetrag  alljährlich  1  %  als  besondere  Abnützungs- 
quote gekürzt.  Hört  das  Erbbaurecht  früher  auf,  so  tritt 
der  Abzug  dieser  Abnützungsquote  dann  überhaupt  nicht 
ein,  wenn  seit  Beginn  des  Erbbaurechts  (1.  Aprü  1906)  erst 
20  Jahre  oder  weniger  verflossen  sind.  Sind  weniger  als 
40  Jahre  seit  dem  Beginn  des  Erbbaurechts  verflossen,  so 
^vird  der  Abzug  einer  Abnützungsquote  von  1  "/o  jährlich 
für  die  Zeit  vom  abgelaufenen  20.  Jahre  seit  Beginn  des 
Erbbaurechts  abgemacht.  Die  Stadtverwaltung  wird  in  sol- 
chen Fällen,  in  welchen  eine  geordnete  Unterhaltung  des 
Bauwerks  anzuerkennen  ist,  von  dem  Abzug  einer  Ab- 
nützungsquote absehen. 
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5.  Die  Zahlung  der  Entschädigungssumme  erfolgt,  so- 
weit sie  zur  Tilgung  der  aui  dem  Erbbaurecht  lastenden 
Hypotheken  nebst  Zinsen  erforderlich  ist,  an  die  Hypo- 
thekengläubiger;  dier  Mehrertrag  wird  dem  Erbbauberech- 
tigten bar  ausgezahlt,  sobald  das  Erbbaurecht  zur  Löschung 
gebracht  worden  ist." 

Die  Höhe  der  Entschädigung  zu  bestimmen,  wird  in 
jedem  einzehien  Falle  sehr  eingehender  Untersuchungen  be- 
dürfen. Aui  nähere  Details  kann  hier  nicht  eingegangen 
werden.  Nur  sei  betont,  daß  die  Quote  der  Entschädigung 
für  einfache  Wohnhäuser  natürlich  höher  zu  bemessen  sein 
wird  als  die  für  Luxusbauten. 

Wie  hoch  ist  das  Erbbaurecht  zu  bewerten  ?J 

Bei  der  Beantwortung  dieser  Frage  gehe  ich  konform 
mit  Ermann.*)  Es  heü3t  bei  ihm: 

,, Darauf  antwortet,  auf  eingehende  Berechnungen  ge- 
stützt, eine  im  Reichsamt  des  Innern  ausgearbeitete  inter- 
essante Denkschrift.  Sie  sucht  zunächst  einen  „Wert  des 
Erbbaurechts "  festzustellen,  aber  natürlich  nicht  nach  dem 
„Bauwert ",  denn  dieser  ist  ja  der  gleiche,  ob  nun  das  Erb- 
baurecht auf  50  oder  100  Jahre  verüehen  ist,  sondern  nach 
dem  Ertragswert,  also  nach  der  Summe  der  auf  den  Tag 
der  Abschätzung  diskontierten,  von  diesem  Erbbaurecht  zu 
erwartenden  Jahres-Reinnutzungen. 

Diese  Jahresnutzungen  nimmt  die  Denkschrift  oline 
weiteres  als  fü;*  die  ganze  Erbbauzeit  gleichbleibend  an.  Sie 
setzt  also  voraus,  daß,  wenn  der  Nutzungswert  des  Erb- 
bauhauses durch  sein  Alt-  und  Altmodischwerden  allmäh- 
mählich  sinkt,  der  steigende  Nutzungswert  des  Bodens, 
also  die  steigende  Nachfrage  nach  Wohnungen  (dieser 
Lage),  fenes  Sinken  wieder  wettmacht,  so  daß  die  Nutzung 
des  Erbbauanwesens  (also  z.  B.  sein  Mietsertrag)  sich  bis 
zu  Ende  gleichbleibt.^; 

In  Betracht  kommt  natürlich  nicht  der  Rohertrag,  son- 
dern   der    Reinertrag,    nach   Abzug    also    des    erfahrungs- 


i>  Etbbaurecht  u.  Kleinwohaungsbau. 

2j  Das  wird  in  der  Tat  oft  zutreffen.  Will  man  es  aber  vorsichts- 
halber nicht  annehmen,  so  muß  eben  noch  der  Faktor  der  voraus- 
sichtlichen Ertragsminderung  in  das  Exempel  eingesetzt  werden. 
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mäßij?  für  Abgaben,  Erhaltungs-  und  Verwaltungskosten, 
Mietsausiälle  usw.  auszuwerfenden  Jahresbatrages,^)  sowie 
auch  des  Erbbauzinses,  falls  nicht  etwa  die  Hypothek  ihm 
im  Range  vorgeht.  (Was  in  Palästina  wohl  der  Fall  sein 
wird.  F.  S.) 

Dieser  Jahresreinertrag  ist  nun  die  Grundlage  für  'die 
Errechnung  des  „Brbbauwertes",  mit  der  das  Reichsamt  des 
Innern  bezweckt,  ,,die  Aengstlichkeit,  mit  der  die  Geldgeber 
der  Beleihung  des  Erbbaurechtes  begegnen,  zu  beseitigen". 
„Während  beim  Eigentum  und  bei  dem  ^zeitüch  unbe- 
schränkten Erbbaurecht,  in  Rücksicht  auf  die  unbeschränkte 
Dauer  des  von  ihnen  gewährten  Nutzens  der  den  Ertrags- 
bezw.  Verkaufswert  darstellende  Käpitalwert  des  Rechts 
durch  Kapitalisierung  des  Reinertrages  gefunden  wird, 
kommt  es  für  das  befristete  Erbbaurecht  darauf  an^  den 
Käpitalwert  zu  bestimmen,  welchen  die  Summe  der  nach 
der  zeitlich  beschränkten  Dauer  des  Erbbaurechts  zu  er- 
wartenden Nutzungen  am  .Tage  der  Abschätzung  des 
Wertes  des  Erbbaurechts  basitzt.  Gefunden  wird  dieser  Wert 
dui'ch  Diskontierung  der  einzelnen  reinen  Jahresnutzungen 
auf  den  Tag  der  Abschätzung  des  Erbbaurechts.  Die 
Summe  dieser  diskontierten  Jahresnutzungen  bildet  den 
Wert  des  Erbbaurechts"  .  .  .  „Zu  beachten  ist,  daß  der 
Dijkontiaruagssatz  so  gewählt  sein  muß,  daß  er  nicht  nur 
den  übUcherweise  iür  die  Kapitalsanlage  erwarteten  Zins- 
ertrag deckt,  sondern  auch  zur  Amortisation  des  gesamten 
im  Erbbaurecht  angelegten  —  eigenen  und  ü'emden  —  Ka- 
pitals ausreicht." 

Bei  dem  beispials^reise  gewählten  Diskontsatze  von  5  % 
ergibt  die  Berechnung  nun  als  gegenwärtigen  Wart  der 
vorausgesetzten  jährüchen  Reineinnahme  von  10.000  Mark: 

1.  für  immer  (Eigentum)      .    .  -=  200.000  Mk. 

2.  für  80  Jahi'e^(Erbbaureoht)^«  195.9ü4  Mk. 

3.  für  65  Jahre_(Erbbaurecht)^=  191.610  Mk. 

Der  „Erbbau wert"  sinkt  nun  von  Jahr  zu  Jahr  um 
den  jeweihgen  Diskontwert  der  jedesmal  fortgefallenen  Rate 
von  10.000  Mark.  Da  dieser  Diskontwert  für   die    erste    der 


V  Nach  der  Praxis  der    gemeinnützigen   Baugenossenschaften 
IVs^/o  des  Bodenwertes  und  der  Baukosten.' 
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80  Jahresraten  etwa  200  Mark  beti'ägt,  für  die  vorletzte  da- 
pregren  etwa  9000  Mark,  so  ei  folcft  dieses  Sinken  des  Brbbau- 
wertes  in  einem  von  Jahr  zu  Jahr  wachsenden  Maße.  Aber 
noch  viel  schneller  sinkt  gleich zeitifT  das  durch  die  Erbbau- 
h:\'Tiothek  gedeckte  Schnldkapital,  falls  dessen  Amortisation 
wie  üblicE,  geregelt  ist:  der  Zinsen-  und  Amortisations- 
betrag —  trotz  fortschreitender  Tilgung  des  K!apitals  — 
gloic^bl^ihrnd,  oder  andei-s  ausgedrüclct:  mit  einer  von  Jahr 
zu  JpHr~fum  die  ersparten  Zinsen)  wachsende  Amortisa- 
tion. Die  Berechnung  nimmt  für  den  SOjäHrigen  Erbbau 
mit  10.000  Mark  Jährlichen  Reinert"ag  und  5  %  Diskont  eine 
HvT) otbek  von  100.000  Marlr  an  mit  der  beim  ReichsSskus 
üblichen  Beleihung  zu  S%  mit 'l"/o  Til^ning  unter  Zuwachs« 
der  ersparten  Zinsen.^)  Üann  ist  das  Verhältnis  des  SchtJd- 
kapitals  zum  Erbhauwert, 

das  im  1.  Jahr  100.000  :  195PR5  war  =  51  0.3  o/o 
,  „  11.  „  88.^36  :  193.427  „  =  4'>.77  o/o 
,  „  2\.  „  73.129:^89  293  „  =  38fi3  o/o 
,  „  31.  „  52  4?5  :  182.559  „  =  28-72  o/o 
„  „  4t.  „  24.599  :  171.591  „  =  14.34  o/o 
„    48.    „  —      :  160025  =     — 

D'ie  Denkschrift  betont  mit  Recht,  daU  ,, mithin  die 
Sicherheit  'des  HypotheSendarlehens  von  Jahr  zu  Jahr  zu- 
nimmt. Für  die  Gewinnung  des  Itapitals  zur  Beleihang  des 
Erbbaurechts  ist  diese  unwi'derlegliche  Tatsache  von  größter 
TragAveite.  Meist  werden  Hypothekendarlehen  unkündbar, 
für  einen  10  Jahre  übersteigenden  Zeitraum  nicht  be^villigt. 
Da  nun  nnch  Ablauf  von  10,  20,  30  usw.  Jahren  das  noch 
nicht  getilgte  Darlehen  einen  wesentlich  geringeren  Prozent- 
satz des  Weites  des  Erbbaurechts  als  zu  Beginn  ausmacht, 
so  wird  es  nicht  schwer  halten  können,  nach  Ablauf  von 
10,  20,  30  usw.  Jahren,  zu  einem,  dem  Geldstand  entspre- 
chenden Zinsfuß  entweder  eine  Prolongation  oder  ein  n^ues 
Hypothekendarlehen  bewilligt  zu  erhalten.**  Und  damit  sind 
wir  bei  einem  der  wesentlichsten  Punlde  für  die  praktische 
Durchführung  des  Erbbaurechts,  bei  seiner  Beleihbarkeit, 
d.  h.  der  Aufnahme  von  Hypotheken  für  die  zu  errichtenden' 
Bauhchkeiten.  Jede  Bestimmung,  die  die  Beleihung  des  Erb"- 

>)  Bei  höherem^Zinsfuß  sinkt  das  Kapital'natürlich  noch  schneller. 
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baurechts  erschwert,  muß  vermieden  werden.  Wie  wir  schon 
an  anderer  Stelle  betont  haben,  ist  für  das  Erbbaurecht  in 
allen  Verträgen  ein  Endtermin  festgesetzt,  und  es  er^reckt 
sich  im  allgemeinen  höchstens  auf  100  Jahre.  Diese  Tat- 
sache ist  für  die  Beleüiung  von  gi'oßer  Bedeutung. 

Die  Beleihung  mit  festen  kündbaren  Hypotheken  ist 
für  das  Erbbaurecht  undenkbar ;  denn  es  würde  proportio- 
nal seinem  Portschreiten  unbeleihbar  werden;  das  Erbbau- 
recht verlangt  —  ähnlich  wie  die  Rentengüter  —  un- 
kündbaren amortisierbaren  Hypothekenkredit. 
Undkündbar ;  denn  der  Erbbauberechtigte  wül  für  die  ver- 
tragL'öh  festgesetzte  Zeit  gegen  aUe  Zwischenfälle  gesichert 
sein.  Im  anderen  Falle  würden  sich  wohl  kaum  Liebhaber 
finden.  Amortisierbar:  denn  da  nach  Ablauf  der  Zeit,  für 
die  das  Brbbaurecht  bestellt  ist,  die  Gebäude  an  die  Grund- 
eigentümer zurückfallen,  so  muß  die  Hypothek  bis  zu  die- 
sem Zeitpunkt  getilgt  sein.  Im  allgemeinen  setzt  man  in  Ver- 
trägen die  Amortisierungsquote  so  an,  daß  die  Hypothek 
schon  vor  der  Abiaufzeit  des  Erbbaurechts  getilgt  ist,  z.  B. 
bei  der  Bestellung  eines  Erbbaurechts  auf  70  Jahre  schon 
nach  60  Jahren,  da  man  immer  annimmt,  daß  sich  im  Laufo 
eines  so  langen  Zeitraumes  Jahre  finden  werden,  in  denen 
ungünstige  pekuniäre  Verhältnisse  den  Erbbauberechtigten 
verhindern,  seinen  Ve  pflichtungen  völlig  nachzukommen. 
An  einem  Beispiel  soll  gezeigt  werden,  wie  sich  in  der 
Praxis  die  Beleihung  des  Erbbaurechtes  bei  der  deutschen 
PfandbriefsteUe  in  Posen  im  Verhältnis  zu  der  Eigentums- 
beleihung  stellt. 


185 


Beispiel  I  (Rentenhaus). 


Grundstück 
Bodenwert 
Bau  wert 
Ertragswert: 
Bruttomiete   12.010*— 
Davon  ab: 
für  Lasten- 
Kosten  15  o/o 

rund      1.800  — 


M.    40.500-- 
-    143.500-— 


Erbbaurecht 

M.  143.500  — 
M.  12.010  — 


10.210  — 
Kapitalisiert  zu  5  «/o  =  20  M.  204.200  — 


rund  1.800'- 
Erbbauzins  1.201  — 

zus.  rund  3.010  — 


9.000  — 
kapitalisiert  zu  5  o/o  =  1975 
177  750- 


388.20U-- 

M. 

321.250-- 

Davon    die    Hälfte  als 

Be- 

leihuRgswert  rund    . 

.   . 

194.000*- 

M. 

160.000*- 

Eine  Hypothek  zur  Hälfte  des 

Wertes  beträgt  demnach  . 

97.000- 

» 

80.000-- 

Die  Hypothek  ist  gleich 

dem 

Die 

Hypothek 

ist   gleich 

95 fachen  Reintrag. 

dem 

SS  fachen  Reinertrag. 

Beispiel  II  (Zweifamilienhaus) 

Grundstück 

Erbbaurecht 

Bodenwert 

JVl. 

3.920*- 

Bauwert 

n 

20.500- 

M 

.  20.500.- 

Ertragswert : 

Bruttomiete    1.450-— 

M. 

1.450*- 

- 

Davon  ab : 

• 

für  Lasten- 

• 

Kosten  150/0     217-50 

M. 

21750 

Erbbauzins  _2__ 
zus.  rund  „ 

117-60 
350*- 

1.232-50 

„  1.100- 

Kapitalisiert  zu  5  o/o  =  20  M.  24.650*— 

»» 

19-75 

_M. 

21.725*- 

M.  49.070*— 
Davon  die  Hälfte  als  Be- 

leihungswert  .  .  .  .  M.  24.500*— 
Eine  Hypothek  zur  Hälfte 

des  Beleihungswertes 

beträgt  demnach    .   .  M.  12.250*- 

Die  Hypothek  ist  gleich 
dem  lOfachen  Reinertrag. 


M.  42.225  — 
rund  M.  21.100  — 


M.  10.550  — 
Die  Hypothek  ist  gleich 
dem  9,6  fachen  Reinertrag. 
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Mit  anderen  Worten:  das  Erbbaurecht  steht  in  seiner 
Kreditwürdigkeit  dem  Eigentum  kaum  nach,  ebensowenig 
wie  die  Erbpacht. 

Wenn  es  erwünscht  scheint,  den  Einwanderern  die 
Wohnungsfrage  möglichst  zu  erleichtern,  so  können  durch 
weitere  Herabsetzung  des  Erbbauzüises  die  geringen  for- 
teile des  Eigentums  bei  der  Beleihung  noch  weiter  vermin- 
dert werden;  dies  läßt  sich  noch  auf  andere  Weise  er- 
reichen :  In  einer  möghchst  hohen  Entschädigung 
des  Erbbauberechtigten  nach  Erlöschen  des  Erbbaurechis. 
Das  österreichische  Gesetz  sieht,  wenn  nichts  anderes 
vereinbart,  ein  Viertel  des  Wertes  der  Baulichkeiten  als 
Entschädigung  vor.  —  In  DeutscMand  ist  es  der  Verein- 
barung beider  Parteien  überlassen,  und  so  finden  wir  neben 
vielen  Verträgen,  die  das  Gebäude  unentgeltüch  an  den 
Grundeigentümer  zurückfallen  lassen^  auch  solche,  in  denen 
eine  namhafte  Entschädigung  an  den  Erbbauberechtigten 
vorgesehen  ist.  Durch  diese  Entschädigung  wird  die  Beleih- 
baji-keit  des  Erbbaurechts  ganz  außerordentlich  erhöht ;  das 
österreichische  Gesetz  bestimmt,  daß  diese  Summe  dem 
Hypothekengläubiger  für  etwaige  Ansprüche  haftbar  .soi. 
Wenn  die  Entschädigung  hoch  genug  angesetzt  ist,  kann 
auch  die  jährliche  Amortisierungsquote  niedriger  veran- 
schlagt werden,  da  ja  eine  eventuelle  Verpflichtung  nach 
Ablauf  der  Brbbaurechtäzeit  für  den  Hypothekengläubiger 
nicht  gefährlich  ist,  wenn  er  sich  an  dieser  Entschädigung 
schadlos  halten  kann. 

Wenn  die  Amortisierungsquote  gering  ist,  wird  naiur* 
gemäß  die  Möglichkeit  für  wenig  bemittelte  Ansiedler  größer. 

Die  Erbbaurechtshypothek  muß  in  eiuer  bestimmten 
Anzahl  von  Jahren,  z.  B.  70  getilgt  sein.  Für  den  Hypo- 
thekengläubiger ist  es  also,  entscheidend,  daß  das  Erbbau- 
recht auch  wirldich  70  Jahre  dauert,  da  eben  sonst  jede 
Sicherheit,  daß  er  einmal  sein  Geld  zurückörhalten  wird, 
genommen  ist.  Dieser  einfache  Sachverhalt  hat  aber  weit- 
tragende Konsequenzen;  die  Beleihbarkeit  des  Brbbaurechts 
wird  geradezu  illusorisch  gemacht,  wenn  in  den  Verträgen 
sich  Klauseln  finden,  die  unter  bestimmten  Voraussetzungen 
seine  Auflösung  fordern.  Dies  ist  iti  den  ersten  Jahren  nach 
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EinfüHiung  des  dentscHen  bürgerlichen  G'esetzbucHes  häufig 
.sreschehen,  z.  B.  um  den  Erbbauberechtigfen  zu  zwingen, 
das  Haus  in  gutem  Stand  zu  halfen.  Allmählich  hat  man  er- 
kannt, daß  mnn  damit  diesem'  Itistitut  iede  Liebensmöglichkeit 
genommen  hat,  und  daher  bestimmt  das  österreicHisclie  Ge- 
setz im,  §  4:  „Das  Baurecht  kann'  nicht  d'urcH  eine  auf- 
lösende Bedingung  beschränkt  werden."  Dieses  Prinzip 
wird  nur  dann  durchbrochen,  wenn  der  Erbbauzins  iA 
zwei  aufeinanderfolgenden  JaKren  nicht  entrichtet  wird. 
Will  man  aber  eine  möglichst  große  Sicherheit  für  das 
Innehalten  des  Vertrages  für  den  Erbbauberechtigten,  und 
glaubt  man,  dies  nicht  anders  als  durch  die  'Auflösung  des 
E''bbaurechts  erzwingen  zu  können,  .so  muß  vertraffÜcli 
festgesetzt  werden,  daß  auch  bei  einer  Auflösung  des  Erl)- 
b'nurecbts  die  Hypotheken,  mit  denen  der  G-rundeigentilmor 
einverstanden  war,  bestehen  bleiben,  somit  ein  sogenanntes 
Eigentumserbhaurecht  geschaffen  wird.  Dann  und)  nur  'dann 
wird  die  Beleihbarkeit  des  Erbbaurechts  durch  eine  auf- 
lösende Klausel  ufeht  geschädigt  werden. 

Der  Erbbauberechtigte  hat  neben  dem  Erbbaurechtzinwi 
die  Hypotheken  Zinsen  und  'die  Amortisationsquote  zu  zahlen. 

Es  liegt  im  Interesse  der  leichten  Beleihbarkeit,  daß 
der  N.  F.  mit  seinen  Forderungen  a^uf  Ei-bbaurechtzlns 
hinter  die  Hypothelrenzinsen  zurücktritt.  Dies  bedingt  aber 
naturgemäß,  daß  sich  die  Jüdische  Kolonisationszontrale 
einen  maßgebenden  Einfluß  auf  die  Hypothekenbanken 
wahrt.  Ein  enges  Zusammengehen  beider  Organisatioften  ist 
schon  ans  dem  Grrund  nohv^endig,  weil  nur  dann  eine  Er- 
höhunsr  des  Erbbaurechtzinses"  ohne  aUzugroße  Schwierig- 
keiten durchzuführen  sein  wird. 

Bei  der  Begrenztheit  des  zur  Verfügung  stehenden 
Bodens  ist  es  natürlich  ausgeschlossen,  daß  jeder  Einzelne 
soviel  städtisches  L'and  pachten  kann  wie  er  will.  Für  den 
städtischen  Boden  wird  nicht  anders  wie  für  den  ländlichen 
ein  Maximum  festzusetzen  sein,  das  für  den  Einzelnen  (wenn 
er  nicht  nebenberufhoH  Candwirtschaft  treibt)  2  Dunam 
kaum  überschreiten  mrd.  Der  Normaltypus  mrd  ca.  1  Du- 
nam befragen  und  die  jüdische  Kolonisationszentrale  hjit 
die  Möglichkeit,  im  Verhältnis  zu  der  Landmenge,    die    der 
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Einzelne  zu  pachten  gedenkt,  die  Höhe  der  Grundsteuer  zu 

staffeln. 

«  • 

In  Buropa  ist  es  gesetzlich  auch  Privaten  möglich, 
Häuser  in  Erbbaurecht  weiterzugeben.  Sollen  wir  dies 
auch  in  Palästina  zulassen  (für  den  Fall,  daß  wir  den  ge- 
samten städtischen  Boden  nicht  nationalisieren  können)? 

Wir  bemerkten  bereits,  daß  das  Vor-  und  "Wiederkauis- 
recht  wohl  stets  mit  dem  Erbbaurecht  verbunden  sein  wird. 
Es  braucht  nicht  betont  zu  werden,  welche  ungeheure  Macht 
dadurch    in    die    Hände    des    Erbb aurecht vergebers    gelegt 
wird.  Fügen  wir  noch  hinzu,  daß  diejenigen,    die    als  Erb- 
bauberechtigte    zu     wohnen    Avünschen,      zumeist     minder- 
bemittelte Leute    sind,    während    die    Vergeber  kapitalskräf- 
tigen Kreisen  angehören,  denken  wir  ferner  daran,  daß  im 
allgemeinen  Mietsverträge  an  sich    schon    die    Hausbesitzer 
stark  begünstigen,  da  im  Gesetz   nur    sehr   wenige    Punkte 
festgelegt  werden  können,  so  können  ^^'ir  erkennen,    welch 
ein  zweischneidiges  Schwert  das  Erbbaurecht  in  den  Händen 
von  Privaten  darstellen  würde.  Von  Gemeinnützigkeit  wäre 
kaum  mehr  die  Rede.  Diese  Fragen  haben  ihre    praktische 
Bedeutung  insbesondere  für  das  Problem  der  Bereitstellung 
von  A'rbeiterwohnungen   durch  Unternehmer.   Köhne  schreibt 
darüber:^)  ,,Sehr    mit  Unrecht    hat  man  auch  gewerblichen 
Unternehmern  empfohlen,    ihren    Arbeitern  Wohnhäuser    zu 
Erbbaurecht  zu  verleihen. 

Einen  entlassenen  Arbeiter  mußt«  die  Festlegung  an 
die  Gegend  höchst  schädlich  werden,  in  der  das  Haus  liegt, 
das  ihm  infolge  des  Erbbaurechts  gehört.  Wenn  sich  die 
Fabrikanten  aber  das  !Recht  vorbehalten,  dem  Arbeiter  bei 
Entlassung  das  Erbbaurecht  zu  kündigen,  so  würde  darin 
eine  so  schlimme  Ausbeutung  des  Arbeiters  liegen,  daß  ein 
solcher  Vertrag,  als  gegen  die  guten  Sitten  vexstoßend,  Mr 
rechtsungültig  erachtet  werden  müßte." 

Dazu  kommt,  daß  ein  Institut,  wie  das  Brbbaurccht, 
privaten  Händen  anvertraut,  nicht  ejne  Verbilligung,  wahr- 
scheinlich sogar  eine  Verteuerung  gegenüber  den  bisherigen 
Mietsverhältnissen  zur  Folge  haben  wird,  da  Private  kaum 
"         1)  Siehe  städtebauliche  Vorträge  Bd.  I,  Heft  2. 
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auf  iri?end  einen  Vorteil  verzichten  werden  und  sich  zwi- 
schen Grundeigentümer  und  Mieter  noch  eine  'dritte  Schicht, 
die  auf  ihre  Kosten  kommen  will,  schiehen  würde. 

Daher  muß  die  Weitergabe  von  Häusern  in  Erbbau- 
recht von  Privaten  an  Private  von  vornherein  aufs  schärfsto 

bekämpft  we.den. 

*  « 

Die  Nationalisierung,  des  Bodens  in  Stadt  und  Land 
und  die  Weitergabe  des  Bodens  in  Erbpacht  und 
Erbbaurecht  büdet  die  Basis  für  einen  sozialen  Aufbau 
in  Palästina.  Sie  schafft  die  Möglichkeit,  daß  Jeder  auf 
jüdischen  Volksboden  siedeln  kann,  sie  beseitigt  das  Land- 
arbeiter-Proletariat und  damit  die  industrielle  Reserve- 
Armee.  Sie  verhindert  die  Mietskasernen  und  schafft  wahre 
Heimstätten.'  Sie  büdet  die  entscheidende  ökonomische  Vor- 
aussetzung für  alle  anderen  Fragen    des  sozialen  Aufbaus. 


Kapitel  9. 

Uergesellschaftung  der  Proöüktionsmittel» 
unö  gemischtwirtschaftliche  Betriebsformen. 

Auf  dem  Gebiet  der  Landwirtschaft  konnten  wir  ein 
detailliertes  Programm  formulieren,  um  den  Aufbau  in  un-' 
serem  Sinne  zu  verwirkliohen.  Auf  industriellem  Gebiete 
ist  dies  nicht  möglich,  und  ich  möchte  alle  Sozialisten,  die 
sich  ilirer  Verantwortung  gegenüber  unserem  Volke  be\ATißt 
sind,  davor  warnen,  sich  mit  irgendwelchen  agitatorischen 
Thesen  zu  identifizieren.  Eine  solche  These  ist  bei  -dem 
augenblickliehen  Niveau  der  palästinensischen  Wirtschaft 
die  Vergesellschaftung  sämtHcHer  Produktionsmittel  zu  for- 
dern. Für  Marx  war  die  Vergesellschaftung  der  Produk- 
tionsmittel das  Mittel,  das,  wenn  die  Produktionsmittel  dazu 
„reif"  geworden  wären,  die  Gesellschaft  in  eine  sozialisti- 
sche, d.  h.  meHrwerttreie  überführen  sollte.  Es  wird  heute 
von  berufener  marxistischer  Seite  —  icH  erinnere  u.  a.  an 
Kauisky,  Hilferding  und  Lederer  —  zugegeben,  daß  in 
einem  industriell  so  entwickelten  I^ahde  wie  Deutschland 
nur  ein  Bruchteil  der  Produktionszweige  im  marxistischen 
Sinne  reif  ist  (vor  allem  dieienig«n  der  Rohstoffe  und 
Halbfabrilrate),  während  ein  großer  Teil  (insbesondere  'die 
Fertigfabrikate)  dieses  Stadium  noch  nicht  erreicht  hat. 
Selbst  für  Deutschland  würde  nach  Ansicht  strengej' 
Marxisten  eine  generelle  Durchführung  des  Ueberganges 
der  Produktionsmittel  an  die  Gesellschaft  von  den  unheil- 
vollsten Folgen  begleitet  sein.  In  Palästina  liegen  die  Ver- 
hältnisse für  eine  generelle  Vergesellschaftung  noch  wesent- 
lich ungünstiger.  Gi'Oße  Industrien  fehlen  bislang  vollstän- 
dig, die  gesamte  Industrie  steckt  noch  in  den  Kinder- 
schuhen und  wird  sehr  stark  dezentralistische  Tendenzen 
haben.  Die  Durchführung  einer  generellen  Vergesellschaf- 
tung würde  keine  anderen  Folgen  haben  als  die  Erdrosse- 
lung vieler  Industrien,    die  geeignet  gewesen  wären,   Zehn- 
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tausenden   von     Juden,    die     zur   Einwanderung    drängen, 
Arbeit  und  Brot  zu  geben- 


Wir  wollen  im  folgenden,  ohne  uns  im  einzelnen  fest- 
zulegen, kurz  auf  die  «Gebiete  eingehen,  die  in  Palästina  jetzt 
oder  in  absehbarer  Zeit  ,, sozialisiert"  werden  können. 

Im  Gegensatz  zu  allen  europäischen  Ländern,  aber 
auch  zu  Amerika,  wird  man  in  Palästina  von  vornherein 
die  Uebemahme  sämtlicher  Verkehrsanstalten  durch  die  Ge- 
meinschalt, mag  dies  der  Staat  oder  die  Gemeinde  sein, 
verlangen.^)  Die  bestehenden  Eisenbahnen  werden  von  der 
Gemeinschaft  übernommen,  bezw.  von  ihr  käuflich  erworben 
werden  (so  u.  a.  die  Bahn  zwischen  Jaffa  und  Jerusalem). 
Die  neuen  Eisenbahnen  werden  nicht  durch  private  Hände 
gehen,  sondern  von  vornherein  in  staatliche  Regie  genom- 
men werden.  Dasselbe  gili  für  die  Erweiterung  —  in  vielen 
Fällen  würde  man  besser  Neuschaifung  sagen  —  des  Wege- 
netzes, die  Anlage  von  Kanälen,  den  Ausbau  der  Häfen 
von  Jaffa  und  Haifa.  • 

Ein  weiteres  großes  Gebiet  der  Sozialisierung  ist '  die 
gesamte  Wasser-  und  Elektrizitätswirtsohaft.  Es  ist  im  ersten 
Teil  gezeigt  worden,  wie  wichtig  die  „weiße"  Kohle  für 
das  Land  ist,  da  Kohlen  in  bedeutendem  Umfange  kaum 
vorhandeÄ  sein  werden.  Es  ist  selbstverständlich,  daß  auf 
dem  Gebiete  der  Eiektrizitätsbewirtschaftung  keine  Zersplitte- 
rung eintreten  darf,  wie  sie  in  den  europäischen  Staaten 
früher  gang  und  gebe  war.  Nicht  nur  um  Kosten  zu  sparen 
wird  die  gesamte  Elektrizitätsversorgung  an  wenigen 
Stellen  zentralisiert,  in  öffentliche  Bewirtschaftung  genommen 
werden,  sondern  vor  allem  auch  deshalb,  weil  die  Gemein- 
schaft durch  die  Bedingungen  bei  der  Weitergabe  der 
Elektrizität  auf  die  Gestaltung  der  Industrie  sich  einen  be- 
deutenden Einfluß  sichern  kann.  (Siehe  S.  198.)  Die  Aus- 
nutzung der  Gefälle  des  Jordans  zu  Ueberlandzentralen, 
d.  h.  zur  elektrischen  Verwertung  steht  in  unauflöslichem 
Zusammenhang  mit  der  gesamten  Wasserwirtschaft. 

0  Unter  der  Voraussetzung,  daß  die  Geldmittel  ausreichen.  Siehe 
auch  S.  198. 
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Wir  haben  bereits,  als  wir  von  den  landwirtschaft- 
lichen Betriebsformen  handelten,  von  der  Außerordentlichen 
Bedeutung  der  künstlichen  Bewässerung  gesprochen.  Es 
ist  ein  dringendes  Erfordernis,  daß  die  gesamte  Wasser- 
wirtschaft zentralisiert,  einheithoh  zusammengefaßt  wird. 
Nur  auf  diese  Weise  ist  eine  bis  ins  ^Letzte  gehende  Aus- 
nützung des  Wassers  und  eine  gerechte  Verteilung  möglich ; 
gleichzeitig  gibt  sie  der  Gemeinschaft  Machtmittel,  gegen- 
über Kolonisten,  die  sich  dem  sozialen  Aulbau  nicht  ein- 
fügen wollen,  in  die  Hände. 

Ist  es  möglich,  die  künstliche  Bewässerung  zugleich 
mit  der  motorischen  Ausnutzung  der  Wasserkräfte  durch- 
zuführen? Soskin  bejaht  diese  Frage:  „Die  Gewinnung 
von  Kraft  "^  —  so  schreibt  er  —  „ist  aber  für  unser  an 
Kohlen  armes  Land  ein  sehr  wesentlicher  Gesichtspunkt. 
Die  gleichzeitige  Ausnutzung  der  zu  schaffenden  Anlagen, 
sowohl  der  zur  Verwendung  des  Wassers  der  Flüsse,  wie 
auch  der  Stauanlagen,  zur  Bewässerung  und  Kraftlieferung 
ist  aber  sehr  gut  möglich." 

Trotzdessen  —  dies  spricht  auch  Soskin  späterhin  aus 
—  wird  ein  starker  Ausbau  der  kikisüichen  Bewässerung 
die  Stromversorgung  der  Industrie  benachteiligen  können 
und  so  ergibt  sich  auch  aus  diesem  Tatbestand  die  Not- 
wendigkeit, daß  die  gesamte  Elektrizitäts-  und  Wasserwirt- 
schaft von  der  Gemeinschaft  übernommen  werden  muß. 

Für  eine  Vergesellschafhing  kommen  eventuell  weiter- 
hin gewisse  Rohbtoffe  in  Frage,  die  sich  nur  an  bestimmten 
Teilen  des  Landes  befinden.  Dazu  gehört  vor  allem 
Petroleum,  dessen  Vorkommen  in  größerem  Umfange  wahr- 
scheinlich ist,  die  Ablagerungen  des  Toten  Meeres,  even- 
tuell auch  die  Phosphatlager  bei  Es-Salt,  Schwefel  bei  Je- 
richo, Steinsalz  am  Dschebel  Usdum,  bituminöse  Gesteine 
am  Dschebel  Bussa  (am  Toten  Meer)  und  im  Jarmuktal. 

Jedoch  kann  keineswegs  entschieden  werden,  ob  die 
Zentrale  des  jüdischen  Kolonisationswerkes  die  Bewirt- 
schaftung dieser  Rohstoffe  nach  einer  genauen  Prüfung 
durch  ein  geologisch-mineralogisches  Institut  sogleich  in 
eigene  Regie  nehmen  soll.  Es  sprechen  dagegenj 
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1.  der  voraussichtliche  Mangel  an  Kapitalien,  die  ihr 
zur  Verfügung  stehen  und  sie  zu  einer  äußerst  sparsamen 
Verwendung  dieser  Geldmittel  zwngen,  sodaß  diese  nur  an 
den  notwendigsten  Stellen  angewendet  werden  dürfen,  es 
wäre  eventuell  zu  befürchten,  daß  manche  Möglichkeiten  — 
Landkauf !  —  ungenutzt  blieben,  ein  Schaden,  der  nicht 
wieder  gutzumachen  ist. 

2.  Das  Risiko,  das  in  den  ersten  Jahren  mit  allen  der- 
artigen Unternehmungen  \'erbunden  ist,  da,  wie  die  Ge- 
schichte des  Bergbaues  zeigt,  auch  mit  größter  Umsicht  aus- 
geführte wissenschaftliche  Unternehmungen  häufig,  in  der 
Abbauwürdigkeit  außerordentlich  irren, 
und  so  viele  Millionen  nutzlos  verwandt  wurden. 

3.  Die  Unsicherheit  der  Rentabilität,  die  weit  über  die 
ersten  Gründungsjahre  hinausgeht,  da  es  sich  um  Roh- 
stoffe handelt,  die  sich  zum  Teil  erst  ihren  Platz  gegen  die 
Konkurrenz  erkämpfen  müssen.  Es  wird  eingehender  Unter- 
suchungen in  jedem  einzelnen  Falle  bedürfen  (deren  Vor- 
aussetzung naturgemäß  das  Urteil  der  technischen  Sach- 
verständigen büdet),  bevor  wir  entscheiden  können,  ob  trotz 
dieser  prinzipiellen  drei  Bedenken,  eine  staatliche  Regie  zu 
befürworten  ist. 

Ich  bin  auf  diese  Frage  ausführlicher  eingegangen, 
weil  es  sich  hier  mit  besonderer  Deutlichkeit  zeigt,  wie 
außerordentlich  schwierig  eine  Vergesellschaftung  in  jedem 
einzelnen  Falle  ist,  und  wie  verfehlt  daher,  von  vornherein 
poHtisch  befangen  an  die  Behandlung  dieser  Probleme 
heranzugehen. 

Für  eine  sofortige  Verstaatlichung  scheint  mir  vorläufig 
kein  anderes  Gebiet  in  Frage  zu  kommen.  Dagegen  wird 
den  Gemeinden,  die  in  Palästina  bei  der  Dezentralisation 
der  Siedlung  eine  weit  größere  Bedeutung  besitzen  als  in 
europäischen  Ländern,  eine  umfangreichere  Tätigkeit  im 
Wirtschaftsleben  vorbehalten  bleiben.  Es  kommen  zunächst 
alle  die  Gebiete  in  Betracht,  die  auch  in  Buropa  in  den 
Wirkungskreis  der  Gemeinden  fallen. 

Weiterhin  aber  werden  sich  die  Gemeinden  in  Palästina 
insbesondere ^ dar  Bautätigkeit  zuwenden;  hier  scheint  mir 
ihr  wichtigstes  Betätigungsfeld  in  den  nächsten    Jahren    zu 
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liegen.  Die  Versorgung  der  Bevölkerung  mit  den  nötigsten 
Lebensmitteln  imd  Bekleidungsgegenständen  wii-d  für  ab- 
sehbare Zeit  Aufgabe  d6r  Konsumvereine  sein.  Den  Ge- 
meinden wird  es  obliegen,  der  Bevölkerung  gesunde,,  billige 
Wohnungen  zu  verschaffen.  Eine  völlige  Verstaatlichung 
des  Bauwesens  scheint  mir  für  die  nächsten  Jahre  nicht  an- 
gebracht zu  sein,  weil  gerade  dieser  Wirtschaftszweig  keine 
allzu  schematische  Behandlungsweise  verträgt.  Dagegen 
wäre  es  außerordentlich  wertvoll,  wenn  die  Gemeinden 
neben  der  privaten  Tätigkeit  selbst  in  größerem  Umfange 
als  Bauunternehmer  auftreten  würden  und  auf  diese  Weise 
die  Schäden,  die  mit  der  privaten  Bautätigkeit  verbunden 
sind,  zum  größten  Teil  illusorisch  machen.  Die  Möglich- 
keiten sind  den  Gemeinden  in  jedem  Faüe  gegeben,  auch 
wenn  das  Prinzip  der  Nationalisierung  des  Bodens  aus  ir- 
gendwelchem Grunde  nicht  zur  Annahme  gelangt,  da  der 
jüdischen  Kolonisationszentrale  —  wie  wir  bereits  ausführ- 
ten —  in  allen  größeren  Städten  umfangreiche  Terrains 
zur  Verfügung  stehen. 

Gemischtwirtschaftliche  Betriebsformen. 

Neben  der  Vergesellschaftung  gewisser  Produktions- 
mittel ist  es  der  Gemeinschaft,  in  unserem  Falle  also  der 
Zentrale  der  jüdischen  Kolonisations-Gesellschaft,  möglich, 
durch  sogenannte  gemischtwirtschaftliche  Betriebe  auf  die 
Gestaltung  des  wirtschaftlichen  Lebens  in  Palästina  einen 
bedeutenden  Einfluß  zu  gewinnen. 

Unter  gemischt  privaten  und  öffentlichen  Unternehmun- 
gen —  ich  folge  in  der  Definition  Passow  —  werden  solche 
Unternehmungen  verstanden,  bei  denen  das  verantwort- 
liche, das  eigene  Unternehmungskapital  teils  von  Privaten, 
teils  von  öffentlichen  Körperschaften  (in  Deutschland  ins- 
besondere von  Städten  und  Kreisen)  aufgebracht  ist  und 
bei  denen  auch  die  oberste  Leitung  des  Betriebes  auf  Grund 
des  gemeinschaftlichen  Eigentums  von  privaten  und  öffent- 
lichen Körperschaften  gemeinsam  ausgeübt  wird. 

Erforderlich  ist  also,  daß  es  sich  um  einen  wirklichen, 
auf  eine  gewisse  Dauer  berechneten  Betrieb  handelt,  daJ3  die 
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Kapitalsaufbringung  und  die  Verwaltung  von  privaten  und 
öffentlichen  Körperschaften  gemeinsam  übernommen  wird. 

In  Deutschland    hat    man    vor    allem  auf  dem  Gebiete 
der  Gas-  und  Elektrizitätsversorgung  wie  der  Straßenbahn 
gemischtAvirtschaftliche  Betriebsformen  angewandt. 

In  der  überwiegenden  Mehrzahl  handelt  es  sicH  um 
elfte  Verbindung  des  Staates,  beziehungsweise  einer  öffent- 
lichen Körperschaft  mit  großen  Aktiengesellschaften.  Eine 
der  wesentlichsten  Fragen  ist  dabei,  wer  hat  die  Majorität 
der  Aktien,  der  Staat  oder  die  Privaten?^  Diese  Frage  ist 
ia  Deutschland  ganz  verschiedenartig  gelöst.  Man  kann 
folgende  Fälle  unterscheiden: 

a)  eine  einzelne  öffentliche  Körperschaft  besitzt  die  Ma- 
jorität ; 

b)  ein  einzelner  Privatgesellschafter  besitzt  die  Majorität; 

c)  je  eine  Privatgesellschaft  und  eine  Stadt  besitzen  genau 
die  Hälfte  des  verantwortlichen  Kapitals ; 

d)  je  eine  Privatgesellschaft  und  eine  Stadt  besitzen  unge- 
fähr die  Hälfte  des  Aktienkapitals,  dazu  tritt  noch  ein 
dritter  (öffentlicher)  Gesellschafter,  der  mit  einer  ganz 
geringen  Beleihgung  den  Ausschlag  gibt; 

e)  in  den  übrigen  Fällen  ist  eine  größere  Anzahl  von  Ge- 
selJschaften  beteiligt  und  eine  feste  Majorität  von  vorn- 
herein nicht  gegeben. 

Aktienmajorität  auf  Seiten  einer  öffentlictien 
Körperschaft  braucht  keineswegs  zu  bedeuten,  daß 
diese  mehr  als  die  Hälf.te  des  Kapitals,  das 
einem  Unternohmen  zur  Verfügung  steht,  aufzubringen  hat. 
Auch  in  Deutschland  war  dies  nicht  erforderlich. 

Bei  den  gemischtwirtschaftlichen  Unternehmungen  ist 
das  in  dem  Unternehmen  steckende  Fremdkapital  im 
Verhältnis  zu  dem  verantwortlichen  Kapital  besonders 
hoch. 

Vielfach  ist  festgesetzt,  daß  das  Grundkapital  sich  zu 
den  Anleihen  wie  1:2  verhalten  soll,  bei  manchen  Unterneh- 
mungen ist  das  Fremdkapital  noch  ungleich  höher.  So  ver- 
hält sich  bei  der  Rheinisch-Westfälischen  Elektrizitäts- 
gesellschaft das  Stammkapital    zur  Anleihe    sogar  wie  1:10. 

13* 
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Die  Gemeinschaft  muß  bestrebt  sein,  mit  möglichst  ge- 
ringem Kapital  einen  starken  Einfluß  zu  gewinnen,  und 
dies  dürfte  sich  in  der  Praxis  am  besten  dadurch  verwirk- 
lichen lassen,  daß  bei  Gründung  von  gemischtwärtschalt- 
lichen  Unternehmungen,  abgesehen  vom,  verantwortlichen 
Kapital,  von  vornherein  große  Anleihen  aufgenommen  wer- 
den, die  ein  Vielfaches  des  verantwortlichen  Kapitals  bilden. 

* 
GemischtAvirtschaftliclie  Untemehmtingen  werden  für 
Palästina  voraussichtlich  eine  gröBere  Bedeutung  haben  als 
für  die  europäischen  Lander.  Wir  bringen  daher  zur  Ver- 
deutlichung der  Materie  einen  Auszug  aus  einem  Aufsatz 
von  Dr.  Freund,  dem  früheren  Dezernenten  für  kommunale 
Angelegenheiten  im  Ministerium  des  Innern,  der  zeigt,  wie 
man  sich  in  Deutschland  die  Weiterentsvicklung  gemischt- 
wirtschaftlicher Betriebsformen  denkt: 

„Sofern  an  'der  Gründung  einer  Aktiengesellschaft 
oder  einer  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung  oder 
einer  eingetragenen  Genossenschaft  eine  öffentliche  Kor- 
poration (Staat,  Gemeinde,  Provinz,  Kreis,  Zweckver- 
band) beteiligt  ist,  greifen  auf  ihren  Antrag  die  folgenden 
besonderen  Bestimmungen  Platz: 

1.  Sie  erhält  einen  Sitz  im  Aufsichtsrate  für  einen 
von  ihr  zu  bestimmenden  Vertreter  ohne  die  Voraus- 
setzung einer  Wahl:  bei  Errichtung  einer  G.  m.  b.  H. 
kann  sie  zu  diesem  Ende  die  Bestellung  eines  Aufsichts- 
rates verlangen. 

2.  Im  GeseUscHaftsvertrage  (Statut)  wird  ilir 

a)  das  Recht  eingeräumt,  gegen  Beschlüsse  jedes  Organs 
der  Gesellschaft  (Genossenschaft)  binnen  einer  be- 
stimmten, kurz  zu  bemessenden  Frist  nüt  der  Begrün- 
dung, daß  durch  sie  Interessen  'der  Korporation  ver- 
letzt werden  würden,  und  mit  der  Wirkung,  Wider- 
spruch zu  erheben,  daß  über  diesen  Widerspruch  ein 
Schiedsgericht  zu  entscheiden  hat,  das  aus  einer 
gleichen  Anzahl  A'On  Vertretern  einerseits  der  öffent- 
lichen Korporation,  andererseits  der  privaten  Gesell- 
schaftsmitglieder" (Genossen)  und  einem  beiderseits  zu 
wählenden  Vorsitzenden  zusammengesetzt  ist;  die  Kor- 
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poration  kann  sich  an  Stelle  dieses  Rechtes    eine    Ge- 
nehmigungsbefugnis     für    bestimmte    Gegenstände     der 
Beschlüsse     der   Gesellschafts-(Genossenscbafts-)  Organe 
vorbehalten ; 
b)  die  Pflicht  auferlegt,    der  Gesellschaft  (Genossenscnaft) 
im  Bedarfsfalle  Kredit    unter*  den    für    die    Schuldver- 
Schreibungen   der  Korporation   geltenden  Bedingungen 
zu  gewähren  uiid  ilir  die  unentgeltlichen  Dienste    ihrer 
Beamtenschaft    zur    Verfügung     zu     stellen;     daneben 
können  noch  andere    Leistungen    der  Korporation     — 
et\va  die  Hergabe  von  Grundstücken  zum  Selbstkosten- 
preise,  die  Einräumung  der  Straßenbenutzung    —    im 
Gesellsohaftsvertrage  (Statut)   ausbedungen  werden. 
Eine  Aendarung    der    hier  aufgeführten  Bestimmungen 
des    Gesellschaftsvertrages    (Statuten)     bedarf    der    Zustim- 
mung der  öffentlichen  Korporation. 

Aktiengesellschaften,  Gesellschaften  m.  b.  H.  und  ein- 
getragene Genossenschaften,  deren  Verfassung  nach  den 
Anträgen  der  beteiligten  öffentlichen  Körperschaft  in  der 
oben  bestimmten  Weise  gestaltet  ist,  führen  neben  der  Firma 
den  Zusatz:    ,, Gemischte  wirtschaftliche  Unternehmung". 

Wir  wollen  uns  liier  nicht  im  einzelnen  damit  beschäl- 
tigen,  in  welchen  industriellen  Zweigen  gemischtwirtschaft- 
liche Betriebsformen  in  Betracht  kommen.  Es  sind  das 
Fragen,  die  detaillierteste  Ausführung  verlangen,  imd  dazu 
ist  hier  nicht  der  Raum.  Nur  zwei  Punkte  sollen  aus  dem 
gesamten  Problemkreis  herausgegriffen  werden:  Sind  wir 
überhaupt,  solange  kein  jüdischer  Staat  besteht  und  wir 
also  kein  staatliches  Machtverhältnis  besitzen,  in  d&r  Lage, 
in  irgend  einen  industriellen  Betrieb  eingreifen  zu  können, 
oder  sind  die  Vorschläge,  die  da  gemacht  werden,  nur 
fromme  Wünsche,  an  die  sich  in  der  Praxis  kein  Unter- 
nehmer zu  halten  braucht?  Um  das  Ergebnis  vorweg  zu 
nehmen,  sind  Avir  der  Ansicht,  daß  wir  auch  ohne  staat- 
liche Rechte  auf  einzelne  Betiiebe  stark  einwirken  können. 
Einmal  werden  wir  durch  die  Weitergabe  des  Bodens  bei 
durchgeführter  Nationalisierung  des  Bodens  Gesellschaften 
imd  Einzelunternehmer,  die  bestimmte  industrielle  Projekte 
realisieren  wollen,  in  unserem  Sinne  beeinflussen.  Anderer- 
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seife  werden  diese  Unternehmungen  auch",  da  sicK  k'einft 
Kohle  in  großem  Umfange  im  Inlande  befindet,  von  der 
Elektrizitätsversorgung  abhängig  sein,  die,  wie  wir  bereits 
ausführten,  voraussichtlich  in  öfientliche  Regie  genommen 
werden  wird.  So  sind  durch  die  Gewalt  über  den  Boden 
und  die  Wasserkräfte  der*  Gemeinschaft  mancherlei  Möglich- 
keiten gegeben,  ihre  Intentionen  auch  bei  widerstrebenden 
Unternehmern  durchzusetzen.  Nur  muß  sie,  nicht  anders  wie 
die  jüdischen  Arbeiter  bedenken,  daß  wir  keine  Möglich- 
keiten besitzen,  auf  industrielle  Betriebe,  die  in  Araberhand 
sind,  einzuwirken,  und  daß  es  daher  manchmal  zweckmäßig 
sein  wird,  gewisse  Maßnahmen  zu  unterlassen,  die  in  einem 
ntir  von  Juden  bewohnten  Lande  durchaus  ange- 
bracht wären. 

* 

Zu  Beginn  dieses  Kapitels  ist  auf  die  Gebiete  einge- 
gangen worden,  die  betriebstechnisch  zur  Vergesellschaf- 
tung reif  sind ;  damit  ist  noch  nicht  gesagt,  daß  eine  Ver- 
gesellschaftung bereits  in  der  ersten  Kolonisationszeit 
durchgeführt  werden  muß. 

Die  Geldmittel,  die  uns  zur  Verfügung  stehen,  werden 
nicht  für  alle  Ausgaben  ausreichen,  die  in  den  Bereich  der 
Tätigkeit  der  Gemeinschaft  fallen.  Wir  werden  daher  zu 
unterscheiden  haben,  welcher  Geldbedarf  der  notwen- 
digste ist. 

Ich  würde  befürworten,  daß  in  jedem  FaUe  die 
landwirtschaftliche  Kolonisation  bei  der  Finan- 
zierung in  erster  Linie  zu  stehen  hat,  auch  wenn  wir  dann 
nicht  imstande  sein  sollten,  die  Geldmittel  aufzubringen,  um 
z.  B.  den  Bau  der  Häfen,  der  Eisenbahnen  und  anderer 
öffentlichen  Arbeiten  durchzuführen.  Denn  die  Schäden,  die 
gemischtwirtschaftlichen  Betrieben  auf  diesem  Gebiete  an- 
haften, wenn  wir  sie  in  Formen  durchführen,  die  weiter 
unten  zur  Darstellung  gelangen,  b'estehen  einzig  und  allein 
darin,  daß  private  Geldgeber  im  ersten  Vierteil ahrhuudert 
iGewinne  erzielen,  die  sonst  der  Gemeinschaft  zugute  kom- 
men würden. 

Dies  wären  Mißstände,  'die  'sich  verhältnismäßig  leicht 
ertragen    lassen.    Auf    der    anderen  Seite  würde    bei    einer 
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mangelnden  Finanziermig  unseres  landwirtschaftlichen  Ko- 
lonisationswerkes vielleicht  die  Nationalisierung  des  Bodens 
nicht  durchgeführt  werden,  und  dies  wäre  vom  Stand- 
punkte eines  wahrhaft  sozialistischen  Aufbaus  ein  unermeß- 
licher Schaden. 

Es  ist  jedoch  selbstverständlich,  daß,  wenn  wir  auf 
diesem  Gebiete,  das  an  sich  für  eine  Vergesellschaftung  reif 
ist,  gemischtwirtschaftliche  Betriebsformen  aus  Mangel  an 
Geldmitteln  durchführen,  die  Bedingungen  andere  sein  wer- 
den, als  ia  Wirtschaftszweigen,  deren  Struktur  es  verbietet, 
sie  in  absehbarer  Zeit  ia  staatliche  Regie  zu  übernehmen. 
Wenn  die  Gemeinschaft  nicht  in  der  Lage  ist,  z.  B.  die 
obengenannten  Unternehmungen  allein  zu  finanzieren,  so 
wird  sie  sich  in  dem  Vertrage  mit  Privatkapitalisten  das 
Recht  der  Option  ausbedingen,  den  privaten  Aktienbesitz 
nach  einem  gewissen  Zeitraum  zu  übernehmen.  (Das  erste 
Mal  z.  B.  nach  10  Jahren,  darauf  in  jedem  5.  Jahr,  mit  der 
Verpfhchtung,  ihre  Absicht  ein  Jahr  vorher  bekannt  zn 
geben.) 

Es  wird  nicht  notwendig  sein,  den  privaten  Geldgebern 
auf  diesem  Gebiete  besondere  Vorteile  zu  gewähren,  für  den 
Fall,  daß  ilir  Aktienbesitz  übernonmien  wird,  denn  im 
Gegensatz  zu  manchen  Industrien,  bei  denen  die  Geldgebor 
ein  großes  Risiko  eingehen  und  leicht  bedeutende  Kapita- 
lien verHeren  können,  sind  auf  diesem  Gebiete  die  even- 
tuellen Verlustgefahren  sehr  gering,  da  von  vornherein  mit 
in  Vieler  Hmsicht  stabileren  Verhältnissen  gerechnet  ist. 

Die  GMdgeber  laufen  hier  im  allgemeinen  nicht  die  Ge- 
fahr, ihr  Geld  zu  verlieren,  sondern  höchstens  die,  eine  nicht 
ausreichende  Verzinsung  für  die  ersten  Jahre  zu  erhalten.  Es 
kann  daher  in  manchem  Falle  zweckmäßig  sein,  wenn  die 
Gemeinschaft  für  einen  bestimmten  Zeitraum  eine  Zins- 
garantie übernimmt,  um  später  das  Recht  zu  erhalten,  die 
Aktien  ohne  einen  bedeutenden  Ueberpreis  in  ihren  Besitz 
zu  nehmen. 


Kapitel  10. 

Benossenschaftsfragen. 

In  den  meisten  sozialistischen  Kreisen  kann  man  sich 
der  Erkenntnis  nicht  verschließen,  daß  eine  generelle  Ver- 
gesellschaftung der  Produktionsmittel  für  Palästina  in  ab- 
sehbarer Zeit  nicht  in  Frage  kommt.  Die  Konsequenzen,  die 
daraus  gezogen  werden,  sind  verschieden;  während  die 
einen  meinen,  daß  Palästina  dann  in  seiner  wirtschaftlichen 
Entwicklung  den  Weg  des  Kapitalismus  und  den  der  Expro- 
priierung der  Expropriateure  gehen  müßte  (siehe  das  11.  Ka- 
pitel S.  225  f.),  sehen  andere  das  Heü  in  industriellen  Ar- 
beiter-Produktivgenossenschaften. Man  gedenkt  auf  diese 
Weise  zentralistische  Tendenzen  mit  dezentrahstischen  zu 
verbinden,  also  den  Soziaüsmus  von  oben  durch  den  von 
unten  zu  ergänzen,  und  es  ist  ja  auch  ein  verführerisches 
Büd,  dem  landwirtschaftlich  selbständigen  Bauern,  bezw. 
der  landwirtschaftlichen  Produktivgenossenschaft  eine  In- 
dustrie gegenüberzustellen,  deren  Verwaltung  dem  Staate 
oder  Genossenschaften  obliegt.  Wir  können  uns  diesen 
Standpunkt  nur  mit  großen  Einschränkungen  zu  eigen 
machen. 

Die  industiielle  Arbeiter  -  Produktivgenossenschaft  ist 
nicht  eine  Entdeckung  des  Jahres  1920.  Das  gan^  19.  Jahr- 
hundert ist  voU  von  Versuchen,  sie  zu  verwirklichen.  In 
denselben  Jahrzehnten,  in  denen  das  Konsumvereinswesen 
sich  immer  weiter  ausbreitete,  erfolgten  zahlreiche  Gründun- 
gen von  industriellen  Arbeiter-Produktivgenossenschaften. 
Wie  die  Konsiunvereine  den  Arbeiter  als  Konsumenten,  so 
sollten  die  Produktivgenossenschaften  ihn  als  Produzenten 
von  der  kapitalistischen  Ausbeutung  befreien.  Wir  werden 
also,  bevor  wir  zu  einer  Auseinandersetzung  mit  der  in- 
dustriellen Produktivgenossenschaft  als  Wirtschaftsform 
übergehen,  uns  die  Erfahrungen  vergegenwärtigen,  die  man 
bisher  gemacht  hat. 
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Der  Nam6  Ö  p  p  e  n  h  e  i  m  e  r  ist  an  mancHen  Stellen 
dieses  Buches  genannt  worden ;  wenn  wir  in  Palästina  vor 
Versuchen  mit  einzelnen  indtistriellen  Arbeiter-Produktiv- 
genossenschaften, die  von  vornherein  zu  Mißerfolgen  ver- 
urteilt sind,  bewahrt  bleiben,  so  ist  dies  vor  allem  sein  Ver- 
dienst. Man  Icennt  Oppenheimer  in  vielen  Kreisen  nur  als 
Freund  der  landwirtschaftlichen  Pro'duktivgenossenschaft 
und  weiß  zu  wenig,  daß  die  industriellen  Arbeiter-Pro duktiv- 
genossenschaften  schon  in  seinem  Erstlingswerl^  „Die  Sied- 
lungs-Grenossönschaft"  eine  vernichtende  Itritilr  erfahren 
haben. 

Zunächst  ist  bemerlfenswert,  daß  die  industriellen  Ge- 
nossenschaften im  wirtschaftlichen  Leben  der  tänder,  in 
denen  sie  bestehen,  volk'swirtschaftlich  nicht  die  mindeste 
Rolle  spielen.  So  haben  z.  B.  sämtliche  industriellen  Pro- 
dulrtivgenossenschaften  in  Deutschland  —  soweit  sie  es  nü 
ökonomischen  Sinne  noch  sind  —  taum  den  Umsatz  eines 
Großbetriebes. 

In  Palästina,  so  ^vird  demgegenüber  erwidert,  liegen 
aber  die  Verhältnisse  günstiger,  denn  'dort  bestehen  nocH 
keine  Großbetriebe,  denen  gegenüber  sich  die  Arbeiter- 
Genossenschaften  durchzusetzen  hätten.  Hier  wird  aber 
nicht  beachtet,  daß  es  industrielle  Genossenschaften  in 
Deutschland  bereits  gegeben  hat,  als  Deutschland  sich  erst 
industriell  zu  entvvackeln  begann,  und  daß  andererseits  der 
cpwalticre  Aufschwung  der  Industrie  in  England  und 
Deutschland  das  starke  Fortschreiten  'des  Konsumgenossen- 
schaftswesens wie  der  Eigenproduktion  der  Konsumvereine 
nicht  zu  verhindern  vermocht  hat. 

So  einfach  Hegen  also  die  Verhältnisse  nicht.  Es  mSssen 
in  industriellen  Genossenschaften  Prinzipien  wirksam  sein, 
die  im  Gegensatz  zu  den  Konsumgenossenschaften  ihre 
Ausdehmmgsmöghchkeiten  so  eingeschränld;  haben.  Eines 
de^  ersten  Momente  ist  ihre  mangehide  Kreditbasis.  Dies 
hatte  bereits  einer  der  Väter  des  deutschen  Genossenschafts- 
wesens, Schultze-Delitzsch,  erkannt.  Wenn  sich  einzplne  r.n 
Konsumgenossenschaften  zusammenschließen,  so  rührt  ihr 
Einkommen    nicht  von    diesen    her,  sondern    von    ihrer  ge- 
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werblichen  Tätigkeit,  die  sicH  außerhalb  der  Konsum- 
genossenschaften vollzieht.  Machen  daher  Konsumgenossen- 
schaften Krisenzeiten  durch,  so  können  sie  die  einzelnen 
Genossen  durch  Zuschüsse  aus  dem  nicht  betroffenen  Ein- 
kommen aufrecht  erhalten.  Im  Gegensatz  hierzu:  die  Prö- 
duBivgenossenschaft,  denn  die  'Genossen,  die  sie  gegründet 
haben,  stehen  und  fallen  mit  iHr.  Ihr  ganzes  Einkommen 
wird  aus  ihr  gezogen,  in  Krisenzeiten  Haben  sie  keine 
IVßttel,  um  ihr  zu  Hilfe  zu  l^ommen.  So  Hat  der  Mangel  an 
Kreditfähigkeit  die  Entstehung  mancher  Produktivgenossen- 
scKaften  verhindert.  Hat  \'iele  Hei  der  ersten  Krisis  zu- 
grund'e  gerichtet.  Eine  weitere  große  Schwierigkeit  der  in- 
dustriellen Genossenschaften  liegt  im  Absatz  der  Produkte. 
Es  Hat  sich  ergeHen,  daß  sicH  im  allgemeinen  nur  solch©  ge- 
halten HaHen.  deren  AHsatz  gesichert  war,  deren  Produkte 
keine  Höhe  „örganiscHe"  Kapitalzusammensetzung  erforder- 
ten, und  die  in  GewerHen  gegrüiudet  waren,  die  nocK  nicHt 
von  d'er  ,, Maschine"  revolutioniert  Waren,  so  daß  die  Lei- 
tung nnd  Disziplinf'-age  —  die  dritte  ITlippe  —  Keine  be- 
deutsame Rolle  spielten.  Daher  Haben  sicH  —  dies  beweisen 
aucH  die  neuen  Untersuchungen  von  Weil*)  —  nur  ver- 
schwi'ndend  wenige  in'dustrielle  'ArHeiter-Pro'dußtivgenössen- 
scKaften  zu  Halten  vermocht.  Dies  ist  d^eswegen  so"  beacK- 
tenswert,  weil  sicH  innerEalH  des  ßapitalisüscHen  Wirt- 
scHaftssystems  im  allgemeinen  die  tlTicHtigsten,  energischsten 
und  streHsamsfen  A'rHeiter  zu  Pro'duktivgenossenscHaften 
zusammengeschlossen  Haben,  und  'die  BeHandlung  der  Werl^- 
zenge  Hei  ihnen  sparsamer  war  als  Hei  lEren  ItoUegen,  'die 
in  L'oHnarHeit  Hei  dem  Unternehmer  standen. 

*    OppenEeimer    faßt    sein   Urteil    üHer    'die    industriellen 
ArHeiter-ProduktivgenössenscEaften  zusammen ; 

„Die  Gescßchfe  der  ProduldivgenössenscHaften  ist  eine 
»inzige  Kette  von  Mißerfolgen.  Von  dem  üHerreicHlicH  ge- 
streuten Samen  hat  nur  hie  und  da  ein  Itom  Wurzel  fas- 
sen können,  das  meiste  fiel  au!  unfruchtbaren  Boden  und 
ging  nicht  auf. 


*)  „Die   gewerblichen  Produktiveenossenschaften  in^  Deutsch- 
land" von  Dr,  Herbert     eil,  München  1913. 
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Was  aber  aufging,  wuchs  sich  regelmäßig  zu  einem 
Wesen  aus,  das  die  Hoffnungen,  die  man  auf  sein  Erschei- 
nen gesetzt  hatte,  vollkommen  enttäuschte. 

Das  Resultat  all  dieser  Versuche,  an  die  mehr  Herz 
und  äußere  Mttel  verwendet  und  leider  auch  verschwendet 
worden  sind,  als  an  irgend  eine  andere  Form  genossen- 
schaftlichen Zusammenwirkens,  ist  kurz  folgendes: 

„Nur  äußerst  selten  gelangt  eine  Produktivgenossen- 
schaft zur  Blüte. 

Wo  sie  aber  zur  Blüte  gelangt,  hört  sie  auf,  eine  Pro- 
duktivgenossenschaft zu  sein." 

Und  damit  sind  wir  bei  einem  der  wichtigsten  Punkte 
unserer  Erörtening.  Industrielle  Arbeiter-Produktiv  -  Ge- 
nossenschaften sind  gegründet  worden,  um  die  industriellen 
Produktionsverhältnisse  zu  revolutionieren,  um  die  gesamte 
Arbeiterschaft  unabhängig  vom  Unternehmertum  zusanmien- 
zufassen  und  jede  Ausbeutung  unmöglich  zu  machen.  Sie 
haben  diese  Aufgabe  nicht  im  kleinsten  Teüe  zu  erfüllen 
vermocht.  In  den  wenigen  bestehenden  finden  wir  neben 
den  anteilsberechtigten  Genossen  angestellte;  Lohnarbeiter, 
nicht  anders  als  bei  den  von  vornhereia  auf  kapitalistischer 
Basis  aufgebauten  Betrieben. 

Und  jveiterhin: 

„Alle  Genossenschaften,  deren  ;C^tglied  zu  werden  ein 
Vorteil  sein  würde,;  sind  praktisch  gesperrt."  (Oppenheimer). 

Sie  unterliegen  dem  Gesetz  der  ,, Transformation".  Ihre 
Abschließung  gegenüber  neuen  JMitgliedern  ist  keine  zu- 
fällige, liistorische,  sondern  eine  notwendige. 

Ich  kann  hier  auf  die  Begründung  dieses  .Tatbestandes 
nicht  ausführlicli  eingehen  und  verweise  noch  einmal  auf 
Oppenlieimers  grundlegende  Ausführungen  zu  diesem 
Punkte. 

Es  muß  mit  aller  Deuthchkeit  betont  werden,  daß  ein- 
zelne industrielle  Arbeiter-Produktivgenossenschaften,  durch- 
aus keine  sozialistische  Betriebsform  bilden. 

Diejenigen,  die  in  einzelnen  industriellen  Arbeiter-P.ro- 
duktivgenossenschaften  Inseln  des  Sozialismus  sehen,  da 
in  ümen  jede  Exploitation  ausgeschlossen  ist,  irren  nicht 
anders    als    die    Syndikahsten,     da     sie    von    ganz    naiven 
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volkswirtschaftlichen  Voraussetzungen  ausgehen.  Diese  Zu- 
sammenhänge sind  von  keinem  Geringeren  als  Karl  Marx 
noch  einmal  völlig  klargestellt  worden.  Marx  teilt  das  Ka- 
pital in  einen  konstanten  und  einen  variablen  Bestandteil. 
Der  konstante  besteht  aus  den  Kosten  für  Maschinen,  Hüis- 
kräfte,  Rohstoffe,  der  variable  allein  aus  dem  Lohn  der  Ar- 
beiterschaft. Im  1.  Band  "des  „Kapitals"  sucht  Marx  den 
Nachweis  zu  führen,  daß  lediglich  der  variable  Kapitals- 
bestandteil den  Mehrwert  zu  erzeugen  fähig  sei ;  aber  Marx 
war  sich  völlig  klar,  wie  die  Ausführungen  im  3.  Band  des 
,, Kapitals"  beweisen,  daß  sein  Wertgesetz  innerhalb  der 
kapitalistischen  Wirtschaft  modifiziert  werden  müsse.  Sonst 
würden  ja  in  Industrien  mit  starkem  konstanten  und  ge- 
ringem variablen  Kapital  die  Profitraten  weit  geringer  sein 
—  da  weniger  Arbeiter  prozentual  beschäftigt  werden  — 
als  in  den  Industrien  mit  starkem  variablen  und  wenig 
konstantem  —  da  dort  eine  weit  größere  Anzahl  von  Ar- 
beitern „ausgebeutet"  werden  könnte  ! 

Daher  spricht  Marx  von  einer  „Durchschnitts-Profit- 
rate",  die  in  den  einzelnen  Betrieben  sich  unabhängig  von 
der  Zahl  der  Arbeiter  gestaltet. 

Die  Befürworter  von  industriellen  Arbeiter-Pro dukliv- 
genossenschaften,  als  Verwirklichung  des  Sozialismus,  ver- 
kennen diese  volkswii^tschaftHchen  Zusammenhänge.  Oppen- 
heimer gebraucht  einmal  ein  außerordentlich  treffendes  Bild 
zur  Veranschaulichung  dieser  Tatbestände,  er  sagt,  daß  der 
Mehrwert  eine  bestimmte  Siunme  sei,  den  das  ganze  Prole- 
tariat aufbringt,  und  daß  um  diesen  Mehrwert  die  Bour- 
geoisie hazardiert,  dabei  die  einen  besser  wegkommen,  die 
anderen  sclilechter.  (Keinesfalls  selbstverständlich  etwa  im 
Verhältnis  der  in  den  einzelnen  Betrieben  beschäftigten  Ar- 
beitar.)  Einzelne  industrielle  Arbeiter-Pro duktivgenossen- 
schaften  bedeuten  daher  nichts  anderes,  als  daß  der  Kreis 
dieser  Spieler  um  den  Mehrwert  erweitert  wird,  d.  h.  daß 
der  Privatkapitalismus  eine  erweiterte  Basis  erhält.  Mit  So- 
zialismus haben  derartige  Bestrebungen  nichts  zu  tun,  denn 
es  ist  am  wirtschaftlichen  Aufbau  nichts  geändert,  wenn  zum 
Beispiel  600  Menschen  ein  Monopol  besitzen,  während  es 
vorher  nur  200  waren. 
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Hier  werden  uns  unsere  Ausführungen  auf  S.  168  ff. 
entgegengehalten  werden,  wo  wir  dargelegt  haben,  daß  die 
Aufliebung  der  Bodensperre  auch  den  Kapitalismus  im  der 
Industrie  beseitige.  Zwei  Fälle  sind  möglich:  Erkennt  man 
unsere  Ausführungen  nicht  an,  dann  besteht  auch  trotz 
dieses  starken  Eingreifens  in  die  Gestaltung  des  Aufbaus  in 
der  Landwirtschaft  der  industrielle  Kapitalismus  weiter. 
Dann  unterhegen  die  einzelnen  industriellen  Arbeiter-Pro- 
diiktivgenossenschaften  dem  Gesetz  der  Transformation;  sie 
unterscheiden  sich  ihrem  ökonomischen  Inhalte  nach  nicht 
von  der  privatkapitalistischen  Unternehmung. 

Erkennt  man  unsere  Ausführungen  jedoch  als  richtig 
an,  dann  wird  die  Frage  der  industriellen  Genossenschaf ten 
eine  sekundäre.  Dann  gibt  es  im  Marx'schen  Sinne  keine 
Unternehmer  und  Arbeiter,  da  das  gesellschaftUche  Verhält- 
riis,  das  die  Voraussetzung  des  Kapitalismus  bildet,,  nicht 
mehr  besteht.  Dann  ist  das  Problem  kein  rein  ökonomisches 
mehr,  sondern  es  fäUt  in  den  Gesamtkreis  der  Fragen:  Wie 
ist  die  Leitung  des  Betriebes  mit  der  Anteilnahme  derer,  die 
in  ihm  beschäftigt  sind,  zu  vereinbaren  ?i  Dann  wirkt  die 
gesamte  Gestaltung  des  sozialen  Aufbaus  in  der  Landwirt* 
Schaft  auf  die  Industrie  zurück  und  auch  die  Frage: 
Genossenschafthche  Produktion,  oder  privatwirtschaftlichö 
verliert  an  Bedeutung.  Bis  dahin  aber,  d.  h.  solange,  um 
mit  Oppenlieimer  zu  sprechen,  feindliche  Konkurrenz  in  der 
Industrie  herrscht,  ist  es,  wie  die  .Theorie  beweist,  ein  un- 
sozialistisches, wie  die  Praxis  beweist,  ein  verfehltes  Vor- 
gehen, mit  einzelnen  industriellen  Arbeiter  -  Produktiv-Ge- 
nossenschaften  in  den  Wettbewerb  zu  treten. 


Es  soll  noch  einmal  klargestellt  werden,  wogegen  in 
diesen  Seiten  angekämpft  worden  ist:  Gegen  die  Gründung 
und  Propagierung"  einzelner  industrieller  Arbeiter- 
Produktivgenossenschaften,  keineswegs  jedoch  gegen  das 
Kooperativsystem  als  solches.  Im  Gegenteil;  wir  befürwor- 
ten es  in  gewissen  Gewerbezweigen,  und  die  bisherigen  Er- 
fahrungen in  Europa  geben  uns  einen  deutlichen  Fingerzeig 
für  eine  fruchtbare  kooperative  Tätigkeit  in  Palästina. 
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Drei  Gefahren  bedrohten  von  der  technischen  Seite  her 
die  Genossenschaften:  Kredit,  Absatz  und  Dis- 
ziplin. Sind  diese  beseitigt,  dann  hat  das  Kooperativ- 
System  einen  Vorzug,  da  der  Arbeiter  in  den  Genossen- 
schaften mit  seiner  Arbeit  weit  stärker  verbunden  ist,  als 
der  Arbeiter  eines  beliebigen  privatkapitalistischen  Unter- 
nelimens. 

*  *  '  ■ 

* 

Die  Gefahren  des  Absatzes  und  der  Disziplin  (vom 
Kredit  wird  noch  ausführhcher  zu  sprechen  sein)  sind  bei 
allen  sogenannten  öffentHchen  Arbeiten  nicht  vorhanden. 

Die  Einwanderung  in  .den  nächsten  Jahren  wird  zu 
Kristallisationspunkten  einmal  die  landwiiischaftliche  Tätig- 
keit und  andererseits  die  öffentlichen  Arbeiten  haben.  Die 
letzteren  werden  in  den  ersten  Jahren  eine  weit  größere 
Bedeutung  besitzen,  als  es  ihrem  Umfang  in  der  Gesamt- 
wirtschaft entspricht.  Daher  -wird  die  Art  und  Weise,  in  der 
man  sie  ausführen  läßt,  nicht  nur  für  sie  bedeutsam  sein, 
sondern  für  den  ganzen  Geist,  der  das  jüdische  Kolonisa- 
honswerk  beherrscht. 

Mir  würde  es  als  das  zweckmäßigste  erscheinen,  wenn 
diese  Arbeiten,  selbstverständlich  unter  fachmännischer  Lei- 
tung, mit  Uebergehung  einzelner  Unternehmer,  von  den 
Arbeitern,  die  sich  zu  Genossooischaiten  zusammenschließen 
müßten,  ausgeführt  werden  würden.  Es  kämen  hier  ähnliche 
Formen  in  Frage,  wie  sie  in  Italien  verwirkhcht  worden 
sind.^;  In  Italien  sind  unseres  Wissens  zum  ersten  Mal 
öffentüche    Arbeiten    in   größerem    Umfange    von    Arbeiter- 

•j  Das  einzige  ßucii  in  deutscher  Sprache,  das  diesen  Gegen- 
stand behandelt  ist  das  von  Preyer:  „Die  Arbeits-  und  Pachtgenossen- 
schaften Italiens",  Jena  1913.  Zur  ersten  Einführung  sei  weuer  ver- 
wiesen auf  zwei  Autsätze  im  Bulletin  des  „Insntut  international 
d'agriculture",  Dezember  1911  und  November  1914  (französisch)  und 
auf  den  Manuale  per  le  Cooperaüve  di  produzione  e  lavoro  e  loro 
„Consorci',  Miiano  l9i4Q.  —  Der  veifasser  hatte  zuerii  die  Absicht,  hier 
wie  beim  Kunsumgcnusseuschafibweken  auf  aue  Linzeiheuen  ntit 
giolSer  Ausfuniuchkeit  einzugehen,  niubte  äich  aoer  uucrzeugen,  dab 
aamit  die  t.inneit  dicbes  tiucues  gespiengt  woruen  wäre;  so  sei  auf 
eme  bpeziaiunteisuchung  verwiesen,  die  in  Kürze  der  Oeftentiicnkeit 
übergeben  werden  wird. 
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genossenschaften  unter  Uebergehung  des  privaten  Unteraeli- 
mens  vorgenommen  worden  und  es  handelt  sich  in  Italien 
um  Arbeiten,  wie  sie  auch  für  unser  Kolonisatibnswerk  an 
der  Tagesordnung  sind,  u.  a.  Eisenbahnen,  Häfen,  "Wege, 
Assanierung  cles  Landes  usw.  ,,Ces  co operatives  s'oocupent 
de  pref^rence  de  la  construction  et  de  la  manutention  de 
roufes,  ponfs  et  canaux,  'S  l'exdcution  d'ouvrages  hydrauli- 
qiues,  d'amöliöration  fonci^re,  d'irrigation,  ainsi  que  'de 
ram^nagement  et  de  la  transformation  des  terrains,  etc. 
(Bulletm  1914.) 

Tm  Gegensatz  zu  Italien  wird  in  Palästina  6in  großer 
Teil  der  Bautätiglceit  in  'den  ersten  K^olonisationsjaHren  zu 
'den  „öffentlicEen"  Arbeiten  zählen,  und  wenn  wir  daher  imi 
folgenden  von  ,, öffentlichen**  Arbeiten  sprechen,    so   ist  der 

HäuserKau  stets  inbegriffen. 

•  « 

« 

Üie  italieni'^oEpn  Arbeit^genossenscKaften  haben  sich, 
wie  es  in  'der  Natur  äer  Sache  lag,  zunächst  als  TCinzel- 
P'pnossen'^chnften  irebiTdet  imd  sin'd  nach  einem  längeren 
Entwicklungsprozeß'  zu  Konsortien  (Verbänden)  zusammen- 
geschlo^^sen  worden,  die  nach  Provinzen  organisiert  sind. 

Tn  Palästina  dagegen  werden  wir.  cfa  es  sich  ia  nicht 
nur  um  die  im  Cande  befindlichen  Arbeiter  handelt,  son- 
dern um  die  Scharen  der  neuen  Einwanderer,  bestrebt  seiir 
mffs=^en,  einen  Zentralverband  zur  ■Üebernahme  öffentlicher 
Arbeiten  in  kürzester  Zeit  ins  Ceben  zu  rufen. 

D^e  Fraffe  'des  „A'bsatzes"  wird  bei  dieser  Form  der 
Genossenschaft  nicht  akut,  da  es  sich  la  um  genau  festcre- 
lefffe  Arbeiten  handelt,  und  ebenso  spielt  dns  Problp.m  riftr 
Diszinlin  keine  P'oUe.  Wie  aber  steht  es  mit  dem  Kredit?  Die 
ArbV'iter  besitzen  im  allsremeinen  nicht  die  Mittel,  auch  nur 
eine  Woche  auf  ihren  L'ohn  zu  warten,  geschweige  denn  'die 
tmi  "Rohstoffe.  Maschinen  usw.  zu  kaufen ;  es  ist  aber  gleich- 
zeitig eine  riskante  Sache,  einer  besitzlosen  'Arbeiterorgani- 
sation Millionenwerte  anzuvertrauen,  ohne  «ne  Garantie  für 
die  Ausführung  •  der  Arbeiten  zu  haben.  Daher  muß  zwischen 
die  auftraggebende  Gemeinschaft  und  die  Arbeiterschaft  eine 
Institution  treten,  die  finanzkräftig  genug  ist,  um  für  die 
Ai'beiter  die  Garantie  übernehmen  zu  können, 


208 

In  Italien  hat  man,  als  die  Genossenschaften  bereits 
einen  bedeutenden  Umfang  gewonnen  hatten  „1' Institut  na- 
tional de  Credit  pour  la  Cooperation"  gegründet.  „II  ,a/ 
pour  but  de  faire,  sous  la  surveiUance  du  Ministfere  de( 
I'Agriculture,  de  Tlndustrie  et  du  Commerce,  des  Operations 
'de  credit  en  faveur  'des  cooperatives  'de  tous  genres  et  de 
leurs  consortiums,  legalement  constitu^s.  Son  capital  d^ 
fondation  est  fixe  S  L\  7,750.000  dont  un  million  versö  par 
la  Banque  d'Itaüe,  deux  millions  par  '  la  Caisse  nationale 
de  Pr^royance,  un  million  par  l'Institut  de  credit  pour  le,<5 
coop^ratives  et  le  reste  par  les  Caisses  d'epargne  or'dinai- 
res  'de  'differentes  provinces  d'Italie."' (Bulletin  T9T4,  S.  17.) 

Man  sieht  aus  'diesen  Zahlen,  daß  die  staatücfien  In- 
stitute 'den  übei*wiegenden  Teil  der  Gelder  für  diese  Banlc 
gezeichnet  haben. 

Dn  Palästina  wird  die  bereits  gegründete  'Ärb'eiterhank' 
dieselbe  Funlction  Haben,  und  es  ist  zu  fordern,  daß  die 
Kolonisationszentrale  die  'Arbeiterb'anlc  mit  derselben  Libe- 
ralität subventioniert,  wie  es  im  analogen  Fall  der  italieni- 
sche Staat  getan  hat. 

Der  Umfang  der  Arbeiten,  die  von  den  'Arbeiter- 
genossenschaften Italiens  ausgeführt  worden  sind,  ist  ein 
recht  beträchtlicher.  ,,D"e  1889  ä  1909,  les  administrations  de 
l'Etat  confiörent  aux  co operatives  3434  travaux  en  adiu'di- 
cation  pour  un  montant  global  de  L\  70,741.346.92  ce  qui 
represente  une  augmentation  'de  C  14,273.927.15  sur  le 
montant  des  travaux  dont  les  cooperatives  etaient  adiudica- 
taires  'S  fin  1907.  ....  Si  Ton  considfe're  dans  leur  cn- 
semble  les  travaux  donnes  en  adjudication  par  l'Etat  et  par 
les  administrations  soumises  ä  la  surveiUance  du  Gouver- 
nement on  obtient,  jusqu'au  31  decemhre  1909,  le  chiffro 
total  'de  4426  adjudications  pour  L).  88,846.203.11."  (Bulletin 
1914,  S.  18,  19.) 

Die  italienische  Regierung  war  mit  ihren  Arbeiten 
durchaus  zufi'ie'den.  „Wenn  auch,"  so  heißt  es,  „nicht  alle 
Genossenschaften  die  ihnen  anvertrauten  Arbeiten  gut 
durchgeführt  haben,  so  gibt,  es  doch  eine  ganze  Anzahl,  die 
vorzüglich  arbeiten.**  —  „Wenn  man  die  Resultate  der  von 
Arbeitsgenossenschaften    ausgefülirten    Arbeiten    mit    defien 
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von  Untemelimern  vergleicht,  so  ist  bei  den  Ärbeits- 
genossenschaften  das  Verhältnis  der  nicht  einwandsfrei  zu 
den  sehr  gut  ausgeführten  Arbeiten  sicher  nicht  größer  als 
das  Verhältnis  der  sohlechten  und  guten  Arbeiten  bei  den 
Unternehmern,  "^) 

* 

In  einem  wesentlichen  Punkte  werden  sich  die  palästi- 
nensischen Genossenschaften  von  den  itaKenischen;  unter- 
scheiden. In  Italien  bedeuten  die  öffentlichen  Arbeiten  im 
Gesamtbu'dget  'des  Staates  eine  ziemlich  stabile  Größen  die 
Arbeitsgenossenschaften,  die  sie  ausführten,  ßonnten  daher 
darauf  rechnen,  lange  Jahre  beschäftigt  zu  sein;  dies  einer 
der  Gründe,  warum  in  ganz  Italien  nur  eine  Arb'eits- 
ffenossenschaft  —  in-  der  Nähe  von  Ravenna  —  sich  der 
Landwirtschaft  zugewandt  hat,  obwohl  'das  landmrtschalt- 
Mche  Genossenschaftswesen  immer  mehr  an  Ausdehnung 
gewinnt. 

In  Palästina  Kegen  entgegengesetzte  Tatbestände  vor; 
die  öffentlichen  Arbeiten  in  den  Jahren  1921—1930  werden 
einen  weit  bedeutenderen  Umfang  haben,  als  es  bei  stabilen 
Verhältnissen  der  Gesamtwirtschaft  Palästinas  entspricht, 
und  wir  stehen  daher  vor  dem  Problem:  Was  geschieht  mit 
den  Arbeitern,  'die  in  öffentlichen  Arbeiten  beschäftigt 
waren?'  Der  jüdische  Arbeiter  faßt  im  Gegensatz  zum  italie- 
nischen die  „öffentlichen"  Arbeiten  nur  als  Durchgangs- 
stadium zur  landwirtschaftlichen  Tätigkeit  auf,  und  dieK!o- 
lonisationszentrale  ist  verpflichtet,  alles  zu  tun,  um  diesen 
Genossenschaften  zur  Ansiedlung  zu  verhelfen.  Die  Frage 
wird  dadurch  erleichtert,  daß  es  sich  bei  diesen  Genossen- 
schaften um  ein  erprobtes  Menschenmaterial  handelt,  das  in 
jahrelanger  Tätigkeit  seine  Eignung  für  körperliche  Arbeiten 
erwiesen  hat.  Je  nach  den  individuellen  Wünschen  werden 
diese  Arbeitsgenossenschaften  in  landwirtschaftliche  Pro- 
duktivgenossenschaften umgewandelt  werden,  für  die  bereits 
reiche  Erfahrungen  vorliegen,  oder  es  wird  dem  einzelnen 
Arbeiter  Gelegenheit  geboten  werden  müssen,  als  Klein- 
siedler (siehe  S.  141)  sich  anzusiedeln. 

«)  Denkschrift  des.  Ministero  dei  lavori  publici,  S.  32,  zitiert 
nach  Preyer, 

14 
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Wenn  die  jüdische  Kolonisationszentrale  bei  der  ßüredi- 
(ieningr  'dieser  Kleinsiedler  in  großzügiger  Weise  vorgeht, 
wird  der  einzelne  Arbeiter  die  Möglichkeit  Haben,  innerhalb 
seiner  TäÜgkeit  für  „öffentliche"  Arbeiten,  das  wenige  Geld 
vni  erübrigen,  das  er  selbst  für  seine  Ansie'dlung  aufzu- 
bringen Haben  wird. 


Neben  'den  öffentb'chen  Gewalten  lEommen  zur  Gfrün' 
(Inng  von  Genossenschaften  zwei  Instanzen  in  Frage:  die 
Konsumgenossenschaft  und  'die  GewerßscHaft.  Bei  beiden 
s;in"d  %vieder  die  GefaKren  des  Absatzes  und  der  Disziplin 
\'ermieden,  'denn  erst  nach  Organisierung  des  AHsatzes 
^verden  von  iHnen  Genossenschaften  gegrüji'det,  und  die 
Disziplinfrage  spielt  Keine  Rolle,  da  die  Genossenschaften 
nicht  selbständig  sind,  sondern  von  flinen  abhängig;  bei 
beiden  ist  nn^.  Regelung  im  sozialistischen  Sinne  mösrlich, 
da  den  einzelnen  Genossenschaften  die  spezifischen  Unter- 
nehmerfiinktionen  genommen  sind,  I^oHnfestsetzung  und  Ge- 
\vinnverwendung  zum  Aufgabentreis  der  GewerfecHaft,  be- 
ziehungsweise der  Konsumgenossenschaften  gehören. 

Gb  man  sich  'daher  für  'die  Konsumgenossenschaft 
oder  die  GewerlEscHaft  entscheidet,  ist  von  sozialistischen 
Gesichtspunkten  nicht  von  entscheidender  prinzipieller  WicH- 
licrkeit,  sondern  eine  mehr  technische,  organisatorische 
Fj-age. 

In  den  europäischen  Dändern  —  vor  allem  in  England 
und  Deutschinnd  —  Hat  man  die  stadtischen  Cooperativen 
fast  völlicr  an  das  Konsumgenossenschaflswesen  angeglie- 
dert, nacHdem  bis  zu  Beginn  des  Jahrhunderts  auch  von 
den  Gewerkschaften  —  o'der  mit  ihrer  Unterstützung  — 
einige  .GenossenscKaften  gegründet  worden  waren.  Die  Ur- 
sache dafür  war,  'daß  der  Aufgabenlrreis  der  Gewerkschaften 
auf  politischem  und  auf  wirtschaftspolitischem  Gebiete  lag 
und  ihnen  so  die  Grimdung  von  Genossenschaften,  die 
Männer  von  starker  kaufmännischer,  kalkulatorischer  Be- 
gabung verlangen,  fern  lag. 

So  lange  in  Palästina  das  KonsumgenoßsenscHafts- 
wesen  gering  entwickelt  ist,  werden  Genossenschaften  direkt 
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von  den  Gewerkschaften  gegründet  werden.  Doch  ist  dies 
unserer  Ansicht  nach  nur  ein  Uebergangsinstitut  und  man 
sollte  daher  bei  allen  Gründungen  ernsthaft  zu  Rate  ziehen, 
ob  sie  einmal  vom  „Hamaschbir",  der  Zentrale  des  jüdi- 
schen Konsum  Vereinswesens  in  Palästina,  übernommen  wer- 
den können. 

Konsumgenossenschaftswesen. 

Das  Konsumvereinswesen  kann  für  Pa- 
lästina von  ganz  fundamentaler  Bedeutung  werden.  In 
unseren  einleitenden  Bemerkungen  zum  zweiten  Teil 
sprachen  wir  bereits  von  der  beruflichen  Zusam- 
mensetzung der  Ostjuden.  Es  gut  in  Palästina,  ein  Wirt- 
schaftsleben aufzubauen,  das  die  Anormalität  des  jüdischen 
Wirtschaftslebens  in  der  Diaspora  mögUchst  beseitigt.  In 
Europa  ist  unter  den  Juden  das  handeltreibende  Element  so 
stark  vertreten,  daß  ein  gleicher  Prozentsatz  dea  gesamten 
Aufbau  in  Palästina  zerstören  würde.  Wir  müssen  daher 
dahin  zu  wirken  suchen,  daß  die  Berufsschichtung 
der  Auswanderer  dem  neuen  .  Aufbau  entgegen- 
kommt. Analoge  Verhältnisse  in  gewisser  Weise  hatten  wir 
bereits  bei  der  Einwanderung  in  Amerika,  da  unter  den 
Auswanderern  nur  6—7  %  dem  Handel  angehörten. 
Wenn  die  berufliche  Zusammensetzung  der  Einwanderer 
nach  Palästina  nicht  anders  wäre,  so  brauchten  wir  keine 
allzu  starke  Besetzung  des  Kleinhandel  treibenden  Elements 
in  Palästina  zu  befürchten.  Dem  ist  jedoch  nicht  so.  Es  Lst 
natürlich  richtig,  daß  die  wirtschaftliche  Struktur  im  Aus- 
wanderungslande für  die  Auswanderer  bedeutsam  ist,  und 
daß  viele  Kleinhändler  deswegen  nicht  auswandern,  vveü 
ihnen  die  Liquidierung  ihres  Geschäftes  weit  größere 
Schwierigkeilen  macht  als  den  meisten  Handwerkern.  Aber 
der  wesentUchste  Punkt  ist  die  Lage  im  Einwander angs- 
land ;  und  wenn  die  Handeltreibenden  bei  der  Einwande- 
rung in  Amerika  einen  so  unverhältnismäßig  geringen 
Bruchteil  der  Einwanderer  ausmachten,  dann  war  es  >do3- 
wegen,  weü  sie  in  Amerika  keine  bedeutenden  wirtschaft- 
lichen MögHchkeiten    fanden.    Dies  geht  schon  daraus    her- 

14 
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vor,  daß  bei  der  Auswanderung  aus  Amerika  die  Handel- 
treibenden einen  weit  größeren  Bruchteü  ausmachten  (ca. 
20  %)  als  jede  andere  Berufsklasse. 

Für  Palästina  Liegen  die  Verhältnisse  komplizierter. 
Bei  der  Auswanderung  nach  Amerika  machten  die  Ange- 
hörigen des  TextUgewerbes  im  weitesten  Sinne  fast  ein 
Drittel  aus ;  wir  hoffen  ja  nun  auf  eine  starke  Entwicklung 
der  Bekleidungsindustrie  jeder  Art;  ich  verweise  auf  unsere 
Ausführungen  im  ersten  Teil  (siehe  S.  5S  i),  aber  es  ist 
gewiß,  daß  wir  in  den  ersten  Jahren  sicherlich  keinen  um- 
fangreichen Export  im  Textilgewerbe  haben  werden,  son- 
dern nur  den  einheimischen  Bödarf  decken  können.  Da  das 
Kleidungsbedürfnis  der  einwandernden  Juden,  die  zum 
größten  Teile  minderbemittelten  Kreisen  angehören,  sicher 
nicht  größer  ist  als  beispielsweise  das  der  Deutschen,  so 
kann  man  annehmen,  daß  in  Palästina  dieselbe  Menge 
Menschen  im  Textilgewerbe  ihren  Beruf  finden  werden,  wie 
prozentual  umgerechnet  in  Deutschland,  das  sind  vielleicht 
8—10  Vo,  aber  gewiß  nicht  ein  Drittel.  Alle  übrigen  müssen 
sich  anderen  Berufszweigen  zuwenden  und  die  Gefahr  ist 
außerordentlich  groß,  daß  sie  sich  im  Kleinhandel  zu  be- 
tätigen suchen. 

Es  fällt  außerhalb  des  Rahmens  dieser  Arbeit,  darauf 
einzugehen,  in  welcher  Weise  man  eine  Umschichtung  der 
Berufe  der  zur  Auswanderung  Gesonnenen  in  den  Ländern 
der  Diaspora  durchführen  kann.  Hier  soU  nur  nachgewiesen 
werden,  wie  außerordentlich  wesentlich  die  Konsumvereins- 
bildung gerade  für  Palästina  ist,  um  ein  Ueberwuchern  des 
parasitären  Zwischenhandels  zu  vermeiden.  Allerdings 
müssen  wir  uns  darüber  klao*  sein,  daß  sie  besonders  in 
den  ersten  Jahren  mit  außerordentlichen  Schwierigkeilen 
ve1*bunden  sein  wird.  Zunächst  einmal  werden  sich  die  Ein- 
wanderer wie  bisher  aus  sämtlichen  Ländern  der  Erde  re- 
krutieren. Um  ein  Beispiel  für  die  Buntscheckigkeit  der  Ein- 
wanderer zu  geben,  sei  aus  einer  Erhebung  des  Komitees 
zur  Verproviantierung  der  jüdischen  Bevölkerung  (ich. 
zitiere  nach  Ruppin)  die  Zusammensetzung  der  jüdischen 
Bevölkerung  Jerusalems  während  des  Krieges  angeführt: 
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Es  war  bisher  im  Lande  zu  Jbeobachten,  daß  die  Juden 
aus  den  verschiedenen  Ländern  an  den  Lebensgewohn- 
heiten, die  sie  mitbrachten,  zähe  festhielten,  sodaß  z.  B.  die 
Bedürfnisse  an  Lebensmitteln  die  erheblichsten  Differenzen 
aufwiesen.  Dieser  Tatbestand  erschwert  die  Einrichtung 
von  Konsumvereinen  nach  europäischem  Muster  ungemein.'^'^ 
In  Europa  rechnen  die  Konsumvereine  mit  einem  Massen- 
bedürfnis, das  sich  auf  ganz  bestimmte  Güter,  zum  größten 
Teil  Lebensmittel,  richtet.  In  Palästina  werden  die  Konsum-- 
vereine  in  den  ersten  Jahren  viele  einzelne  Artikel  zu  führen 
haben,  wenn  sie  den  individuellen  Bedürfnissen  der  Ein- 
wanderer auch  nur  einigermaßen  gerecht  werden  wollen, 
und  es  wird  eine  ihrer  wesentlichsten  Aufgaben  sein,  den 
Bedarf  zu  vereinheitlichen,  für  bestimmte  Güter  „Normalien" 
zu  schaffen. 

Ein  zweites,  außerordentlich  schwieriges  Problem  ist 
in  der  ökonomischen  Schichtung  der  Einwanderer  be- 
gründet; die  Zahlen  bei  der  Auswanderung  nach  Amerilca 
können  uns  manchen  Fingerzeig  geben.  Von  den  jüdischen 
Einwanderern  nach  Amerika  besaßen  nur  4%  ein  Vermögen 
über  50  Dollar,  50  %  überhaupt  kein>  Geld  und  60  %  üeßen 
sich  die  Ueberfahrt  von  Verwandten  bezahlen.  Diejenigen 
Juden,  die  nach  Palästina  gehen  woUen,  werden  sich  in 
ihrer  ökonomischen  Schichtung  nicht  allzu  sehr  von  den 
jüdischen  Auswanderern  nach  Amerika  unterscheiden,  da 
der  größte  Teil  aus  Ländern  mit  entwerteter  Valuta  kommt. 
Mit  anderen  Worten:  wir  haben  mit  einer  Einwan- 
derung zu  rechnen,  die  sich  in  ihrer  überwiegenden  Mehr- 
heit aus  völlig  Besitzlosen  zusammensetzt.  Diese  sind  aber, 
wenn  .wir  die  europäische  Methode  des  Konsumvereins- 
\vesens  auf  Palästina  schematisch  übertragen,  nicht 
konsumvereinsr  e  i  f.  Es  hat  sich  bisher  in  der  europäischen 
Praxis  gezeigt,  daß  die  größten  Bestandteile  der  Mitglieder 
der  Konsumvereine  Angehörige  des  4.  und  des  3.  Standes 
ausmachten,  die  über  ein  bescheidenes,  jedoch  noch  ziem- 
lich sicheres  Einkommen  zu  verfügen  hatten.  Die  Klasse 
untex  ihnen,  der  sogenannte    5.  Stand,    kaufte    weiter    beim 

»)  Es  ist  charakteristisch,  daß  der  „Hamaschbir"  in  Jerusalem 
bisher  keine  Filiale  errichtet  hat. 
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KleinKändler  aus  folgendem  GrninHe:  Üie  ItonsiimvGJreifio 
haben  in  England  nicHt  anders  als  in  Üentschland  das 
Prinzip  der  Rüclrvergütung  durohgeführt,  d.  H.  sie  ver- 
kaufen die  Güter  im  großen  Ganzen  zn  denselben  Tages- 
preisen wie  es  ancH  der  ETleinHändler  tnl,  nur  vergüten  sie 
das,  was  sie  erübrigen,  am'  Ende  des  JaKres  zurücK  im 
VerHältnis  der  eingekauften  Waren.  Öa  sie  'das  Prinzip  der 
Ba-rzaUuns:  sfrilrfe  befolgen,  so  macht  der  5.  Stand',  der 
von  der  Hand  in  den  Mund  lebt,i  beim  KleinHäridler  seinen 
"-•Icauf,  der  ihm  Kredit  gibt.  Wie  kommen  wir  aus  diesem 
Difemma  Heraus? 

Wir  werden  beim  Prinzip  'der  "Rückvergütung  einen 
MittpTw^Gf  geben  müssen.  Eine  "Rückvererütunsr,  wie  sie  in 
England  zuweilen  übücH  ist,  in  Höbe  von  20—30%  ist  für 
uns  üb'erKaupt  nicHt  disßntabeT,  denn  sie  bedingt  Preise, 
die  sogar  nocH  üT>pr  dem  KIeinb'andelsprei<;e  steKen.  'Aber 
auch"  'das  dent=;che  Prinzip  'der  "Rü clever srütunsr  scheint  mir 
nicbf  ansremessen,  'da  es  'die  Ware  zum  Marktpreise  ver- 
kaufen läßt  und  dabpr  die  KTeinHandel  treibenden  Elemente 
dadurch",  daß  sie  Kreflii  freben,  bei  den  ärmsten  Sohichlen 
einen  Vorteil  vor  den  Konsumvereinen  Haben.  TcH  Halte  es 
für  nofw^endig,  "daß  ein  iü'di=!cHes  Konsumvereinswesen  in 
Palästina  von  vornherein  Preise  macht,  die  vielleicht  um 
5  %  unter  den  Kl  einHand  eispreisen  sleHen,  und  dieses  — 
seHr  gerin  cre  —  Pisilro  auf  sicH  nimmt.  Bei  den  vSllier  unse- 
resfelten  Kreditverhältnissen  'in  Palästina,  bei  der  Höbe  des 
Zinssatzes  und  bei  dem  starken  Zwischen  gewinn  des  Klein- 
handels ist  es  äußerst  waHrscHeinlicH,  daß  außer  dieserVerbÜ-^ 
ligung  der  Preise  noch   eine  Rückvergütung   stattfinden  wird. 

Diese  Rüclcvergütung  würde  zunächst  nicHt  auszu- 
zaHen  sein,  bis  sie  eine  gewisse  Höhe  erreicht  Hat,  die  den 
Gesohäftsanteil  des  einzelnen  Konsumenten  bildet. 

In  England  wie  in^  D'eutscHlan'd  ist  das  K!onsum- 
vereinswesen  von  unten  herauf  entstanden.  Einzelne  Kon- 
sumvereine Haben  sicH  gebildet  und  dann  allmählioH  zu- 
sammengeschlossen. Man  geht  in  der  AbleHnung  eines  Ein- 
greifens von  oben  so  weit,  daß  man  beispielsweise  in 
Beutschland    nur    dort  Konsumvereine  gründet,  wo  es  voi^ 
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der  Bevölkerung  ausdrücklich  verlangt  wird.  Ein  derartiges 
Vorgehen  erscheint  mir  in  Palästina  unmöglich.  Wie 
wir  in  allen  Zweigen  unseres  Kolonisa- 
tionswerkes genötigt  sein  wer 'den,  von 
oben  herab  einzugreifen,  so  werden  wir 
auch  beim  Konsumvereinswesen  nicht 
darum  herumkommen;  wobei  wir  uns  selbstver- 
ständlich darüber  klar  sind,  daß  eine  Entwicklung  von 
unten  herauf  wegen  ihres  organischen  Charakters  stets  zu 
bevorzugen  ist. 

Wir  schlagen  vor,  der^  jüdischen  Kolonisationszentrale 
eine  Einkaufszentrale  anzugliedern,  die  mit  nicht  unbedeu- 
tenden Geldmitteln  auszustatten  sein  wird.  Die  meisten  deut- 
schen Konsumvereine  mußten  bei  6er  Erweiterung  ihrer 
Läger  oder  beim  Uebergang  zur  Eigenproduktion  so  lange 
damit  waiten,  bis  die  Anteilscheine  ihrer  Mitglieder  und  die 
eventuellen  Spareinlagen  dies  eo'mögliohten.  Solange  können 
wir  uns  in  Palästina  unmöglich  gedulden.  Wir  müasen 
unser  Konsumvereinswesen'  von  vornherein  mit  größeren 
Kapitalien  von  oben  her  finanzieren,  schon,  um  es  über  die 
ersten,  nicht  ungefährlichen  Jahre  hinwegzubringen,  und 
wenn  unsere  jüdische  Kolonisationszentrale  Gelder  zulegt, 
so  sind  diese  nicht  auf  nationales  Verlustkonto  zu  buchen, 
da,  wie  eingangs  betont,  ein  starkes  Konsumvereinswesen 
der  so  notwendigen  Berufsschichtung  zugute  kommt. 

Das  Konsumvereinswesen  in  Palästina  hat  sich  wäh- 
rend des  Krieges  entwickelt.  Nach  einer  Statistik,  die  ich 
dem  Bericht  der  Erez-Israel-Kommission  entnehme,  hatte 
der  Hamaschbir  folgende  Niederlassungen: 


.Ort 

GrUndungsjahr 

Monatlicher 

Umsatz  in 

englischen  Ltq. 

Riskon  Le  Zion  . 
Rechowoih   .   .   . 
Tel-Av\in  .   .  .   . 
Sichron-Jakob  .   . 

Haifa 

Tiberias     .   .   .  . 
Jaffa 

1917 
1916 
1917 
1916 
1920 
1920 
1918 

250 
260 
400 
250 
700 
1300 
1000 

Zusammen    , 

.   .4150 
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In  Palästina  hat  sich  das  Konsumvereinswesen  nicht 
auf  die  städtische  Bevölkerung  beschränkt,  sondern  von 
vornherein  versucht,  in  den  Kolonien  festen  Fuß  zu  fassen. 
So  wie  der  Kolonist  als  Produzent  in  die  landwirtschaftUche 
Produzentengenossenschaft  gehört,  so  als  Konsument  in 
den  Konsumverein.  Die  Gründung  ländHcher  Konsum- 
vereine wird  dadurch  erleichtert,  daß  die  Pflanzer  genötigt 
sind,  einen  großen  Teü  der  Lebensbedürfnisse  ebenso  w?e 
die  Städter  einzukaufen,  und  daß  die  Kolonien  in  Palästina 
einen  weit  stärkeren  städtischen  Einschlag  haben  als  euro- 
päische Dörfer,  da  über  30%  der  Bevölkerung  in  den  Ko- 
lonien von  nichtlandwirtschaftlichen  Berufen  lebt. 

Die  Errichtung  von  Konsumvereinen  auf  dem  Lande 
wird  die  Verbindung  des  gesamten  Konsumvereiuswesens 
mit  der  Urproduktion  erleichtern.  Als  Ziel  müssen  wir  uns 
setzen,  daß  das  städtische  Konsumvereinswesen  in  E  i  g  e  n- 
Produktion  die  gesamte  Verarbeitung  der  Urprodukte 
nimmt  (also  Bäckereien,  Fleischereion  einrichtet,  eigene 
Mühlen  errichtet)  und  in  direkten  Austauschverkehr  mit  den 
landwirtschaftlichen  Organisationen  tritt.  Es  kommen  hier 
ähnliche  Beziehungen  zwischen  jüdischen  Landwirten  und 
Konsumvereinen  in  Frage  wie  zwischen  den  dänischen 
Landwirten  und  der  englischen  Großeinkaufsgesellschaft. 
Dort  ist  im  Verhältnis  zweier  Länder  verwirklicht,  was 
wir  in  Palästina,  im  eigenen  Lande  gestalten  wollen« 
Zwischen  den  organisierten  Landwirten  und  der  Vertresung 
der  städtischen  Konsumenten  ist  kein  Mittelglied  einge- 
schoben, sondern  der  Austausch  dieser  gewaltigen  Güter- 
mengen erfolgt  direkt. 

Wir  haben  oben  gesagt  (siehe  S.  139),  daß  von  rein 
sozialistischen  Gesichtspunkten  das  Problem  „landwirt- 
schaftliche Produktivgenossenschaft"  oder  Einzelsiedlung 
ohne  Lohnarbeiter  nicht  zu  entscheiden  ist.  In  diesen  Zu- 
sammenhängen sei  jedoch  einschränkend  bemerkt,  daß  vom 
Standpunkt  der  konsumgenossenschaftlichen  Entwicklung 
die  möglichst  starke  Ausbreitung  der  landwirtschaftlichen 
Produktivgenossenschaften  zu  wünschen  ist.  Denn  es  wird 
kaum  zwei  Organisationen  geben,  die  sieh  so  in  die  Hände 
arbeiten  werden  wie  der  „Hamaschbir"    und    die  Kwmoth. 
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Wenn  so  die  Organisationen  der  Konsumenten  und  der 
Produzenten  gedeihlich  zusammenarbeiten,  so  ist  eine  Be- 
\virtschaftung  landwirtschaftlicher  Güter  ;durch  Konsumver- 
eine auch  von  sozialistischen  Gesichtspunkten  aus  nicht 
mehr  notwendig.  Da  die  bisherigen  Erfahrungen  auf  diesem 
Gebiete  noch  nicht  sehr  bekannt  sind,  will  ich  kui'z  darauf 
eingehen. 

Die  englischen  Konsumvereine  haben  ebenso  wie  die 
deutschen  Großeinkaufs-Genossenschaften  einige  landwirt- 
wirtschaftliche Güter  übernommen.  Ueber  die  englischen 
schreibt  Cassau  in  seinem  Buche  „Die  Konsumsvereins- 
bewegung in  Großbritannien"  (Leipzig  1915): 

Die  britischen  Konsumvereine  haben  die  Landwirt- 
schaft nie  so  ernsthaft  in  Angriff  genommen  wie  die 
anderen  Betriebszweige.  Viele  Vereine  schließen  ganz  er- 
folgreich ab,  andere  haben  zum  ,Teü  beträchtliche  Verluste. 
Das  wird  vielfach  an  der  Leitung  liegen.  Dem  britischen 
Konsumverein  fehlen  im  allgemeinen  die  Fachleute  für  die- 
sen Betriebszweig.  In  halb  ländlichen  Distrikten  stammen 
die  Ausschußmitglieder  aus  der  Landwirtschaft,  verstehen 
noch  etwas  davon  und  leiten  den  Betrieb,  doch  sieht  man- 
cher tätige  Genossenschaftler  darin  einen  Fehler.  Die  Ge- 
schäftsführer verstehen  nur  zuweilen  etwas  von  landwirt- 
schaftlichen Dingen,  Und  die  Betriebsleiter,  die  man  anstellt, 
sind  nicht  studieiiie  Landwirte,  sondern  nach  unseren  Be- 
griffen Bauern,  häufig  Leute,  die  etwa  dem  Leutevogt  auf 
einem  deutschen  Gut  gleichkommen,  aber  manchmal  auch 
das  noch  nicht ;  so  kann  man  den  Landwirtschaftsbetrieb 
vieler  Konsumvereine  nicht  besser  charakterisieren  als  mit 
dem  Wort:  es  wird  fortgewurstelt.  (Seite  96.)  .... 

Der  Genossenschaftsbund  hat  die  Landwirtschaftslrage 
1896/97  geprüft  imd  empfahl  Ackerbau  imd  Milchwirtschaft 
nur  auf  eigenem  Boden  und  für  eigenen  Bedarf  zu  treiben. 
1905  hat  man  sich  nochmals  mit  diesen  Fragen  beschäftigt, 
der  damals  erstattete  Bericht  betonte  die  Wichtigkeit  intelli- 
genter Leitung,  warnt  vor  Uebernahme  ausgebeuteten  Bo- 
dens und  empfiehit  Ertragsbeteiligung  der  Arbeiter  und  An- 
gestellten. Die  allgemeine  Auffassung  ist  heute,  aller  Land- 
wirtschaftsbetrieb    isjt    für    die    Konsumvereine     schwierig, 
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Weide-  und  Milch\\'irtschaft  ist  jedoch  trotzdem  aussichts- 
reich und  Ackerbau  nicht  unbedingt  abzulehnen,  doch  emp- 
fiehlt er  sich  nur  für  landwirtschaftliche  Gegenden.  Irgend 
welche  allgemeine  Schlüsse  für  Deutschland  und  andere 
kontinentale  Länder  lassen  sich  aus  dem  britischen  Vor- 
gehen nicht  ziehen."   (S.  97.) 

Auch  die  beiden  englischen  Großemkaufsgesellschaften 
haben  den  Erwerb  landwirtschaftlicher  Güter  in  den  Bereich 
ihrer  Tätigkeit  gezogen,  doch  gilt  hier  dasselbe,  was  Oassau 
von  den  Konsumvereinen  angeführt  hat.  Die  Bewirtschaf- 
tung landwiitschaftlicher  Güter  spielt  in  dem  Gesamtbilde 
genossenschaftlicher  Produktion  nur  eine  verschwindende. 
RoUe  und  die  Rentabilität  ließ  in  den  meisten  Fällen  viel  zu 
wünschen  übrig. 

Die  Erfahrungen,  die  die  deutschen  Konsumvereine  bei 
der  Uebernahme  landwirtschaftlicher  Güter  gemacht  haben, 
•  ermuntern  durchaus  nicht,  diese  Versuche  in  Palästina  zu 
wiederholen.  In  Deutschland  war  man  durch  theoretische 
Ueberlegungen  zu  diesen  Versuchen  gekommen.  Man  stellte 
sich  vor,  daß  dann  von  der  Urerzeugung  bis  zur  Verar- 
beitung jeder  Zwisch'engewinn  beseitigt  wäre.  Doch  hatte 
man  wichtige,  für  die  Durchführung  ausschlaggebende  Mo- 
mente übersehen.  Zunächst  .konnten  nur  sehr  kapitalreiche 
Konsumvereine,  die  schon  längere  Zeit  bestanden,  es  sich 
leisten,  landwirtschaftliche  Güter  zu  kaufen,  und  da  ergab 
es  sich  gewöhnlich,  daß  die  Genossenschaften,  weü  sie  von 
den  Städten  herkamen,  von  landwirtschaftlichen  Dingen 
wenig  Ahnung  hatten  und  schon  beim  Kauf  der  Güter  nicht 
sehr  zweckmäßig  verfuhren. 

In  der  Bewirtschaftung  untersohied  sich  ein  Gut,  dessen 
Besitzer  ein  Konsumverein  war,  kaum  von  einem  anderen. 
Der  Konsumverem  heß  es  im  allgemeinen  von  einem  Ver- 
walter mit  Lohnarbeitern  bestellen;  und  die  Rentabilität 
eines  Betriebes  mit  einem  Verwalter  ist  im  allgemeinen  un- 
günstigej.'  als  die  eines  Bigenbetriebes.  Daher  wird  in  ganz  ■ 
Deutschland  der  Kauf  landwirtschaftlicher  Güter  durch 
Konsumvereine  nur  in  ganz  vereinzelten  Fällen  gut- 
geheißen. 
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Trotz  dieser  ungünstigen  bisherigen  Erfahrungen  er- 
scheint es  mir  verfrüht,  ein  abschließendes  negatives  Urteil 
über  die  Bewirtschaftung  landwirtschaftlicher  Güter  seitens 
der  Konsumvereine  abzugeben.  Als  Enklave  in  einer  von 
kapitalistischen  Prinzipien  erfüllten  Wirtschaft  werden  Ar- 
beiter auf  Gütern  von  Konsumvereinen  sicherlich  nicht  dav> 
herauswirtschaften  können,  was  Bauern  auf  denselben 
Gütern  vermögen.  Wie  weit  eine  vom  sozialen  Geist  be- 
herrschtQ  Wirtschaft  aucH  auf  diesem  Gebiete  einzuwirken 
vermag,  ist  eine  noch  nicht  gelöste  Frage. 

•  « 

* 

Es  kann  als  ge^viß  gelten,  daß  'die  palästinensischen 
Konsumvereine  sich  ebensowenig  wie  die  europäischen  auf 
die  Eigenproduktion  bei  der  Verarbeitung  von  Lebens- 
mitteln beschränken  werden,  sondern  auch  andere  Gebiete, 
vor  allem  das  Textilgewerbe,  in  weitestem  Umfange  in  ihren 
Betätigungskreis  einreihen  werden.  Hier  liegen  vor  allem  in 
England  bereits  reiche  Erfahrungen  vor,  "da  dort  über  90  % 
der  Konsumvereine  eine  Textilabteüung  besaßen.  Ich  kann 
auf  diese  Fragen  Mej*  nicht  des  näheren  eingehen,  da  Aus- 
führungen   darüber    zu    sehr    ins  Einzelne  führen  würden. 

Nur  sei  bemerkt,  daß  Schuhfabriken,  Gerbereien, 
Kleider-,  Wäsche-  und  Seidenfabriken,  Wollspinnereien  und 
Webereien  schon  in  den  ersten  Jahren  in  den  Bereich  eines 
großangelegten  Konsumvereinswesen  fallen  können;  auf 
anderen  Gebieten  kommen  Druckereien  in  Frage,  vor  allem 
aber  die  Herstellung  jeglichen  Hausgeräts,  die  Bearbeitung 
von  Bauprodukten,  auch  der  Häuserbau  selbst,  wie  die  Ge- 
schichte des  Hamburger  Konsumvereines  „Produktion"  be- 
wiesen hat.  Sobald  eine  dauernde  Verbindung  zwischen 
ländlichen  und  städtischen  Genossenschaften  geschaffen  sein 
wird,  Avird  man  eine  Fabrik  für  landwirtschaflliche  Ma- 
schinen errichten,  landwirtschaftliche  Produkte  weiter  ver- 
arbeiten (z.  B.  Konservenfabriken)  und  üiren  Absatz  orga- 
nisieren (Transportgesellschaften). 

*  * 
» 

Diese  Ausführungen  waren  bereits  gescKi-ieben,  als 
mir  der  bereits  mehrfach  erwähnte  Bericht  der  Erez-Israel- 
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Kommission  zu  Gesicht  kam.    Danach   gab    es  in  Palästina 
folgende  industrielle  Genossenschaften: 


Ort 

Fach 

GrUn- 

dungs- 

jahr 

Zahl 

der 

Arbeiter 

Quelle  der  Subvention 

Jaffa 

Schusterwerkstätte 

1919 

8 

Palästina-Arbeiterf  on  d 

» 

Druckerei 

1910 

20 

n                       m 

» 

Bäckerei    .... 

1920 

8 

Achduth-Haawodah ') 

n 

Tischlerei  .... 

1919 
1920 

8 

P-A-F 

n 

Künstler    .... 

6 

Hapoel-HazafrO 

Jerusalem 

Wasserleitung  .  . 

1920 

5 

Achduth  -Haawodah 
P-A-F 

» 

Druckerei  .... 

1919 

12 

P-A-F 

» 

Druckerei  .... 

1919 

8 

n 

» 

Steinhauerei     .  . 

1919 

35 

Waad-Hazirimi') 

» 

Schusterwerkstätte 

1919 

6 

Hapogl-Hazair 

") 

Tischleret .... 

1920 

6 

Achduth-Haawodah 

Haifa 

Tischlerei  .... 

1920 

15 

P-A-F 

n 

Schlosserei   .  .  . 

1920 

11 

» 

» 

Weg-  und 
Chausseebauten 

1915 

15-80 

Amerikanisches  Hilfs- 
komitee und  P-A-F 

I» 

Häuserbau     .   .   . 

1919 

30 

P-A-F 

Atlit 

Fischerei  .... 

1920 

6 

Waad-Hazirim 

Tiberias 

Damenschneiderei 

1919 

5 

P-A-F 

»)  Palästinensische  Arbeiterpartei. 
2)  Zionistische  Palästina-Kommission. 


Die  Kommission  macht  folgende  Vorschläge  zur  Er- 
weiterung des  Genossenschaftswesens ;  es  sollen  gegründet, 
bezw.  erweitert  werden: 
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Unternehmungsart 

0   r 

Zahl 
der  be- 
schäf- 
tigten 
Arbeiter 

1. 

Hamaschbir    .*..... 

Zentrale   Jaffa 

50 

2. 

Gesellschaft  für  Fabrik- 
und  Häuserbau    .... 

Zentrale  Jaffa 

220 

3. 

Transportgesellschaft  .   . 

Zentrale  Haifa 

113 

4. 

Kwuza  mit  Schuhfabrik  . 

.   . 

116 

5. 

dto.  mit  Gerberei  .... 

60 

6. 

Steinhauerei   .   .    «... 

Jerusalem • .   . 

^5 

7. 

Steinhauerei 

bei  Tiberias 

25 

8. 

dto.  mit  transportablen 
Maschinenbestandteilen 

20 

q 

dto. 

20 

10. 

Technisches  Bureau     .   . 

Zentrale  Jaffa 

810 

11. 

WoIlsDtnnerei  u.  Weberei 

Haifa :  .   .  . 

130 

P 

Kleiderfabrik 

Jerusalem 

50 

n 

Wäschefabrik 

Jaffa 

40 

14. 

Seidenfabrik 

Safed 

80 

n 

Stahlwerkstätte 

Jaffa 

20 

16. 

Holzfabrik 

Haifa 

60 

17. 

Holzwerkstätte 

Jaffa 

30 

18 

dto. 

lerusalem      

35 

10 

Möbelflechterei     .... 

Tiberias        

25 

20. 

Schnitzereiwerkstätte  .   . 

Jerusalem 

30 

21 

Eisenfabrik 

Haifa 

50 

22. 

Dampfmühle 

bei  Dagahia 

10 

23. 

Bäckerei 

Jaffa 

10 

24. 

dto. 

Jerusalem 

12 

25. 

dto. 

Tiberias 

8 

26. 

dto. 

Safed 

8 

27. 

Konservenfabrik    .... 

bei  Kinereth 

50 

28. 

Fischkonservenfabrik  .   . 

Tantura 

30 

29. 

Vier  Fischergruppen    .   . 

60 

30. 

Druckerei 

Jaffa   

70 

31. 

dto. 

Jerusalem 

30 

32. 

dto. 

Haifa 

20 

33. 

Kreditorganisation  f.land- 
wirtschaftl.  Spezia'zweige 

60 

34. 

Landwirtschaf  tliche  Lehrer 

6 

35. 

Leihkassen  für  Arbeiter- 
emigranlen 

Jaffa 

2 

36. 

kooperative  Bank    .  .   . 

Zentrale  Jaffa 

25 

37. 

ßeteiligungam  Arbeitsamt 
Krankenkasse  u.  Küchen 

50 

38. 

Verwaltungsspesen   .    .    . 

Jaffa 

— 

Zusammen .  .  . 

2604 
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Für  diese  Genossenschaiten  sind  nach  dem  Bericht 
300.000  Ltg.  .notwendig,  von  denen  je  100.000  Ltg.  durch  den 
Palästina-Arbeiterfonds,  durch  die  cooperative  Bank  und 
durch  Aktien  und   Obligationen  auigebracht  werden  sollen. 

Es  war  mir  eine  Genugtuung,  zu  konstatieren,  daß  ich 
in  den  grundlegenden  Fragen  bei  Ausdehnung  der  Ge- 
nossenschaften mit  diesem  Bericht  konform  gehen  kann. 
Nur  vermisse  ich  in  diesem  Berichte  einen  Punkt:  Es  wird 
nicht  mit  genügender  Deutlichkeit  betont,  daß  aU  diese 
Genossenschaften,  auch  wenn  sie  gedeihen,  nur  emen 
Bruchteil  des  palästinensischen  industriellen  Lebens  um- 
fassen, und  zwar  vor  allem  Wirtschaftszweige,  die  die  eigene 
Bevölkerung  mit  den  notwendigsten  Gütern  versorgen. 

Die  Industrien  aber,  deren  Absatz  aus  irgend- 
welchem Grunde  riskant  ist  —  vor  allem  die  Export- 
industrien — ,  werden  in  absehbarer  Zeit  außerhalb  des 
Bereiches  der  genossenschaltüchen  Tätigkeit  bleiben  und 
nur  dann  wii'd  sich  in  ihnen  der  sozialistische  Gedanke 
verwii'klichen,  wenn  die  Bodenfrage  in  dem  von  uns  ver- 
langten Sinne  geregelt  wird. 


Excurs. 

Wir  werden  noch  an  anderer  Stelle  auf  das  Problem 
der  Gewinnbeteüigung  im  allgemeinen  eingehen;  die 
Gründe,  die  uns  zu  einer  Ablehnung  veranlassen  (siehe 
S.  230  ff.),  verstärken  sich  bei  den  Konsumvereinen.  In 
Deutschland  ist  sie  nirgends  durchgeführt  worden,  in  Eng- 
land haben  manche  Genossenschaftstage  zwar  Beschlüsse,  in 
dieser  Richtung  gefaßt,  sich  aber  in  der  Praxis  fast  an 
keiner  Stelle  daran  gehalten.  Nur  in  Schottland  kommt  Ge- 
winnbeteiligung an  vereinzelten  SteUen  vor.  Die  Gründe  für 
eine  Ablehnung  hegen  auf  der  Hand.  Niemand  kann  be- 
haupten, daß  der  Reingewinn  der  Konsumgenossenschaften 
identisch  ist  mit  dem  Mehrwert,  der  von  den  in  ihnen  be- 
schäftigten Arbeitern  gewonnen  wird.  Die  Erzielung  eines 
Reingewinnes  ist  im  zentralen  Einkauf  und  der  Beseitigung 
des  Zwischenhandels  zu  suchen,  was  von  keiner  Seite    be- 
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stritten  wird  und  steht  ohne  jede  funktionelle  Be- 
ziehung zu  den  in  Konsumgenossenschaften  beschäftigten 
Arbeitern.  Eine  hohe  Gewinnbeteiligung  der  Arbeiter  der 
Konsumgenossenschaften  würde  nichts  anderes  bedeuten, 
als  eine  Bevorzugung  einzelner  Schichten  unter  Benachteili- 
gung der  großen  Konsumentenschar.  Gelten  diese  Dinge 
für  Länder  mit  entwickeltem  Konsumvereinswesen  wie  Eng- 
land und  Deutschland,  so  noch  weit  mehr  für  Palästina. 
Denn  für  das  Konsumvereinswesen,  das  erst  geschaffen 
werden  soll,  wäre  nichts  ein  größerer  Hemipschuh  als  eine 
Gewinnbeteiligung  Angestellter,  da  die  Vorteile,  die  das 
Konsumvereinswesen  einbürgern  soU,  dann  so  gering  sein 
könnten,  daß  ein  Ueberwuchern  des  Kleinhandels  zu  be- 
fürchten ist. 


Kapitel  11. 

Rrbeiterprobleme. 

Es  ist  kein  einfaches  Unternehmen,  über  Arbeiterfragen 
im  zukünftigen  Palästina  etwas  auszusagen,  was  über 
triviale  Allgemeinheiten  hinausgeht.  In  europäischen  Län- 
dern, deren  industrielle  Entwicklung  der  palästinensischen 
um  Menschenalter  voran  ist,  sind  die  Fragen  des  Arbeits- 
verhältnisses —  sowohl  die  des  Arbeiterrechtes  wie  die  des 
Arbeiterschutzes  wie  die  der  Anteilnahme  der  Arbeiterschaft 
am  Betrieb  —  Gegenstand  schärfster  Kämpfe  und  von  eii^er 
EHärung  weiter  entfernt  denn  je. 

Dazu  kommt  für  Palästina,  daß  wir  noch  nicht  mit  Be- 
stimmtheit zu  sagen  vermögen,  welche  Industrien  gedeihen 
werden,  ob  sich  eine  Großindustrie  im  europäischen  Sinne 
entwickeln  wird,  ob  die  Industrie  auf  dem  ausländischen 
Absatz  basieren  wird  oder  nicht,  alles  Fragen,  die  für  die 
Gestaltung  des  Arbeitsverhältnisses  von  weittragender  Be- 
deutung sind.  Trotz  dieser  besonderen  Schwierigkeiten,  die 
einer  wissenschaftlichen  Behandlung  entgegenstehen,  er- 
schien es  mir  durchaus  notwendig,  schon  vor  Beginn  der 
Kolonisation  von  dem  Gesamtkomplex  der  Probleme 
Rechenschaft  zu  geben,  und  ich  würde  es  als  einen  be- 
dauerlichen Mangel  empfinden,  wenn  dieses  Buch  mit  Rück- 
sicht auf  die  Unzulänglichkeiten,  die  einer  augenblicklichen 
Behandlung  anhaften  müssen,  dieser  Notwendigkeit  aus- 
gewichen wäre. 

Zunächst  müssen  wir  uns  mit  einer  Frage  beschäftigen, 
die  für  die  ersten  Jahre  der  Kolonisation  entscheidend  wer- 
den kann. 

Eine  Gruppe  zionistischer  Sozialisten  steht  allen  Be- 
strebungen, die  einen  sozialen  Aufbau  in  Palästina  j)e- 
z wecken,  mit  passiver  Resistenz,  zuweilen  sogar  mit  einem 
mitleidigen  Lächeln  gegenüber.  Sie  sind  der  Ansicht  — 
d.  h.  nicht  sie,  sondern  der  von  ihnen  interpretierte  Marx 
—  daß  Palästina    erst    durch    die   Stadien    des    Früh-   und 

15 
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Hochkapitalismus    gehen   müsse,    bevor    es    „reil"    für    den 
Sozialismus  sei. 

Ich  will  dieser  Gruppe  von  Sozialisten  gegenüber  eine 
Einigung  auf  dem  Boden  der  marxistischen  Theorie  zu  fin- 
den suchen.  Marx  teüte  (siehe  auch  S.  204)  das  Kapital  in 
zwei  Bestandteile:  den  konstanten  und  den  variablen.  Der 
variable  dient  ledigHch  zur  Entlohnung  der  Arbeit,  der 
konstante  für  alle  übrigen  Ausgaben,  z.  B.  Maschinen, 
Roh-,  Hilfsstoffe  usw.  Allein  der  variable  Bestandteil  er- 
zeugt den  Mehrwert,  den  Kapitalzins,  und  ermöglicht  so 
neues  Kapital  zu  akkumulieren,  d.  h.  den  konstanten  Ka- 
pitalsbestandteil zu  vergrößern  und  so  allmäldich  eine 
höhere  „organische"  Zusammensetzung  des  Gesamtkapitals 
herbeizuführen,  d.  h.  den  Früh-  in  den  Hochkapitalismus 
zu  verwandeln.  Auf  diese  theoretischen  Darlegungen  be- 
rufen sich  die  Sozialisten,  von  denen  ich  gesprochen;  aber 
schon  HJlfferding  —  in  marxistischer  Theorie  gewiß  ein  un- 
verdächtiger Zeuge  —  hat  in  seinem  „Finanz-Kapital"  nach- 
gewiesen, daß  es  bei  unserer  modernen  Verflochtenheit  von 
Sparkapital,  Bank  und  Industrie  möglich  ist,  Hochkapita- 
Iismus  in  Länder  zu  tragen,  die  den  Frühkapitalismus  nie 
kennen  gelernt  haben.  Und  die  ganze  moderne  Kolonial- 
gesohichte  (aber    auch  Rußland)  ist    voll    solcher  Beispiele. 

Damit  ist  bereits  der  Nachweis  erbracht,  daß  die  histo- 
rische Ent Wickelung  nicht  überall  parallele  Züge  aufweisen 
müsse,  sondern  eben  z.  B.  die  Entwicklung  eines  Landes 
abhängig  ist  von  der  Stufe  der  kapitalistischen  Entwick- 
Juiig  anderer  Länder.  (Für  Palästina  liegen  die  Verhältnisse 
schon  deswegen  spezifisch  anders,  da  es  sich  nicht  um  die 
Entwicklung  einer  bestehenden  Volkswirtschaft  handelt,  son- 
dern Juden  aus  den  verschiedensten  Ländern  mit  allen  er- 
denklichen Graden  kapitalistischer  und  nichtkapitalistischer 
Entwicklung  diese  Volkswirtschaft  erst  zu  begründen 
haben.)   ■ 

Vor  allem  aber  ist  die  gesamte  marxistische  Theorie 
darauf  auf.^^ebaut,  daß  dem  Kapitali  mus  em  bestimmtes 
Gesellschaftsverhältnis  zugiunde  lioge.  Ist 
dieses  gesellschaftliche  Verhältnis  beseitigt,  gibt  es  keine  im 
Marx'schen     Sinne     freien     Arbeiter;    wir     sagen,     ist     os 
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beseitigt,  wir  sagen  besser,  ist  seine  Entstellung  vor- 
lündert,  dann  ist  eine  im  marxistischen  Sinne  sozia- 
listische Gesellschaft  möglich,  ohne  'den  Weg  über  den 
westeuropäischen  Kapitalismus.  Und  auch  diese  Folgerun- 
gen ergeben  sich  aus  Marx;  das  25.  Kapitel  des  1.  Bandes 
des  Kapitals  „Die  moderne  Kolonisationstheorie "  ent- 
hält in  nuce  das  Oppenheimersche  System. 

* 
Dem  aufmerksamen  Leser  wird  es  vielleicht  merkwürdig 
erscheinen,  daß  wir  auch  nach  Aufhebung  jeder  Boden- 
sperre imd  Beseitigung  des  Landmonopols  der  Arbeiter- 
frage in  der  Industrie  eine  große  Bedeutung  beilegen.  Er 
wird  sagen,  daß  ja  dann  gemäß  unseren  eigenen  Ausfüh- 
rungen auch  in  der  Industrie  jede  Ausbeutung  unmöglich, 

eine  mehrwertfreie  Gesellschaft  durchgeführt  sei 

Demgegenüber  ist  jedoch  folgendes  zu  bemerken:  Die  For- 
derungen der  Arbeiterschaft  erschöpfen  sich  heute  nicht 
mehr  in  dem  Verlangen  nach  SoziaUsmus,  d.  h.  einer  mehr- 
wertfreien Gesellschaft,  in  der  jede  Exploitation  beseitigt  ist. 
Der  Sozialismus  ist  entstanden,  nicht  nur  als  ein  Ver- 
langen, „den  vollen  Arbeitsertrag"  zu  erhalten,  das  heißt 
den  Mehrwert  zu  beseitigen,  sondern  auch  als  ein  Bedürf- 
nis, mit  den  Produktionsmitteln,  von  denen  die  Arbeiter- 
schaft im  Zeitalter  des  Kapitalismus  getrennt  war,  wieder 
verbunden  zu  werden.  Zn  der  Zeit,  als  man  annahm,  daß 
der  Weg  zum  Sozialismus  über  die  Vergesellschaf tung  ^r 
Pxoduktionsmittel  führen  müsse,  als  man  daher  Mittel  und 
Weg  in  Arbeiterkreisen  häufig  identifizierte,  trat  noch 
keine  .Trennung  in  der  Formulierung  beider  Forde- 
rungen an!.  , 

Je  mehr  man  aber  einzusehen  begann  —  und  dies  gilt 
fü,r  alle  Länder,  die  eine  nennenswerte  Arbeiterbewegung 
besitzen  — ,  daß  Sozialismus  und  Vergesellschaftung  von 
Produktionsmitteln  nicht  identisch  seien,  daß  die  VergesoU- 
schaftung  der  Produktionsmittel  nur  e  i  n  e  n  Weg  zum  Sozia- 
lismus büdet  und  nicht  einmal  den  einzigen,  um  so  brennen- 
der wurde  die  Frage:  Gibt  es  eine  MögHchkeit,  die  Arbeiter- 
Schaft  organisch  mit  den  Betrieben  zu  verbinden?  Und 
'diese  Frage  wird  auch  in  Palästina,  selbst  wenn  das   öko- 
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nomisohe    Ziel     des     Sozialismiis     erreicht    ist,     nicht    ver- 
stummen. 

*  * 

« 

Wie  sich  die  ökonomische  Entwicklung  Palästinas  — 
wenn  unsere  Ausführungen  zu  Recht  bestehen  —  nicht 
über  den  Weg  des  Früh-  und  Hochkapitalismus  vollziehen 
wird,  so  wird  auch  die  Arbeitergesetzgebung  im  Gegensatz 
zu  der  Entwicklung  der  europäischen  Länder  schon  zu  Be- 
ginn einsetzen.  In  Europa  war  nach  der  Zerstörung  des 
Feudalsystems  im  Zeitalter  des  aufstrebenden  Industrie- 
Kapitalismus  der  e  i  n  z  e  1  n  e  Arbeiter  dem  einzelnen 
Unternehmer,  der  sein  „Brotherr"  war,  verpflichtet.  Die 
Lohnforderungen  mußte  der  einzelne  Arbeiter  stellen. 
Ein  Zusammenschluß  der  Arbeiter  wurde  nicht  nur  nicht 
begünstigt,  sondern  sogar  mit  schärfsten  Strafen  verfolgt. 
Eine  Beschränkung  der  Arbeitszeit  existierte  nicht,  eine  Be- 
schränkung auf  gewisse  Personenkreise,  damit  Ausschluß 
der  Kinderarbeit  und  Verringerung  der  Frauenarbeit 
ebensowenig.  Sozialversicherung  war  ein  unbekannter  Be- 
griff. Als  Folge:  die  grauenvollste  Zeit  der  Arbeiterschaftj 
von  ihr  spricht  Engels  in  seinem  berühmten  Erstlingswerk 
,,Die  Lage  der  arbeitenden  Klassen  in  England". 

Es  ist  selbstverständlich,  daß  schon  bei  Beginn  der 
Kolonisation  in  Palästina  entgegengesetzte  Gesichtspunkte 
zur  Geltung  kommen  werden;  so  ist  von  vornherein  ein  ge- 
werblicher Arbeiterschutz  durchzuführen,  eine  hygienische 
Beaufsichtigung  der  gewerblichen  Betriebe,  imd  eiae  gesetzt 
hohe  Regelung  der  männüchen  Arbeitszeit,  der  Frauen- und 
Kinderarbeit. 

In  den  europäischen  Ländern  ist  die  Sozialversiche- 
rung, auch  wenn  sie  später  vom  Staat  übernomjnen  wurde, 
zunächst  Aufgabe  der  Gewerkschaften  gewesen  und  hat  oft 
den  größten  Teü  der  finanziellen  Leistungsfähigkeit  der 
Arbeiterorganisationen  in  Anspruch  genommen.  Wir  können 
in  Palästina  unmöglich  solange  warten,  bis  die  Gewerk- 
schaften so  stark  sind,  daß  sie  dieser  Aufgabe  wirklich 
nachkommen  können:  Kranken-  und  InvaHditäts-,  Alters-, 
Witwen-  und  Waisen-  und  Mutterschafts  -  Versicherung 
müssen  von  der  Gemeinschaft  bereits  zu  Beginn  der  Kolo- 
nisation   übernommen    werden.     Dagegen   soUten    sich    die 
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Arbeiferorganisationen  aus  eigenstem  Interesse  zunächst 
gegen  eine  Arbeitslosenversicherung  aussprechen ;  sie 
würde  zu  Beginn  der  Kolonisation  eine  Auslese  der  Ein- 
wanderer unter  dem  Gesichtspunkte  der  produktiven  Arbeit 
aufs  äußerste  erschweren  und  in  den  meisten  Fällen  einer 
verschleierten  Chalukka  gleichkommen.  Sobald  sich  die  Ver- 
hältnisse konsolidiert  haben,  wird  auch  die  Arbeitslosen- 
versicherung in  den  Gesamtbereich  der  Sozialversicherung 
einzubeziehen  sein. 

Vor  allem  ^^drd  die  Abhängigkeit  des  einzelnen  Arbei- 
ters vom  einzelnen  Unternehmer  gebrochen  werden.  Es  muß 
verhindert  werden,  daß  sich  in  Palästina  Unternehmer  wei- 
gern, •  mit  den  Organisationen  der  Arbeiter  wegen  der  Ar- 
beitsbedingungen zu  verhandeln.  Die  Gewerkschaft  wird 
als  die  Vertreterin  der  Arbeiterforderungen  anzusehen  sein ; 
Abmaclmngen  mit  einzelnen  Arbeitern  wird  es  nicht 
geben.  Um  ein  Sclilagwort  zu  gebrauchen:  das  Arbeitsver- 
hältnis wird  sozialisiert  werden,  d.  h.  es  wird  Bedingungen 
unterliegen,  die  unabhängig  von  einzelnen  Unterneh- 
mern und  einzelnen  Arbeitern  festgelegt  werden. 

Der  Begriff  des  Arbeiters  als  eines  Mannes,  der  für 
ein  bestimmtes  Entgelt  für  einen  bestünmten  Unternehmer 
eine  bestimmte  Arbeit  zu  verrichten  hat  und  damit  seine 
Tätigkeit  erschöpft  sieht,  dieser  Begriff  darf  und  wird  in 
Palästina  nicht  zur  Realität  werden.  Wenn  man  unter  diesen 
Gesichtspunkten  an  die  Gestaltung  des  Arbeitsverhältnissos 
herantrit!:,  so  ist  es  eine  Frage  sekundärer  Art,  ob  man  be- 
reits zu  Beginn  des  Kolonisationswerkes  für  alle  größeren 
Industrien  Tarifverträge  schaffen  soU  oder  erst  nach  einßr 
gewissen  St  ibilisierung.  Als  Ziel  sollte  die  Arbeiterschaft 
den  Tärifzwang  als  Regel  für  die  Gesamtindustrie  Palästi- 
nas verlangen,  so  daß  Ausnahmen  besonders  genehmigt 
werden  müssen.  Ein  gewerbliches  Schiedsgericht  ist  zu 
schaffen,  in  dem  Vertreter  der  Arbeiterschaft  und  der 
Unternehmer  ihren  Sitz  haben,  unter  der  Leitung  eines 
sachverständigen  Obmannes,  der  keiner  Partei  angehört. 
Bei  den  gewerblichen  Schiedsgerichten  Europas  und  vor 
allem  Australiens  hat  es  sich  gezeigt,  daß  diese  vielfach 
Streitigkeiten    zwischen    Unternehmern     und    Arbeitern     zu 
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schlichten  vermocht  haben,  nachdem  'die  Einigungsverhand- 
lungen zwischen  den  beiden  Parteien  selbst  ergebnislos  ver- 
laüien  waren.  Die  Gründe  sind  vor  allem  darin  zu  suchen, 
daß  Unternehmer  und  Arbeiter  in  Europa  sich  von  vorn- 
herein als  Gegner  ansehen  —  vielfach  sogar  als  böswillige 
—  und  daß  die  Austragung  der  Differenzen  häufig  den  rein 
objektiven  Boden  verließ.  Bei  den  Schiedsgerichten  bemÜ- 
ten  sich  jedoch  beide  Parteien  um  eine  möglichst  sachliche 
Formulierung  ihirer  Forderungen,  alles  Agitatorische,  Pro- 
pagandistische fehl(e,  und  so  waren  die  Voraussetzungen 
für  eine  Einigung  weit  günstiger.  Auch  hier  ist  die  Frage 
eine  sekundäre,  ob  bereits  in  den  ersten  Kolonisations- 
jahren die  Sprüche  des  Schiedsgerichtes  obligatorischen 
Charakter  haben  sollen  oder  nicht.  Vielleicht  wird  es  zweck- 
mäßig sein,  in  'den  ersten  Jahren  den  Sprüchen  der 
Schiedsgerichte  nur  insoweit  obligatorischen  Charakter  zu 
erteilen,  als  sie  einen  Minimallohn,  ein  Existenzminimum  für 
die  Arbeiterschaft  garantieren. 

In  manchen  zionistischen  Kreisen  ist  das  Verlangen 
nach  einer  Arbeitergewinnbeteiligung  laut  geworden.  So 
propagiert  es  auch  u.  a.  Ruppin  für  gewisse  Unterneh- 
mungen. 

Wir  können  uns  hier  kurz  fassen,  da  ja  theoretisch  be- 
reits 'das  Nötige  gesagt  worden  ist. 

Die  Arbeitergewinnbeteiligung  ist  ebensowenig  wie  die 
industrielle  Arbeiter-Produktivgenossenschaft  eine  neue  Ent- 
deckung, sondern  blickt  auf  eine  längere  Geschichte  zu- 
rück. Man  sah  in  ihr  ein  Allheilmittel,  um  ein  harmonisches 
Zusammenarbeiten  zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern 
herbeizuführen.  Die  Arbeiterschaft  verhielt  sich  im^  allge- 
meinen sehr  skeptisch  und  dies  mit  Recht.  In  vielen  Fällen 
machte  der  Lohn  und  die  Gewinnbeteiligung  zusammen 
nicht  —  oder  nur  einen  verschwindenden  Bruchteil  —  mehr 
aus  als  der  übliche  Tagelohn,  und  ui  den  einzelnen  Fällen, 
in  denen  ein  bestimmter  Mindestlohn  festgelegt  war,  stellte 
der  Gewinnanteil  des  einzelnen  Arbeiters  einen  kaum  ins 
Gewicht  fallenden  Prozentsatz  seines  Lohnes  dar.  Den  Vor- 
teil hatten  meistens  die  Unternehmer,  da  die  Arbeiter  in 
Betrieben,    an    "denen    sie    in  irgend    einer   Weise    beteiligt 
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waren,  umsichtiger  •tmd  sparsamer  mit  den  Werkzeugen 
umgingen,  so  daß  sich  die  Unkosten  des  Unternehmers 
bedeutend  verringerten. 

Diese  Tatbestände  an  sieh  brauchten  uns  in  Palästina 
nicht  zu  schrecken.  Man  könnte  daran  denken,  neben  tarif- 
lich festgelegten  Löhnen,  eine  bestünmte  Quote  des  Rein- 
gewinnes gesetzlich  für  die  Arbeiterschaft  festzulegen.  Das 
Almosenhafte,  das  der  Gewinnbeteiligung  in  manchen 
Fällen  anhaftete,  würde  dann  schwinden. 

Für  derartige  Bestimmungen  würde  man  vielleicht  die 
Mehrzahl  der  Unternehmer  gewinnen,  vielleicht  auch  die 
Mehrzahl  der  Arbeiter.  Aber  die  Arbeiter  sollten  sich  be- 
wußt sein,  daß  die  Arbeitergewinnbeteili- 
gung in  wirklich  bedeutsamerem  Umtlangö 
den  Prinzipien  des  Sozialismus  geradezu 
ins  Gesicht  schlägt.  Ich  erinnere  an  meine  Ausfüh- 
rungen über  einzelne  industrieUe  Produktivgenossenschaften. 
Alles  was  gegen  sie  von  sozialistischen  Gesichtspunkten  ge- 
sagt wurde,  hat  auch  für  die  Arbeitergewinnbeteiligung 
Geltung.  Der  Reingewinn  der  einzelnen  Unternehmungen 
resultiert  eben  nicht  —  das  muß  immer  wieder  betont  wer- 
den —  von  der  in  ihnen  beschäftigten  Arbeiterschaft  und 
man  kommt  daher  dem  Sozialismus  nicht  näher,  wenn  man 
einen  Teil  des  Reingewinnes  den  Arbeitern  der  einzelnen 
Unternehmungen  zuführt.  Ebenso  wie  einzelne  industrielle 
Prodnktivgenossenschaften  Privatkapitalismus  auf  erweiter- 
ter Grundlage  darst?Uen,  gilt  dies  für  die  Arbeitergewinn- 
bet^iligung  in  einzelnen  Unternehmungen  —  allerdings  in 
abgeschwächter  Weise  — ,  ganz  abgesehen  davon,  daß  die 
Solidarität  der  gesamten  Arbeiterbewegung  dadurch  außer- 
ordentlich gefährdet  wird. 

Die  Erkenntnis  dieser  Zusammenhänge  beginnt  in 
zionistisch-sozialistischen  Kreisen  zu  wachsen  und  man  for- 
dert daher,  daß  von  dem  Reingewinn  aUer  Unterneh- 
mungen eine  bestimmte  Quote  der  gesamten  Arbeiterschaft 
Palästinas  zugute  kommen  soll.  Damit  ^vürde,  so  wird  ar- 
gumentiert, ein  Teil  des  „Mehrwerts"  beseitigt  sein,  ohne 
daß  die  Arbeiterschaft  der  einzelnen  Betriebe  in  üirer  wirt- 
schaftlichen Stellung  differieren  müßte. 
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Dieser  Vorschlag  liat  etwas  Besteahendes  an  sich  —  bei 
eingehender  Prüfung  aber  ergeben  sich  eine  Reihe  schwer- 
wiegender Bedenken.  Zunächst:  die  Vorteile,  die  man  sich 
einst  von  der  Arbeitergewinnbeteiligung  versprach,  daß  die 
Arbeiter  des  einzelnen  Betriebes  mehr  mit  dem  Werke  selbst 
vei-wachsen  würden  und  so  auch  ihre  Arbeit  produktiver 
würde ;  diese  Vorteile  fallen  natürlich  bei  einer  derartigen 
Reg-^Iung  der  Arbeitergewinnbeteiligung  weg,  da  ja  die  Er- 
träge in  keinem  irgendwie  sichtbaren  Verhältnis  zu  der  auf- 
gewendeten Sorgfalt  und  Mühe  stehen. 

Dies  wäre  an  sich  noch  nicht  entscheidend.  Aber  wei- 
terhin: Wer  ist  die  Arbeiterschaft,  für  die  dieser  Fonds  aus 
dem  Reinertrag  der  Unternehmungen  gebüdet  werden  soU? 
Wenn  die  Arbeiter  in  einzelnen  Unternehmungen  am  Rein- 
irewinn  beteiligt  sind,  so  handelt  es  sich  um  einen  ganz  be- 
stimmten Personenkreis.  Wer  aber  Ist  die  Arbeiterschaft  des 
ganzen  Landes  ? 

Werden  nur  die  Arbeiter  von  Unternehmungen  be- 
stimmter Größe  betroffen  oder  überhaupt  von  allen  Unter- 
nehmungen? Gilt  es  für  die  Unternehmungen  in  Stadt  und 
Land?  Oder  werden  bestimmte  Unternehmungen  ausge- 
schlossen und  nach  welchen  Gesichtspunkten  wird  dies  ge- 
regelt? Wie  werden  arabische  Arbeiter  behandelt,  da  wir 
ja  keinen  Einfluß  auf  die  von  Arabern  betriebenen  In- 
dustrien haben?  Genügt  es,  wenn  dieser  Fonds  den  Ar- 
beitern zugute  kommt?  Gibt  es  nicht  Klassen,  denen  es 
ökonomisch  nicht  besser  geht?  Und  welches  ist  der  Grund, 
daß  die  Arbeiterklasse  bevorzugt  werden  soU,  da  ia  der 
„Mehrwert"  von  dem  gesamlen  Proletariat  der  gesamten 
Bourgeoisie  gesteuert  wird?  SoU  das  ganze  Proletariat  be- 
teiligt sein,  wo  liegen  dann  die  Grenzen?  Und  wie  unter- 
scheidet sich  'dann  noch  die  Arbeitergewinnbeteiligung  von 
einer  staatlichen  Besteuerung  der  Unternehmungen? 

Gegen  aUe  diese  Einwände  ließe  sich  vielleicht  noch 
das  Prinzip  der  Arbeitergewinnbeteiligung  —  die  in  Wirk- 
lichkeit keine  Arbeitergewinnbeteiligung  mehr  wäre  —  aul- 
recht erhalten,  wenn  sie  wirklich  imstande  wäre,  das  Ver- 
hältnis der  Arbeiterschaft  zum  Unternehmer  nach  der  so- 
zialistischen Richtung  hin  wesentlich  zu  beeinflussen. 
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D  i  e  s  i  s  t  a  b  e  r  ni  c  h .t  d  e  r  F  a  1  ]. 

Vergegenwärtigen  wir  uns  nochmals,  was  Sozialismus 
ökonomisch  bedeutet.  Wir  sagten,  mehrwertfreie  Gesell- 
schaft, d.  h.  eine  Gesellschaft,  in  der  —  Oppenheimer  fol- 
gend —  nur  noch  Splitter  von  Kapitalzins  und  Grundrente 
bestehen. 

Die  Arbeite rgewinnbeteüigung  dringt  jedoch  gar  nicht 
bis  zum  Kapitalzins  vor;  überall  wo  sie  durchgeführt 
war  —  ganz  glcdchgültig,  ob  die  Beteiligung  der  Arbeiter- 
schaft eine  grqße  oder  geringe  war,  ob  für  die  Einzelnen 
die  Beträge  höher  oder  niedriger  waren  —  erhielt  die  Ar- 
beit 'rschaft  einen  gewissen  Satz  von  dem  Ueberschuß 
über  die  Kapitalsverzinsung.  Diese  selbst  hat  man  niemals 
angetastet,  sondern  der  Fonds,  aus  dem  die  Gewinnbeteili- 
gung gezahlt  wurde,  war,  da  auch  der  Untemehmerl  o  h  n 
xiicht  beschränkt  wurde,  der  Konjunkturgewinn,  d.  h.  eine 
dynamische,  keine  statische  Größe. 

Und  wean  man  etwas  tiefer  in  den  ökonomischen 
Prozeß  eingedrungen  ist,  so  erkennt  man,  oder  sagen 
wir  besser,  erkennen  marxistisch  geschulte  Sozialisten  es. 
al9  pine  Selbstverständlichkeit,  daß  es  nicht  anders  sein 
konnte,  nicht  anders  sein  kann.  Denn  der  Kapitalzins  hat 
zur  Voraussetzung  ein  bestimmtos  ges^^llsohaitUches  Varhält« 
nis ;  wenn  man  ihn  bekämpfen  will,  darf  man  dies  nicht  an 
dem  Endpunkt  tun,  sondern  muß  die  Voraussetzung  besei- 
tigen, die  dieses  gesellschafthche  Verhältnis  möglich  machen. 
Ist  dies  geschehen,  d.  h.  ist  der  statische  Kapitalzins 
beseitigt,  dann  gewinnt  die  Frage  der  Arbeitergewinnbelei- 
li^ong  ein  ganz  anderes  Gesicht,  sie  vnrd  zu  einem  tech- 
m5ichen,  organisatorischen  Problem. 

•  * 

• 

Wir  kommen  nunmehr  zux  Frage:  Anteilnahme  der 
Arbeitei-schaft  an  der  Verwaltung  und  Leitung  industrieller 
Betriebe  in  Palästina.  Implicit  haben  wir  bereits  mancher- 
orts  davon  gesprochen,  doch  ist  dieses  Problem  wichtig  ge- 
nug, um  selbständig  behandelt  zu  werden.  Wir  knüpfen  an 
unsere  Ausführungen  über  Genossenschaftsfragen  an.  Wir 
hatten  dort  festgestellt:  entweder  wirkt  die  Gestaltung  de& 
AuJbaua    in    der    Landwirtschaft    entscheidend    auf   die    in- 
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(lustitelle  Pj-oduktioiisweise  ein,  dann  sind  die  Fragea  imm 
sozialistischen  Gesichtspunkte  ans  sekundär.  (Wir  ötehen 
Äuf  diesem  Standpunkt !) 

Ist  man  jedoch  entgegengesetzter  Meinung,  dann  ist 
es,  wie  wir  nachgewiesen  haben,  ein  verfehltes  Unter- 
langen,  mit  emzelnen  Produktivgenossenschaften  anfan- 
gend die  kapitalistische  Produktionsweise  bekämpfen 
zu  wollen.  Aus  diesen  Gründen  hatten  wli-  die  ein- 
zelnen Pioduktivgenosseüsciuiften  wie  die  Arbeiter- 
gewinnbeteiligung abgelehnt,  sie  zwingen  uns  —  dies 
sei  mit  allem  Naehdi-uok  betont  ~,  der  Anteilnahme 
der  Arbeiterschalt  an  der  Leitung  industrieller  Betriebe 
aerade  von  sozialistischen  Gesichtspunkten  aus  mit  außer- 
ordentlicher Skepsis  gegenüberzustehen.  In  manchen  eoro- 
päisoJien  iJindein.  so  Deutschland  \uid  Oesterreich,  haben 
(vielleiclit  kann  man  heute  schon  sagen:  hatte  u)  die  sozia- 
listischon  Parteien  angenommen,  daß  die  Emiichtung  von 
Betriebs liiten  mit  ausgedehnten  Machtbefugnissen  ein  Ueber 
gang  zur  sozialistischen  Produlction  wäre.  Dieser  Stand 
punlrf  ist  völlig  falsch :  Betriebsräte  führen  ebensowenig 
zum  Sozialismus  wie  eine  Produktionsweise,  die  auf  syndi- 
kalistischen Tendenzen  beruht.  Demi  was  sind  die  Folgen 
—  nahmen  wir  tunmal  die  technischen  Schwieligkeiten  uls 
über-vvindbar  an  — ,  wenn  die  Arbeiterschaft  in  einzelnen 
Betrioben  das  Recht  bekommt,  Vertreter  in  den  AuLsichtsrat 
zu  delegieren.  Bilanzen  nachzuprüfen,  au!  die  Feststellung 
der  Preise  und  der  Lohnbedingungen  einzuwirken  usw.  ? 
Die  Folgen  sind,  daß  die  gesamte  Arbeiterschaft  eines  Be- 
fi'iebes  an  sämtlichen  Konjunkturschwankungen  Teil  hat, 
,daß  diö  liöhne  in  den  verschiedenen  Gewerben  stark  variie- 
aen,  daß  die  Arbeitei-sehaft  sich  mit  dem  einzelnen  Betriebe 
solidorisch  fühlt  und,  nicht  andeis  wie  der  Einzclunter neh- 
mer, in  ein(»  Konkviiienzstellung  gegenüber  der  Arbeiter- 
schaft anderer  ITntei nelmmngen  kommt.  Es  war  eine  der 
bistoTisch  bedeutsamsten  Entwicklungen  in  der  Arbeiterbewa- 
iSUng,  als  die  Arbeiterschaft  unabhängig  von  den 
einzelne  n  ß  e  t  r  i  e  b  e  n  sie  h  berufsmäßig  o  r~ 
•ganisierte.  Die  organisierten  Arbeiter  der  eurpaiscböft 
Staaten  gerieten  in  schärfste  Kampfstellung   gegenüber  VeV- 
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bänden,  (lie  sich  auf  einzeln»»  Betriebe  erstreckten.  A.nleil- 
nahmo  der  ^Arbeiterschaft  an  der  Leitung  der  Betriebe  Ist 
kein  Schritt  vorwärts  auf  dem  Wege  zum  Sozialismus,  gon- 
<iern  ein  Sijhritt  zurtixik,  da  sie  die  Solidarität  der  AVbetter- 
"beweguns  zerreißt.  Ks  wird  nicht  lan<4e  Zeit  dttuern  und  es 
wird  keinen  begeistei-teren  Freund  der  Betriebsräte  j^eben 
als  —  den  Unternehmer.  Daher  ist  es  nicht  verwunderlich, 
daß  die  alten  Gewerkschaftsführer  dem  Rätegedanken  in 
dieser  Foim  zum  größten  Teil  ablehnend  gegenüber- 
stehen. Diese  Bedenken  scheinen  schon  in  der  augenbli/5k- 
Tichen  Zeit,  in  dei-  gerade  im  wirtschaftlichen  Loben  Schiaa- 
Worte  einen  unheilvollen  Einfluß  ausüben,  auch  manchen 
Befürwortern  des  Rätesystems  gekommen  zu  sein.  So  heißt 
^iei  in  den  Erläuteiamgen  zum  österreichischen  Gesetz  (siehe 
S.  B3,  nachdem  im  einleitenden  Teil  die  Betriebsräte  als 
Uebergang  zum  Sozialismus  angesehen  wurden):  ,,Betriebfi- 
räte,  'die  in  einem  Verwaltungsrate  Einfluß  haben  wollen, 
dürfen  niemals  vergessen,  daß  sie  dort  nicht  nur  Vertreter 
de.r  Interessen  der  Arbeite i-schaft.  sondern  au.'h  Vertretm- 
der-  Gesamtinteressen  der  Gesellseliaft  sind." 

..Betriebsräte  dürfen  niemals  vergCvSsen."  Es  -wird 
ihnen  nichts  anderes  übrig  bleiben  als  dies  zu  vor 
messen,  denn  in  den  Fällen,  in  denen  die  Interessen  der  Ai-- 
beiterschaft  des  einzelnen  Betriebes  den  Gcsaratintereäsen 
der  Gesellschaft  entgegenstehen,  werden  die  Arbeiter  von 
ihi-en  BetriebsA'äten  verlangen,  daß  ihr.>  eigenen  Interessen 
vorangehen,    und    werden    dies  auch  durchzusetzen  wissen. 

O  • 

Da  \vü'  von  i*oin  soziolistischen  Gesichtspunkten  aus 
'vine  Anteihiahrne  der  Arbeiterschaft  an  der  Leitung  der  Be 
triebe  ablehnen,  so  können  wir  auf  die  anderen  Bödeoken, 
\\elche  dagegen  sprechen,  um  so  kürzer  eingehen.  Sie 
lassen  sich  alle  dahin  zusammenfassen,  daß  die  lieituog 
eines  industriellen  Betriebes,  bei  der  eine  Mehrzahl  Nißht- 
Sachvei-ständigor  bestimmend  eingreifen  kann,  erschwei-t, 
wenn  nicht  gar  unmöglich  gemacht  Avird.  Es  sind  dieselben 
Schwierigkeiten,  die  sieh  der  Ausbreitung  der  induKtriellen 
Pjoduktivgenossenschaften  entgegengestellt  haben:  dse 
.SV;hwierigl<eiten   der  DiszipJiji.  Sie  baberf  es  verhindert,   6aß 
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indnstriollo  Produktivgeuossenschafteii  sich  auf  dein  GebioD 
(!or  Großindustrie  entwickelten.  Von  manchen  Befürwortern- 
(les  Betriobsrätegedankens  vdrd  behauptet,  daß  es  lediglich 
fiiif  dif>  ,, Einsicht"  des  Unternehmers  ankomme  und  daß  bei 
bficierseitigem  „guten  Willen"  die  Produktivität  der  Arbeit 
stark  wachsen  würde;  es  wird  bei  dieser  Gelegenheit  gerji 
aul  die  bisherigen  Erfahrungen,  insbesondere  auf  Freese 
und  die  „konstitutioneUe"  Fabrik  vermesen.  Die  „bisheri- 
fion,  Erfahrungen,"  insbesondere  Freeses,  beweisen  aber 
dfjs  Gegenteü.  Freese  hat  zwar  eine  Art  Arbeiterparlament 
oingcfiihrt,  aber  dessen  Funktionen  bestimmte  er!  Eis 
durfte  sich  ledighch  um  die  innere  Betriebsgestalhing  küai- 
mem ;  in  die  spezifischen  Untemehmerobliegenheiten  ließ  er 
sich  von  dem  Arbeiterparlament  keineswegs  hineinreden. 

Diese  technischen  und  organisatorischen  Bedenkon 
haben  es  veranlaßt,  daß  die  Funktionen  der  Betriebsräte  in 
{)en  Ländern,  deren  Gesetzgebung  bisher  vorliegt,  f)p~ 
schränkt  wurden. 

Es  würden  sich"  vioUeicht  Formen  finden  lassen,  um 
diese  organisatorisch-technischen  Bedenken  zumindest  ein- 
zuschränlcen.  In  größeren  Aktienunternehmungen  könnteii 
vielleicht  Vertreter  der  Arbeiterschaft  Sitz  und  Stimme  im 
Aufsichtsrat  bekommen,  einen  der  Direktoren  stellen,  in 
kleinen  Unteraehmungen  ein  Vertrauensmann  der  Arbeiter 
die.  Beschlüsse  des  Unternehmers  sozusagen  gegenzeichnen. 
Aber  auch  hier  erheben  sich  außerordentlich  schwierige- 
Fragen.  Wer  Ist  der  Vertreter  der  Arbeiter,  muß  cter  Unter- 
nehmer Jeden  akzeptieren?  Wann  können  die  Vertreter  ab- 
berufen werden  usw.  ?  Fragen,  die  nur  die  Praxis  ent- 
scheiden kann,  für  deren  Beantwortung  aber  bisher  noch 
keine  ausreichenden  Erfahrungen  vorliegen.  Für  eine  sozia- 
listische Auffassung  sind  iedoch  diese  Fragen  irrelevant. 
Pflicht  der  verantwortungsbewußten  Führer  der  Arbeiter- 
l)ewegung  ist  es  vielmehr,  den  Arbeitern  zu  zeigen,  daß 
diese  Forderungen  mit  Sozialismus  nicht  das  mindeste  zu 
tun  haben. 

Unsere  Ausführungen  richten  sich  keineswegs  ge^en 
die  Einrichtung  der  Betriebsräte    als  solche,    im    Öegenteü : 
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wir  verlangen  sie ;  doch  ihr  Aufgabenkreis  muß  ein  anderer 
sein,  sie  sind  notwendig  zur  Sozialisierung  des  Arbeitsver- 
hältnisses in  einzelnen  Unternehmungen. 

•  Die  Betriebsordnung  innerhalb  des  einzelnen  Betriebes 
muß  der  Willkür  des  einzelnen  Unternehmers  entzogen  sein, 
sie  darf  nur  mit  ihrer  Zustimmung  festgelegt  werden. 
Ebenso  stehen  —  so  verlangen  wir  —  bei  Entlassung  und 
Anstellung  nicht  mehr  einzelne  Arbeiter  dem  Unternehmer 
gegenüber,  sondern  in  den  Fällen,  in  denen  kein  gesetz- 
licher Kündigungsgrund  vorliegt,  hat  der  Betriebsrat  ein 
Vetorecht.  Innerhalb  dieser  Grenzen  liegt  für  die  Betriebs- 
räte ein  außerordenlüch  reiches  Betätigungsfeld.  Hier  haben 
sie  es  nicht  mit  Aufgaben  zu  tun,  die  nur  unter  volkswirt- 
schaftlichen Gesichtspunkten  zu  lösen  sind,  sondern  über- 
lassen diese  vielmehr  der  gesamten  Arb'eitervertretung, 
gliedern  sich  also  harmonisch  in  diese  ein. 


Die  Forderungen  auf  Anteilnahme  der  Arbeiterschaft 
am  Betriebe  in  dem  von  uns  bekämpften  Sinne  sind,  wie 
wir  schon  eingangs  betonten,  auch  damit  motiviert  worden, 
die  Arbeiter  wahrhaft  innerlich  mit  ihrer  Arbeit  zu  ver- 
binden. 

Es  lebt  in  uns  allen  die  Vorstellung,  wenn  vrir  von 
dem  neuen  sozialen  Aufbau  in  Palästina  sprechen,  "daß  die- 
ser sich  nicht  in  einer  Beseitigung  des  Mehrwerts  erschöpfen, 
sondern  auch  der  Arbeit  selbst  einen  anderen  Platz,  eine 
andere  Bedeutung  beilegen  soUe,  als  dies  beispielsweise  in 
Europa  der  Fall  war  und  ist.  Als  Ideal  schwebt  den  meisten 
vor  Augen,  daß  Arbeit  und  ,, Beruf"  im  wortwörtlichen 
Sinne  zusammenfallen,  daß.  die  Arbeit  von  der  ,,Mechanisie- 
ning"  befreit,  daß  in  der  Arbeit  der  „Werkgedanke"  ver- 
wirklicht werde.  IVIit  anderen  Worten  ein  Arbeitsprozeß,  in 
dem  der  Arbeiter  keine  Teilfunktion  durchfühlt,  son- 
dern eine  bestimmte  Arbeit  selbständig  herzustellen  hat.  Die 
Arbeit  soU  auf  diese  Weise  der  Ausdruck  der  innersten 
Kräfte  des  Einzelnen  werden.  Sie  soU  ihres  rein  ökonomi- 
schen Charakters  entkleidet  werden.  Wir  sind  prinzi- 
piell mit  diesen  Forderungen  einverstanden :  es  heißt,  sie 
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in    Einklang    bringen     mit     den     Realitäten,     die     wir      in 
Palästina  zu  erwarten  haben. 

Es  ist  gewiß,  daß  es  Zeiten  gegeben  hat,  in  denen  die 
Menschheit  ih^er  Arbeit  innerlich  verbundener    war    als'  im 
Europa  des  19.  und  20.  Jahrhunderts.    Gewiß  ist  weiterhin, 
daß    sich    die    Arbeit    in   den    letzten    Zeiten    immer  weiter 
mechanisiert,  in  Teilprözesse  aufgelöst  hat,  so  daß    für    die 
meisten  eine  Verbindung    mit   ihrer  Arbeit  eine  Unmöglich- 
keit bedeutet.    Aber    es  ist  unrichtig,  diese  Mechanisierung, 
die  Entseelung  der  Arbeit  dem  Kapitalismus  allein  zur  Last 
zu  legen.    Sie    ist    im  wesentlichen  eine  Folge  dör    überaus 
starken  Bevölkerungsvermehrung   der  europäischen  Länder, 
und  wir  werden    auch    in    Palästina    um    eine    gewisse 
Mechanisierung  der  Arbeit  nicht  herumkommen.  Sobald  wir 
in  Palästina  eine  Bevölkerungsdichte  haben,    die    beispiels- 
weise   der  "deutschen  entspricht,  werden  wir  —  ich    glaube 
allerdings    schon    vorher    — ,    ohne    bedeutende    Industrien 
nicht    auskommen.    Kann    aber  jemand  glauben,    daß    bei- 
spielsweise die  Arbeiter    einer    chemischen  Fabrik,    die    die 
Produkte    des    Toten    Meeres    verwertet,    mit    ihrer    Arbeit 
innerlich  verbunden  sind,    daß  Arbeit    und  Beruf    liier    zu- 
sammenfallen?   Die  Frage  stellen,    heißt  sie  verneinen.  Und 
was    für    diese  Industrie  gut,  gut  für  manche  .andere.  Man 
kann  darin  ein  Problem  sehen,   ob   der  Werkgedanke 
in  seiner  bishörigen  Form  in  gewissen  Industrien,  in  denen 
die  technische  Möglichkeit  besteht,  durchgeführt  werden  soll 
(ob  Möbelfabriken    erwünscht    sind    oder    die    handwerks- 
mäßige Produktion  bevorzugt  werden  soU  ?).  Man    soll  sich 
aber  darüber  klar  sein,  daß  in  diesem  Falle  nur  ein  Bruch- 
teil der    Bevölkerung    erfaßt    werden    kann  und  wir     uns 
nach     anderen     Methoden     umsehen      müssen,     um    seine 
Prinzipien    wenigstens    annähernd    in    'die    Wirklichkeit  zu 
übersetzen.    Wir    haben    oben  bemerkt,  daß  die  Mechanisie- 
rung,   die  Entseelung    der    Arbeit   nicht    dem  Kapitalismus 
allein  zur  Last  zu  legen  ist,  wohl  aber  wurde  sie  beschleu- 
nigt durch    die  Trennung   der    großen    Masse    des    VoHtes 
von  den  Produktionsmitteln. 

In  einer  mehrwertfreion  Gesellschaft,  in  der  nicht  mehr 
„feindliche  Konkurrenz",   sondern  „friedlicher  Wettbewerb" 
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herrscht  ~  um  mich  der  Oppenheimerschen  Terminologie 
zu  bedienen  —  wird  auch  in  diesen  mechanisierten  Industrien 
das  Verhähnis  des  Arbeiters  zu  seiner  Arbeit  ein  anderes 
sein  als  in  Europa  im  Zeitalter  des  Hochkapitalismus,  und 
auch  in  der  Uebergangszeit  wird  die  Sozialisierung  des 
Arbeitsverhältnis  ^,es  zumindest  einige   Schärfen  lindern. 

In  Palästina  wird  sich  jedoch  der  Werkgedanke,    wie 
wir  hoffen,  noch  auf  andere  Weise  durchsetzen,  in  der  Ver- 
bindung von  Stadt  und  Land.  Wir  sind  auf  diese    Fragen 
schon  mehrere  Male  eingegangen,  als  wir  die  palästinensi- 
sche Industrie  und  Landwirtschaft  behandelten.  Wir  konnten 
feststellen,    daß    eine    Großstadtenfr^vicklung  wie  in  Europa 
in  Palästina  vorläufig  so  gut  wie  ausgeschlossen    ist;    daß 
wir  dezentralisierte  Siedlungen  zu  erwarten  haben:   Garten- 
städte,   Industriedörfer    oder   wie    mani    sie    nennen    mag. 
Palästina  ist  dafür  geeignet  wie  kaum    ein    anderes    Land. 
Zunächst    einmal    fällt    für  Palästina  ein  großer    Teil    der 
Hinderungsgründe  weg,  die  sich  in  Europa  der  Einführung 
und  ♦Verbreitung    der     Gartenstadt    entgegengestellt  haben. 
Es    gibt    bisher    in    Palästina    noch   keine    großen     Städte. 
Jerusalem,  das  allein  diesen  Namen  verdienen  könnte,   ver- 
dankt seine   Größe  außerökonomischen  Faktoren.     Es    gibt 
und  wird  in  Palästina  auch  in  absehbarer  Zeit    keine  soge- 
nannte Schwerindustrie  geben,  die  an  gewisse  Standorte  ge- 
bunden ist.  Kohle  und  Eisen  fehlen  im  Lande,  und  so  wer- 
den   Zusammenballungen    der    Bevölkerung,    wie    beispiels- 
weise in  Deutschland  im  Rheinland,  in  Sachsen,    in    Ober- 
itaUen,  nicht  erfolgen.  Im  Gegenteil:  die  meisten  Industrien 
weisen  sehr  starke  dezentralistische  Tendenzen  auf.  Von  den 
Lndustrien,   die  landwirtschaftliche  Rohprodukte   verarbeiten, 
braucht  dies  kaum  nachgewiesen    zu   werden.     Aber     diese 
dezentralistischen    Tendenzen    gelten    ebenso    beispielsweise 
für  die  Fremdenindustrie,  die  sich  auf  den  größten  Teil  des 
Landes  erstrecken  wird,  für  die  meisten  Zweige  der  Textil- 
industrie für  die  Bauindustrie  und  sicherlich  für  einen  sehr 
großen  Teil  der  Exportindustrie. 

Alle  Industrien  sind  erst  im  Entstehen  begriffen.  In 
Europa  ist  es  ein  sehr  schwieriges  Problem,  Industrien  von 
den  Städten    auf    das  Land    zu   verlegen.    Im    allgemeinen 
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sind  aber  Industrien  die  Voraussetzung  für  ein  wirtschaft- 
liches Gedeihen  der  Gartenstädte.  In  Palästina  haben  wir 
mit  diesen  Schwierigkeiten  nicht  zu  rechnen,  wenn  wir  von 
vornherein  bei  der  Gründung  neuer  Siedlungen  geeignete 
Industrien  berücksichtigen.  Eine  Verbindung  von  Stadt 
und  Land  wird  dadurch  erleichtert,  als  in  Palästina  eigent- 
lich damit  nichts  neues  geschaffen  wird,  sondern  nur  die 
bisherige  Wirtschaftsweise  ins  Moderne  übertragen  zu  wer- 
den braucht. 

Wie  ich  schon  im  ersten  Teil  betonte,  sind  alle  palästi- 
nensischen Städte  Landstädte,  keine  hat  die  Verbindung 
mit  dem  Lande  verloren,  andererseits  haben  die  jüdischen 
Kolonien  einen  ganz  bemerkenswerten  städtischen  Anstrich. 

Wir  haben  schon  hervorgehoben,  daß'  die  palästinensi- 
sche jüdische  Landwirtschaft  »nicht  mit  der  im  allgemeinen 
in  Europa  üblichen,  zu  identifizieren  ist;  sie  ist  zum  über- 
wiegenden Teil  Pflanzungswirtschaft  tuid  daher  leben  in 
den.  jüdischen  Kolonien  prozentual  mehr  Menschen 
von  städtischen  Berufen  als  in  Agrarländern  wie  Rußland 
von  städtischen  Berufen  überhaupt.  Mit  einem  Schlagwort 
kann  man  sagen:  Wenn  es  den  Begriff  „Gartenstadt"  nicht 
gäbe,  so  müßte  man  ihn  für  Palästina  erfinden. 

Das  Ziel  einer  zionistischen  Kolonisation  sollte  es 
sein,  daß  möglichst  jede  jüdische  Famüio,  die 
nach  Palästina  geht,  zum  mindesten  nebenberuQich,  land- 
wii-tschafthch  tätig  ist.  Wir  erreichen  dadurch,  daß  der  be- 
grenzte palästinensische  Boden  für  Hunderttausende  von 
Familien  vöHig  ausreicht,  daß  Palästina  durch  Arbeit  er- 
worben wird,  und  die  Juden  wahrhaft  mit  dem  Lande  der 
Väter  verbunden  werden.  Wir  erreichen  eine  Besiedlungs- 
dichte,  die  sonst  unmöglich  wäre,  eine  Unabhängigkeit  von 
dem  Weltmarld  an  der  Stelle,  wo  sie  möglich  ist.  Für  die 
Durchfülirung  des  Werkgedankens  aber  ist  es  wesentlich, 
daß  der  Einzelne  nicht  mehr  mit  einer  Arbeit  rettungslos 
verknüpft  ist,  da  eine  Variation  der  Arbeit  eintritt.  Acht- 
stündige industrielle  Arbeitsschichten  wird  es  nicht  mehr 
geben:  Der  Arbeiter  hat  es  nicht  mehr  nötig,  da  er  einen 
Teil  seiner  Lebensbedürfnisse  aus  der  Landwirtschaft  ge- 
winnt.  Er   ist    in    der  Industrie  wie  in  der  Landwirtschaft 
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tätig;  die  'Arbeit  an  beiden  Stellen  kann  dadurch    nur    ge- 
winnen. 

So  werden  wir  in  Palästina  durch  die  Verbindung» 
von  Stadt  und  Land  neue  Formen  schaffen,  die  den 
Juden,  die  nach  Palästina  gehen,  einen  Teil  von  dem  zu- 
rückgeben, was  sie  in  Jahrhunderten  in  Europa  verloren 
haben. 

* 

Die  jüdische  Kolonisation  steht  vor  einem  ungeheuren 
Aufgabenkreis ;  sie  wird  die  Erfahrungen  aller  Länder  be- 
nutzen, doch  ihre  eigenen  Wege  gehen  zur  Verwirklichung 
.ihres  Zieles.  Und  wenn  wir  einer  Hoffnung  Ausdruck 
geben  dürfen,  so  ist  es  diese,  daß  unsere  Betrachtungen 
nicht  zur  Literatnr  über  die  Kolonisation  Palästinas  ge- 
hören, sondern  einen  kleinen  Baustein  zur  Kolonisation 
selbst  beitragen. 
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